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Local Power –
Mehr Bürgerengagement durch
Governance?

In den vergangenen Jahren haben sowohl die
Debatte um bürgerschaftliches Engagement als
auch um Governance-Prozesse, das heißt einer
politischen Problemlösungssuche unter Einbe-
ziehung (neuer) nichtstaatlicher Akteure, an
Relevanz gewonnen. Bisher jedoch sind beide
Debatten weitgehend getrennt voneinander ge-
führt worden. Dieses Themenheft will die Zu-
sammenhänge beider Diskussionen deutlich
machen. Gerade auf lokaler Ebene, auf der ein
Großteil des bürgerlichen Engagements statt-
findet, lassen sich neue Beteiligungsformen an
politischen Prozessen ausmachen und die Ein-
bindung des bürgerschaftlichen Engagements
in politische Entscheidungsprozesse gut unter-
suchen.

Bürgerschaftliches Engagement steht für
vielfältigste Aktivierungsformen. Diese Vielfalt
umfasst die freiwillige bzw. ehrenamtliche Über-
nahme öffentlicher Funktionen, klassische und
neue Formen des politischen, sozialen, kultu-
rellen oder ökologischen Engagements, die ge-
meinschaftsorientierte bzw. von Solidarvorstel-
lungen geprägte Eigenarbeit und auch die Selbst-
hilfe1. Das politische, das subpolitische und das
vorpolitische Engagement werden also unter den
Begriff des bürgerschaftlichen Engagements
subsumiert. Mit Blick auf Local Governance ist
indes vor allem das subpolitische und politi-
sche Engagement von Bedeutung (siehe hierzu
den Beitrag von Annette Zimmer zum bürger-
schaftlichen Engagement).

Die Debatte um Zivilgesellschaft und bür-
gerschaftliches Engagement wird in Konzepten
von Local Governance auf die Diskussion über
den Wandel politischer Steuerung bezogen (sie-
he hierzu den einführenden Beitrag von Brigitte
Geißel). Seit den 1990er Jahren lässt sich eine
intensive politikwissenschaftliche Auseinander-
setzung beobachten, die sich mit Steuerung und

Beteiligungsformen beschäftigt und sich zum
Teil aus den internationalen Diskussionen um
Global Governance auf die anderen Ebenen aus-
gedehnt hat – zunehmend werden auch regiona-
le und lokale Bezugspunkte thematisiert.

Bei aller Vielfältigkeit der unterschiedlichen
Sichtweisen und Konzeptionen können zwei
Stränge der Governance-Debatte grob unter-
schieden werden (Brunnengräber et al./ 2004):
Zum einen ein auf Effektivität und Effizienz des
Regierens ausgerichteter Steuerungsansatz und
zum anderen ein auf Inklusion und Partizipati-
on ausgerichteter normativer Ansatz.

Der weitaus größte Teil der Diskussion über
Governance beschäftigt sich mit Fragen der
‚effektiven‘ Steuerung und der Umsetzung bzw.
Institutionalisierung spezifischer Problemlösun-
gen. Governance wird in der Regel in Abgren-
zung zu oder als Erweiterung von Government
– also von rein staatlichen Aktivitäten – ge-
braucht. An der Durchsetzungsfähigkeit der eta-
blierten Institutionen werden erhebliche Zwei-
fel laut, dementsprechend impliziert der Begriff
neben der Kritik an bisherigen Formen des Re-
gierens ein verändertes Aufgabenverständnis
des Staates (Benz 2004).

Governance beschreibt vor diesem Hinter-
grund eine vom traditionellen Regieren (‚Go-
vernment‘) abweichende Art des Koordinierens
gesellschaftlicher Interaktionen. Diese Art der
Steuerung ist gekennzeichnet durch kooperati-
ve Koordinationsformen und durch das Merk-
mal der Horizontalität. Beeinflusst durch mak-
rostrukturelle Transformationen, so die Annah-
me, wird die Gesellschaft immer weniger durch
einen dominanten Staat als vielmehr im Zusam-
menspiel mehrerer Akteure reguliert. Mit dem
Slogan ‚from government to governance‘ ver-
bindet sich denn auch die Kritik an einem zu-
nehmenden Versagen des Staates mit der Suche
nach einem neuen Staatsverständnis (Benz 2001;
Ellwein/Hesse 1994). Gemeint ist hiermit, dass
nur unter gemeinsamem Einbezug von Staat,
Wirtschaft und Gesellschaft die aktuellen ge-
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sellschaftlichen und wirtschaftlichen Probleme
gelöst werden können. Dies berührt die Ent-
scheidungsprozesse, die Implementation von
Policies sowie den Einbezug öffentlicher und
privater Akteure in den Problemlösungsprozess
(Haus/Heinelt 2005: 19).

Betont werden muss, dass die Rolle des Staa-
tes und die Formen der Steuerung in den unter-
schiedlichen Governance-Konzepten durchaus
variieren. Häufig wird in den Governance-Ana-
lysen vom kooperativen und moderierenden
Staat gesprochen, ohne dass dieses veränderte
Rollenverständnis wirklich empirisch nachge-
wiesen wäre (Benz 2001). Denn wer genau die
(legitimierten) Akteure sind, die in neuen Go-
vernance-Arrangements eine Rolle spielen,
bleibt in vielen wissenschaftlichen Analysen
ebenso unklar wie die Aussagen über Formen
und Richtungen der Governance-Aktivitäten
bzw. über deren mögliche Auswirkungen. Ob-
wohl sich also Machtanwendung und Herrschaft
verändern und nicht mehr vorwiegend im Staat
oder seinen Institutionen verortet werden kön-
nen, gibt es wenige Analysen, die sich mit die-
sen veränderten Machtverhältnissen intensiv
auseinandersetzen (für grenzüberschreitende
Netzwerke siehe Brand/Görg 2003).

Was wir allerdings beobachten und täglich
nachlesen können, ist der Tatbestand, dass sich
der Sozialstaat alter Prägung verändert in Rich-
tung eines marktgerechten Dienstleistungsstaa-
tes. Mit der Verlagerung von Verantwortlich-
keiten in andere Handlungsarenen und -gremi-
en sowie neuen Akteurskonstellationen und In-
teressenlagen können auch bislang von Um-
strukturierungen ausgenommene sozial-politi-
sche oder sozial-ökologische Bereiche neu struk-
turiert werden. Einige Autoren weisen beispiels-
weise darauf hin, dass gerade die breite Akzep-
tanz einer veränderten Rolle des Staates diesem
die enormen Kürzungen im sozialen Bereich
erleichterten (Pierre/Peters 2000). In diesem
Zusammenhang analysiert Margit Mayer im
vorliegenden Heft die Instrumentalisierung von

Drittsektor-Organisationen in der Arbeitsmarkt-
politik, stellt Sandra Kotlenga die beschäfti-
gungspolitischen Potenziale des Dritten Sek-
tors dar und macht Adalbert Evers in seinem
Beitrag deutlich, dass soziale Dienstleistungen
im Bereich der Kindertagesstätten erfolgreich
dann angeboten werden können, wenn sich
Politikstile jenseits traditioneller korporatisti-
scher Partizipationskonzepte entwickeln.

Dementsprechend entwickelte sich bürger-
schaftliches Engagement in den letzten Jahren
gleichsam zu einem ‚Zauberwort‘ für vermutete
Problemlösungsfähigkeit im Rahmen des sozi-
alen Umbaus. Dem bürgerschaftlichen Engage-
ment wurde die Fähigkeit zur sozialen Abfede-
rung wohlfahrtsstaatlicher Beschneidungen, aber
auch die Funktion eines Gegengewichts zu ei-
ner zunehmenden Kommerzialisierung und
Deregulierung weiter Bereiche des öffentlichen
Lebens zugeschrieben. Überlegungen aus einer
‚top-down‘-Perspektive politischer Steuerung,
wie öffentliche Aufgaben möglichst effektiv auf
die Schultern der Bürgergesellschaft geladen
werden können, widersprechen jedoch oftmals
dem Grundgedanken ‚bottom-up‘ gegründeter
Vereinigungen und Bürgergruppen. Solche
oftmals ressourcenarmen Gruppen haben sich
in den letzten Jahren im lokalen Raum zu lose
gekoppelten Netzwerken zusammengeschlos-
sen und damit – etwa in Form von Arbeitslo-
sen- und Obdachloseninitiativen – auf die sich
verschärfenden Formen städtischer Armut im
lokalen Raum reagiert. Dies zeigt sich auch an
der verstärkten Gründung von Sozialforen auf
lokaler Ebene (siehe den Beitrag von Christoph
Haug, Simon Teune und Mundo Yang). Indem
Protestgruppen die Fragen nach den Kontext-
bedingungen, den Ursachen und  den treibenden
Kräften der aktuellen Umbauprozesse themati-
sieren, unterscheiden sie sich von Sportverei-
nen oder auch Quartiersmanagement. Allerdings
haben auch diese Organisations- und Hand-
lungsformen eine wichtige sozialintegrative
Rolle in der zivilgesellschaftlichen Entwicklung
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(zur Besonderheit der ostdeutschen Vereinsland-
schaft siehe den Beitrag von Wolfgang Vort-
kamp; zur kommunalen Vereinslandschaft mit
Blick auf Governance-Potenziale siehe den Bei-
trag von Thorsten Hallmann).

Anders als im ökonomischen Bereich, in dem
die Governance-Debatte schon wesentlich frü-
her einsetzte (Lindberg et al. 1991)2, wird in der
politikwissenschaftlichen Forschung der Go-
vernance-Begriff meist normativ gebraucht, d.h.
Governance wird implizit mit der Forderung
nach Demokratisierung verknüpft. Partizipati-
on stellt dabei einen der Schlüsselbegriffe dar,
denn der Grad, die Form und die Organisation
der Partizipation sind bestimmend für den De-
mokratisierungsprozess. Für Scharpf (1998)
können in Verhandlungssystemen die struktu-
rellen Demokratiedefizite nur dann ausgeglichen
werden, wenn eine ausreichende Partizipation
der Akteure gewährleistet ist. Die Öffnung ge-
genüber neuen Akteursgruppen bzw. die Pro-
blembearbeitung in informellen Netzwerken

wird bislang – bis auf einige Ausnahmen – als
Chance für den Ausbau von Kooperations- und
Kommunikationsmechanismen gesehen, die
Verzerrungen in Form korruptiver Seilschaften
werden eher vernachlässigt.

Wie können nun die eben dargelegten Kon-
zepte von Governance auf die lokale Ebene über-
tragen werden? Auf welche veränderten Poli-
tikformen deutet der Begriff Local Governance
hin? Die Debatte um Local Governance mit ih-
rem Bezugspunkt auf die städtische und kom-
munale Ebene hat unterschiedliche Traditionen
und Analyseperspektiven. Gemeinsam ist die-
sen Ansätzen, dass die Untersuchung der Zu-
sammenarbeit zwischen lokalen Akteuren des
öffentlichen, privatwirtschaftlichen und zivilge-
sellschaftlichen Bereichs zur Bearbeitung von
Problemen im Zentrum steht. Der Blick auf kom-
munale Politikprozesse wird also erweitert
(Benz 2004; Heinelt 2004). Zum einen haben
wir es mit Veränderungen der Kommunalpoli-
tik durch neue Formen direkter Demokratie und
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bürgerschaftlicher Partizipation zu tun. Zum
anderen hat die Governance-Diskussion dazu
beigetragen, dass das Lokale sich nicht nur auf
die Städte und Gemeinden als Gebietskörper-
schaften beschränkt, sondern als sozialer Raum
oder Funktionsraum betrachtet wird (Heinelt
2004). Die lokale Politikforschung will in die-
sem Zusammenhang die Gesamtheit von Poli-
tik in einem räumlichen ortsgebundenen Inter-
aktionssystem bzw. die Auseinandersetzung mit
spezifischen lokalen Akteurskonstellationen
untersuchen.

Diese Sichtweise steht in starkem Kontrast
zu einer von betriebswirtschaftlichen Überle-
gungen geprägten Ausrichtung der Verwaltungs-
wissenschaft und einer darauf bezogenen loka-
len Politikforschung während der 1990er Jah-
re. Hier wurden unter dem Begriff ‚New Public
Management‘ Umstrukturierungsvorschläge für
die Verwaltungspolitik unter Managementge-
sichtspunkten vorangetrieben. Aus dem priva-
ten Sektor wurden die leitenden Begrifflichkei-
ten, die Orientierung an ‚Effizienz‘ und ‚Kun-
den- und Qualitätsorientierung‘ übernommen
(Jann/Wegrich 2004)3. Mit zunehmender Kritik
an diesen New Public Management-Modellen
rückten die Governance-Ansätze und die Über-
legungen der Bürgerkommune in den Blick. Die
Einbindung gesellschaftlicher Akteure erschien
als eine gute Ergänzung zu den binnenorientier-
ten und betriebswirtschaftlichen Sichtweisen.

In diesem Sinne werden also mit der Gover-
nance-Diskussions  Beteiligung und Koopera-
tion immer stärker als Bedingung für effektives
Regieren ins Zentrum gerückt.

Eine Analyse der lokalen Ebene erscheint
aber noch aus anderen Gründen sinnvoll: Um
die 80 Prozent des bürgerschaftlichen Engage-
ments finden auf der lokalen Ebene statt. In den
Kommunen konnten die politischen Beteili-
gungsmöglichkeiten deutlich ausgeweitet wer-
den. Direktdemokratische Verfahren (Volksini-
tiative, Volksbegehren und Volksentscheide)
wurden eingeführt und häufiger genutzt, infor-

melle Initiativen, Stadtteilforen und soziale Grup-
pen sind vielerorts gestärkt worden (Roth 2000).
Allerdings steht diesem Ausbau von Partizipa-
tionsmöglichkeiten auf kommunaler Ebene ein
zunehmender Verlust an realen Gestaltungsop-
tionen gegenüber, da die Kommunen als ord-
nungspolitische Verlierer des deutschen Föde-
ralismus mittlerweile weithin unter Verschul-
dung und fehlenden Ressourcen zu klagen ha-
ben (zu den Auswirkungen dieser Entwicklung
auf den Kulturbereich siehe den Beitrag von
Lilian Schwalb).

Gerade im Falle der lokalen Ebene stehen
also die normativen Ansätze der Governance-
Analysen am ehesten mit der Realität in Kon-
trast, denn hier zeigt sich, inwiefern die allge-
mein formulierten Partizipationsansprüche rea-
lisiert werden. Die Engagementbereitschaft der
Bürger und Bürgerinnen ist hier am größten; sie
werden sich auf längere Zeit aber nur dann en-
gagieren, wenn ihre Vorschläge und Anliegen
auch umgesetzt werden. Notwendig und in der
Praxis zum Teil auch gefordert werden deshalb
Beteiligungsgarantien, vermehrte Zugangsmög-
lichkeiten und breite Informationen.

Die Einbindung von Bürgerinnen und Bür-
gern in die Entscheidungsprozesse auf kom-
munaler Ebene kann die Möglichkeiten und
Potenziale des bürgerschaftlichen Engagements
nutzen und zu seiner Entfaltung beitragen. Die
Unüberschaubarkeit neuer Governance-Struk-
turen, die Möglichkeit der Instrumentalisierung
zivilgesellschaftlicher Akteure nach staatlichen
Vorgaben oder wirtschaftlichen Interessen, aber
auch fehlende Ressourcen zur Umsetzung von
im lokalen Raum getroffenen Entscheidungen
können jedoch ebenso zu neuen Enttäuschun-
gen und zum Rückzug von Engagierten füh-
ren.

Lilian Schwalb, Münster/Heike Walk, Ber-
lin/Ansgar Klein, Berlin/Ludger Klein, Sankt
Augustin/Stefan Niederhafner, Berlin/Jan Roh-
werder, Aachen
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Anmerkungen

1 Siehe dazu den Abschlussbericht der Enquete-
Kommission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen
Engagements‘. Das Forschungsjournal hat sich
in mehreren Themenheften mit dem bürger-
schaftlichen Engagement auseinandergesetzt –
genannt seien hier beispielhaft die Themenhefte
‚In Amt und Ehren. Zukunft bürgerschaftlichen
Engagements‘ (Heft 2/2000); ‚Konturen der
Zivilgesellschaft. Zur Profilierung eines Be-
griffs‘ (Heft2/2003) und ‚Zwischen Meier und
Verein. Modernisierungspotentiale im Ehren-
amt‘ (Heft 1/2004).
2 Die ökonomische Debatte widmet sich zuvor-
derst der Frage nach der Steuerung moderner
kapitalistischer Wirtschaftssysteme und der Fra-
ge nach den Interaktionen privatwirtschaftlicher
Unternehmen mit der Umwelt bzw. nach der
Binnenstruktur der Unternehmen (Corporate
Governance).
3 Oftmals blieb von der angestrebten Verbesse-
rung des Verhältnisses zwischen Politik und
Verwaltung bzw. Verwaltung und Bürgern we-
nig übrig; die Verwaltungsmodernisierung ent-
puppte sich in vielen Bereichen als einseitige
Sparstrategie.
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Während zu fast allen bedeutenden Spitzenor-
ganisationen oder Dachverbänden wissenschaft-
liche Untersuchungen vorliegen, gibt es zum
Deutschen Naturschutzring (DNR) – dem viert-
größten Dachverband in Deutschland bisher –
keine eigenen Studien. Dies ist an sich verwun-
derlich, da – gemessen an den Mitgliederzahlen
– vor dem DNR mit seinen über 5 Millionen
Einzelmitgliedern der ihm angeschlossenen Ver-
bände nur der ADAC mit gut 15 Mio., der Deut-
sche Sportbund (DSB) mit gut 12 Mio. und der
DGB mit knapp 8 Mio. Einzelmitgliedern ran-
gieren. Möglicherweise liegt es aber auch dar-
an, dass dem DNR  nur ein geringer Stellenwert
zugemessen wurde. Diesem Defizit möchte der
folgende Beitrag kritisch entgegenwirken.

1 Gründung und Entwicklung des
DNR

Auf Initiative von Hans Klose, dem Leiter der
staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege, grün-
deten Vertreter von 19 Verbänden am 26.8.1950
im Münchener Hofbräuhaus den Deutschen
Naturschutzring (DNR). Klose verstand den
DNR als Dachverband, um die Konkurrenz in-
nerhalb der verschiedenen Gruppen zu begrenz-
en und ein staatliches Monopol beim Natur-
schutz zu vermeiden. Nach seiner Auffassung
sollte der DNR groß genug werden, damit die
Öffentlichkeit, politische Parteien und Abgeord-
nete von ihm Notiz nehmen (Chaney 1998: 165).
Nach Ansicht von Klose sollte der Dachver-
band die Bestrebungen der Verbände koordi-
nieren, um den Naturschutz zu einer wirklichen
Volksbewegung werden zu lassen.

Im Gründungsaufruf wurde betont, dass
nicht allein der Zusammenschluss von Verei-
nen bezweckt wird, die im Naturschutz und der

Helmut Röscheisen

Der Deutsche Naturschutzring – Geschichte, Interessensvielfalt,
Organisationsstruktur und Perspektiven1

Landschaftspflege aktiv sind, sondern auch von
Vereinigungen, die an der Erhaltung deutscher
Natur und einer gesunden Wirtschaftslandschaft
Anteil nehmen, unabhängig von ihren besonde-
ren Interessensgebieten. Damit wurde eine ent-
scheidende Grundlage für die Zukunft des DNR
als Dachverband getroffen. Die so genannten
sekundären Naturschutzverbände wie Wander-
organisationen, Reiter, Jäger und Sportfischer
wurden nicht nur wie die Naturschutzverbände
Mitglied im DNR. Vielmehr waren sie aufgrund
ihrer Mitgliederstärke und Finanzkraft, begüns-
tigt durch unpräzise Regelungen in der DNR-
Satzung, von Anfang an gegenüber den primä-
ren Naturschutzverbänden in einer Mehrheits-
position. In der Folge konnte der DNR auf-
grund der Konflikte zwischen diesen Gruppie-
rungen bis Anfang der 1980er Jahre weder sei-
ner Koordinationsrolle nach innen noch seiner
Funktion als Vertreter des Verbandsnaturschut-
zes nach außen gerecht werden. Er war poli-
tisch weitgehend bedeutungslos. Hieran änder-
te auch die Namenserweiterung im Jahre 1970
‚Bundesverband für Umweltschutz‘ und die
damit angestrebte Aufgabenerweiterung wenig.2

Auf zwei größere Erfolge konnte der DNR
in seiner Anfangsphase zurückgreifen. Dank
seiner Lobbyaktivitäten erklärte die Ständige
Konferenz der Kultusminister der Länder am
12.12.1952 Naturschutz und Landschaftspfle-
ge zum Gegenstand des Unterrichts in allen ein-
schlägigen Fächern sämtlicher Schularten. Die-
ser Beschluss galt auch als Vorbild für die Un-
terrichtsverwaltungen der anderen europäischen
Staaten. Bei der Durchführung des Europäi-
schen Naturschutzjahres des Europarates in
Deutschland durch den DNR im Jahre 1970
konnte erstmals ein Durchbruch in der öffentli-
chen Meinung erzielt und breiten Bevölkerungs-

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 3/2005
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kreisen die lebensnotwendige Bedeutung des
Natur- und Umweltschutzes bewusst gemacht
werden. Neben zahlreichen Veranstaltungen,
Presseaktivitäten und Wettbewerben fanden
Großkundgebungen in den Hauptstädten aller
Bundesländer mit den Ministerpräsidenten so-
wie eine Abschlusskundgebung in Bonn mit
einer Ansprache des Bundeskanzlers statt.

2 Umweltbewegung im Beziehungsge-
flecht zum DNR

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umwelt-
schutz (BBU) gilt als die erste von der Umwelt-
bewegung geprägte Organisation. In Form eines
lockeren Netzwerkes unterstützte er die umwelt-
politischen Einzelforderungen seiner Mitglieder-
organisationen. Bemerkenswerterweise fand die
Gründung des BBU im Jahre 1972 durch 15
Bürgerinitiativen auch auf Initiative von Minis-
terialbeamten aus dem Bonner Bundesinnenmi-
nisterium statt, die sich dadurch ein gewisses
Gegengewicht zu den übermächtigen Wirtschafts-
interessen in der Umweltpolitik versprachen.

Die Bedeutung des BBU wuchs insbeson-
dere mit den Auseinandersetzungen um die
Atomenergie. An fast allen bestehenden oder
geplanten Standorten von Atomkraftwerken bil-
deten sich Anti-AKW-Gruppen. Sie traten dem
BBU bei oder schlossen sich in einer informel-
len Landes- bzw. Bundeskonferenz der Atom-
kraftgegner zusammen. Mit der ersten Großde-
monstration und der anschließenden Bauplatz-
besetzung im badischen Wyhl fand der Atom-
konflikt bundesweite Aufmerksamkeit. Es folg-
ten Massendemonstrationen 1976 und 1977 in
Grohnde, Brokdorf und Kalkar, dem Standort
des geplanten Schnellen Brüters (Rucht 1994:
448f.). Dem BBU fiel dabei die Funktion eines
Sprechers für die lokalen und regionalen Anti-
Atom-Gruppen zu. Er entwickelte sich zur
Speerspitze der Ökologiebewegung. Anstelle
umweltpolitischer Einzelforderungen wurde der
Gegenentwurf einer ökologisch orientierten

Gesellschaft formuliert. Bewegungstypische
Appellative (wie Demonstrationen und Protest-
kundgebungen) und direkte Aktionsformen, vor
allem Blockaden und Besetzungen, gewannen
an Bedeutung.

Neben dem BBU ist und war vor allem der
BUND die dominante Organisation in der Um-
weltbewegung. Nach längerer Diskussion in-
nerhalb der Gruppe Ökologie, der namhafte
Persönlichkeiten wie Bernhard Grzimek, Ro-
bert Jungk, Horst Stern, Bodo Monstein, Fre-
deric Vester und Hubert Weinzierl angehörten,
ob die Gründung einer neuen (grünen) Partei
oder eines neuen Verbandes sinnvoller sei, kam
es am 20. Juli 1975 in Marktheidenfeld (Main)
zur Gründung des ‚Bund Natur- und Umwelt-
schutz‘, der zwei Jahre später in den ‚Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland‘
(BUND) umbenannt wurde. Die Initiative zur
Gründung ging maßgeblich vom Bund Natur-
schutz in Bayern aus. Im Gegensatz zum Deut-
schen Naturschutzring (DNR) sollte eine bun-
desweite reine Natur- und Umweltschutzorga-
nisation aufgebaut werden, die nicht durch ei-
nen Dauerkonflikt zwischen primären und se-
kundären Naturschutzverbänden gelähmt ist
(Ellwein et al. 1981: 7).

Hinzu kam die inzwischen beim Bund Natur-
schutz (BN) durch Hubert Weinzierl angestoße-
ne kritischere Einstellung zur Atomenergie: Bis
1972 bejahte der BN den Einsatz der Atomener-
gie und unterschied sich bis dahin nicht von der
Position des DNR zur Atompolitik. Erst 1979
erklärte der BN seine klare Ablehnung der Kern-
energie. Ohne die von der Anti-AKW-Bewegung
angestoßene gesellschaftliche Diskussion der
Atomenergie und den massiven Widerstand an
den geplanten Standorten und ohne den großen
‚Störfall’ Harrisburg ist der Wandel im BN kaum
erklärbar (Hoplitschek 1984: 119).

Die Zweck- und Zielsetzung des BUND galt
gleichermaßen dem Natur- und dem Umwelt-
schutz. Das Grundproblem sah man in der bis-
herigen Wachstumsideologie. Nicht quantitatives,
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sondern qualitatives Wachstum sei erforderlich.
Auf diese Weise würden durch Umweltschutz
keine Arbeitsplätze beseitigt, sondern neue ge-
schaffen werden, etwa im Energiebereich. Diese
Forderungen nach einem grundsätzlichen Über-
denken unser aller Wirtschafts- und Lebenswei-
se verbanden den BUND ideologisch mit dem
BBU und machten vereinzelte gemeinsame Akti-
onen möglich (Ellwein et al. 1981: 10-13).

Unter dem Einfluss der Umweltbewegung
wurden die meisten der traditionellen Natur-
schutzverbände nach und nach stärker politi-
siert und betrachteten sich schließlich selbst als
Teil der Umweltbewegung. Diese Entwicklung
verstärkte sich durch die Gründung neuer und
sehr aktiver Umweltverbände wie Greenpeace
Deutschland im Jahre 1980 und Robin Wood
zwei Jahre später. Vor allem die wachsende
umweltpolitische Bedeutung des BUND und
seine klare Ablehnung der Atomenergie
beeinflussten andere Verbände. Innerhalb des
Deutschen Bund für Vogelschutz (DBV) waren
es die Jugendgruppen, die Änderungen herbei-
führten. Sie verwiesen auf den Zusammenhang
zwischen Naturzerstörung und unserem Wirt-
schaftssystem und gründeten 1982 die DBV-
Jugend mit eigener Satzung und Grundsatzpro-
gramm. Die Konflikte mit dem DBV nahmen
dadurch zu. Neue bisher im DBV nicht behan-
delte Themen wie Wirtschaftspolitik, Energie,
Tourismus, Außen- und Friedenspolitik setzten
die Jugendlichen auf die Tagesordnung.

Die Ziele der traditionellen Naturschutzver-
bände änderten sich in den 1980er Jahren. Statt
einzelner Naturschutzaspekte standen zuneh-
mend die politischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Ursachen der Umweltzerstö-
rung im Mittelpunkt. Damit knüpfte die Natur-
schutzbewegung an ihre frühere kritische Ein-
stellung gegenüber der technisch-wirtschaftli-
chen Entwicklung an, die nach dem Zweiten
Weltkrieg weitgehend verstummt war. Die Na-
turschutzverbände griffen das Anliegen der
Umweltbewegung auf, Natur- und Umwelt-

schutzinteressen über die Mobilisierung der öf-
fentlichen Meinung und in Konfrontation ge-
genüber Staat und Wirtschaft durchzusetzen.

3 Die Natur- und Umweltschutzver-
bände in der DDR

Mit der ‚Verordnung zur Überführung von
Volkskunstgruppen und volksbildenden Verei-
nen in die bestehenden demokratischen Mas-
senorganisationen‘ vom 12.1.1949 begann die
Geschichte der Natur- und Heimatfreunde im
Kulturbund. Die vorhandenen bürgerlichen
Naturschutzvereine galten als reaktionär. Durch
die Einbindung in den Kulturbund sollte Ein-
fluss genommen und Kontrolle ausgeübt wer-
den. Aufgabe der Natur- und Heimatfreunde
waren u.a. die Mitwirkung bei der Auswahl von
Schutzgebieten, deren Inventarisierung und Pfle-
ge, die Zuarbeit zu Landschaftspflegeplänen,
Öffentlichkeitsarbeit in Form von Vorträgen,
Exkursionen, Ausstellungen und Landeskultur-
tagen sowie die Arbeit in Fachausschüssen und
Arbeitskreisen.

1980 kam es mit Unterstützung des Minis-
terrats zur Gründung der ‚Gesellschaft für Na-
tur und Umwelt‘ (GNU) im Kulturbund. Die
Verselbständigung des Natur- und Umwelt-
schutzes in einer eigenen Fachgesellschaft er-
folgte wegen der erheblichen Ausweitung der
Aufgaben im Umweltschutz. Es war aber auch
eine Reaktion auf die Bildung unabhängiger
Umweltgruppen unter dem Dach der Kirche.
Die GNU fand bei den Teilen der Bevölkerung
keine Anerkennung, die ein kritisches Auftreten
gegenüber den Staatsorganen verlangten. Die
Geheimhaltung von Umweltdaten und die Um-
weltzerstörung durch Großbetriebe, militärische
Einrichtungen oder auch prominente Parteimit-
glieder wurde in ihren Augen von der GNU
nicht energisch genug angeprangert.

Unabhängige Umweltgruppen bildeten sich
seit dem Ende der 1970er Jahre vor allem unter
dem Dach der evangelischen Landeskirchen. Am
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bekanntesten wurden das Kirchliche For-
schungsheim Wittenberg, die Umweltbibliothe-
ken in Berlin und Leipzig, ARGUS Potsdam
und das 1988 von der Umweltbibliothek Berlin
initiierte Netzwerk Arche, das die Arbeit der
kirchlichen Gruppen koordinieren sollte. Auf
Anregung von ARGUS Potsdam wurde bei ei-
nem Treffen von Stadtökologiegruppen im No-
vember 1989 zur Gründung der Grünen Liga
aufgerufen. Kurz darauf entstand am 3. und 4.
Februar 1990 in Buna, einem Ort mit den größ-
ten Umweltproblemen in der DDR, die Grüne
Liga. Von den westdeutschen Umweltverbän-
den wurde die neue Organisation als letzter un-
abhängiger Umweltverband aus der ehemali-
gen DDR vor allem vom Dachverband  DNR
von Anfang an unterstützt. Die Grüne Liga ver-
steht sich als parteiübergreifendes Netzwerk von
Bürgerinitiativen und als Interessenvertretung
von Gruppen und Einzelpersonen in den neuen
Bundesländern, die sich für Natur- und Um-
weltschutz und eine friedensfähige Gesellschaft
einsetzen.

4 Impulse und Leistungen des DNR
4.1 Koordinierungsaufgaben

Im Zentrum der Aufgaben des DNR steht die
Koordinierung der politischen Aktivitäten sei-
ner Mitglieder. Erst nach den erfolgreich durch-
geführten Strukturreformen Ende der 1980er
Jahre und nach Überwindung der Dominanz
sekundärer Naturschutzverbände, die als Haupt-
zweck Natursportaktivitäten oder Jagdinteres-
sen verfolgen, gelangen dem DNR die von ihm
erwarteten Koordinierungsleistungen.

Die Analyse der zahlreichen und wichtigen
Impulse des DNR für eine Änderung des Na-
tur- und Artenschutzrechts lassen ein konse-
quentes und inhaltlich konsistentes Handeln aus
der Sicht primärer Naturschutzverbände eindeu-
tig erkennen. Die Koordinierungsaktivitäten des
DNR bleiben aber durch das bis zum Schluss
im Verband strittige Verhältnis Sport und Na-

turschutz ausgesprochen schwierig. Die sekun-
dären Naturschutzverbände setzten sich mit ih-
ren Vorstellungen zur Sonderrolle von Natur-
sportverbänden und deren umfassenden Betei-
ligungsrechten ausgerechnet bei der Formulie-
rung der DNR-Eckpunkte im Vorfeld der No-
velle des Bundesnaturschutzgesetzes durch die
rot-grüne Bundesregierung 2002 weitgehend
durch. Dies blieb auch nicht ganz folgenlos für
das Gesetzgebungsverfahren. So werden jetzt
Natursportverbände ebenso wie den Natur-
schutzverbänden Beteiligungsrechte im Rahmen
des Gesetzes eingeräumt, wodurch sich der Ein-
fluss der Naturschutzverbände verringern kann.

Trotzdem wurde die Koordinierungsfunkti-
on des DNR aufgrund seiner fachlicher Kom-
petenz von dessen Mitgliedsverbänden nie ernst-
haft angezweifelt. Schließlich trugen die Eck-
punkte des DNR zusammen mit den jeweiligen
Papieren von BUND und Naturschutzbund
(NABU) zur erfolgreichen Reform des Bun-
desnaturschutzgesetzes (BNatSchG) im Jahre
2002 wesentlich bei.

Wie sehr der DNR als Koordinierungsin-
stanz innerhalb der Umweltbewegung akzep-
tiert ist, zeigten gerade die Bemühungen zur
Erarbeitung eines Positionspapiers der deut-
schen Natur- und Umweltschutzverbände zum
bedeutsamen Thema Windenergienutzung auf
dem Meer. Dabei gelang dem DNR, trotz be-
achtlicher inhaltlicher Differenzen auch inner-
halb einzelner Organisationen, die Abfassung
dieses Papiers, das mit Ausnahme von Green-
peace und dem BBU die Zustimmung aller Ver-
bände fand. Greenpeace und BBU war es zu
naturschutzlastig; der weitere Ausbau der Wind-
energie würde dadurch erschwert.

Als größte Herausforderung mit Blick auf
die Koordinierungsfähigkeit des DNR gelten
seit dem Ausschluss des Deutschen Jagdschutz-
Verbandes (DJV) 1986 aus dem DNR die
Bemühungen zur Reform des Bundesjagdge-
setzes (BJagdG). Eine Materie, die durch eine
stark emotional geführte Auseinandersetzung in

Helmut Röscheisen
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unserer Gesellschaft gekennzeichnet ist.
Zugleich bestehen zur Jagd auch tief greifende
unterschiedliche Auffassungen innerhalb der
DNR-Mitgliedsverbände. Die erfolgreiche
Überwindung der Interessensdivergenzen im
DNR wird anhand der DNR-Aktivitäten zur
Reform des BJagdG eindrucksvoll bestätigt.
Obwohl es immer wieder – sowohl von außen
durch den DJV und die Jagdpresse, als auch
von innen durch die sekundären Naturschutz-
verbände – ernsthafte Versuche gab, die DNR-
Vorstöße für eine Jagdreform zu verhindern,
konnten nach einem mehrjährigen und intensi-
ven Diskussionsprozess klar strukturierte und
unmissverständlich formulierte Eckpunkte als
Grundlage einer Gesetzesreform verabschiedet
und öffentlich vorgestellt werden. Sie trugen
maßgeblich zur im Koalitionsvertrag 2002 ver-
einbarten Reform des BJagdG bei.

Wie erbittert allerdings um diesen Weg ge-
rungen wurde, sieht man auch an der Distanzie-
rung einiger Mitgliedsverbände von den Eck-
punkten, die am Schluss des DNR-Papieres
namentlich aufgeführt werden mussten. Ein-
drucksvoller lässt sich die Berücksichtigung
divergierender Interessen bei der politischen
Willensbildung im DNR kaum dokumentieren,
zumal durch die Aufführung abweichender Vo-
ten einzelner Mitgliedsverbände die Position des
DNR geschwächt wird.

Auf uneingeschränkt große Akzeptanz sto-
ßen die wachsenden Aktivitäten des DNR auf
europäischer Ebene und zwar sowohl bei den
primären als auch bei den sekundären Natur-
schutzverbänden. Ihr Informations- und später
auch Mitwirkungsbedürfnis am EU-Gesetzge-
bungsverfahren können die Mitgliedsverbände
alleine kaum ‚befriedigen‘. Sie bedürfen dazu
der Service- und Koordinierungsangebote
durch den DNR. Die europäische Dimension
der Umweltpolitik wurde von den deutschen
Natur- und Umweltschutzverbänden erst gegen
Ende der 1980er Jahre richtig wahrgenommen.
Zu sehr war man mit nationalen Umweltthemen

beschäftigt. Brüssel lag fern und zudem konnte
eine Beeinflussung politischer Entscheidungs-
prozesse in Europa nicht in erster Linie durch
die in Deutschland bei den Umweltverbänden
vorherrschende Öffentlichkeitsarbeit erreicht
werden. Eine europäische Öffentlichkeit exis-
tiert nicht. Vielmehr ging es auf europäischer
Ebene darum, die EG-Kommission, den Minis-
terrat und das Europäische Parlament durch
Lobby-Aktivitäten zu beeinflussen – die bis
dahin bei den deutschen Umweltverbänden nicht
besonders ausgeprägt waren.

Neben der dominierenden nationalen Ebene
bietet die EU-Koordinationsstelle des DNR da-
her einen zweiten wesentlichen Servicebereich
für die Mitgliedsverbände. Inzwischen gilt die-
ses Angebot des DNR als beispielhaft für die
anderen Umweltverbände in der EU. Es hat
wesentlich dazu beigetragen, das Defizit der
deutschen Umweltverbände auf der europäi-
schen Ebene abzubauen und eine stärkere Be-
teiligung zu ermöglichen. Den Schwerpunkt der
Arbeit bildet die Informationsbeschaffung, -auf-
bereitung und -verteilung in Form des EU-Rund-
schreibens und die Abstimmung über wichtige
inhaltliche Fragen.

Ähnlich wie auf der EU-Ebene waren die
deutschen Umweltverbände im internationalen
Rio-Folgeprozess nur unzureichend vertreten.
Nach der Etablierung des organisatorisch beim
DNR angesiedelten ‚Forums Umwelt und Ent-
wicklung‘ beteiligen sich inzwischen zumindest
einige Verbandsvertreter sowohl von den Um-
welt- als auch von den Entwicklungsorganisati-
onen kontinuierlich an den Verhandlungen über
die Umsetzung und Gestaltung internationaler
Abkommen. Gemeinsam mit dem Dachverband
der Entwicklungsorganisationen venro hat der
DNR die Weichen für die Zukunft des ‚Forums
Umwelt und Entwicklung‘ gestellt und damit
einen wichtigen Beitrag zur Lösung globaler
Umweltprobleme etwa beim Klimaschutz und
der Erhaltung der biologischen Vielfalt geleis-
tet.

Der Deutsche Naturschutzring
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4.2Partizipationsmöglichkeiten der
Mitgliedsverbände

deren Gremien von Ministerien und Bundesbe-
hörden sind in ihrer Bedeutung nicht zu unter-
schätzen. Man kann in diesem Zusammenhang
durchaus die Bezeichnung ‚privilegierte Macht-
chancen‘ verwenden (Triesch/Ockenfels 1995:
32f.;68). Natürlich wächst das Interesse der Mit-
gliedsverbände, als DNR-Vertreter in einer In-
stitution mitzuwirken, je mehr dort die unmittel-
baren Interessen des eigenen Verbandes betrof-
fen sind.

 
Abb1.: Der DNR als soziales System

Die Integrationsstärke eines Verbandes hängt
auch davon ab, in welchem Umfang dem Ver-
band vom Gesetzgeber Privilegien zuerkannt
werden, wie etwa die Zuerkennung von Vertre-
tungsrechten. Der Informationsvorsprung und
die Einwirkungsmöglichkeiten für Verbandsver-
treter durch die Mitwirkung in Beiräten und an-

Helmut Röscheisen
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(1) Umweltgutachterausschuss (UGA)
Im Juni 1993 hat der Rat der Europäischen Ge-
meinschaften die Verordnung (EWG) 1836/93
über die freiwillige Beteiligung gewerblicher
Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem
für das Umweltmanagement und die Umwelt-
betriebsprüfung (EMAS) verabschiedet. In Er-
gänzung zum Ordnungsrecht ist dieses unter
der Bezeichnung Öko-Audit in der Öffentlich-
keit bekannte Instrument bei der Verbesserung
des betrieblichen Umweltschutzes sowohl un-
ter dem Gesichtspunkt der Vorsorge als auch
der Entbürokratisierung von Bedeutung. Das
auf dem Prinzip der Eigenverantwortung auf-
gebaute System benötigt aber die unabhängige
Kontrolle durch entsprechend ausgebildete Ex-
perten (Umweltgutachter). So regelt das 2002
novellierte Umweltauditgesetz die Aufgaben des
aus 25 Mitgliedern pluralistisch zusammenge-
setzten Umweltgutachterausschusses, dessen
Ausarbeitungen und Stellungnahmen besonde-
res Gewicht bei der Umsetzung von EMAS in
Deutschland haben.

Nach § 22 des Umweltauditgesetzes beruft
der Bundesumweltminister die Mitglieder des
UGA und für jedes Mitglied einen Stellvertre-
ter für drei Jahre auf Vorschlag der Bundes-
dachverbände der Wirtschaft, der freien Berufe,
der Gewerkschaften, der Umweltverbände und
damit des DNR sowie der zuständigen obersten
Bundes- und Landesbehörden. Für die drei den
Umweltverbänden zustehenden Sitze im UGA
bewarben sich bereits sehr frühzeitig der BUND,
NABU, UVP-Gesellschaft und der BBU beim
DNR, die sich alle seit längerem mit dem Thema
befasst hatten. Die Auswahl des BBU-Vertreters
für den Sitz im UGA war mit entscheidend für
die Mitgliedschaft des BBU im DNR in 1994.

(2) Teilnahme an Begleitgesprächen
zum Energiekonsens

Nach der Bundestagswahl 1998 und dem Re-
gierungswechsel zu rot-grün stand die Frage
des Ausstiegs aus der Atomenergie ganz oben

auf der politischen Tagesordnung. Bei den so
genannten Energiekonsensgesprächen versuch-
te die Bundesregierung, mit den Verantwortli-
chen der großen Energieversorgungsunterneh-
men (EVU) zu einer Einigung über die zeitliche
Fixierung des Atomausstiegs und die Festle-
gung von Restlaufzeiten zu gelangen. In Be-
gleitgesprächen sollten Vertreter aus der Wirt-
schaft, den Gewerkschaften und den Umwelt-
verbänden einbezogen werden. Im Februar 1999
lud der damalige Chef des Bundeskanzleramts,
Bodo Hombach, im Auftrag des Bundeskanz-
lers den Präsidenten des DNR, Wolfgang En-
gelhardt, und die Präsidenten der aus Sicht des
DNR für die Fragen der künftigen Energiever-
sorgung wichtigsten Mitgliedsverbände des
DNR ins Bundeskanzleramt ein. Wie hoch der
Stellenwert der Gesprächsrunde mit dem Bun-
deskanzler bei den Umweltverbänden einge-
schätzt wurde, ließen kritische Reaktionen von
Verbänden (wie die Umweltstiftung WWF
Deutschland) erkennen, die nicht beteiligt wor-
den waren.

(3) Verhandlungsgruppe nukleares
Endlager

Am 17.12.2002 legte die von Bundesumwelt-
minister Jürgen Trittin eingesetzte unabhängige
Expertengruppe ‚Arbeitskreis Auswahlverfah-
ren Endlagerstandorte‘ ihren Abschlussbericht
vor. Ziel der Verhandlungen war es, bis April
2004 in den relevanten Interessengruppierun-
gen und in der Politik einen möglichst breiten
Grundkonsens über die Notwendigkeit eines
Endlagers in tiefen geologischen Formationen
in Deutschland, über die Schritte des anzuwen-
denden Verfahrens, die Kriterien der Standort-
auswahl und die Sicherheitskriterien für die
Endlagerung zu erreichen. Die 13-köpfige Ver-
handlungsgruppe wurde aus den im Bundestag
vertretenen Fraktionen, der A- und B-Länder
im Bundesrat, der Energieversorgungsunterneh-
men, der Großforschungseinrichtungen, der
Gewerkschaft IG BCE, der niedersächsischen
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evangelischen Landeskirche, Greenpeace und
dem DNR gebildet. Die in der Thematik unmit-
telbar aktiven Mitgliedsverbände verständigten
sich darauf, an der Verhandlungsgruppe teilzu-
nehmen, und wählten eine Vertreterin des BUND
als Mitglied der Gruppe aus.

(4) ZDF-Fernsehrat und Rundfunkräte
in den Bundesländern

Im Dezember des Jahres 1983 analysierte der
DNR die Zusammensetzung des ZDF-Fernseh-
rats und der Rundfunkräte der Bundesländer
mit einem aus Sicht der Umweltverbände sehr
ernüchternden Ergebnis. Mit Ausnahme des
Bayerischen Rundfunks – dort vertritt Hubert
Weinzierl bereits seit vielen Jahren den Bund
Naturschutz im Rundfunkrat – waren als ge-
sellschaftlich relevante Interessengruppen u.a.
zwar Vertriebene, Kriegsopfer, Wohlfahrtsver-
bände, Heimat- und Kulturverbände, Industrie,
Handwerk, Gewerkschaften und Sportorgani-
sationen in den Räten vertreten, nicht aber die
Umweltschutzverbände. Dies lag offensichtlich
an den inzwischen überholten Strukturen aus
dem Jahre 1950. Manche der damals in Fern-
seh- und Rundfunkräte berufenen Repräsentan-
ten wichtiger gesellschaftlicher Gruppierungen
haben heute längst ihre Bedeutung eingebüßt.
Andere, wie die Umweltverbände, sind
größtenteils erst später entstanden. Mitte Feb-
ruar 1984 appellierte der DNR an die Minister-
präsidenten der Bundesländer, den Staatsver-
trag über die Errichtung eines Zweiten Fernse-
hens zu ergänzen und den Umweltverbänden
im Fernsehrat zwei Sitze einzuräumen. Ähnli-
che Forderungen richtete der DNR an alle Lan-
desregierungen. Es gelte, die jeweiligen Rund-
funkgesetze zu ergänzen und den Umweltver-
bänden mindestens einen Sitz in den Rundfunk-
räten zuzubilligen.

Entsprechend der gestiegenen Bedeutung
des Natur- und Umweltschutzes ist die Reprä-
sentanz der Umweltverbände in den Rundfunk-
räten der Bundesländer inzwischen selbstver-

ständlich. Seit 1994 sitzen mit Angelika Zahrnt
(BUND) und Jochen Flasbarth (NABU), bis
zu seinem Wechsel in das Bundesumweltminis-
terium, zwei führende Persönlichkeiten der
Umweltverbände im Fernsehrat des ZDF.

(5) Institutionelle Neugründungen

Der DNR hat maßgeblich an der Gründung
mehrerer Organisationen beigetragen, deren
Arbeit auch aus Sicht von DNR-Mitgliedsver-
bänden von größerem Interesse ist. Die aus Ver-
bandssicht sicherlich weitreichendste Neugrün-
dung ist der Verkehrsclub Deutschland (VCD).
Untergebracht zunächst in den Geschäftsräu-
men des DNR, entwickelte sich der VCD rasch
zu einem gewichtigen Umweltverband, der mit
seinen 70.000 Mitgliedern erfolgreich Einfluss
auf die Verkehrspolitik nimmt. So geht etwa die
Einführung der attraktiven BahnCard auf eine
Kampagne des VCD zurück.

(6) Kampagne

Die Kampagne zur Einführung der ökologi-
schen Steuerreform gilt als die bisher wichtigs-
te und erfolgreichste des DNR. Maßgeblich in-
itiiert von den beiden mitgliederstarken Verbän-
den BUND und NABU, die erkannten, dass
nur die gemeinsame Kraft der Umweltbewe-
gung das Thema politikfähig machen konnte,
beschloss die DNR-MV 1995 die ökologische
Steuerreform als Schwerpunkt der DNR-Ar-
beit für die Jahre 1996-1998.

Hauptziel der DNR-Kampagne war es –
entgegen dem vorherrschenden Trend –, die
ökologische Steuerreform politikfähig zu ma-
chen, nachdem der damalige Bundeskanzler
Helmut Kohl das Thema politisch ‚beerdigt‘
hatte. Die Mitgliederversammlung bestimmte die
jährlichen Arbeitsschwerpunkte entsprechend
den Kriterien Gefährdungspotential für die
Umwelt; Beitrag zur Verringerung der Umwelt-
belastungen (Eignung für problemadäquates
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Vorgehen, Erfolgsaussichten, richtiger Zeit-
punkt); Bedeutung des Themas für möglichst
viele Mitgliedsverbände; Beanspruchung vor-
handener Kapazitäten des DNR und seiner Mit-
gliedsverbände, Möglichkeit der Selbstdarstel-
lung der Verbände.3 Durch die intensive Betei-
ligung der Mitgliedsverbände an der Festlegung
der Arbeitsschwerpunkte des DNR wuchs de-
ren Bereitschaft zur Mitwirkung an der Umset-
zung der jeweiligen Vorhaben. Dies galt insbe-
sondere dann, wenn die Vorschläge – wie bei
der ökologischen Steuerreform – aus den Rei-
hen der Verbände stammten.

Mit mehr als 80 Veranstaltungen im gesam-
ten Bundesgebiet und einer zentralen Ab-
schlussveranstaltung in Berlin konnten das gro-
ße ehrenamtliche Engagement der Umweltver-
bände eindrucksvoll bewiesen und die Vorteile
der Öko-Steuer in der Öffentlichkeit verdeut-
licht werden. Als besonders attraktiv erwies sich
die ‚Gemeinsame Erklärung‘ mit einigen zen-
tralen Aussagen aus dem DNR-Positionspapier.
Sie wurde von 169 Unternehmen, 10 Gewerk-
schaften, 32 namhaften Verbänden und 46 Wirt-
schaftsprofessoren in einer bis dahin beispiel-
losen Koalition unterstützt. Veröffentlicht in ei-
ner großformatigen Anzeige in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung fand sie bundesweit ein
breites Echo. Mit der Bildung der rot-grünen
Bundesregierung und der Berücksichtigung der
Öko-Steuer bei den Koalitionsvereinbarungen
fand die DNR-Kampagne ihren erfolgreichen
Abschluss.

5 Strategiedebatte im DNR

Ebenso wie bei den Strukturreformen des DNR
in den 1980er Jahren ging die Initiative für eine
intensive Strategiedebatte von einem ehrenamt-
lichen Präsidiumsmitglied aus, das aus den Rei-
hen der Umweltbewegung kommt. Die Polito-
login Monika Zimmermann gehörte dem Vor-
stand des BBU an, ehe sie dann bei der DNR-
MV 1988 in den DNR-Vorstand gewählt wur-

de. Sie bestätigte in eindrucksvoller Weise die
Aussagen von Roland Roth, wonach soziale
Bewegungen die latente Funktion der Elite-Bil-
dung erfüllen können, aus ihnen fähige Persön-
lichkeiten hervorgehen, die das Vertrauen einer
größeren Anhängerschaft gewinnen, deren For-
derungen in politisches Handeln umsetzen und
dafür die Verantwortung übernehmen können
(Roth 1991: 439). Zimmermann, die auch eng
mit dem BUND zusammenarbeitete, setzte sich
zur Klärung der zukünftigen Rolle des DNR
für eine umfassende Strategiediskussion
ein.Grundlage der Strategiediskussion war eine
Umfrage unter den DNR-Mitgliedsverbänden
‚Strategien der Natur- und Umweltschutzver-
bände: Was kann und was soll der DNR leis-
ten?‘

Als Prioritäten bei den Aufgaben und Funk-
tionen des DNR wurden aufgeführt: die politi-
sche Vertretung (Lobby); die Ausarbeitung fach-
lich fundierter Stellungnahmen zu Gesetzen und
Verordnungen; die Koordinierung und Vernet-
zung nach außen wie nach innen; allgemeine
Öffentlichkeitsarbeit und die Vertretung auf der
internationalen Ebene.

Es gab eine ganze Reihe konkreter Vorschlä-
ge zur Intensivierung der DNR-Aktivitäten:
• bei der Mitgliederbetreuung: Präsenz von

DNR-Vertretern bei Veranstaltungen der
Mitglieder und Konzentration auf kleinere
Verbände;

• zur Koordinierung und Vernetzung: Runder
Tisch für verbandsinterne Abstimmung von
Grundsätzen und Strategien, Einrichtung
thematischer Arbeitskreise und Einbindung
in die DNR-Struktur, Erfahrungsaustausch
zwischen den Verbänden, regelmäßige Tref-
fen der Geschäftsführer zur Abstimmung
von Vorgehensweisen;

• fachwissenschaftliche Arbeiten sollen grund-
sätzlich nach außen an Universitäten oder
Institute vergeben werden;

• bei der Ausfertigung von Stellungnahmen
ist die Zuarbeit der Mitgliedsverbände ein-
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zufordern und ggf. die Federführung zur
Vermeidung von Doppelarbeiten abzugeben;

• der Aufbau einer Parlaments-, Parteien- und
hochrangigen Verbandslobby auf Ebene der
EU, des Bundes und der Länder wird
angeregt.

Nach den Vorstellungen der bei der DNR-Mit-
gliederversammlung eingerichteten drei Arbeits-
gruppen sollte der DNR auch Visionen entwi-
ckeln und deren Umsetzung unterstützen, um
die Gesellschaft zu verändern und eine Umori-
entierung der Wirtschaft zu erreichen, z.B. die
Schaffung entsprechender Rahmenbedingun-
gen, die Aufarbeitung von Spannungsfeldern
und die Vorbereitung auf internationale Fragen.
Bei Bewahrung der eigenen Integrität könnte
der DNR Staatsaufgaben mitgestalten. Eine
weitere Aufgabe könnte die Entwicklung von
Modellen in den Regionen unter Beteiligung
der dortigen Bevölkerung sein.

Auf besondere Aufmerksamkeit stieß das
Thema Lobbyarbeit. Sie ist beim DNR auf ganz
wenige und zumeist ehrenamtliche Personen
beschränkt. Eine kontinuierliche Betreuung der
Administration ist dadurch nicht möglich. Es
müssten mehr Hauptamtliche hierfür zur Verfü-
gung stehen und auch entsprechend geschult
werden. Die Kombination zwischen der Lob-
byarbeit der Einzelverbände mit ihren teilweise
exponierten Positionen und der gemeinsamen
Lobbyarbeit durch den DNR ist anzustreben.
Dazu bedarf es aber einer größeren Anerken-
nung und Legitimierung dieser Aktivitäten des
DNR durch seine Mitgliedsverbände. Ohne ein
größeres Zusammengehörigkeitsgefühl im DNR
dürfte dies kaum zu erreichen sein.

Intensiv diskutiert wurden die Koordinie-
rungsaktivitäten des DNR. Sie laufen bei be-
stimmten Themen gut, auch mit Nichtmitglie-
dern und auf internationaler Ebene. Der DNR
ist als Dachverband anerkannt und wird zeit-
weise sogar als ‚Lokomotive‘ und ‚Speerspit-
ze‘ der Umweltverbände eingesetzt. Zwischen
den kleinen und großen Mitgliedsverbänden ist

die Koordination allerdings nicht zufriedenstel-
lend. Insgesamt wird zuviel aufgegriffen und
zu wenig Kontinuität gezeigt. Vor allem mangelt
es an einer Erfolgskontrolle.

6 Dachverbandsdilemmata des DNR

Hey und Brendle (1994) konnten erstmals dank
der von ihnen durchgeführten Fallstudien ver-
gleichbare Dilemmata von Dachverbänden im
Umweltbereich auf nationaler und europäischer
Ebene aufzeigen. Sie führen die Probleme der
Dachverbände auf die Neigung der Einzelver-
bände zurück, die eigenen Interessen individu-
ell zu artikulieren und durchzusetzen. Die Au-
toren versuchen, das Spannungsverhältnis, in
dem Dachverbände stehen, in verschiedene
Konfliktbereiche aufzuteilen.

Zuvorderst ist das ‚Aufgaben- und Inter-
essendilemma‘ zu nennen. Die Entwicklung
des DNR zum Dachverband der primären Na-
turschutzverbände führt zunehmend zu einem
gewissen Spannungsverhältnis zu deren mit-
gliederstarken und einflussreichen Organisa-
tionen. Dem DNR gelingt es sehr viel leichter
als früher, zu zentralen Fragen eine klare Po-
sition zu beziehen und öffentlichkeitswirk-
sam zu vertreten. Konnte man dem DNR vor
der Reformphase seine Handlungsunfähigkeit
aufgrund stark divergierender Interessen vor-
werfen, gilt er inzwischen in den Augen der
mitgliederstarken primären Naturschutzver-
bände als zusätzlicher Akteur auf der öffentli-
chen Bühne.

So werfen BUND, NABU, WWF und VCD
dem DNR vor, wie ein eigenständiger Umwelt-
verband zu agieren und Aufgaben zu überneh-
men, die von seinen Mitgliedsverbänden aus-
geübt werden können. Der DNR melde sich in
Alltagsfragen zu oft zu Wort. Das läge aber in
ihrem Zuständigkeitsbereich und nicht in dem
des Dachverbandes. Dem DNR wird lediglich
zu ein oder zwei politische Themenstellungen
ein Alleinstellungsmerkmal zugebilligt. Der
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DNR habe gegenüber seinen Mitgliedsverbän-
den vielmehr eine Servicefunktion, vor allem
bei der Informationsbeschaffung und -aufbe-
reitung und den Koordinierungsaufgaben. Die
Kapazitäten seien vorwiegend für diese Aufga-
ben einzusetzen und stünden in der Konsequenz
für die Verfolgung eigener politischer Themen
nicht mehr zur Verfügung. Offensichtlich hoff-
ten die Verbände, dass der DNR weniger als
Mitkonkurrent in Erscheinung tritt, wenn er mit
seinen knappen Kapazitäten verstärkt Service-
aufgaben übernimmt.

Inzwischen hat der DNR sein Serviceange-
bot gegenüber den Mitgliedsverbänden gezielt
ausgeweitet und verbessert – zu Lasten eigener
Aktivitäten wie der Pressearbeit und öffentlich-
keitswirksamen Veranstaltungen. Die geänder-
te Prioritätensetzung ist bei den Mitgliedsver-
bänden sehr wohl positiv registriert worden und
die Bindung an den DNR dürfte zugenommen
haben.

Das ‚historische Dilemma‘, die mangelnde
Anpassung an veränderte Verbands-/Umwelt-
beziehungen, ist auch beim DNR anzutreffen.
War es dem DNR in seiner Anfangsphase weit-
gehend gelungen, die vielfältige Verbandsland-
schaft und insbesondere die sekundären Natur-
schutzverbände für eine Mitgliedschaft zu ge-
winnen, schlossen sich zunächst nur wenige
Organisationen der Ende der 1970er Jahre ent-
stehenden Umweltverbände und Bürgerinitiati-
ven dem DNR an. Erst nach der Überwindung
der divergierenden Verbandsinteressen und der
Weiterentwicklung des DNR zum Dachverband
vorwiegend primärer Naturschutzverbände nah-
men in den 1980er und 1990er Jahren die Bei-
tritte von Umweltverbänden und Bürgerinitiati-
ven zu.

Die zunächst unzureichende Reaktion des
Dachverbandes auf Veränderungen im Politik-
feld Umweltschutz gibt Hinweise auf ein ‚Funk-
tionendilemma‘. Zwar hat der DNR 1974 sei-
nen Namen durch den Untertitel ‚Bundesver-
band für Umweltschutz‘ erweitert. Seit Beginn

der 1970er Jahre hatte sich der Umweltschutz
als wichtiger Politikbereich in Deutschland eta-
bliert. Die lediglich formale Reaktion des DNR
hierauf war aber absolut unzureichend. Inhaltli-
che Beiträge zum Umweltschutz blieben wäh-
rend dieser Zeit von seiner Seite weitgehend
aus.

Dagegen hat der DNR die Einrichtung eines
eigenständigen Bundesumweltministeriums im
Jahre 1986 bereits einige Jahre zuvor gefordert.
Auf die wachsende Besetzung des Umweltthe-
mas durch die Wirtschaft und deren Versuch,
bestimmte Akzente zu setzen, etwa durch die
Veröffentlichung des Deutschen Industrie- und
Handelstages (DIHT) 1993 ‚Umweltpolitik
unter veränderten Bedingungen‘, reagierte der
DNR mit einer Gegenveröffentlichung. Als ad-
äquat kann ebenso die 1991 erfolgte Einrich-
tung der EU-Koordination durch den DNR als
Reaktion auf die zunehmende Verlagerung um-
weltpolitischer Entscheidungen auf die EU-Ebe-
ne bezeichnet werden.

Wie zu erwarten, ist das ‚Finanzdilemma‘
besonders ausgeprägt. Das Beitragsaufkommen
durch die Mitgliedsverbände ist nicht beliebig
steigerbar. Der Versuch der DNR-Geschäfts-
führung, weitere Finanzquellen zu erschließen,
etwa die Akquise von Erbschaften, scheiterte an
der Interessenslage der aus den Reihen der Mit-
gliedsverbände stammenden ehrenamtlichen
DNR-Präsidiumsmitglieder. Selbst die Durch-
führung von Projekten durch den DNR wird
mit einer gewissen Reserviertheit betrachtet. So
bleibt die institutionelle Förderung des DNR
durch das Bundesumweltministerium  und da-
mit - angesichts unsicherer öffentlicher Finan-
zen - ein gewisses Risiko sowie die Gefahr staat-
licher Abhängigkeit bestehen.

Eng mit der eigenen Finanzausstattung ver-
bunden ist das ‚Kapazitätendilemma‘. Vergli-
chen mit den mitgliederstarken Naturschutzver-
bänden verfügt der Dachverband DNR nur über
geringe Ressourcen. Will er den an ihn gerich-
teten Erwartungen gerecht werden, muss er sich
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auf seine Struktur bedingten Stärken konzent-
rieren. Mit dem Ausbau seiner Serviceleistun-
gen und der Konzentration auf Arbeitsschwer-
punkte versucht der DNR den Erwartungen sei-
ner Mitgliedsverbände gerecht zu werden. Ge-
rade die kleineren Mitgliedsverbände sehen im
DNR aber das Sprachrohr der Natur- und Um-
weltschutzverbände. Sie sind in der Regel stär-
ker auf den Dachverband angewiesen. Um die-
sem ‚Anspruchsdilemma‘ einigermaßen gerecht
zu werden, muss der DNR allerdings zugleich
Rücksicht auf die Interessen der mitgliederstar-
ken Naturschutzverbände nehmen. Bei einem
Austritt dieser Organisationen würde der DNR
an Einfluss verlieren.

Verschärft wird die Situation zudem durch
das existierende Defizit zwischenverbandlicher
Strategieüberlegungen. Zwar versucht der DNR
immer wieder, Absprachen über Aufgabenver-
teilung und Zusammenarbeit seiner Mitglieds-
verbände zu organisieren, etwa in Form von
regelmäßigen Geschäftsführerbesprechungen.
Es bleiben aber Unklarheiten über die Rolle der
einzelnen Verbände. Solange diese ‚Strategie-
und Effizienzdilemmata‘ fortbesteht, hat der
DNR Probleme, seine Rolle zu finden. Die gro-
ßen Einzelverbände stehen in diesem Zusam-
menhang vor der für den DNR wichtigen Fra-
ge, ob sie ihre Ziele durch selbständiges Han-
deln eher erreichen, als durch das Abstimmungs-
verhalten mit einem entsprechend großen Zeit-
aufwand im DNR.

Helmut Röscheisen ist Geschäftsführer des
Deutschen Naturschutzrings (DNR) in Bonn.

Anmerkungen

1Grundlage des vorliegenden Beitrags ist die
aktuelle Dissertation des Verfassers über den
Deutschen Naturschutzring (DNR) am Fach-
bereich Sozialwissenschaft der Ruhr-Universi-
tät Bochum.

2Siehe dazu das Protokoll der DNR-Vorstands-
sitzung vom 10.10.1970, 5.
3Siehe dazu das Positionspapier ‚Rolle des DNR
als Dachverband, Selbstverständnis, Aufgaben,
Arbeitsschwerpunkte 1996/1997 und deren
Umsetzung‘ vom 25.7.1995.
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Die Diskussion um Local Governance unter
Beteiligung der Zivilgesellschaft hat in den let-
zen Jahren einen enormen Aufschwung erfah-
ren. Entsprechende programmatische Forderun-
gen sind von vielen zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren, Politikern, Wissenschaftlern sowie in-
ternationalen und supranationalen Organisatio-
nen (OECD, EU) zu hören. Namhafte Politiker
wie Ernst Ulrich von Weizsäcker plädieren
dafür, Local Governance durch Zivilgesell-
schaft zu stärken (Weizsäcker 2005). Allerdings
sind diese Ideen keineswegs neu, sondern ha-
ben eine lange Tradition. Bereits Karl Freiherr
vom und zum Stein (1757-1831), der die preu-
ßische Städteordnung von 1808 maßgeblich
verfasste, trat für die Aktivierung des lokalen
gesellschaftlichen Engagements und des Ver-
antwortungsgefühls der Bürger für das Gemein-
wesen ein. Dabei hatte Stein nicht nur das Wohl
der Bürger im Sinne. Seine Hoffnung war viel-
mehr, dass ein Bürger, der sich mit seinen Res-
sourcen für das Gemeinwesen einsetzt, den
(seinerzeit finanziell stark geschwächten) Staat
entlastet. Auch sollten die Bürger durch Teilha-
be enger an den Staat gebunden und – neu-
deutsch formuliert – Politikverdrossenheit auf-
gefangen werden. Diese Argumente werden
knapp 200 Jahre später nahezu identisch wie-
derholt. Sind Local Governance, definiert als
politische Steuerung und Regulierung auf lo-
kaler Ebene, und Zivilgesellschaft, d.h. Akteu-
re jenseits von Staat und Markt wie
beispielsweise Vereine oder Bürgerinitiativen,
heute ‚good fellows‘? Was passiert, wenn sich
die Zivilgesellschaft in lokale Steuerungspro-
zesse einmischt? Wie verläuft die Zusammen-
arbeit zwischen den zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren und den lokalen politisch-administrati-
ven Eliten bei diesen Prozessen? Wie gut funk-

tioniert heute die Einbeziehung von zivilgesell-
schaftlichen Akteuren in Local Governance?
Welche Faktoren begünstigen erfolgreiche Pro-
zesse?

Im Folgenden wird ein Überblick über aktu-
elle Debatten und empirische Erfahrungen mit
der Inklusion von zivilgesellschaftlichen Ak-
teuren in Local Governance-Prozesse gegeben.
Eine Diskussion der Frage, ob Zivilgesellschaft
und Governance in der Praxis ‚good fellows‘
sind, setzt eine Auseinandersetzung mit wis-
senschaftlichen Debatten zu beiden Phänome-
nen voraus. Deshalb stelle ich zunächst einschlä-
gige Diskussionsstränge zu Local Governance,
zu Zivilgesellschaft sowie zum Zusammenhang
zwischen beiden vor. Nach der Entwicklung ei-
nes Rasters für die Sekundäranalyse empirischer
Studien zu ‚Governance mit Zivilgesellschaft‘
skizziere ich methodologische Überlegungen.
Schließlich fasse ich zentrale Ergebnisse der
Studien gemäß dem Raster zusammen. Der Be-
zugspunkt meiner Arbeit sind westliche Indus-
trieländer.

1 Local Governance und
Zivilgesellschaft

Sowohl zu ‚Governance‘ als auch zu ‚Zivilge-
sellschaft‘ liegen jeweils eine Fülle von Ansät-
zen vor. Sie lassen sich in drei Stränge einteilen:
Erstens beschreiben normativ-utopische Kon-
zepte wünschenswerte Formen von Governance
bzw. Zivilgesellschaft (z.B. Leach/Percy-Smith
2001). Zweitens sind existierende Governance-
bzw. Zivilgesellschaft-Formen Objekte der For-
schung; sie werden dokumentiert und analy-
siert (z.B. Studien zu Lokalen-Agenda-21-
Prozessen1: Heinelt/Muehlich 2000; Lafferty
1999). Drittens gelten Governance bzw. Zivil-
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gesellschaft als (methodische) Forschungsper-
spektive und „Sichtweise auf die Realität“ (Benz
2004: 6; Pierre 2005: 452). Untersucht werden
dabei Aspekte von Local Governance und Zi-
vilgesellschaft, welche in unterschiedlichen po-
litischen Steuerungs- und gesellschaftlichen Or-
ganisationsformen zu finden sind. Elemente aus
allen drei Forschungssträngen werden auch im
folgenden Debatten-Überblick auftauchen.

1.1 Local Governance

Der Terminus ‚Governance‘ hat seit den 1990er
Jahren in verschiedenen Disziplinen einen enor-
men Aufschwung erfahren (Benz 2004). In der
Regel werden unter Governance ‚neue‘ Formen
von Arrangements zur Steuerung, Regulierung

und Handlungskoordination unter Einbeziehung
verschiedener Akteure verstanden (Mayntz/
Scharpf 1995: 60f). In der folgenden Tabelle
(Tab. 1) werden Unterschiede zwischen
Government und Governance idealtypisch
zusammengefasst, wobei ich mich auf jene
Merkmalsunterschiede beschränke, die auch für
die Local Governance gelten.

Der Local Governance-Forschung wurde lan-
ge Zeit eine gewisse Theorielosigkeit vorgewor-
fen. Sie lieferte kontextreiche und detaillierte Stu-
dien, aber systematische Vergleiche und Theo-
riebildung waren selten (Pierre 2005: 449).
Mittlerweile werden allerdings verschiedene
Ansätze diskutiert, so z.B. pluralistische, neo-
marxistische, Public Choice- sowie elite-, regu-
lations- und netzwerktheoretische Konzepte

Tabelle 1: Merkmale von Government und Governance

Government Governance

Institutioneller Kontext Mehrheitsdemokratie, Verhandlungssysteme, Netzwerke,
Hierarchie, Staatsfixierung Hierarchie und Wettbewerb

Zuständigkeit Direkte Kontrolle der Funktional, ebenen-
Zentralregierung/Staat, überschreitend, dezentral
bereichsspezifisch

Beteiligte Akteure Staat verschiedene
Akteurskonstellationen

Rolle des Staates Autorität, ordnungs- Aktivierend, ausgleichend,
politische Maßnahmen weiche Maßnahmen,
(Ge- und Verbote)  Anreizstrukturen

Organisationsform Hierarchisch, geschlossen Komplex, umfangreich,
der Akteure  dezentral, transparent

Dominante Orientierung ‚Nationale Interessen‘, Koordination verschiedener
‚Gemeinwohl‘ Interessen

Agenda-Setting Probleme definiert Probleme definiert
von Experten von Betroffenen

Entscheidungsfindung Staatliche Organe Staatliche und nicht-staatliche
Akteure

Interaktionsmuster ‚Command and control‘, Multilaterale kooperative
Mehrheitsprinzip Verhandlung

Quelle: Eigene Darstellung gemäß Kohler-Koch/Eising 1999: 6; John 2001; Benz 2004.
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(Judge et al. 1995; Sellers 2005). Einige dieser
Überlegungen basieren auf klassischen Theori-
en ohne spezifische Local Governance-Zugänge.
Manche sind noch bruchstückhaft und lediglich
in den spezifischen Kontexten, in welchen sie
entwickelt wurden, tragfähig. Einzelne sind nor-
mativ und bieten wenige Hilfen für empirische
Analysen. Sie setzen unterschiedliche Schwer-
punkte, beispielsweise auf den institutionellen
Kontext oder die Akteure und deren Interessen.

Derzeit besonders stark diskutiert wird der
Urban-Regime-Ansatz. Dieser stellt eine Fort-
setzung der älteren Community-Power-For-
schung2 dar und soll hier kurz diskutiert wer-
den. Er untersucht informelle Arrangements der
Kooperation außerhalb institutionalisierter
Strukturen, in welchen öffentliche und private
Akteure zusammenwirken, um bei weitgehen-
der institutioneller Freiheit Entscheidungen zu
vereinbaren und durchzuführen (Judge 1995;
Heinelt 2004). Problematisch ist allerdings, dass
dieser Ansatz die Erfahrungen aus dem US-
amerikanischen Kontext widerspiegelt und sich
nicht auf die europäischen Gegebenheiten
übertragen lässt: US-amerikanische Kommunen
verfügen über relativ große fiskalische und
ökonomische Selbstverantwortung und einen
hohen Grad an Autonomie der Akteure bei
geringer institutioneller Verregelung. Die
meisten Kommunen Europas sind
demgegenüber in einen infrastrukturell starken
Nationalstaat sowie in die Europäische Union
eingebettet. Finanzielle und legale Ressourcen
sind weitgehend national oder supranational
organisiert. Die Anwendbarkeit dieses Ansat-
zes auf Local Governance-Prozesse in europäi-
schen Kommunen ist deshalb umstritten (Pierre
2005: 447; Bahn et al. 2003).

1.2 Zivilgesellschaft

In der Debatte um Zivilgesellschaft lassen sich
zwei Diskussionsstränge unterscheiden: Gemäß
einer bereichsbezogenen Definition meint Zi-

vilgesellschaft den Bereich der Gesellschaft
zwischen Staat, Markt und Privatsphäre; ihre
Akteure sind selbstorganisierte Initiativen, Netz-
werke, und Vereine. Die interaktionsbezogene
Definition hingegen bezieht sich auf den sozia-
len Typus ‚ziviler‘ Handlungsweisen und Tu-
genden. Als grundlegende zivilgesellschaftliche
Handlungslogiken gelten Selbstorganisation,
Anerkennung des Anderen, Gewaltlosigkeit,
Toleranz, Fairness und Bezugnahme auf allge-
meine Anliegen ( Gosewinkel et al. 2004). Beide
Definitionen überschneiden sich häufig. So wird
angenommen, dass das Handeln in Vereinen
oder anderen Gruppen irgendwie ‚zivil‘ sei. In
den meisten empirischen Studien wird nicht
zuletzt aus forschungspragmatischen Gründen
die bereichsbezogene Definition angewandt.

1.3 Local Governance und
Zivilgesellschaft

Local Governance und Zivilgesellschaft kön-
nen generell unabhängig voneinander betrach-
tet werden, beispielsweise wenn nur Wirt-
schaftsakteure an Local Governance-Prozessen
beteiligt sind oder Zivilgesellschaft sich ohne
partizipative Governance-Verfahren entwickelt
hat. Allerdings werden in der Literatur vielfälti-
ge Zusammenhänge diskutiert, welche sich in
drei Strängen zusammenfassen lassen: 1.) kau-
sale Kontextbeziehungen, 2.) Zivilgesellschaft
als Akteur bei Governance-Serviceleistungen
und 3.) Zivilgesellschaft als Akteur bei politi-
schen Governance-Prozessen.

Zu 1.) Bezüglich der vermuteten kausalen
Kontextbeziehungen zwischen guter Zivilgesell-
schaft und guter (Local) Governance stehen sich
zwei gegensätzliche Argumentationslinien ge-
genüber ( Geißel/Kern 2000). Zum einen wird
die Zivilgesellschaft als unabhängige Variable
betrachtet, welche sich auf Local Governance
als abhängige Variable auswirkt. Das
Engagement in lokalen zivilgesellschaftlichen
Gruppen führe zur Bildung von sozialem Ver-



22

trauen, welches sich wiederum positiv auf das
Funktionieren von lokaler Politik und Verwal-
tung auswirke. Gemäß Putnam ist eine lebendi-
ge Zivilgesellschaft der zentrale Erklärungsfak-
tor für eine gute lokale Politik und Verwaltung
(Putnam 1993: 120). Zum anderen wird die ge-
genteilige These vertreten: Local Governance
ist dabei die unabhängige und Zivilgesellschaft
die abhängige Variable. Gute Local Governance
gilt aus dieser Perspektive als Voraussetzung
für gute Zivilgesellschaft. Zivilgesellschaft flo-
riere nur dann, wenn auf der lokalen Ebene güns-
tige Rahmenbedingungen für sie geschaffen
wurden (Ostrom/Ahn 2001).3

Zu 2.) Zivilgesellschaft wird ebenfalls im
Zusammenhang mit der Übernahme von Staats-

aufgaben diskutiert. Sowohl von staatlicher als
auch von zivilgesellschaftlicher Seite wird dabei
die Hoffnung geäußert, dass die Zivilgesell-
schaft durch Serviceleistungen zur Verbesserung
und Stabilisierung des Gemeinwesens beiträgt,
indem sie den Staat von Aufgaben befreit oder
zumindest entlastet.

Zu 3.) Zivilgesellschaft gilt auch als wichti-
ger Akteur in lokalen politischen Steuerungs-
und Entscheidungsprozessen. Diesen Diskus-
sionsstrang werde ich in meinem Beitrag auf
Grund seiner demokratietheoretischen Bedeu-
tung weiter verfolgen. In der Literatur stehen
sich viele Pro- und Kontra-Argumente zu die-
sem Thema gegenüber (Fischer 2001; Fung/
Wright 2001; Rüther 1996). Diese werden hier
tabellarisch zusammengefasst (Tab. 2).

Tabelle 2: Argumente zur lokalen Governance mit Zivilgesellschaft

Pro Kontra

Akteure:Kompetenzen Verbesserung von politischen Keine Verbesserung
der Bürger Kompetenzen, Identifikation, aufgrund von Demagogie,

Legitimitätsgefühl Manipulation und Populismus

Zufriedenheit Wird gesteigert durch politische Ist unabhängig von politischer
Teilhabe Teilhabe

Eliten Kontrolle von Machtmissbrauch Verhinderung von effektiven
Elitepakten, -kompromissen

Prozess: Wird vereinfacht Gefahr der Instrumentalisierung
Implementation der Zivilgesellschaft

Ergebnis: Zunahme an Gerechtigkeit Abnahme bei Gerechtigkeit beim
Soziale Gerechtigkeit beim Input durch Einbeziehung Input, da ‚elitäre‘ Gruppen über-

marginalisierter Gruppen, wiegen,
Zunahme an Gerechtigkeit Abnahme bei Gerechtigkeit beim
beim Output und Outcome, Output, da nicht durch Wahl
da alle Interessen vertreten  legitimierte, elitäre Gruppen ihre

Interessen durchsetzen

Ergebnis:Qualität Einbeziehung der Bürger: Bürgern fehlen Distanz,
von Policies lokales Erfahrungswissen Zusammenhangs-,

ermöglicht innovative, praxis- Überblickswissen,
orientierte, effiziente, effektive sehen nur lokale Probleme,
Lösungen Accountability unklar

Quelle: Eigene Darstellung gemäß Fischer 2001; Fung/Wright 2001; Rüther 1996.
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Eine empirische Überprüfung der meisten
Argumente fehlt bislang. Einige Thesen wer-
den im Folgenden diskutiert.

2 Konzeptionelles Raster

In den Debatten um die Einbeziehung von Zi-
vilgesellschaft in local Governance gibt es zwar
viele Ansätze, aber wie beschrieben haben sie
alle neben ihren Stärken auch erhebliche Schwä-
chen. Da ein umfassendes theoretisches Kon-
zept nicht vorliegt, greife ich für die Entwick-
lung eines Analyserasters für die Sekundärana-
lyse empirischer Studien auf einen Ansatz aus
der Policy-Forschung zurück, der das Verhält-
nis von staatlicher Steuerung und gesellschaft-
licher Selbstorganisation differenziert und um-
fassend konzeptionalisiert: auf den Akteurzen-
trierten Institutionalismus (Scharpf 2000). Die-
ser Ansatz geht davon aus, dass politische Ent-
scheidungen die Ergebnisse von Interaktionen

sind, welche von dem jeweiligen Kontext, in
dem sie stattfinden, beeinflusst werden (Scharpf
2000: 41). In meiner Untersuchung differenzie-
re ich zwischen dem internationalen, supranati-
onalen, nationalen und lokalen Kontext, wobei
jeweils normative, institutionelle und ressour-
censpezifische Faktoren zu berücksichtigen
sind. Für die Lösung von politischen Proble-
men, welche in einer Gemeinschaft aufgrund
von akteurspezifischen Interessen und Hand-
lungsressourcen allgegenwärtig sind, gilt in der
Bundesrepublik das Subsidiaritätsprinzip: Pro-
bleme sollen auf der Ebene gelöst werden, auf
welcher sie auftauchen. Ein weiteres Prinzip
besagt, dass private Selbstregulierung den Vor-
rang hat. Nur wenn diese nicht ausreicht, soll
eine kooperative Regelungsform und, als ‚letzte
Instanz‘, die staatliche Regelung angewandt
werden (Geschäftsordnung der Bundesminis-
terien 2000: § 43). Je nach Problemstruktur sol-
len somit verschiedene Akteure bei der Lösung

Zivilgesellschaft und Local Governance: Good Fellows?
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beteiligt werden, welche über bestimmte
Handlungsressourcen, z.B. privilegierte Infor-
mationszugänge, verfügen. Der Prozess, ein
Begriff, der bei Scharpf keine zentrale Rolle
spielt, wurde von mir zur Vereinfachung ein-
geführt. Er umfasst die Interaktionsformen
bezogen auf die verschiedenen Phasen des
Policy-Zyklus (Agenda-Setting, Entschei-
dungsfindung, Implementation, Evaluation).
Die wissenschaftliche Aufmerksamkeit liegt
somit auf folgenden Aspekten: Kontexte, Pro-
blemstrukturen, Akteure und Akteurskonstel-
lationen sowie Prozesse.

3 Methodische Überlegungen

In der empirischen Forschung überwiegen
bislang deskriptive Fallstudien (Pierre 2005:
447), quantitative sowie sekundäranalytische
Studien sind seit einiger Zeit vereinzelt zu fin-
den. Die Arbeiten beziehen sich auf unterschied-
liche Länder, Sektoren, Themengebiete und
Beteiligungsmodelle. Angesichts des bisherigen
Mangels an einheitlichen Datensätzen bei ei-
nem gleichzeitigen Bedarf an empirisch fundier-
ter Information wage ich es dennoch, zentrale
Ergebnisse dieser Studien entlang des darge-
legten Rasters zusammenfassend vorzustellen.
Dabei berücksichtige ich erstens Arbeiten zu
unterschiedlichen lokalen partizipativen Verfah-
ren4, zweitens Berichte zu Lokalen-Agenda-21-
Prozessen (LA 21)(z.B. Heinelt/Muehlich 2000;
Lafferty 1999) sowie drittens aufschlussreiche
Umfragen zur lokalen Politik.5

4 Ergebnisse und Diskussion

Welche Erfahrungen bei Local Governance-Pro-
zessen mit zivilgesellschaftlichen Akteuren las-
sen sich nun empirisch nachzeichnen? Welche
Faktoren ermöglichen deren Initiierung und
Durchführung? Zur Beantwortung dieser Fra-
gen ist es sinnvoll, zwischen den in Abschnitt 2
genannten Aspekten zu unterscheiden.

4.1 Kontexte

Förderlich für die Initiierung partizipativer Ver-
fahren ist es, wenn nationale, internationale bzw.
supranationale Traditionen, normative Vorga-
ben und entsprechende infrastrukturelle Maß-
nahmen existieren (z.B. Bickerstaff/Walker
2001). Dies lässt sich anhand der Implementati-
on von ‚Lokalen Agenda 21-Prozessen‘ illust-
rieren. Die Agenda 21 hatte als internationales
normatives Dokument Mitte der 1990er Jahre
zur Implementation von LA 21-Prozessen in
vielen europäischen Ländern geführt. Divergen-
zen zwischen den Ländern ließen sich zum gro-
ßen Teil auf die jeweiligen nationalen partizipa-
tiven Normen und Traditionen zurückführen.
Länder mit einer langen Tradition der (lokalen)
Beteiligung zivilgesellschaftlicher Gruppen, zum
Beispiel Schweden, haben die LA 21 schnell
und in großem Umfang implementiert. Deutsch-
land war ein Nachzügler, der deshalb bei der
Nachfolgekonferenz von 1997 (UNGASS)
unter internationalem Druck stand. Dieser führ-
te schließlich dazu, dass auch Deutschland in-
frastrukturelle Maßnahmen zur Förderung der
LA 21 ergriff und zum Beispiel Transferstellen
einrichtete.

Unabhängig von Traditionen, Normen und
infrastrukturellen Maßnahmen war ein hohes
Maß an gruppenübergreifendem lokalem Sozi-
alkapital hilfreich. Wie verschiedene Fallbei-
spiele zeigten, haben Kommunen mit einem
überdurchschnittlichen Niveau an sozialem Ka-
pital einen erheblichen Vorteil (z.B. Maloney et
al. 1998; Geißel 2001). Auch eine gute Ausstat-
tung mit finanziellem und kulturellem Kapital
erhöhte die Wahrscheinlichkeit der Teilnahme
von Zivilgesellschaft an Local Governance-Pro-
zessen.

In Kommunen mit ungünstigen Vorausset-
zungen hing die Möglichkeit zivilgesellschaft-
licher Beteiligung von Community-Managern
ab, die Konfliktmanagement, Weiterbildung oder
Aufbereitung von Informationen boten (Geißel

Brigitte Geißel
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2001). Der Einsatz von Community-Managern
war jedoch selten möglich, nannten doch die
lokalen Entscheidungsträger Ressourcenman-
gel als großes Problem (de Vries 2002). Es fehle
an Zeit, an finanziellen Mitteln und an Personal
zur Bereitstellung entsprechender lokaler
infrastruktureller Maßnahmen, z.B. für die
Entwicklung von sozialem Kapital.

4.2 Beteiligte Akteure

In verschiedenen Studien, so auch in der Arbeit
von Bickerstaff und Walker (2001: 444), nann-
ten die lokalen Entscheidungsträger das Desin-
teresse der lokalen Zivilgesellschaft an Partizi-
pationsprozessen als größtes Hindernis. Nur ein
Bruchteil der zivilgesellschaftlichen Gruppen
reagierte auf Bitten, an partizipativen Verfahren
teilzunehmen (vgl. Abschnitt 4.3). Andererseits
schien auch das Interesse der lokalen Entschei-
dungsträger an der Einbeziehung der Zivilge-
sellschaft in local Governance-Prozesse gering
zu sein. Viele Autoren, so zum Beispiel de Vries
(2002) und Bickerstaff/Walker (2001), stellten
fest, dass die Mehrzahl der lokalen Entschei-
dungsträger die partizipativen Verfahren nur auf
Grund der Vorgaben nationaler Behörden initi-
ierten. Sie hatten aber keine intrinsische Moti-
vation und waren an der Vernetzung mit zivilge-
sellschaftlichen Gruppen kaum interessiert.

Dabei wirkte sich aus, welchen Politikstil
die lokalen Politiker bzw. die zivilgesellschaft-
lichen Akteure als ideal empfanden und welche
Fähigkeiten sie der jeweils anderen Gruppe zu-
schrieben (de Vries 2002). Die Zusammenar-
beit war beispielsweise unterschiedlich, je nach-
dem, ob die zivilgesellschaftlichen Gruppen die
Vertreter staatlicher Behörden als unfähige bzw.
korrupte Kontrollinstanz, als Service-Lieferer
oder als Partner wahrnahmen. Je nachdem, ob
wiederum die lokalen Politiker die Zivilgesell-
schaft als Zielgruppe für staatliche Steuerung,
als Leistungserbringer oder als Partner betrach-
teten, informierten und kommunizierten sie auf

unterschiedliche Weise. Sahen die lokalen Poli-
tiker sich selbst als die einzige gültige Entschei-
dungsinstanz und trauten sie den zivilgesell-
schaftlichen Gruppen wenig Kompetenz zu, so
bemühten sie sich kaum um partizipative Ver-
fahren. Unterschiede waren dabei zwischen eta-
blierten, neuen und neuesten (postsozialisti-
schen) Demokratien zu erkennen. Lokale Eliten
in älteren Demokratien waren in der Tendenz
eher an interaktiven Policy-Prozessen interes-
siert (de Vries 2002).

Dieses Interesse konnte weiterhin mit der
Macht der jeweiligen lokalen nicht-staatlichen
Gruppen erklärt werden, wobei Macht entweder
in der Größe und Ressourcenstärke der Gruppen
lag oder in deren institutionalisierten Möglich-
keiten, lokale Entscheidungsprozesse zu beein-
flussen, zum Beispiel durch Referenden. Waren
die zivilgesellschaftlichen Gruppen in dem einen
oder anderen Sinne machtvoll, versuchten die
lokalen Eliten eher sie einzubinden.

Das Problem der informellen Exklusion
konnte in den meisten lokalen partizipativen
Verfahren nicht gelöst werden, politisch margi-
nalisierte Gruppen waren kaum vertreten, wäh-
rend die ‚üblichen Verdächtigen‘ dominierten
(Bickerstaff/Walker 2001: 433). In einzelnen
Fallbeispielen nahmen zwar auch marginalisierte
Gruppen teil, dies allerdings nur bei direkter
Betroffenheit in relativ homogenen Kommunen
(Geißel 2001).

4.3 Problemstruktur

Betroffenheit, Komplexität und Lösungsanfor-
derungen sind die zentralen Variablen bei der
Problemstruktur. Überschaubare, leicht lösbare
Probleme, von welchen die Bürger direkt be-
troffen waren, führten am ehesten zur Beteili-
gung zivilgesellschaftlicher Akteure. Auch wenn
einzelne global orientierte Akteure sich für The-
men einsetzten, die jenseits ihrer lokalen Be-
troffenheit lagen, traf dies nicht für die Mehr-
heit zu. Die meisten Gruppen wurden nur bei
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26

Problemen aktiv, die sich sichtbar auf ihre aktu-
elle Lebenssituation auswirkten.

4.4 Prozess

Bezüglich des Prozesses ließen sich zunächst
wenig erstaunliche Phänomene feststellen. So
waren Local Governance-Prozesse umso ein-
facher, je kompatibler die Werte und Ziele der
Akteure waren. ‚Soft skills‘ wie die Fähig-
keit zum Zuhören oder zur Kommunikation
sowie die Lernbereitschaft bei allen Akteuren
erwiesen sich ebenso als günstige Faktoren
wie Offenheit, Fairness und Transparenz.
Große Macht- und Ressourcenunterschiede
machten Kommunikation und Kooperation
dagegen unwahrscheinlich. Diese Ergebnis-
se sind keineswegs spezifisch für Gover-
nance-Prozesse, sondern gelten für alle sozi-
alen Einheiten.

Für die Local Governance-Forschung inter-
essanter ist das Ergebnis, dass zivilgesellschaft-
liche Gruppen in den untersuchten Prozessen
überwiegend an der Phase des Agenda-Setting
sowie der Implementation teilnahmen. An der
Entscheidungsfindung wurden sie höchstens in
Form von Konsultationen beteiligt. Selbst in
den Kommunen, in welchen Beteiligungsver-
fahren erfolgreich durchgeführt wurden, konn-
ten zivilgesellschaftliche Gruppen die Politik-
Ergebnisse kaum beeinflussen ( Koontz/John-
son 2004; Bickerstaff/Walker 2001). Allerdings
wurden ‚immaterielle‘ Erfolge genannt, so zum
Beispiel die Entwicklung und Stabilisierung der
Gruppe, die Etablierung neuer Beziehungen
zwischen den lokalen ‚Authorities‘ und der
‚Community‘, Weiterbildung und Beratung,
Wissensvernetzung, Steigerung des öffentlichen
Bewusstseins oder Empowerment.

Ziel dieses Aufsatzes war es, einen Überblick
über aktuelle Debatten und (vor allem) quanti-
tative Studien zu geben. Bisher überwiegen spe-
kulative und normative Argumente sowie empi-
rische Ergebnisse aus Fallstudien. Erst langsam
etabliert sich eine empirisch vergleichende For-
schung. Die vorliegende Untersuchung will die-
se Entwicklung forcieren.

Bemerkenswert ist, dass Studien zu unter-
schiedlichen Ländern, Themen und Beteili-
gungsmodellen vielfach zu ähnlichen Ergebnis-
sen kamen. Bei den lokalen Akteuren zeichnete
sich insgesamt eine relative Desillusionierung
ab. Zivilgesellschaftliche Akteure beschwerten
sich über geringe Einbindung und mangelnden
substantiellen Einfluss. Ihre Beteiligung war in
der Regel auf wenige Policy-Phasen und auf
Konsultationen beschränkt. Die lokalen politi-
schen Eliten klagten wiederum über fehlendes
Engagement der Zivilgesellschaft.

Als Erfolg versprechend für die Einbezie-
hung zivilgesellschaftlicher Akteure in Local
Governance-Prozesse erwiesen sich erstens
normative Vorgaben ‚von oben‘, sei es von in-
ternationaler, supranationaler oder nationaler
Seite, zweitens die Bereitstellung infrastruktu-
reller Maßnahmen, drittens ein hohes Niveau
an lokalem Sozialkapital und viertens ein über-
schaubares Problem, von dem viele zivilgesell-
schaftliche Akteure betroffen waren.

Viele Fragen bleiben in dem Beitrag unbe-
antwortet, eine empirische Überprüfung der in
Abschnitt 1.3 genannten Pro- und Kontra-Ar-
gumente war beispielsweise nicht möglich. Eine
weitergehende Analyse der Möglichkeiten und
der Erfolgsfaktoren für die Einbindung zivilge-
sellschaftlicher Akteure in local Governance-
Prozesse erfordert die Weiterentwicklung eines
konzeptionellen, kontextreflektierenden Analy-
seinstrumentariums und umfangreiche, metho-
disch vielfältige empirische Studien. Bisher be-
findet sich die Forschung noch am Anfang. Vor
den Sozialwissenschaften liegt ein spannendes,
dynamisches Forschungsfeld, dessen Erschlie-
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5 Fazit

Sind Local Governance und Zivilgesellschaft
also in der Praxis tatsächlich ‚good fellows‘?
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ßung zu effektiven und legitimen Lösungen nicht
nur lokaler Probleme beitragen wird.

Dr. Brigitte Geißel (geb. 1962) ist Politologin
und arbeitet als wissenschaftliche Angestellte am
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung.
Ihre Mail-Anschrift lautet: geissel@wz-berlin.de

Anmerkungen

1 Ausgangspunkt für die Lokale Agenda 21 war
die Konferenz der Vereinten Nationen für Um-
welt und Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro,
auf der die Agenda 21, ein weltweites Aktions-
programm, verabschiedet wurde. Das Ziel die-
ses Programms ist eine nachhaltige Entwick-
lung. Die Bedeutung der lokalen Ebene wurde
dabei besonders hervorgehoben, wobei eine
nachhaltige Entwicklung unter anderem durch
die Einbeziehung verschiedener gesellschaftli-
cher Gruppen erreicht werden soll.
2 Die  „Community Power“-Forschung entstand
in den 1950er Jahren in den USA (Hunter 1953)
und konzentrierte sich auf die Frage „Who go-
verns“. Die Forschung teilte sich in zwei Rich-
tungen: Elitisten gingen davon aus, dass Ent-
scheidungen auf dominante, ressourcenstarke
lokale Eliten zurückgeführt werden können,
während Pluralisten von weniger festgelegten
Entscheidungsstrukturen ausgingen, in welchen
verschiedene Interessengruppen mitbestimmen.
Formale Institutionen wurden in diesem Ansatz
weitgehend vernachlässigt.
3  Fukuyama vertritt wiederum vehement, dass
staatliche Aktivitäten Zivilgesellschaft zerstö-
ren würden.
4 Zwei Beispiele: Koontz und Johnson (2004)
analysierten 69 ‚collaborative environmental
management‘-Prozesse per Befragung und Fo-
kusgruppen-Interviews. Dieses Programm
wurde in den 1990er Jahren in den USA ein-
geführt. Ziel war die Lösung lokaler Umwelt-
probleme durch die Zusammenarbeit von be-
troffenen Bürgern, Zivilgesellschaft, Wirtschaft

und Staat. In Großbritannien hatte das ‚De-
partment of the Environment, Transport and
the Region‘ die Einbeziehung zivilgesellschaft-
licher Gruppen bei der kommunalen Transport-
Politik angeordnet, und Bickerstaff/Walker
2001 untersuchten die Umsetzung in 60 Kom-
munen.
5 Z.B. das Projekt ‚Democracy and Local Go-
vernance‘, in welchem lokale Entscheidungs-
träger aus zufällig ausgewählten mittelgroßen
Städten in 22 jungen und etablierten Demokra-
tien zu lokalen Politik-Prozessen in den 1990er
Jahren in einer Längsschnittuntersuchung be-
fragt wurden (de Vries 2002).
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Ehrenamt und bürgerschaftliches Engagement
sind in den letzten Jahren zu einem Top-Thema
geworden, was sich leicht an der Fülle von
empirischen Untersuchungen, Publikationen,
Berichten und Tagungen ablesen lässt (BMSFJ
2001; 2004; Nitschke 2005). Die Gründe hierfür
sind vielfältig und sicherlich auch darauf zu-
rückzuführen, dass die Reform- und Erneue-
rungspotentiale von Markt und Staat als er-
schöpft gelten. Wenn heute nach Wegen und
Möglichkeiten gesucht wird, unsere Gesell-
schaft gerechter sowie unser Gemeinwesen
demokratischer zu gestalten, so werden Erneu-
erungs- und Reformstrategien primär in der
Gesellschaft verortet, wobei in zunehmendem
Maße auf Selbstorganisation und freiwilliges
Engagement gesetzt wird.

Vor diesem Hintergrund ist es verwunder-
lich, dass die aktuelle Governance-Debatte
(Benz 2004; Kersbergen/Waarden 2004), von
wenigen Ausnahmen abgesehen (Brunnengrä-
ber et al. 2004; Haus 2002), bürgerschaftliches
Engagement bisher weder als alternative Steue-
rungsressource und damit aus einer Top-Down
Perspektive, noch als Element eines Zugewinns
an Demokratie und insofern aus einer Bottom-
Up Perspektive in den Blick genommen hat.
Dies trifft im Besonderen für die Diskussion
um Local Governance zu, die nach Hubert Hei-
nelt schwerpunktmäßig auf „das Lokale als
sozialem Ort oder Funktionsraum gerichtet ist“
(Heinelt 2004: 35) und insofern dezidiert auf
Engagement und Selbstorganisation vor Ort
eingehen müsste. Der Grund für die weitge-
hende Ausblendung des bürgerschaftlichen
Engagements aus der Governance-Debatte ist
vermutlich darin zu sehen, dass Governance
aus politikwissenschaftlicher Sicht in engem

Annette Zimmer

Vom Ehrenamt zum Bürgerschaftlichen Engagement
Einführung in den Stand der Debatte

Bezug zur Policy-Forschung(bezogen auf die
inhaltlichen Dimensionen von Politik, auf Poli-
tikfelder) sowie zu steuerungs- wie demokra-
tietheoretischen Diskurstraditionen steht und
insofern eine explizite Prozessorientierung auf-
weist, während die Sozialkapitalforschung, in
deren Kontext bürgerschaftliches Engagement
in Anschluss an die Arbeiten von Putnam seit
Mitte der 1990ger Jahre vor allem thematisiert
wird, vorrangig auf die Mikro-Ebene des Ein-
zelnen fokussiert und daher vor allem Moment-
aufnahmen der Befindlichkeit liefert, nicht aber
Prozessanalysen des Zusammenspiels von
polity(Formale und wertbezogene Dimensionen)
und politics ( Prozessdimension) (Benz 2004:
21).

Im Folgenden wird daher versucht, den Ne-
xus zwischen den bisher eher getrennt verlau-
fenden Diskursen zu bürgerschaftlichem Enga-
gement einerseits und zu Governance und
insbesondere Local Governance andererseits
herzustellen. Dazu wird zunächst auf die Be-
griffsdefinition des bürgerschaftlichen Engage-
ments eingegangen, wie sie von der Enquete-
Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen
Engagements“. In die Debatte eingeführt wurde
und die einen Bruch mit der deutschen Traditi-
on des Verständnisses von Ehrenamtlichkeit
darstellt. Daran anschließend wird auf die Band-
breite des bürgerschaftlichen Engagements Be-
zug genommen, wobei besonders herauszustel-
len ist, dass engagierte BürgerInnen in verschie-
denen Rollen und gesellschaftlichen Funktio-
nen angesprochen sind. Abschließend wird das
Verhältnis von bürgerschaftlichem Engagement
und staatlichem Kontext thematisiert, wobei die
These vertreten wird, dass wir aktuell gerade
auf der lokalen Ebene dabei sind, das Verhältnis
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bürgerschaftliches Engagement - Staat neu aus-
zutarieren, ohne dass dieser Prozess bisher je-
doch durch ein gesellschaftspolitisches Leitbild
geprägt oder gar theoretisch rückgekoppelt
wäre.

1 Bürgerschaftliches Engagement
versus Ehrenamt

Die Enquete-Kommission hat eine sehr weite
Begrifflichkeit eingeführt, die politisches, sozi-
ales und geselliges Engagement gleichermaßen
einschließt. Gemäß den Ausführungen der Kom-
mission umfasst ‚bürgerschaftliches Engage-
ment‘ sowohl hinsichtlich der Engagierten als
auch der Tätigkeitsbereiche ein umfängliches
Spektrum von Akteuren und Aktivitäten außer-
halb der Erwerbsarbeit und jenseits gewalttäti-
ger Aktionsformen. Nach Maßgabe der Kom-
mission ist bürgerschaftliches Engagement im
weitesten Sinn das „Spenden von Ressourcen:
Zeit, Geld, Know-how“ (Enquete-Kommissi-
on 2002: 57ff), und zwar im Dienst des Ge-
meinwohls sowie der Vertiefung und Weiter-
entwicklung von Demokratie und aktiver staats-
bürgerlicher Beteiligung. Im Einzelnen handelt
es sich um:
• die einfache Mitgliedschaft sowie die aktive

Mitarbeit in Leitungs- und Führungsaufga-
ben in Vereinen, Verbänden, Gewerkschaf-
ten sowie politischen Gremien,

• die freiwillige, unbezahlte Mitarbeit in kari-
tativen oder gemeinwohlorientierten Einrich-
tungen, wie etwa in Krankenhäusern, Schu-
len, Museen oder Bibliotheken,

• die verschiedenen Formen direkt-demokra-
tischer Bürgerbeteiligung, wie etwa im Rah-
men von Volksbegehren oder Volksentschei-
den, sowie schließlich auch um

• die Beteiligung an Protestaktionen im Rah-
men der Bürgerinitiativbewegung oder auch
der neuen sozialen Bewegungen, wie etwa
der Ökologie-, Anti-Atomkraft- oder Frau-
enbewegung (vgl. Roth 2000: 30ff).

Im Bericht der Enquete-Kommission „Zukunft
des Bürgerschaftlichen Engagements“ sind die
Tätigkeitsbereiche und -felder im Einzelnen
aufgeführt und auch in ihren jeweiligen Profi-
len charakterisiert. Der Bericht unterscheidet
zwischen politischem und sozialem Engage-
ment, dem Engagement in Vereinen, Verbän-
den und Kirchen sowie in öffentlichen Funkti-
onen. Weiterhin genannt werden die verschie-
denen Formen der Gegenseitigkeit, wie etwa
Nachbarschaftshilfen oder Tauschringe. Nicht
zuletzt ist die Selbsthilfe angeführt; und es wird
auf das Engagement von Unternehmen – auf
Spenden- und Sponsoringleistungen sowie
Corporate Citizenship – eingegangen (En-
quete-Kommission 2002: 64ff). Die Aufzäh-
lung macht mehr als deutlich: Beim bürger-
schaftlichen Engagement handelt es sich um
einen facettenreichen und sehr heterogenen
Gegenstand, der in alle Bereiche unserer Le-
benswelt hineinreicht.

Die Kommission hat sich insofern ganz be-
wusst für den Begriff des bürgerschaftlichen
Engagements entschieden, als sie sich mit die-
ser neuen Begrifflichkeit vom bisherigen
Sprachgebrauch und damit vom sog. traditio-
nellen Ehrenamt abgrenzen wollte. Im Unter-
schied zum ‚Ehrenamt‘ steht ‚bürgerschaftliches
Engagement‘ in einer demokratisch-republika-
nischen Tradition und verweist somit auf den
Zusammenhang von Gemeinwesen, Gemein-
sinn und Partizipation als aktiver Teilhabe am
politischen, gesellschaftlichen und sozialen Le-
ben. Der Begriff des bürgerschaftlichen Enga-
gements weist einen engen zivilgesellschaftli-
chen Bezug auf (vgl. Enquete-Kommission
2002: 59), wobei Zivilgesellschaft verstanden
wird als „konkrete politische Utopie“ bzw. als
Richtlinie und Maßgabe einer zugleich gerech-
teren wie demokratischeren Gesellschaft. Der
Begriff bürgerschaftliches Engagement ist nor-
mativ besetzt und schließt dabei auch jene zivil-
gesellschaftlichen Aktivitäten mit ein, die sich
gegen den Status quo richten und die damit in
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den Worten von Christoph Sachße „ein kriti-
sches Potential (beinhalten), das der Alltagsrea-
lität unserer Verfassung gleichsam den Spiegel
ihrer eigenen Ansprüche vorhält“ (Sachße 2002:
23).

Dieser zivilgesellschaftlich-republikanische
Unterton unterscheidet den Begriff des bürger-
schaftlichen Engagements von dem des Ehren-
amtes, der traditionell eher obrigkeitsstaatlich-
etatistisch eingebettet ist. Zweifellos können wir
in Deutschland, insbesondere auf der lokalen
Ebene, auf eine lange Tradition bürgerschaftli-
chen Engagements, zurückblicken. Aber das bür-
gerschaftliche Engagement erfolgte hier stets in
beachtlichem Ausmaß im ‚Schatten des Staates‘
und war – anders als in Frankreich, Großbritan-
nien oder den USA – stets obrigkeitsstaatlich
eingebettet.

Wie Hellmut Wollmann prägnant ausgeführt
hat, zeichnet sich die kommunale Selbstverwal-
tung in Deutschland seit ihren Anfängen durch
eine Doppelstruktur aus: Die lokale Ebene ist
politische Kommune und (zivil-)gesellschaftli-
che Gemeinde zugleich. Verwaltungstechnisch
sind die Kommunen Element des Staates. Sie
sind die unterste Verwaltungseinheit bzw. ‚mit-
telbare Staatsverwaltung‘. Gleichzeitig sind die
Kommunen eine gesellschaftliche Sphäre sui
generis und Ausdruck von Bürgerengagement
und zivilgesellschaftlicher Aktivität (Wollmann
2002: 329). Infolge dieser Doppelstruktur sind
für Hellmut Wollmann auch aktuell „die (politi-
schen) Kommunen mit der (zivil-) gesellschaft-
lichen Lebenswelt und deren Akteuren ungleich
intensiver als die staatlichen Instanzen von Bund
und Ländern verknüpft“ (Wollmann 2002: 330).
Dadurch eröffnet sich für bürgerschaftliches
Engagement ein breiter Gestaltungsspielraum,
der jedoch je nach Policy-Feld unterschiedlich
genutzt wird.

Und dies gilt für beide Perspektiven der
Governance-Debatte: Bürgerschaftliches Enga-
gement kann und soll gerade auf der lokalen
Ebene Korrektivfunktion von Verwaltungshan-

deln übernehmen, wobei dies voraussetzt, dass
die lokalen politischen Eliten – Parteien und
Verwaltung – diesen Spielraum auch einräu-
men (vgl. kritisch Wollmann 1998). Bürger-
schaftlichem Engagement, und zwar mehrheit-
lich als gebundenes Engagement in Vereinen
und Verbänden, kommt jedoch auch ein hoher
Stellenwert zu bei der sozialstaatlichen Dienst-
leistungserstellung in einem breiten Spektrum
von Politikfeldern, das über den Sport und die
Kultur bis hin zu den sozialen Diensten reicht
(vgl. Zimmer/Priller 2004).

Ohne jeden Zweifel wurde in Deutschland
auf der lokalen Ebene bürgerschaftliches Enga-
gement sehr frühzeitig in den Verwaltungsvoll-
zug integriert. Infolge der napoleonischen Krie-
ge war der preußische Staat im Prinzip zah-
lungsunfähig. Im damaligen Reformschwung
wurde – ganz ähnlich wie heute – nach kosten-
günstigen Wegen der Effektivitätssteigerung
und Effizienzverbesserung gesucht. Hierbei
gerieten die Ehrenmänner ins Blickfeld. Zahl-
reiche Aufgaben der Verwaltungstätigkeit wur-
den unentgeltlich – eben als Ehrenamt – ausge-
wählten Honoratioren übertragen. Die Ehre be-
stand darin, dass eine öffentliche Aufgabe – eine
Staatsaufgabe bzw. ein Amt – dem Bürger über-
tragen wurde. Übrigens waren die Honoratio-
ren damals zur Übernahme dieser öffentlichen
Ämter verpflichtet (Sachße 2000). Wir finden
dies heute klassischerweise noch in der Tätig-
keit von Schöffen, ehrenamtlichen Richtern oder
Wahlhelfern.

Christoph Sachße und Florian Tennstedt
haben gezeigt, dass sich eine ähnliche Tradi-
tionslinie auch für den Bereich der kommu-
nalen Sozialpolitik aufzeigen lässt. Die Städ-
te Elberfeld und später Frankfurt waren dies-
bezüglich richtungsweisend. Öffentliche Ar-
menpflege wurde zur ehrenamtlichen Aufga-
be, zunächst nur der männlichen Bürger, die
zu dieser Tätigkeit verpflichtet wurden und
sich aus der Gruppe der Besserverdienenden
rekrutierten. Später kam das bürgerschaftli-
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che Engagement der in Wohltätigkeitsverei-
nen aktiven Frauen hinzu, wobei es sich um
Vorläuferorganisationen der heutigen Wohl-
fahrtsverbände handelte (Sachße/Tennstedt
1988; Sachße 1994).

In der deutschen Tradition ist ein Ehrenamt
somit im Kern eine staatlich abgeleitete Tätig-
keit. Man tut etwas für seine Gemeinde. Doch
die Initiative hierzu geht nicht ‚von unten’ aus.
Es ist kein reiner Akt der Selbstorganisation und
insbesondere fehlt der zivilgesellschaftliche
Impetus. Die Übernahme eines Ehrenamtes als
eine an sich öffentliche Aufgabe, die im ‚Schat-
ten des Staates‘ erfolgt, und eine staatskritische
Haltung schließen sich daher aus. Aus der Tra-
dition der Begrifflichkeit sind Ehrenamtliche
deshalb an sich eher staatsnah als staatskritisch
und in ihrer Gesinnung eher obrigkeitsstaatlich-
autoritär als demokratisch-republikanisch bzw.
aufmüpfig.

Gegenüber diesem eher etatistischen Ver-
ständnis von Engagement hat sich die Enquete-
Kommission deutlich abgegrenzt und insbe-
sondere auch die „neuen Formen der Beteili-
gung und Themenanwaltschaft in Bürgerinitia-
tiven und sozialen Bewegungen [...] oder die
Mitarbeit in lokalen Agenda 21-Gruppen“ (En-
quete-Kommission 2002: 65) als wichtige For-
men des bürgerschaftlichen Engagements ex-
plizit genannt. Mit anderen Worten: Die zivilge-
sellschaftliche und insofern staatsunabhängige
sowie auch staatskritische Komponente des
bürgerschaftlichen Engagements wurde mit der
neuen Begrifflichkeit explizit betont.

Dies impliziert jedoch gleichzeitig eine Ver-
änderung des Verhältnisses von Bürger bzw.
Bürgerin und Staat. Während das traditionelle
Ehrenamt eher mit einem ‚subsidiären‘ und damit
staatlichem Handeln untergeordneten Engage-
ment in Verbindung gebracht wurde, versteht
sich bürgerschaftliches Engagement als Aus-
druck eines selbstbewussten sowie auch staats-
und regierungskritischen Bürgersinns, wie es
in den 1980er Jahren insbesondere im Kontext

der neuen sozialen Bewegungen gelebt und er-
probt worden ist (Roth 2001).

Allerdings spiegeln sich diese veränderte
Begrifflichkeit und Zielsetzung in den aktuellen
Arbeiten und insbesondere empirischen For-
schungen zum bürgerschaftlichen Engagement
nur bedingt wider. Diese stehen vorrangig in
der Tradition des Sozialkapital-Ansatzes, der
den individuellen Motiv- und Anreizstrukturen
für Engagement einen hohen Stellenwert ein-
räumt (Gabriel et al. 2002), nicht jedoch die
Bedeutung des Engagements für Governance
thematisiert. So wissen wir heute, dass die über-
wiegende Mehrheit der Bevölkerung – gemäß
den aktuellen Angaben des Freiwilligensurveys
rund 70 Prozent – bereit ist, sich bürgerschaft-
lich zu engagieren (BMFSFJ 2004). Als Motiv
bürgerschaftlichen Engagements wird an erster
Stelle genannt, dass die Tätigkeit Spaß macht.
Aber entsprechend hohe Werte erhalten ‚Etwas
für das Gemeinwohl zu tun‘ sowie ‚Anderen zu
helfen‘, also klassisch altruistische Motivlagen.
Insgesamt kann man daher festhalten, dass bür-
gerschaftlichem Engagement in der Form des
verwaltungsmäßig in die soziale Dienstleis-
tungserstellung eingebundenen Ehrenamtes tra-
ditionell auf der lokalen Ebene im Sinne von
Top-Down-Governance eine beachtliche Bedeu-
tung zukommt.

Zweifellos hat die politische Relevanz des
bürgerschaftlichen Engagements in den zurück-
liegenden Jahren nachhaltig zugenommen, wie
an der Einsetzung der Enquete-Kommission ‚Zur
Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements‘
ersichtlich ist. Die aktuelle empirische For-
schung hat jedoch die Impulse, die von der En-
quete-Kommission ausgegangen sind, bisher
nur bedingt aufgegriffen. Insbesondere wird
bürgerschaftliches Engagement vorrangig nur
von der ‚Angebotsseite‘ – also aus der Sicht-
weise der Engagierten – ermittelt. Weitgehend
ausgeblendet wurde bislang, inwiefern bürger-
schaftliches Engagement als Aktivität von selbst-
bewussten und vor allem kritischen Bürgern

Annette Zimmer
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und Bürgerinnen verändernd Einfluss nimmt
auf die gewachsenen Vereins- und Verbands-
strukturen vor Ort. Oder anders ausgedrückt:
Bisher kaum untersucht wurde, inwiefern ein
‚Fit‘ oder aber ein ‚Misfit‘ besteht zwischen
der Logik der Engagierten und den Erfordernis-
sen der gemeinnützigen Organisationen – Ver-
eine oder Verbände – als Infrastruktur des En-
gagements. Wenn jedoch die ‚Nachfragesei-
te‘ der Organisationen in den Blick genommen
werden soll, ist bürgerschaftliches Engagement
auch unter Managementgesichtspunkten zu be-
handeln. Es sind somit auch solche Fragen zu
diskutieren, ob und inwiefern die Erwartungs-
haltungen der Engagierten mit den Erfordernis-
sen der Organisationen, etwa im Hinblick auf
die Qualifikationen der Engagierten sowie hin-
sichtlich der Planbarkeit und Zuverlässigkeit
ihres Engagements, in Einklang zu bringen sind.

2 Funktionen und
Rollenzuschreibungen des
bürgerschaftlichen Engagements

Bürgerschaftliches Engagement ist nicht nur ein
facettenreicher Begriff, der sehr unterschiedli-
che Tätigkeiten und Aktivitäten umfasst, es ist
gleichzeitig auch ein mehrdimensionaler Termi-
nus, der Akteure und Akteurinnen in sehr unter-
schiedlichen Rollen und Funktionswahrneh-
mungen anspricht. Dies gilt vor allem insofern,
als der Bürger/die Bürgerin in der neueren De-
batte zum bürgerschaftlichen Engagement so-
wohl in der Funktionszuweisung als Teil einer
spezifischen Governance Struktur wie auch als
deren Korrektiv konzeptualisiert wird. In einer
sehr vereinfachten Form könnte man die Rol-
lenzuweisungen via bürgerschaftliches Enga-
gement in etwa wie folgt modellhaft systemati-
sieren: Bürgerschaftlich engagiert sein kann
Mann bzw. Frau als Citoyen bzw. Staatsbürger,
als Aktivistin in der Lokalpolitik, als Bourgeois
und Wirtschaftsbürger, als Karrieristin und Phi-
lanthropin in der lokalen Ökonomie, als Ver-

einsmeier und Lokalmatador, als Netzwerkerin
in der Gemeinschaft vor Ort.

Es ist aufgrund empirischer Studien bekannt,
dass die Gruppe der sehr Aktiven gerade auf
lokaler Ebene jede dieser Rollen mehr oder we-
niger ausgeprägt ausfüllen. Diejenigen, die Auf-
gaben und insbesondere Leitungstätigkeiten in
Vereinen und Verbänden übernehmen, sind häu-
fig auch parteipolitisch oder zumindest bei Bür-
gerinitiativen engagiert. Dieser Personenkreis
rekrutiert sich in der Regel aus der Gruppe der
Gutausgebildeten und so genannten Besserver-
dienenden, die wiederum als Aktive bei Bürger-
stiftungen oder für lokale Spenden- und Spon-
soringaktionen in Frage kommen. Auch wissen
wir dank der Milieuforschung, dass Gemein-
den aus unterschiedlichen Kreisen und Szenen
bestehen, die sich aufgrund ihrer unterschiedli-
chen Kapitalqualitäten – soziales, kulturelles und
ökonomisches Kapital – deutlich voneinander
unterscheiden. Kommune als sozial-kulturelle
Gemeinschaft wird unter dieser Perspektive zu
einem höchst interessanten Geflecht von Netz-
werken und Gruppen oder, wenn man es nega-
tiv ausdrücken möchte, von Seilschaften und
Cliquen. Während sich die Soziologie stärker
für die Dimension der sozialen Strukturierung
infolge von bürgerschaftlichem Engagement
interessiert, steht aus politikwissenschaftlicher
Sicht klassischerweise eher die Funktion des
Engagements für Staat und Verwaltung und da-
mit für Top-Down-Governance auf lokaler Ebe-
ne im Zentrum des Interesses.

Allerdings unterliegen die Sozialwissen-
schaften einschließlich der Politikwissenschaft
sehr stark Themenkonjunkturen. Es deutet eini-
ges darauf hin, dass derzeit der Citoyen und die
lokale Aktivistin – also die genuin politische
Seite des bürgerschaftlichen Engagements –
nicht im Zentrum des politikwissenschaftlichen
Interesses steht. Vielmehr lässt sich ein ‚Mis-
sing Link‘, eine deutliche Leerstelle zwischen
den doch sehr weitreichenden Perspektiven und
Ansätzen, die im Kontext der Zivilgesellschafts-

Vom Ehrenamt zum Bürgerschaftlichen Engagement
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debatte aufgezeigt werden, und der Realität vor
Ort in den Gemeinderäten und lokalen Netz-
werken feststellen. Der Stellenwert, der „De-
mokratie von unten“ (Roth 1994) im Kontext
der neuen sozialen Bewegungsdebatte in den
1980er und 1990er Jahren eingeräumt wurde,
ist in der Local-Governance-Debatte bisher noch
nicht erreicht. Wie steht es mit den so genann-
ten Vorentscheidern? Wo werden die Themen
im Vorfeld des Stadtrats abgeklopft? Wer ist in
der Gemeinde wichtig und wer nicht? Es handelt
sich hierbei um Fragestellungen, die gerade im
Hinblick auf die Governance-Thematik stärker
in den Blick genommen werden sollten. Die
ganz klassischen Themen der Community-Po-
wer-Schule der 1950er und 1960er Jahre sind
so gut wie in Vergessenheit geraten, obgleich
sie unter dem Leitmotiv des bürgerschaftlichen
Engagements neu zu thematisieren und im Hin-
blick auf die Vertiefung und Weiterentwicklung
von Demokratie zu untersuchen wären.

Im Zentrum des Interesses steht dagegen
aktuell das bürgerschaftliche Engagement des
Bourgeois bzw. der lokalen Philanthropen und
Mäzene. Hier schlägt natürlich die Ebbe in den
öffentlichen Haushalten zu Buche. Alles, was
mit Stiften und Spenden zu tun hat, ist momen-
tan ‚in‘. So übersteigt die Zahl der Festveran-
staltungen zum Thema Bürgerstiftung in-
zwischen die Anzahl der real-existierenden und
auch handlungsfähigen Stiftungen. Dass Bür-
gerInnen auf die defizitäre Situation der öffent-
lichen Haushalte reagieren, darauf weist nach-
haltig der Gründungsboom von Förderverei-
nen hin. Das Thema Corporate Citizenship ran-
giert ganz oben auf der Agenda im Wissen-
schaftsbetrieb. Allerdings wird von der Wis-
senschaft im Moment kaum analysiert, wie Cor-
porate Citizenship vor Ort umgesetzt wird, und
welche Personen diesbezüglich involviert sind.
Der Kreis der potenten lokalen Geldgeber ist in
der Regel auf wenige Einzelpersonen, Firmen
und halb-öffentlich/halb-private Institutionen
wie etwa Sparkassen beschränkt. Diese gehö-

ren in der Regel zu den Viel-Umworbenen für
potentielle Public-Private-Partnerships. Wie
demokratisch die Zugangsmöglichkeiten zu die-
sem Kreis sind, wird von der Wissenschaft
bisher nicht behandelt. Ebenfalls nicht themati-
siert wird der Nexus zwischen dem bürger-
schaftlichen Engagement des Citoyen und dem
des Bourgeois. Dass auch gestiftet und gespen-
det wird, um die eigene Position in der lokalen
Gemeinde zu festigen und damit Einfluss aus-
zuüben, ist in der US-amerikanischen Literatur
im Kontext der Auseinandersetzung über die
gesellschaftliche Rolle und Funktion von Stif-
tungen behandelt worden. Diese Debatte wird
hierzulande kaum geführt. Dass die Aufsichts-
räte der männlich dominierten Honoratiorenzir-
kel der lokalen Stiftungen deutliche Schnittmen-
gen mit der Mitgliedschaft der Rotary-Clubs
vor Ort aufweisen, ist momentan kein Thema
und wird daher auch nicht demokratietheore-
tisch hinterfragt.

Einen deutlichen Aufschwung hat, ausge-
löst durch die Arbeiten von Robert Putnam, die
wissenschaftliche Beschäftigung mit lokalen frei-
willigen Organisationen – sprich Vereinen – ge-
nommen. Wer hätte gedacht, dass Vereine als
Orte von Integration und Vertrauensbildung –
von trust, norms und reciprocity – einmal derart
hoch geschätzt würden. Doch wie inzwischen
umfangreich dargelegt, waren die ursprüngli-
chen Annahmen Putnams über den Nexus zwi-
schen Vereinsmitgliedschaft, Vertrauensbildung
und ökonomischer wie auch politischer Effizi-
enz und Effektivität unterkomplex konzipiert
und insofern in der Empirie in dieser schlichten
Form auch nicht nachweisbar. Insbesondere
zeigen neuere Arbeiten (Kriesi/Baglioni 2003),
dass den Rahmenbedingungen – d.h. der Ein-
bettung der Vereine in den jeweiligen sozialen,
ökonomischen und insbesondere rechtlichen
Kontext vor Ort – und damit der Governance-
Struktur eine wichtige Bedeutung für die Akti-
vierung von Engagement zukommt. Vereine
wirken auf ihre Umgebung ein und sind inso-
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fern unabhängige Variable. Gleichzeitig sind sie
in ihren Aktivitäten, ihrer Zusammensetzung wie
auch in ihrer Organisationskultur auch Ausdruck
ihrer Umgebung und ihres Umfeldes. D.h. sie
sind immer auch abhängige Variable ihres Kon-
textes und insofern eingebunden in jeweils spe-
zifische Governance Strukturen.

Trotz aller Kritik an den Arbeiten von Put-
nam ist herauszustellen, dass diese sehr wichti-
ge Anstöße gegeben haben. BürgerInnen sind
nicht nur rational Handelnde, sondern stark ge-
prägt von Vorlieben, Werten, Normen und ins-
gesamt in hohem Maße auf Gegenseitigkeit an-
gelegt. Nicht zuletzt dank Putnam wird in der
Fachdiskussion nicht mehr in Frage gestellt, dass
bürgerschaftliches Engagement eine zentrale
Ressource darstellt und Auswirkungen hat auf
das Zusammenspiel von Ökonomie, Gesell-
schaft und Politik. Ferner wird auch nicht mehr
angezweifelt, dass ein Zusammenhang besteht
zwischen politischem, sozialem und geselligem
Engagement.

Bürgerschaftliches Engagement ist insofern
eine wichtige Basis von funktionierender Ver-
waltung, gelebter Demokratie, sozialer Integra-
tion und prosperierender Ökonomie. Im Klar-
text heißt dies: Moderne Gesellschaften und
Marktwirtschaften sind hoch komplexe Regime,
deren Funktionssysteme auf Zusammenspiel
notwendig angewiesen sind. Bürgerschaftliches
Engagement wird hierbei zur Koppelungsin-
stanz, zum Verbindungsglied der verschiede-
nen Funktionssysteme wie auch der verschie-
denen Ebenen. Bürgerschaftliches Engagement
als Element von Good Governance gewinnt in-
sofern sowohl aus einer steuerungstheoretischen
Top-Down-Perspektive wie auch aus einem in-
tegrationstheoretischen Blickwinkel und damit
einer Bottom-Up-Perspektive nachhaltig an
Relevanz. Dies gilt nicht zuletzt auch vor dem
Hintergrund von Multi-Level-Governance im
EU-Kontext.

Doch auch im Hinblick auf die integrations-
fördernde Wirkung von bürgerschaftlichem

Engagement im EU-Kontext weist die aktuelle
Forschung eine Leerstelle auf. Zwar ist bürger-
schaftliches Engagement generell positiv kon-
notiert und dient dem Zweck der Vertiefung und
Erweiterung von Civitas – als konkreter Utopie
einer demokratischeren und gerechteren Gesell-
schaft vor Ort. Allerdings liegen bisher kaum
Arbeiten zu den Leitbildern und konkretisierba-
ren Ideenhorizonten der Engagierten vor. Für
welche Gesellschaft engagiert man sich? Wel-
che Vorstellungen haben die Aktiven von einem
Gemeinwesen, in dem der Wohlfahrtsstaat nur
noch bedingt in der Lage ist, soziale Ungleich-
heiten mit monetären Transferleistungen auszu-
gleichen? An welchem Leitbild, an welcher kon-
kreten Utopie orientiert man sich, wenn man als
Aktivistin, Karrieristin oder Netzwerkerin bzw.
als Citoyen, Bourgeois oder Lokalmatador bür-
gerschaftlich engagiert ist? Unterscheidet sich
das Leitbild in Großbritannien von dem in Frank-
reich oder Polen? Und wie steht es mit der An-
erkennung und Wertschätzung des bürgerschaft-
lichen Engagements in Italien, Schweden oder
Malta? Bislang werden diese eher grundsätzli-
chen Fragestellungen empirisch weder aus ei-
ner policy-analytischen noch aus der Sicht des
Sozialkapital- oder des Governance-Ansatzes
thematisiert. Interessant sind diese Fragestel-
lungen insbesondere vor dem Hintergrund des
sich derzeit rasant verändernden Verhältnisses
von Staat und Gesellschaft bzw. von Staat und
bürgerschaftlichem Engagement.

3 Das Verhältnis von Staat und
bürgerschaftlichem Engagement

Im Rückblick fällt es leicht, den Nexus von bür-
gerschaftlichem Engagement und Staatlichkeit
modellhaft in den Blick zu nehmen. Hier lassen
sich im Wesentlichen drei Perioden identifizie-
ren:

1) Gemeindliche Selbstverwaltung gekop-
pelt mit privater Wohlfahrtskultur und einem
mäzenatischem Engagement für die Kunst und
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Kultur charakterisieren den Zielkanon des bür-
gerschaftlichen Engagements des 19. Jahrhun-
derts.

Die Entstehung großer Stiftungen, wie etwa
des Städle in Frankfurt, war die ‚Schokoladen-
seite‘ dieses Modells, die Stabilisierung des
Status quo und die Ausbildung und Verfesti-
gung stark geschlossener sozialer Milieus auf
der lokalen Ebene in Form von spezifischen
Vereinskulturen seine Schattenseite (Zimmer
1998).

2) Modernisierungstechnisch betrachtet wur-
de dieses Modell unterhöhlt und letztlich aufge-
löst durch eine verstärkte Professionalisierung
und Kommunalisierung, die in der Weimarer
Republik einsetzte, aber erst nach dem Zweiten
Weltkrieg im wohlfahrtsstaatlichen Konsens der
1970er Jahre voll zum Durchbruch kam. Bür-
gerschaftliches Engagement wurde zur Residu-
alkategorie in Politik, Verwaltung und Gesell-
schaft. Insbesondere an die Stelle der privaten
Wohlfahrtskultur trat der hoch professionalisier-
te sog. „wohlfahrtsindustrielle Komplex“ (Sach-
ße 1995: 133) der sozialen Dienstleister. Die ge-
meindliche Selbstverwaltung durchlief einen
massiven Professionalisierungsschub. Bürger-
schaftliches Engagement wurde zunehmend mit
Freizeit- und Hobbyvereinen gleichgesetzt und
galt als unpolitische Beschäftigung nach Dienst-
schluss (vgl. klassisch Siewert 1984).

3) Die Abdrängung und Abwertung bür-
gerschaftlichen Engagements in Randbereiche
wurde spätestens ab den 1980er Jahren so-
wohl von der rechten als auch der linken Seite
des politischen Spektrums kritisiert. Neue so-
ziale Bewegungen und ‚Spontis‘ nahmen die
Bürgerferne der sozialen Dienstleistungserstel-
lung sowie die ‚Klüngelwirtschaft‘ der reprä-
sentativen Parteiendemokratie ins Visier. Aus
einer ganz anderen Blickrichtung und auf an-
derem ideologischen Fundament stellten die
Neo-Liberalen die ‚Entmündigung der Bürge-
rInnen‘ durch Wohlfahrtsstaatsbürokratie und
Rundumversorgung an den Pranger. Vor die-

sem Hintergrund entstanden neue Leitbilder,
vielleicht auch nur Slogans:
• Die Liberals in den USA traten in den 1990er

Jahren für ein Re-Inventing Government ein,
was auf ein Plädoyer für mehr Wettbewerb
aber gleichzeitig auch für mehr Bürgernähe
bei der öffentlichen Leistungserstellung hi-
nauslief.

• Von Anthony Giddens wurde der Third Way
mit dem Appell der stärkeren Einbeziehung
der Zivilgesellschaft und insofern des bür-
gerschaftlichen Engagements als Leitmotiv
von New Labour kreiert. Ergebnis hiervon
sind unter anderem die Compacts – die ver-
tragsähnlichen Vereinbarungen von Partner-
schaften zwischen gemeinnützigen Organi-
sationen und Government in Großbritanni-
en.

• Das bundesdeutsche Pendant zum Third Way
wurde Ende der 1990er Jahre in die Formel
von „Bürgergesellschaft und aktivierender
Staat“ (Evers/Leggewie 1996) gegossen.
Ferner ist die Einsetzung der Enquete-Kom-
mission ‚Zukunft des Bürgerschaftlichen
Engagements‘ in diesem Kontext zu nen-
nen.

4 Fazit und Ausblick

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass das bürger-
schaftliche Engagement in den letzten Jahrzehn-
ten im politischen Diskurs deutlich an Relevanz
gewonnen hat. Die BürgerInnen werden als
Ressource von Veränderung sowie als alternati-
ve Finanzierungsquelle durchaus wieder Ernst
genommen. Allerdings lässt sich in Deutsch-
land noch kein klares Modell bzw. theoretisch
und legitimatorisch fundiertes Konzept erken-
nen. Das Verhältnis bürgerschaftliches Engage-
ment – Staat hat bisher keine eindeutige neue
Konturierung gewonnen. Vielmehr lässt sich ein
Nebeneinander von ‚neuem‘ und ‚altem Ehren-
amt‘, zivilgesellschaftlicher Aktivität und bür-
gerschaftlichem Bestreben feststellen. Dies liegt
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nicht zuletzt daran, dass im wissenschaftlichen
Kontext bürgerschaftliches Engagement vorran-
gig aus der ‚Angebotsseite’ behandelt wird,
während die spezifischen Logiken der Einbin-
dung und Einbettung von Engagement in Go-
vernance-Strukturen der verschiedenen Politik-
felder, von wenigen Ausnahmen abgesehen,
forschungstechnisch eher ausgeblendet werden.
Insofern liegen auch kaum Studien vor, die bür-
gerschaftliches Engagement von der Seite der
Organisationen untersuchen. Ferner scheint
derzeit der politische Aspekt des Engagements
zunehmend aus dem Blickfeld zu geraten, wäh-
rend die Dimension des Engagements, die staat-
liches Handeln ergänzt, das Dienstleistungsan-
gebot vor Ort aufrechterhält und zum Teil sogar
modernisiert sowie mittels finanzieller Unter-
stützung überhaupt erst ermöglicht, einen immer
wichtigeren Stellenwert gewinnt.

Kurzum: Es fehlt eine theoretische Fundie-
rung des Wie, Warum und Wieso des bürger-
schaftlichen Engagements. Insofern wäre das
sich derzeit stark verändernde Verhältnis Bür-
gerschaft – Staat unter dem Blickwinkel des
bürgerschaftlichen Engagements ganz oben auf
die demokratietheoretische Agenda zu setzen,
wobei die folgenden Themen zu behandeln wä-
ren:
• Die Reform des Wohlfahrtsstaates und seine

Weiterentwicklung zur Wohlfahrtsgesell-
schaft. Bürgerschaftliches Engagement wäre
diesbezüglich aus theoretischer Perspektive
vor dem Hintergrund eines neu zu begrün-
denden wohlfahrtsstaatlichen Vertrages un-
ter Gerechtigkeitsaspekten zu thematisieren.

• Die Weiterentwicklung und Vertiefung der
Demokratie unter dem Leitmotiv der Zivil-
gesellschaft. Bürgerschaftliches Engagement
wäre in diesem Kontext als normative Res-
source im Dienst des politisch-sozialen Zu-
sammenhalts von Staat und Gesellschaft zu
diskutieren.

• Die Reform und Erneuerung von Verwal-
tungshandeln. Bürgerschaftliches Engage-

ment wäre hier im Kontext von Governance
als Steuerung zu diskutieren, wobei sich für
diese Diskussion die lokale Ebene besonders
anbietet.

Als Fazit ist festzuhalten: Es bleibt noch viel zu
tun im Hinblick sowohl auf die empirische
Untersuchung als auch auf die (demokratie) the-
oretische Analyse von bürgerschaftlichem En-
gagement und (Local) Governance.

Annette Zimmer (geb. 1954) ist Professorin
für Sozialpolitik und Vergleichende Politikwis-
senschaft am Institut für Politikwissenschaft der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster.
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In der Sozialpolitik scheint es sich immer mehr
durchzusetzen, die Rolle des Staates vor allem
als die eines Markt-Regulators zu verstehen.
Das gilt ebenso für kommunale Politik, die in
sozialen und kulturellen Dienstleistungsberei-
chen eine besondere Verantwortung trägt. Der
veränderte Wohlfahrtsmix bei Steuerung und
Produktion sozialstaatlicher Einrichtungen wird
dabei häufig mit dem Begriff des ‚Gewährleis-
tungsstaates‘ gekennzeichnet: Staat und Kom-
munen regulieren und (ko-)finanzieren die Tä-
tigkeit privater Anbieter auf den entsprechen-
den Sozialmärkten. Durch die Einrichtung von
sich zum Teil selbst regulierenden Subsyste-
men sollen Politik- und Verwaltungsaufwand
verringert werden. Infolgedessen rückt in ei-
nem System der ,mixed Governance‘1, also ei-
ner Kombination von marktlichen, staatlichen
und partizipativen Steuerungselementen, Poli-
tik im engeren Sinne, als deliberativer und koo-
perativer Prozess, in den Hintergrund. Politik
scheint sich immer mehr auf die Installierung
von Sozialmärkten mitsamt der darin einzubau-
enden Anreiz- (und Abschreckungs-)Effekte
beschränken zu können.

Wie realistisch und zustimmungsfähig ist
aber eine solche Aufgabenbestimmung für Po-
litik und Verwaltung? In der Diskussion um
eine die Zivilgesellschaft „aktivierende Politik“
(Evers/Leggewie 1999) wird etwa kritisch er-
örtert, dass gesellschaftliche Gruppen und freie
Träger neben Staat und Markt als Dritter Sek-
tor eine Rolle spielen (sollten). Demnach wäre
die Aufgabe einer aktivierenden und kooperati-
ven Politik, die gesellschaftlich vorhandenen
Potentiale für gemeinnütziges Handeln und die
Bildung von Bürgersinn ins Spiel zu bringen.

Das wäre ein anderes und anspruchsvolleres
Konzept von Politik und Governance.

In vielen Bereichen hat es jedoch eine auf
die Einrichtung von Sozialmärkten konzentrier-
te Politik verstanden, derartige Entwürfe einer
Aufwertung von Zivilgesellschaft ihrem Argu-
mentationsschema unterzuordnen. Zivilgesell-
schaftliche Perspektiven schrumpfen dann –
etwa in der Gesundheitspolitik – darauf, das
gewünschte Mehr an Markt durch stärkere Pa-
tienten- und Konsumentenorganisationen gegen
zu balancieren. Auch die Rolle gemeinnütziger
Organisationen, ein anderer Aspekt zivilgesell-
schaftlicher Beiträge, soll nicht mehr besonders
gefördert werden. Sobald sie selbst als Anbie-
ter sozialer Leistungen (in Altenheimen, Kin-
dertagesstätten oder Krankenhäusern) auftre-
ten, sollen sie sich wie ihre kommerziellen Kon-
kurrenten dem Wettbewerb stellen.

Gegenüber derartigen Konzepten regulier-
ter Sozialmärkte sollen im Folgenden drei Ar-
gumente entwickelt werden:

(a) In diesen Konzepten werden Vielfalt und
Besonderheiten von Partnern der Politik und
Verwaltung, vor allem die von freien Trägern
aus dem dritten Sektor, unterschätzt. Gerade im
Erhalt dieser Vielfalt liegen aber Chancen für
eine innovationsfähige Politik.

(b) Hinter den Konzepten des Staates als
Gewährleister und Regulator von Sozialmärk-
ten steht die oft unausgesprochene Idee, hiermit
lasse sich die Last von Politik und Verwaltung
verringern. Für Politik und Verwaltung entste-
hen jedoch, wenn sie der Vielfalt der Akteure
Rechnung tragen wollen, anspruchsvolle und
kontinuierliche Aufgaben. Es gilt, jenseits einer
Regulierung und Überwachung von Fall zu Fall
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Dialoge und Vereinbarungen anzuregen und zu
organisieren.

(c) Problematisch ist überdies die Annahme,
‚richtige’ Regeln und institutionelle Arrange-
ments seien deshalb das alles Entscheidende,
weil sie mit ihren Anreizeffekten auch unwilli-
ge oder egoistische Mitspieler zu kooperativem
Verhalten veranlassen können – eine Überzeu-
gung, die sich gleichermaßen bei ‚Markt-Libe-
ralisierern‘ wie ‚Markt-Regulierern‘ finden
lässt. Insofern können Governance-Konzepte
wirklichkeitsblind sein, wenn sie davon ausge-
hen, Markt und Staat könnten Kraft ihrer Re-
geln und Anreizsysteme, gewissermaßen hinter
dem Rücken der Akteure, ohne ‚gute Bürger‘
eine ‚gute Gesellschaft‘ schaffen.

1 Das Beispiel Kindertagesstätten

Für die Auseinandersetzung mit den gerade
skizzierten Konzepten von Politik und Verwal-
tung als Regulierung von Sozialmärkten ist der
Bereich der Kindertagesstättenpolitik ein gu-
tes Beispiel2, weil hier Akteure, die sich nicht
ohne weiteres im Dualismus Staat–Markt un-
terbringen lassen, seit jeher eine besonders
große Rolle spielen. Fast 60 Prozent aller
Dienste und Einrichtungen werden durch zum
Teil sehr verschiedene freie Träger geführt:
Einrichtungen der Wohlfahrtsverbände wie der
Caritas, Diakonie oder Arbeiterwohlfahrt, aber
auch Kirchengemeinden. Der Bereich der Kin-
dertagesbetreuung ist also in einem hohen Maß
durch Vielfalt geprägt. Das Bedarfs- und An-
gebotswachstum, das mit Ende der 1980er-
Jahre einsetzte, war mit einer weiteren Diffe-
renzierung bei den Akteuren verbunden.
Insbesondere den diversen Elterninitiativen
kam eine wichtige Rolle zu – nicht nur als Grün-
der von einzelnen Einrichtungen, sondern auch
als lokale Interessenvertretungen und Moto-
ren für einen Wandel von Qualitätsvorstellun-
gen. Darüber hinaus fordern in jüngster Zeit in
einer pluralistischen Gesellschaft bestimmte

ethnische oder religiöser Gruppen ihr Recht
auf Identität zunehmend selbstbewusster ein.
In den Städten, von denen nachher die Rede
sein wird, gibt es griechische, japanische und
islamische Kindergärten.

Es geht unter dem Stichwort Pluralismus aber
nicht nur um die Differenzierung verschiedener
Akteure innerhalb des ‚Dritten Sektors‘. Eine
jüngere Entwicklung ist, dass auch Firmen und
andere Wirtschaftsakteure (zum Beispiel Wirt-
schafts- und Unternehmerverbände) als inter-
essierte ‚Stakeholder‘ und potentielle Einrich-
tungsträger an die Kommune herantreten. Ein
noch weitgehend neues Phänomen sind gewerb-
liche Anbieter. Aber das könnte sich bald än-
dern. So wird etwa durch das neue bayerische
Kita-Gesetz, das im Herbst 2005 in Kraft treten
soll, das Spektrum der Träger in den gewerbli-
chen Bereich hinein erweitert. In Zukunft kön-
nen auch natürliche Personen (und damit ein-
zelne Unternehmer) als Träger von Kinderta-
geseinrichtungen öffentlich kofinanziert wer-
den.

Einen ‚Wohlfahrtsmix‘ gibt es nicht nur in
Hinblick auf ‚Leistungs-Produktion‘ und Trä-
gerschaft, sondern auch im Sinne eines ‚Steue-
rungsmixes‘. Neben Wettbewerb und kommu-
naler Planung spielt als drittes Steuerungsprin-
zip Partizipation und Selbstorganisation eine
Rolle. Das Kinder- und Jugendhilfegesetz
(KJHG), das in diesem Bereich seit Anfang der
1990er-Jahre die Rahmenbedingungen setzt,
sieht eine Beteiligung der verschiedenen freien
Träger an der Planung und Weiterentwicklung
des lokalen Versorgungssystems in den lokalen
Kinder- und Jugendhilfeausschüssen ausdrück-
lich vor. Als ‚Sozialpartner‘ genossen sie bisher
relativ einfache und günstige staatliche Förde-
rungsregeln. Oft war es üblich, mit den öffent-
lichen Zuschüssen der Kommunen (die in der
Regel um 80 Prozent betragen, und im Einzel-
fall bis zu 100 Prozent ausmachen können) Trä-
ger oder Platzangebote mitzufinanzieren, aber
auch gegebenenfalls über das Jahr entstandene
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Defizite auszugleichen. ‚Gesteuert‘ wurde also
weniger durch die (Finanzierungs-)Regeln als
vielmehr durch das korporative System der
Aushandlung im jeweiligen Ausschuss und im
informellen Geflecht in dessen Umfeld.

Aus der Kritik an diesen Traditionen einer
wenig regulierten, über korporative Absprache
organisierten Politik und Steuerung haben sich
nun die neueren Konzepte und Praktiken entwi-
ckelt (Evers/Lewis/Riedel 2005). Die meisten
davon versuchen, Politik mehr als bisher als
eine Sache der richtigen Anreize und institutio-
nellen Arrangements zu verstehen. Ein Beispiel
bildet dabei das bereits angesprochene neue
bayerische Refinanzierungssystem: Im Unter-
schied zu den alten Bezuschussungen sieht es
vor, genau nach angebotenen Plätzen und zeitli-
chem Umfang des Angebots zu finanzieren. An
die Stelle alter Vergütungsschemata tritt ein
neues Finanzierungskonzept als Steuerungskon-
zept.

Radikaler in Richtung auf Politik durch Neu-
Regulierung operieren die Gutscheinmodelle,
die von Ökonomen (Kreyenfeld/Spieß/Wagner
2002) verschiedentlich propagiert und in Städ-
ten wie Hamburg und Berlin eingeführt worden
sind. Die Kommunen finanzieren nicht länger
die Anbieter, sondern mit der Ausgabe von
Gutscheinen (‚Kita-Card‘) die Eltern als Nach-
frager. Sie können diese Gutscheine dann bei
der Einrichtung ihrer Wahl einlösen. Dieses
Konzept ist prototypisch für das, was hier dis-
kutiert werden soll: die Utopie eines sich nach
erfolgreicher Regelsetzung gewissermaßen
selbst ausgleichenden ‚Sozialmarktes‘, in den
die Politik nur dann eingreift, wenn sie Spielre-
geln setzt oder neu justiert. Hier gibt es nur
noch konkurrierende Anbieter (gemeinnützige
und kommerzielle), Bürger als Kunden und lo-
kale Behörden und Parlamente als Regulatoren.
Erste Erfahrungen mit diesem System eines re-
gulierten Sozialmarktes in Hamburg sind doku-
mentiert. Und sie zeigen, dass das, was im Kon-
zept der Politik eine so bestechende Vereinfa-

chung verspricht, in der Praxis kaum funktio-
niert (Diller 2004).

Im Gegensatz dazu soll im Folgenden auf
Beispiele zurückgegriffen werden, die verdeut-
lichen, dass kommunale Politik und Verwaltung
noch andere Möglichkeiten besitzt, die im Bild
der regulierenden und gewährleistenden Politik
und Verwaltung kaum Anerkennung finden.
Anhand von Entwicklungen in zwei von uns
untersuchten Städten, Frankfurt am Main und
München (Evers/Riedel 2005), soll dargelegt
werden, was es bedeuten kann, wenn man
• die angesprochene Heterogenität der Ak-

teurslandschaft aufgreift;
• versucht, mit einer kooperativen und akti-

vierenden Strategie einen Prozess der ge-
meinsamen fachlichen und politischen Wil-
lensbildung über den engeren Bereich von
Politik und Verwaltung hinaus zu betreiben;

• im Rahmen derartiger Politikansätze bewusst
bestimmte Einstellungen, Kompetenzen und
Tugenden (etwa Vertrauen und Kooperati-
onsbereitschaft) pflegt.

2 Zur Situation in Frankfurt und
München

In den 1990er-Jahren hatte in Frankfurt a.M.
wie in vielen anderen Städten die Ausweitung
des Angebots für das Kindergartenalter nicht
zuletzt aufgrund des neu geschaffenen Rechts-
anspruchs absolute Priorität. Auch heute wächst
dieser Teilbereich weiter; es kommen hier etwa
250-300 Plätze pro Jahr hinzu. Hand in Hand
damit wurde die Versorgung für Schulkinder
ausgebaut; Frankfurt hat in Westdeutschland das
größte Hortangebot. Trotzdem wird hier ein
weiterer Bedarf gesehen. Das hat damit zu tun,
dass heute im Kindergartenalter fast 70 Prozent
der Kinder ganztags oder bis über Mittag be-
treut werden und es für Schulkinder einen ent-
sprechenden Anschlussbedarf gibt. Im Krippen-
bereich hingegen änderte sich erst mit einem
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung



42

von 2002 etwas. Er setzte für die Altergruppe
bis drei Jahren ein Versorgungsziel von 20 Pro-
zent fest und gab das Startsignal für ein Pro-
gramm, durch das seitdem immerhin 200 neue
Plätze pro Jahr (inklusive Tagespflege) geschaf-
fen wurden.

Hinsichtlich der Trägerstruktur fällt auf, dass
sich das Angebot in Frankfurt relativ gleichge-
wichtig auf drei Trägerbereiche verteilt: den städ-
tischen Träger, einen wohlfahrtsverbandlichen
Trägerbereich, der stark konfessionell geprägt
ist, sowie einen freigemeinnützigen Trägerbe-
reich, der aus der Tradition der Elterninitiativen
stammt. Der freigemeinnützige Trägerbereich
verzeichnete einen Anstieg von nur 300 Plätzen
im Jahr 1989 auf gegenwärtig 3.000 Plätze. Zu
berücksichtigen ist eine Frankfurter Besonder-
heit: Die einzelnen Initiativen haben stadtweite
Trägergesellschaften gebildet. Diese stellen
mittlerweile ‚ganz normale’ Kitas zur Verfügung,
und beteiligen sich an Ausschreibungen der Stadt
für die Trägerschaft neuer Einrichtungen.

In München liegt das Kinderbetreuungsan-
gebot mit Ausnahme des Krippenbereichs deut-
lich unter dem Niveau von Frankfurt. Im Ver-
gleich mit anderen Städten ist das Angebot im
Kindergartenbereich in München relativ klein,
allerdings steigt es kontinuierlich. Im Hortbe-
reich schneidet München dagegen sehr gut ab.
Darüber hinaus konzentriert sich der Zuwachs
an Betreuungsplätzen ähnlich wie in Frankfurt
auf die Über-Mittag-Betreuung von Schulkin-
dern, die von den Eltern selbst organisiert und
über ein Landesprogramm finanziell unterstützt
wird, sowie auf den Bereich der unter Dreijäh-
rigen, in dem derzeit rund 250 Krippenplätze
pro Jahr neu entstehen.

Mit Blick auf die Trägerlandschaft fällt der
hohe Anteil städtischer Träger auf. Im Kinder-
garten- und Hortbereich kommt München zu-
sammengenommen für rund 60 Prozent aller
Plätze auf, und ist damit einer der größten kom-
munalen Träger von Kindertageseinrichtungen
in Deutschland. Gleichzeitig konnte der Initia-

tivsektor in München nie eine ähnlich wichtige
Rolle übernehmen wie in Frankfurt. Nur im
Krippenbereich trägt er in einem etwas größe-
ren Umfang zum Platzangebot bei.

Mit dieser Skizze soll zuvorderst die Viel-
falt von Akteuren und Trägern veranschau-
licht werden. Wenn man nur ‚Kunden‘ auf
der einen und ‚Anbieter‘ auf der anderen Sei-
te wahrnimmt, wird man ihren Eigenheiten
nicht gerecht. Eltern zum Beispiel spielen auch
als (Ko-)Produzenten und alltäglich Beteilig-
te eine Rolle. Zudem unterschlägt das abs-
trakte Signum ‚Anbieter‘ wie unterschiedlich
Motive, Wirtschaftsformen und Qualitätsvor-
stellungen unter den verschiedenen Trägern
sind. Einer regulativen Politik setzt das deut-
liche Grenzen. Wachstum und Niveau von
Standards hängen unter solchen Bedingun-
gen viel mehr von der Qualität alltäglicher
Dialoge ab, davon, wie man mit diesen so
verschiedenen Akteuren und potentiell Inter-
essierten pfleglich umgeht und auf welche
Weise man sie einbindet, damit ihre Beiträge
bestmöglich genutzt werden können.

Wie stellen sich nun alltägliche Politiken auf
diesen Pluralismus ein? Inwieweit kommen im
Umgang miteinander Lernprozesse in Gang, und
zwar auf beiden Seiten? Wie wird zwischen ih-
nen Vertrauen aufgebaut? Im Folgenden soll
versucht werden, für jede der beiden Städte ty-
pische Merkmale ihres Systems von Gover-
nance – also von Steuerung, Abstimmung und
Aktivierung – herauszuarbeiten.

2.1 Politikentwicklung in Frankfurt

Als Ende der 1980er-Jahre das Fehlen von Be-
treuungsplätzen für Kinder jeden Alters zu ei-
nem Politikum wurde, kam in Frankfurt eine
rot-grüne Stadtregierung ans Ruder. Sie konnte
dabei im Bereich der Kindertagesstättenentwick-
lung auf einer besonderen Erfahrung aufbauen:
Hier hatte (neben Berlin) in den 1970er-Jahren
die Kinderladenbewegung ihre Wurzeln.

Adalbert Evers



43

Ein wichtiger Ausgangspunkt war, dass es
auf Seiten der rot-grünen Stadtregierung und
wesentlicher Teile der Verwaltung ein klares
Bekenntnis zu einer ‚pluralistischen Trägerland-
schaft’ gab. Pluralismus wurde als erforderlich
dafür angesehen, dass Eltern von ihrem Wahl-
recht faktisch Gebrauch machen konnten. Man
erhoffte sich davon wichtige Anreize für Ent-
wicklung und Innovation. Mit der städtischen
Planung darauf zuzugehen entsprach dem Poli-
tikverständnis, das die rot-grüne Koalitionsre-
gierung mit ihrem Anspruch auf Aufwertung
der Zivilgesellschaft und politischen Beteili-
gungsmöglichkeiten mitbrachte.

Als es nun darum ging, eine möglichst star-
ke Wachstumsdynamik in Gang zu setzen, um
den Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz
zu realisieren, setzten die Akteure aus der Stadt-
verwaltung an zwei Punkten an. Sie versuchten
einerseits einen Konsens für einen Ausbaukurs
unter den verschiedenen Teilsektoren der Part-
nerorganisationen herzustellen, und andererseits
speziell die Möglichkeiten zu nutzen, die der
Teilbereich der Eltern-Kind-Initiativen bot.

Um die bereits im Feld tätigen konfessionell
geprägten Träger ‚mit ins Boot’ zu holen, wur-
de von Vertretern des Stadtschulamts eine in-
formelle Arbeitsgruppe ins Leben gerufen. Die
war zunächst nichts anderes als ein loses Netz-
werk: ein Treffpunkt, wo die Beteiligten über-
einkamen, die Herausforderung zum raschen
Ausbau grundsätzlich gemeinsam zu bewälti-
gen. Jeder Träger(-bereich) machte Vorschläge
dazu, was er zum Ausbau beitragen konnte. Dies
markierte den Anfang eines Prozesses, bei dem
Schulamt, etablierte konfessionelle und neuere
Träger aus dem Bereich der Eltern-Kind-Initia-
tiven ins Gespräch kamen und bei einer Reihe
von Themen in wachsendem Maße kooperier-
ten.

Gleichzeitig setzte die Stadt beim Ausbau
besonders auf den Sektor der Eltern-Kind-In-
itiativen als Garant für rasches Wachstum. Da
hier nicht länger nur eine unorganisierte Viel-

zahl von Kleinvereinen wirkte, konnte der Stadt
‚ein Deal‘ angeboten werden: Wenn die Finan-
zierung der Initiativen entsprechend verbes-
sert würde, könne das bei den Initiativen vor-
handene Potential und Know-how (Mobilisie-
rung von Kontakten, Finden und Adaptieren
von Räumen etc.) genutzt werden, um schnell
und unbürokratisch die fehlenden Plätze zu
schaffen. Die Kommune lancierte mit dem ‚So-
fortprogramm Kinderbetreuung‘ ein Förder-
programm, das im Hinblick auf die Finanzie-
rung und die begleitende fachliche und admi-
nistrative Unterstützung auf die Bedürfnisse
von Elterninitiativen und kleinen Trägern zu-
geschnitten war. Es beinhaltete eine unkompli-
zierte Förderung von Investitionskosten (für
jeden neuen Platz eine Pauschale von 2.500
Euro) und eine verbesserte Subventionierung
der laufenden Kosten.

Ein weiterer Punkt, der die Bedeutung von
Aushandlungsprozessen und Öffentlichkeitsar-
beit als Mittel zur Freisetzung einer lokalen
Angebots-Nachfrage-Dynamik illustriert, war
die ‚Übersetzungsarbeit‘ der Vereine und Dach-
verbände in der Startphase des Programms. Sie
gingen in die Stadtviertel, organisierten Ver-
sammlungen, warben für selbst organisierte
Kinderläden und boten ihre professionelle Un-
terstützung bei der Gründung neuer Initiativen
an. Diese anfänglichen Info-Meetings waren
wichtig, damit das Sofortprogramm der Stadt
auch von potentiellen Adressaten angenommen
wurde.

Zentral für die Festigung eines Vertrauens-
klimas zwischen allen Beteiligten war dabei, dass
sich die Verantwortlichen im Stadtschulamt ge-
gen den zunächst zögerlichen Stadtrat damit
durchsetzen konnten, bei der Einrichtungsver-
gabe das System des Korporatismus und des
Proporz aufzugeben. Hierbei ging es ganz hand-
fest um die Vergabepraxis und damit die Vertei-
lung von Finanzmitteln. Schließlich wurde nicht
nur formal ausgeschrieben, sondern tatsächlich
nach Preis- und Qualitätsgesichtspunkten ver-
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geben – ohne Rücksicht auf Proporz zwischen
Konfessionen und Dachverbänden.

Die Aufgabe, ein post-korporatistisches
Kooperationsmodell und eine aktivierende Po-
litik zu institutionalisieren, hat allerdings noch
andere Aspekte. Einer davon betrifft die fach-
politische Kooperation der drei unterschiedli-
chen Trägerbereiche und der Verwaltung. Wäh-
rend sich die Rolle des Kinder- und Jugendhil-
feausschusses weitgehend auf die eines forma-
lisierten Koordinierungsinstruments beschränk-
te, hat sich in Frankfurt die Tendenz entwickelt,
in vorgelagerten, weniger formalisierten Fach-
ausschüssen inhaltlich definierte Arbeitsgrup-
pen und Netzwerke aufzubauen, in denen sub-
stanzielle Debatten und Abstimmungsprozesse
stattfinden. In derartigen schwach institutiona-
lisierten Gremien und Netzwerken werden in
Frankfurt alle für die Entwicklung des Kinder-
tagesstättenbereichs relevante Themen erörtert.
Sie sind in der Regel offener, und die Beteili-
gung ist breiter gestreut als im Kinder- und Ju-
gendhilfeausschuss mit seiner formellen Beset-
zung. Gleichzeitig sind diese Gremien ein wich-
tiges Instrument für fachlichen Austausch, Ab-
stimmung, Vertrauensbildung und die Schaf-
fung einer ‚Kultur der Transparenz‘. Nicht
selbstverständlich ist zum Beispiel, dass es ge-
lungen ist, einander wechselseitig auf Kosten-
transparenz zu verpflichten. Auch schwierigen
Themen, wie etwa der Vergabepraxis bei neuen
Einrichtungen, wird dabei nicht aus dem Weg
gegangen.

Generell dürfte in diesem Zusammenhang
gelten: Wie weit institutionalisierte Kooperati-
onsstrukturen letztlich funktionieren, hängt
davon ab, ob es gelingt, Vertrauen zu entwi-
ckeln. „Man muss offen miteinander reden kön-
nen“, wurde denn auch von einem Vertreter im
Stadtschulamt ausdrücklich betont.

Angefügt werden sollte noch, dass bislang
in Frankfurt ‚good Governance‘ als Entwick-
lung einer bestimmten Kooperationskultur auch
deshalb Raum hatte, weil das Land Hessen we-

der als Finanzier noch als Regulator irgendeine
besondere Rolle spielte. Vom Land kamen kaum
Gelder, aber auch kaum nennenswerte Vorschrif-
ten.

2.2 Politikentwicklung in München

In München wird der Bereich der Kindertages-
betreuung nicht wie in Frankfurt durch eine
Moderationsinstanz zusammengehalten, die sich
die kooperative Gesamtentwicklung des Sys-
tems zur Aufgabe gemacht hat. Vielmehr wird
der Eindruck einer gegliederten Betreuungsland-
schaft vermittelt, die tendenziell durch eine Ab-
schottung der einzelnen Trägerbereiche gegen-
einander charakterisiert ist. Als in München
Ende der 1980er-Jahre ähnlich wie in anderen
Städten die Aufgabe anstand, das Angebot an
Kindergartenplätzen auszuweiten, gelang es
Stadt und freien Trägern nicht, eine gemeinsa-
me Ausbaustrategie zu verabreden. Die freien
Träger nutzten die Situation, um die Kommune
unter Druck zu setzen. Sie verlangten die Über-
nahme höherer Finanzierungsanteile, und betei-
ligten sich in Folge dessen nur in geringem
Maße am Platzausbau während der 1990er-Jah-
re. Aus der Sicht der städtischen Vertreter be-
wies dieses Verhalten den ‚Organisationsegois-
mus‘ der freien Träger. Die Kommune, anknüp-
fend an ihrer traditionell starken Rolle als Trä-
ger, expandierte zur gleichen Zeit mit ihrem ei-
genen Angebot. Aus der Sicht der freien Träger
zeigte sich dadurch der mangelnde Wille der
Stadt, mit Subsidiarität und Trägerpluralismus
ernst zu machen. Unter anderem wurde der Vor-
wurf erhoben, die Stadt entwickle sich zu einem
‚Servicemoloch‘. Die Schaffung eines koope-
rativen Investitions- und Vertrauensklimas –
analog zu dem in Frankfurt – steht in München
also noch aus.

Auch blieb die Entwicklung bei den Eltern-
initiativen von der Entwicklung bei den wohl-
fahrtsverbandlichen Trägern abgekoppelt. Die
Elterninitiativen waren zunächst von der regu-
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lären Förderung ausgeschlossen, und wurden
ab 1989 lediglich aus Mitteln eines Selbsthilfe-
fonds gefördert. Zu berücksichtigen ist dabei
allerdings neben der geringen Bereitschaft der
offiziellen Stellen, vom etablierten Versorgungs-
konzept abweichende Träger, Standards und
Angebote in das Gesamtsystem zu integrieren,
dass sich der Initiativsektor in München nicht
zu einem organisierten Partner entwickeln konn-
te. Die Elterninitiativen kooperieren lediglich
lose in einem Dachverband, haben aber ansons-
ten den ursprünglichen Charakter von kleintei-
ligen Elterninitiativen bewahrt. In diesem Zu-
sammenhang bleiben Eltern mit ihrer Doppel-
rolle als Träger und Nutzer der Einrichtungen
ausgefüllt, weshalb kaum Kapazitäten für die
Bildung einer gemeinsamen fachlich-politischen
Infrastruktur frei werden.

Immerhin fand man seitens der Verwaltung
einen anderen Weg, um eine Angebots- Nach-
frage-Dynamik zu stimulieren. Eltern und loka-
le Öffentlichkeit kamen über Bezirksvertretun-
gen und die Versammlungen auf dieser Ebene
ins Spiel. Es zeigte sich, dass sich die Versor-
gung besonders dort verbesserte, wo sich Be-
zirkspolitiker stark für dieses Thema einsetz-
ten. Das Schulreferat setzte hier gezielt an: Es
ging mit schriftlichen Informationen, Zahlen und
Daten über gegebene Lücken zwischen Durch-
schnittsversorgung und dem Versorgungsniveau
im jeweiligen Bezirk in die Bezirksversamm-
lungen. Das erwies sich als ein relativ verlässli-
cher Mechanismus, um Druck ‚von unten‘, von
Bezirksbürgern und Elterngruppen, aufzubau-
en. Dieser Druck wurde dann über lokale Poli-
tiker, die für ‚ihren‘ Bezirk mehr ‚herausholen‘
wollten, auf die Ebenen der Fraktionen und des
Stadtparlaments weitergeleitet. Stimulierung der
Nachfrage war hier also nicht in erster Linie
eine Frage von Verwaltungsvorgaben oder in-
dividueller Konsumenteninitiative, sondern
durchaus ein kollektiver politischer Prozess.

Während in Frankfurt die pluralistische Trä-
gerlandschaft durch das Selbstverständnis der

Kommune als Impulsgeber und Koordinator
‚mit gleichem Abstand‘ zu allen Trägerberei-
chen inklusive des städtischen Trägers zusam-
mengehalten wird, sieht sich in München die
Stadt vor allem für ihr eigenes Angebot und
dessen qualitative Weiterentwicklung in der Ver-
antwortung. Das hat allerdings zur Folge, dass
die Angebotslandschaft sektoral in drei relativ
unverbundene Bereiche mit klar unterschiedli-
chen Entwicklungsbedingungen bezüglich der
Einrichtungen und Nutzungsbedingungen für
die Eltern zerfällt. Im Zentrum steht ein hoch
standardisiertes Betreuungsangebot der Stadt
mit relativ geringen Gebühren für die Eltern.
Daneben existiert ein wenig kontrollierter frei-
gemeinnütziger Bereich, der tendenziell unter
schlechteren Bedingungen arbeiten muss als
städtische Einrichtungen. Dies ist auch mit hö-
heren Nutzergebühren für die Eltern verbun-
den. Als drittes Element findet sich ein kaum
integrierter Initiativbereich, der sich nur in we-
nigen Feldern etablieren konnte und aufgrund
seiner geringen öffentlichen Mitfinanzierung
und hohen Elterngebühren eher sozial aus-
schließend ist. Dies unterscheidet sich deutlich
von Frankfurt, wo nicht zuletzt die kommunale
Gebührenordnung gleiche Gebühren für Eltern
in allen drei Trägerbereichen und damit eine echte
Wahlmöglichkeit vorsieht.

Die gerade skizzierte sektorale Abschottung
in München spielt allerdings im kleineren und
jüngeren Krippenbereich eine weit geringere
Rolle. Hier haben sich für alle Anbieter gelten-
de Regeln entwickelt: Die Anbieter sind zum
Beispiel an die städtische Gebührenordnung
gebunden, eine jährliche Elternbefragung ist
verpflichtend und sie müssen sich an von der
Stadt vorgegebene Prioritätskriterien bei der
Vergabe von Plätzen halten. Es bleibt jedoch
die Frage, welche Prozesse geeignet sind für
solche Festlegungen nicht nur ‚Akzeptanz‘ zu
schaffen, sondern darüber hinaus so etwas wie
eine Mitträgerschaft bei ihrer Erarbeitung und
Implementierung. Möglichkeiten dafür bietet
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etwa ein Instrument wie das jährliche ‚Zielge-
spräch‘ mit allen Einrichtungsleiter/innen, so-
fern hier nicht nur überprüft wird, sondern Qua-
litätsziele auch im Dialog erörtert werden.

3 Mehr als Regeln, Anreize und
Arrangements

Fasst man die wichtigsten Botschaften der bei-
den ‚Kurzgeschichten‘ zur Entwicklung von
Politik und Verwaltung in Frankfurt und Mün-
chen noch einmal zusammen, dann ergibt sich,
dass man hier einmal mehr und einmal weniger
mit der Herausforderung zurechtgekommen ist,
einen Politikstil jenseits traditioneller korpora-
tistischer Partizipationskonzepte zu entwickeln.
Ein solcher Stil setzt anstelle der Rückführung
von Politik auf ‚Regulierung‘ vor allem auf die
Entwicklung neuer kooperativer und aktivieren-
der Qualitäten.

In München ist es vergleichsweise weniger
gelungen, die verschiedenen Angebotssektoren
und Subkulturen – kommunale Angebote, tra-
ditionelle freie Träger, Elterninitiativen – in ei-
ner dialogischen Planung zusammenzuführen.
Ansätze zur Kooperation sind oft überschattet
von alten oder neuen Praktiken der Regulie-
rung, der Aufsicht, aber auch von intransparen-
ten Absprachen. Allerdings nimmt auch hier eine
stärker kooperative und dialogische Praxis ge-
genüber Unternehmen, die sich engagieren wol-
len, neuen Anbietern und Trägern im Kinder-
krippenbereich Gestalt an, wenn sich der Auf-
bau von Vertrauen und die Pflege von Koopera-
tionsvermögen als wesentlich erweisen.

Genau das steht in Frankfurt bereits seit län-
gerem im Zentrum. Für die Bereitschaft, bei ei-
nem Konzept des forcierten Ausbaus von An-
geboten ‚mitzuziehen‘, ist von Verwaltung und
Politik aktiv geworben worden. Statt gleiche
Regeln für alle an den Anfang zu stellen, hat
man versucht, die besonderen Stärken einzelner
Akteure zu nutzen sowie spezifische Program-
me darauf zuzuschneiden (z.B. durch Förde-

rung von Elterninitiativen). Gleichzeitig ist sehr
viel Wert darauf gelegt worden, einer Mutation
von pluralistischen Angeboten in segmentierte
Bereiche entgegenzuwirken: Die Angebote von
Wohlfahrtsverbänden und Kirchengemeinden
und die der lokalen Verbände von Elterninitiati-
ven stehen nicht einfach nebeneinander, son-
dern im Austausch. Ferner wurden gleiche Ori-
entierungen, Standards und Nutzungsbedingun-
gen für alle Angebote und Nutzer erarbeitet. Für
diese kooperative und aktivierende Politik sind
dementsprechende neue institutionelle Arrange-
ments entwickelt worden. Das Frankfurter Bei-
spiel ist also illustrativer als das der Entwick-
lung in München, wenn es darum geht, zu ver-
deutlichen, warum eine ‚post-korporatistische’
lokale Politik und Verwaltung sich nicht auf eine
Praxis der Einrichtung regulierter Märkte zu-
rückziehen sollte. Das argumentative Anliegen
dieses Beitrags lässt sich schließlich in zwei
Thesen noch einmal zuspitzen:

(a) Wo es sehr verschiedene Akteure, Moti-
ve und Konzepte zu vermitteln gilt, ist es beson-
ders problematisch, den Beitrag kommunaler
Politik und Verwaltung vor allem in den Begrif-
fen von Regulierung und Anreizsystemen zu
definieren. Die Kunst ‚good Governance‘ lebt
vielmehr von dem Vermögen der Beteiligten,
trotz aller Unterschiede gemeinsam handeln zu
lernen. Statt aus den Mängeln der früheren kor-
poratistischen Politik den Schluss zu ziehen,
dass es zukünftig um weniger Politik und stär-
ker um die Einrichtung sich über weite Strecken
selbst balancierender regulierter Sozialmärkte
geht, sollte das Konzept einer die Gesellschaft
als Zivil-Gesellschaft ansprechenden und in die-
sem Sinne aktivierenden Politik neu formuliert
werden.

(b) Es geht dabei allerdings nicht nur um
den richtigen Steuerungsmix, entsprechende
institutionelle Arrangements und Anreizeffekte.
Bei der Entwicklung von Politik als „Kunst ge-
meinsamen Handelns“ (de Tocqueville) und für
die mögliche Produktivität von Kooperations-
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prozessen spielen auch subjektive Faktoren,
Einstellungen und Fähigkeiten, die heute oft als
‚soziales Kapital‘ bezeichnet werden, eine Rol-
le. Zu nennen wären diesbezüglich zum Bei-
spiel das Ausmaß, in dem es gelingt, Vertrauen
aufzubauen, organisationsegoistische Perspek-
tiven zu überwinden und kooperativ zu han-
deln. Das braucht eine Politik, in der man diese
Fähigkeiten und Dispositionen immer wieder
lernt und einübt. Eine Governance-Debatte, die
auf Regeln und Arrangements fixiert bleibt und
diese subjektive Seite übersieht, bleibt steril.

Adalbert Evers (geb. 1948) ist Professor für
Vergleichende Gesundheits- und Sozialpolitik
an der Justus-Liebig-Universität Giessen.

Anmerkungen

1Zur Governance-Debatte vergleiche Benz 2004.
2Das Papier bezieht sich auf Ergebnisse aus dem
Zusammenhang eines vergleichenden, von der
EU finanzierten Forschungsprojekts „Changing
Family Structure and Social Policy: Childcare
Services as Sources of Social Cohesion (TS-
FEPS)”, an dem Teams aus den Ländern Belgi-
en, Bulgarien, Deutschland, England, Frank-
reich, Italien, Schweden und Spanien teilnah-
men. Ergebnisse (national reports, case studies
etc.) sind einsehbar unter: www.emes.web. Dem
deutschen Team gehörten Adalbert Evers und
Birgit Riedel an.
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Kulturpolitik auf kommunaler Ebene ist in der
Bundesrepublik Deutschland seit jeher eine
Domäne der kommunalen Selbstverwaltung.
Museen, Theater und Orchester in kommuna-
ler Trägerschaft legen davon Zeugnis ab. Im
Zuge der mit Haushaltsproblemen verbunde-
nen Überlegungen zu aktuellen und künftigen
Kernbereichen kommunaler Politik – und vice
versa zu den verzichtbaren Teilen – erodiert die-
ses Politikverständnis und die darauf ausge-
richtete politische Praxis: Neue Akteure treten
auf, neue Partnerschaften werden geschlossen.
Dabei werden Public Private Partnerships
(PPPs) als die wohl geläufigste Ausprägung
lokaler Governance-Strukturen im kommuna-
len Kulturbereich kritisch diskutiert.

Nach wie vor existieren wenige systemati-
sche sozialwissenschaftliche Analysen zu die-
sem Thema. Daher stellt sich aus politik- und
verwaltungswissenschaftlicher Sicht die Frage
nach einem geeigneten Analysekonzept. Zudem
werden in diesem Beitrag erste Annahmen zu
Chancen und Risiken der neuen Steuerungs-
formen und der Rolle der jeweiligen Partner in
den PPPs formuliert. Zu diesem Zweck wird in
einem ersten Abschnitt ein Überblick über den
Status Quo der PPPs in der lokalen Kulturfi-
nanzierung vermittelt. In einem zweiten Ab-
schnitt werden die Debatten und theoretischen
Ansätze skizziert, die dem Konzept zu Grunde
liegen: die Debatte zu Local Governance und
Ansätze zur Erklärung der Netzwerke und lo-
kaler Partnerschaften.

Mit kritischem Blick auf diese Grundlagen
wird im dritten Abschnitt ein akteurszentrier-
tes, auf den lokalen Kontext zugeschnittenes
Analysekonzept der Steuerung lokaler Kultur-
finanzierung entwickelt. Schließlich wird in ei-

nem Ausblick auf die Rolle der öffentlichen und
privaten Akteure in lokalen Kulturfinanzie-
rungs-Partnerschaften und auf die Herausfor-
derungen für zukünftige Untersuchungen ein-
gegangen.

1 PPPs in der lokalen Kulturpolitik:
Entwicklungslinien

PPPs stehen im Mittelpunkt der öffentlichen
Diskussion, da sie mit der Privatisierung und
Teilprivatisierung der bisher durch die öffentli-
che Hand wahrgenommenen Aufgaben und de-
ren Folgen in Verbindung gebracht werden. Bei
PPPs handelt es sich jedoch nicht per se um
Privatisierungen, sondern um die partnerschaft-
liche Zusammenarbeit in Netzwerken öffentli-
cher und privater Akteure. Solche Kooperatio-
nen zwischen Personen und Organisationen der
öffentlichen Hand, der Wirtschaft und der Zi-
vilgesellschaft werden in der sozialwissen-
schaftlichen Literatur häufig vage, in jedem Fall
jedoch unterschiedlich definiert. Hier sollen zur
Bestimmung dessen, welches Arrangement als
PPP gelten kann, folgende Kriterien der Zu-
sammenarbeit zu Grunde gelegt werden: Eine
PPP ist auf eine bestimmte Dauer angelegt, die
Zusammenarbeit der Beteiligten ist durch Orga-
nisationsstrukturen und/oder auf vertraglicher
Basis geregelt. Die Beteiligten bringen dabei
zur Erfüllung eines bestimmten Ziels verschie-
dene Ressourcen ein. Die Akteure sind auto-
nom und die Kooperation ist freiwillig (Sack
2005, Freisburger 2000).

Ausgangspunkt der hier angestellten Über-
legungen ist die Annahme, dass sich die Bedin-
gungen der Steuerung lokaler Politikgestaltung
im Kulturbereich in den vergangen zwei Jahr-
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zehnten veränderten. Der Wandel hängt maß-
geblich mit sich ausdifferenzierenden Akteurs-
netzwerken sowie mit neuen Trägerschafts- und
Finanzierungsmodellen im Kulturbereich zusam-
men. Insbesondere vor dem Hintergrund der
Kapazitätsprobleme der öffentlichen Hand wer-
den die neuen Modelle auf der einen Seite mit
Chancen für in ihrer Existenz bedrohte kultu-
relle Einrichtungen assoziiert. Auf der anderen
Seite werden sie aber auch mit Gefahren, etwa
der Kommerzialisierung der Kunst und Kultur,
in Verbindung gebracht.

Strukturelle Veränderungen, die durch die
Globalisierung, Europäisierung, die ökonomi-
sche, soziale und demographische Entwick-
lung begründet sind, machen auch vor dem
Kulturbereich nicht Halt. Die knappe öffentli-
che Haushaltslage beeinflusst das in langen
Entwicklungspfaden gewachsene, vielfältige
und außergewöhnlich weit verbreitete kultu-
relle Angebot im traditionell öffentlich finan-
zierten deutschen Kultursystem ganz beson-
ders. So erstaunt es nicht, dass seit einiger Zeit
nach Alternativen der Aufgabenbewältigung
gesucht wird, um zumindest den Erhalt des
bisherigen Standards zu sichern. In den Berei-
chen Technologie, Bildung, Stadtentwicklung,
Stadtplanung und Beschäftigungsförderung,
und auch in der Kultur erleben PPPs derzeit
einen regelrechten Boom. Öffentliche und kol-
lektive Aufgaben, so die Annahme, könnten
gemeinschaftlich erfüllt werden. Zum Ersten
begründet sich diese Annahme durch die an-
steigenden Bedarfe, durch eine private Finan-
zierung und Organisation der Kulturprodukti-
on und -bereitstellung die Finanzierungseng-
pässe der öffentlichen Hand auszugleichen.
Zum Zweiten bildet sich ein Trend heraus, die
Öffentlichkeit vor Ort, auf lokaler Ebene, ein-
zubeziehen und durch die Mobilisierung eh-
renamtlichen Engagements eine Identifizierung
der Bürger mit dem kulturellen Angebot zu
stimulieren, um es bürgernah und bedarfsge-
recht ausrichten zu können. Kultur ist

schließlich stets in Bezug zu ihrem Publikum
zu sehen. Das freiwillige Engagement und die
freiwillige, gering entlohnte und nicht bezahlte
Mitarbeit im Kulturbereich spielen zudem seit
jeher eine besonders große Rolle (Zimmer
2000). Drittens haben private Akteure bereits
seit längerer Zeit den Kulturbereich als loh-
nenswertes Investitionsfeld entdeckt und ver-
folgen ihre eigenen Interessen bei der Zusam-
menarbeit in den lokalen Netzwerken und Part-
nerschaften. Auch werden durch das ‚Instru-
ment‘ PPP Effizienzgewinne erwartet.

Die praktischen Erfahrungen in Deutschland
zur erfolgreichen Umsetzung des Instruments
sind noch relativ gering bzw. die vorhandenen
Ergebnisse schwer generalisierbar. Insbesondere
sorgt ein uneinheitlicher, häufig unreflektierter
und schlagwortartiger Gebrauch des Begriffs
für Schwierigkeiten. Mit der derzeitigen Dis-
kussion um Begrifflichkeiten ist insbesondere
die Sorge verbunden, dass mit der verstärkten
Konzentration auf partnerschaftliche Leistungs-
erfüllung eine versteckte Privatisierung einher-
gehe, die zu Lasten öffentlichen Interesses gehe.
Dies ist eine berechtigte Sorge, ist doch das
(Hoch-)Kulturgut, das nicht reproduzierbar ist
(Baumol/Bowen 1966), besonders angreifbar
durch private Eigeninteressen und Rationalitäts-
erfordernisse.

In diesem Zusammenhang stellt sich aktuell
die Frage, worin heute die Aufgabe des Staates
in der Kulturfinanzierung liegt, da sich vor dem
oben skizzierten Hintergrund die Aufgabenin-
halte kontinuierlich verändern. Im Zuge der
Verwaltungsreform kommen PPPs in Deutsch-
land eine zentrale Bedeutung zu (Sack 2003: 9;
Kuhlmann 2004: 13). Welche Rollen die Part-
ner in der Zusammenarbeit spielen, erfordert
vor dem Hintergrund sich ändernder lokaler
Gegebenheiten der Klärung. Im Folgenden wer-
den Ansätze skizziert, die sich dieses Themas
annehmen und – im weiteren Sinne – die ‚alte‘
Frage eines angelsächsischen Forschungs-
strangs zur lokalen Politik beantworten sollen:
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„Who governs?“ (Dahl 1961) Wer regiert
letztendlich die lokale (Kultur-)Politik?

2 Erklärungsansätze zu lokalen
Governance-Strukturen

Die Analyse der Beteiligungsformen öffentli-
cher und privater Partner an Steuerungsprozes-
sen in der Kulturfinanzierung auf lokaler Ebene
ist zwischen zwei wissenschaftlichen Ansätzen
anzusiedeln: der steuerungstheoretischen loka-
len Politikforschung (2.1) sowie der Analyse
von Netzwerken (2.2). Die steuerungstheoreti-
sche lokale Politikforschung ist für das vorlie-
gende Thema insofern relevant, als dass sie ge-
nerell aus den Handlungsspielräumen der rele-
vanten lokalen Akteure auf die Handlungspo-
tentiale lokaler Politik schließt. Strukturelle Vo-
raussetzungen von PPPs liegen in der Ausprä-
gung der operierenden Netzwerke und können
dementsprechend durch netzwerkanalytische
Methoden identifiziert werden. Als analytischer
Rahmen für die Zusammenführung dieser An-
sätze bietet sich das Konzept der Local Gover-
nance an – unter Einbezug strukturalistischer
und akteurszentrierter Analysekriterien.

2.1 Steuerungstheoretische Ansätze

In steuerungstheoretischen Ansätzen werden
nicht mehr ausschließlich die in früheren kom-
munalpolitischen Studien im Mittelpunkt ste-
henden Hauptakteure – der Rat, die Verwaltung
und der Bürgermeister – betrachtet: Zusätzlich
werden auch Akteure der Zivilgesellschaft und
der Privatwirtschaft als maßgebliche Akteure
im Prozess des Regierens auf lokaler Ebene in
die Analyse mit einbezogen. Damit haben An-
sätze der lokalen Politikforschung hinsichtlich
ihrer Betrachtung der Verhandlungsstrategien
und Kooperationen lokal relevanter Akteure
auch eine Gemeinsamkeit in ihren Aussagen mit
Konzepten der Netzwerk-orientierten ‚commu-
nity-power‘-Forschung. In den USA entwickel-

te sich dazu eine Forschungsrichtung, die ihr
Hauptaugenmerk auf ‚local politics‘ richtet. Ihre
Vertreter nehmen Machteliten in den Blickpunkt.
Sie beschäftigen sich mit der Frage, wer lokale
Politik beeinflusst (Dahl 1967). Dieser Aus-
gangspunkt der ‚community power‘-Forschung
zielt auf die Untersuchung faktischer – formel-
ler und informeller - Entscheidungsprozesse und
des Regierens ab.

Empirische Studien in dieser Tradition wei-
sen durch ihren Fokus auf formelle und latente
Machtstrukturen, auf die besondere Mischung
aus persönlichen und organisationellen Macht-
konstellationen in einzelnen Politikfeldern hin.
Funktionen von Akteuren in lokalen Ressour-
cen-Netzwerken werden untersucht. Ziel ist es,
davon auf ihre jeweiligen Positionen schließen
zu können und auf den Grund für ihren Erfolg
oder Misserfolg in Konflikten und Entschei-
dungssituationen im lokalen Machtspiel. In der
Weiterentwicklung wurden alle lokalen Akteure
als prinzipiell einflussreich betrachtet.

Hier setzt auch die Netzwerkanalyse an: Auf
der Meso-Ebene der Strukturen wirken sich die
Handlungen der Akteure in dem Steuerungs-
modus der kooperativen Netzwerke aus. In die-
ser Überlegung spiegelt sich die Notwendig-
keit, das Handeln der Akteure sowie die struk-
turellen Eigenschaften der Netzwerke in den
Blick zu nehmen.

2.2 Netzwerke

In die Netzwerkanalyse mit einbezogen wer-
den die Interessen und die Ressourcen der
Akteure, ihre Beziehungen zu anderen Ak-
teuren, ihre Wahrnehmung anderer Akteure
und das Leistungsspektrum der Vernetzungs-
formen. Netzwerkanalytische Maßzahlen, die
akteursbezogen sind, messen die Zahl der Be-
ziehungen eines Akteurs im Netzwerk und
kennzeichnen die Informations- und Makler-
eigenschaften der Netzwerkposition des Ak-
teurs, die Stärke seiner Einbindung in das
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Netzwerk und die Höhe seiner Wertschätzung
im Netzwerk, d.h. sein Prestige. Rückschlüs-
se auf das sogenannte Sozialkapital – gemäß
Pierre Bourdieu (1983) eine individuelle Res-
source, die durch soziale Beziehungen zu an-
deren Individuen entsteht – können durch
Prestigemaßzahlen gezogen werden. So kön-
nen Aussagen darüber getroffen werden, wie
ein Akteur über seinen Einfluss und seine
Wertschätzung im Netzwerk Sozialkapital
mobilisieren kann.

Eine solche Analyse kann Aussagen zu Ko-
ordinations- und Solidaritätspotentialen der
Netzwerke ergeben sowie die strukturellen Po-
sitionen und Funktionen, die einzelne Akteure
in ihnen haben, ihren Zugang zu Informationen,
ihre Chancen für die Ausübung sozialen Ein-
flusses und die Gelegenheitsstrukturen für kom-
munalpolitisch relevantes Handeln offen legen.
Sie kann Einsichten darüber vermitteln, wie gut
oder wie schlecht die Akteure in einem Infor-

mationstauschnetzwerk positioniert sind (Kno-
ke 1990; Laumann/Pappi 1976; Pappi/Melbeck
1984).

Hier zeigen sich mögliche Anschlussstellen
zu Local Governance als einem Rahmenkon-
zept der Mesoebene, das weitere Analysemo-
delle und Konzepte erschließt; so bietet sich der
akteurzentrierte Ansatz als Synthese an, um
Strukturen sowie Akteure in die Analyse einzu-
beziehen.

Eine wesentliche Frage, die sich bei der Be-
trachtung lokaler Governance-Strukturen stellt
und die von diesem Forschungsstrang noch vage
und uneinheitlich konzeptualisiert wird, betrifft
die Art das Handlungsmodells, auf dem die Steu-
erungsform basiert. Auszugehen ist von unter-
schiedlichen Handlungstypen, die mit entspre-
chenden Logiken der Kooperation (Sack 2005:
103) auf lokaler Ebene „als sozialem Ort oder
Funktionsraum“ (Heinelt 2004: 13) verbunden
sind.
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Local Governance wird dabei auch als poli-
tischer Begriff gesehen, der Politikgestaltung
als einen Prozess dezentralisierter und komple-
xer Machtverhältnisse begreift. Der Begriff im-
pliziert dann im weiteren Sinne eine Neubewer-
tung des Verhältnisses zwischen Markt, Staat
und Zivilgesellschaft (Le Galès 2002:13-15,
495).

Auf der Grundlage der bisherigen Ausfüh-
rungen kann die These aufgestellt werden, dass
das Entstehen und Funktionieren der Partner-
schaften abhängig ist erstens von den begünsti-
genden strukturellen und institutionellen Gege-
benheiten, welche im Folgenden anhand von
fünf Kriterien dargelegt werden (3.1), und
zweitens von der Funktionsfähigkeit der Netz-
werke und damit der Position und den Macht-
ressourcen der Akteure in den Netzwerken (3.2).
Diese werden in aktuellen Studien zur Kulturfi-
nanzierung stark vernachlässigt.

3 Local Governance in der
Kulturfinanzierung

Governance, begriffen als Steuerung, bezieht
sich auf die „ex-ante Festlegung von Normen
und Zwecken und die Sicherstellung der Nor-
menbefolgung oder Zweckerreichung“ (Sei-
bel 1994: 57). Steuerungsprobleme können als
komplexe Handlungskoordinationsprobleme
verstanden werden, die in Verbindung stehen
mit der Einbindung des lokalen politischen
Systems in komplexe Kooperations- und Ver-
handlungsprozesse (Mayntz/Scharpf 1995;
Scharpf 1988). Da sich die Interessen, Res-
sourcen und Ziele der Kooperations- und Ver-
handlungspartner unterscheiden, ist nicht un-
bedingt damit zu rechnen, dass die Kooperati-
on erfolgreich ist. Unter welchen Umständen
kooperiert wird und unter welchen Umstän-
den nicht, ist unter anderem eine Frage des
Steuerungsmodus. Governance als Rahmen-
konzept soll gleichwohl den Einbezug der Fak-
toren für eine Analyse der Steuerung in kom-

plexen und komplementären Machtverhältnis-
sen ermöglichen.

3.1 Rahmenbedingungen von PPPs

Orientiert an dem hier entworfenen Analyse-
modell wird nun anhand von fünf Kriterien ein
erster Überblick über strukturelle und akteurs-
bezogene Rahmenbedingungen gegeben, wel-
che die Strukturen und Prozesse der Steuerung
auf lokaler Ebene in der Kulturfinanzierung
maßgeblich bestimmen:

1. Die lokale Kulturfinanzierung ist in
Deutschland derzeit stark durch ökonomische
Faktoren beeinflusst: durch eine Verringerung
des Kulturbudgets der öffentlichen Haushalte.
Gemeinden und Länder, die vom jährlichen
Gesamtvolumen der öffentlichen Ausgaben für
Kultur – ca. 8 Mrd. Euro – rund 90% aufbrin-
gen, reduzierten ihre Ausgaben im Vergleich zum
Vorjahr um schätzungsweise 2% (die letzten
brauchbaren Angaben zu gemeindlichen Kul-
turausgaben stammen aus 2001 – aufgrund die-
ser Datenlücke muss geschätzt werden; Sön-
dermann 2004: 356ff). Auszugehen ist von
weiteren Kürzungen in den kommenden zwei
Jahren von mindestens jeweils 3%. Söndermann
(2004: 370ff) beschreibt für die lokale Ebene -
ausgehend von der Annahme einer ‚ungesteu-
erten’ Reduktion der Kulturetats – Trends hin
zu einer starken Reduktion kultureller Angebo-
te und ihrer Heterogenität.

2. Neben den ökonomischen Faktoren hän-
gen die Strukturen in der Kulturfinanzierung
maßgeblich auch mit sozioökonomischen Rah-
menbedingungen zusammen. In der Kultur spielt
das Publikum und die Einbeziehung bestimm-
ter Zielgruppen eine zentrale Rolle. Die Ent-
wicklung der Kulturfinanzierung in Städten und
Gemeinden ist derzeit beispielsweise durch den
Wandel in der demographischen Entwicklung
geprägt. Angebote im Bereich der Hochkultur
finden aufgrund des demographischen Wandels
immer weniger Nachfrage. In Konzerten und
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auch im Theater wird das Publikum zunehmend
älter. Die nachlassende Nachfrage hat auch Kon-
sequenzen für die Finanzierung. Eine Folge der
demographischen Entwicklung ist eine starke
Belastung der öffentlichen Haushalte. Das Aus-
maß der öffentlichen Förderung von Kunst und
Kultur ist deshalb als freiwillige Leistung ein
permanentes Diskussionsthema in Städten und
Gemeinden. Einzubeziehen sind hier auch Fak-
toren wie zum Beispiel die Entwicklung der Ein-
kommensverteilung der Bevölkerung, eine hohe
Arbeitslosenquote, die Altersstruktur, das Frei-
zeitverhalten der Bürger und der Faktor Migra-
tion.

3. Zu beachtende politisch-institutionelle
Rahmenbedingungen liegen in den Spezifika des
politisch-administrativen Systems. Hier inter-
essieren der Verwaltungsaufbau und die Reform-
prozesse der öffentlichen Verwaltung in ihrer
Relevanz für den Kulturbereich. Auch die Pro-
gramme politischer Parteien zu Kulturthemen
sowie angrenzenden Themen wie etwa der Wirt-
schafts-, der Regional- oder der Standortpolitik
sind zu berücksichtigende Faktoren. Stadtmar-
ketingprogramme haben einen Einfluss auf
Kulturfinanzierungsthemen. Die politische
Machtverteilung spielt eine gewichtige Rolle,
aber auch das Verhältnis des kommunalen poli-
tisch-administrativen Systems zu den höheren
Ebenen.

4. Auch territoriale Rahmenbedingungen
prägen die Strukturen. Die jeweilige lokale Ebe-
ne ist räumlich (Ost/ West; Bundesland; regio-
nale Spezifika) in einen Zusammenhang zu brin-
gen und hinsichtlich ihrer Einbindung in regio-
nale und länderspezifische Förderstrukturen zu
analysieren.

5. Diese genannten Charakteristika spiegeln
sich in den akteursbezogenen Strukturen in der
lokalen Kulturlandschaft wider, denn die Ak-
teure, als Träger und Empfänger der Ausgaben,
nehmen eine bedeutende Rolle ein. Generell trägt
und finanziert die öffentliche Hand den größten
Anteil der traditionellen Kultur- und Bildungs-

einrichtungen. Kulturverwaltung und Kultur-
dezernat, Ratsfraktionen und Parteien sind hier
relevante Akteure. Auch Bezirk, Region und
Land sind in die Analyse mit einzubeziehen.

Ein weiteres Akteursset ist das der frei-ge-
meinnützigen Träger und Finanzierer im Be-
reich des Dritten Sektors. Zu den Dritt-Sektor-
Organisationen zählen die Fördervereine kultu-
reller Einrichtungen, die Kunst-, Theater- und
Musikvereine, die freien Gruppen und die Stif-
tungen im kulturellen Bereich. Bei einer Beteili-
gung von Dritt-Sektor-Organisationen ist dabei
eine Mischung von Finanzierungsformen aus
öffentlichen Mitteln, aus eigenerwirtschafteten
Einnahmen der Einrichtungen und aus Mitteln
von Organisationen des Dritten Sektors cha-
rakteristisch.

Schließlich ist noch das, die erstgenannten
Fördersysteme (Staat und freigemeinnützige
Organisationen) ergänzende, private Kulturfi-
nanzierungssystem durch privatwirtschaftliche
Unternehmen zu nennen. Hierbei gehen Mäze-
natentum und Sponsoring häufig fließend
ineinander über. Die beiden Unterstützungsfor-
men unterscheidet allerdings das Motiv des
Förderers und das Zielobjekt der Förderung:
Während das Mäzenatentum mit altruistischen
Motiven des Förderers oder individueller Künst-
lerförderung gleichgesetzt wird, knüpft das
Sponsoring an unternehmerische Ziele und das
Prinzip von Leistung und Gegenleistung an.
Privatwirtschaftliche Organisationen haben sich
im lokalen Sektor Markt als umfangreiche und
für den Kulturbereich relevante Bereitsteller von
Kunst- und Kulturgütern etabliert. Sie spielen
auch in ihrem Beitrag zu PPPs eine bedeutende
Rolle.

Wichtige Akteure für die Analyse sowie die
faktische Funktionsfähigkeit der PPPs sind ne-
ben den genannten auch die Hochschulen, die
Medien und die Stadtgesellschaft.

Zusammenfassend ist festzustellen: Ange-
sichts der oben skizzierten Daten und Trends
auf lokaler Ebene spielen derzeit neben dem
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Hauptträger Gemeinde neue Trägerschaftsmo-
delle und Finanzierungsformen für die weitere
Existenz von Einrichtungen und Projekten im
lokalen Kulturbereich eine bedeutende Rolle.
Das altruistische bürgerschaftliche Engagement
durch Mäzene, durch das Spendenwesen und
durch Dritt-Sektor-Organisationen hat im Kul-
turbereich Tradition. Zusätzlich ist eine Kon-
junktur des professionellen Sponsorings durch
Unternehmen zu beobachten. Nicht bei jedem
Zusammenwirken öffentlicher und privater Part-
ner handelt es sich jedoch um eine PPP. Eine
solche „entsteht dann, wenn sich eine öffentli-
che und eine private Institution zu einem ge-
meinsamen Vorhaben entschließen und dieses
Vorhaben auch gemeinsam tragen“ (Loock 2005:
6). Hiermit sind die wichtigsten Rahmenbedin-
gungen lokaler Kulturpolitik dargelegt. Wie
sieht also die konkrete Ausgestaltung von PPPs
aus? Dies soll im Folgenden erörtert werden,
wobei in einem weiteren Schritt Chancen und
Risiken einer verstärkten Zusammenarbeit in
PPPs aufgezeigt werden.

3.2 Funktionsvoraussetzungen
von PPPs

Die erfolgreiche Steuerung in Netzwerken lo-
kaler Kulturfinanzierung hängt letztendlich
davon ab, ob die genannten Akteure sich vor
dem Hintergrund der strukturellen Rahmenbe-
dingungen einigen. Die Einigung findet in for-
mellen und informellen Verhandlungssystemen
statt.

Im Fall der PPP im Kulturbereich deutet
meist bereits der Aufbau der Verhandlungssys-
teme auf ein ganz spezielles Kulturfinanzierungs-
objekt hin, denn schließlich muss ein gemeinsa-
mes Ziel der öffentlichen und privaten Partner
vorhanden sein. Ein solches Ziel kann bei den
unterschiedlichen Interessen der Partner jedoch
meist nur ein sehr weit gestecktes Ziel sein. Auch
die Motive, die hinter der Bereitschaft stehen,
sich für eine PPP einzusetzen, entsprechen nicht

selten einem Sonderfall der Kulturfinanzierung
in Kommunen: Motive privater Partner basie-
ren meist auf dem Prinzip der Leistung und
Gegenleistung. Ein geläufiges Ziel für Unter-
nehmen ist der Imagegewinn. Dieser ist jedoch
meist schwieriger zu vereinbaren mit provokan-
ter Kunst als mit sogenannten Leuchtturmpro-
jekten. Auf der Suche nach Verhandlungslösun-
gen können auf lokaler Ebene Vorteile genutzt
werden: „...Kommunikationsdichte, enge Ver-
netzung, gemeinsame Problemsichten (Werte)
und Vertrauen...“ sind Ressourcen, die für die
lokale Ebene typisch sind (Heinelt 2004: 17).
Gemäß der Forderung der Konzepte eines ‚ak-
tivierenden‘ bzw. ‚moderierenden‘ Staates wird
der Kommune dabei die Rolle einer Schieds-
richterin zugewiesen, die die Verhandlungen
koordiniert.

Auf der Basis des Status Quo der lokalen
Kulturfinanzierung sowie der theoretischen
Annahmen der Konzepte können Chancen und
Risiken der spezifischen lokalen Steuerungs-
formen im Generellen und der PPP im Beson-
deren formuliert werden: Chancen liegen im
Eigenleben der Institutionen begründet. Gene-
rell kann davon ausgegangen werden, dass die
Koordination erleichtert wird, wenn ein kultu-
relles Thema nicht nur in Politik und Verwal-
tung als relevant betrachtet wird. Durch den
Vernetzungs- und Partizipationsaspekt ist dies
eher gegeben als in ‚herkömmlichen‘ Struktu-
ren. Des Weiteren handelt es sich bei der part-
nerschaftlichen Zusammenarbeit um Projekte
bzw. institutionelle Kooperationen mit reduzier-
tem Risiko für den Einzelnen. Diese Projekte
erleichtern das Erschließen neuer Finanzierungs-
möglichkeiten. Eine weitere Chance liegt darin,
dass Lernprozesse durch den Input unterschied-
licher Partner eher ermöglicht werden als in hie-
rarchisch gesteuerten Strukturen. Durch die
Bündelung von Ressourcen haben die Partner
zudem materielle und ideelle Vorteile. Partner-
schaften und Netzwerke können auch die Mo-
bilisierung der öffentlichen Meinung für kul-
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turpolitische Themen erleichtern. Gleichzeitig
kann eine Steigerung der Partizipation erzielt
werden.

Die Steuerung in lokalen Governance-
Strukturen kann jedoch auch Risiken bergen:
So kann eine Abgrenzung nach außen erfolgen
(Portes/Landoldt 1996). Damit können sich
auch Institutionen mit negativen Wirkungen,
wie zum Beispiel ausgrenzende Communities,
elitäre Machtzirkel und Klüngel verfestigen
(Scheuch/Scheuch 1992). Zudem kann sozia-
ler Druck nach innen als Gefahr gelten: Priva-
te Akteure können jenseits einer gemeinwohl-
orientierten Zielsetzung Einfluss auf die Inhal-
te des Kulturbetriebs nehmen, und es besteht
ein Risiko der ‚Festivalisierung‘ der Kultur
und der Exklusion alternativer Dritt-Sektor-
Kulturorganisationen. Zu erwähnen sind in
diesem Zusammenhang schließlich auch grö-
ßere Möglichkeiten der Vorteilsnahme staatli-
cher Akteure oder der Abhängigkeiten, etwa
im Falle parteipolitisierter Führungsebenen in
Kulturorganisationen.

4 Zusammenführung und Ausblick

Die Gegebenheiten und Entwicklungen im Kul-
turbereich werden vor dem Hintergrund von
knappen Kassen und Kompetenzproblemen der
öffentlichen Hand derzeit in der öffentlichen
Debatte hoch kontrovers diskutiert. Zukünftige
sozialwissenschaftliche Studien zur Kulturfi-
nanzierung sollten sich auf die lokale Ebene
konzentrieren – hierfür wird in diesem Beitrag
plädiert. Diese stellt den Ort dar, an dem die
Partner in neuen Steuerungs-Strukturen in der
Kultur vorzufinden sind. Daraus lassen sich
Desiderate für die Forschung formulieren. In
zukünftigen Untersuchungen der partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit können Aussagen dazu
generiert werden, wie sich die Rolle der betei-
ligten Akteure in den öffentlich-privaten Part-
nerschaften aktuell gestaltet und ob sie sich im
Vergleich zur früheren Rolle öffentlicher und

privater Akteure in der lokalen Zusammenarbeit
geändert hat. Ausblickend soll dies hier disku-
tiert werden.

In den letzten beiden Jahrzehnten wurden
den Kommunen zu Lasten der freiwilligen Auf-
gaben immer neue staatliche (Pflicht-)Aufga-
ben zugewiesen. In Netzwerken und auch in
einer besonderen Ausprägung lokaler Gover-
nance-Strukturen, den PPPs, können die betei-
ligten Akteure autonome Handlungsspielräume
für freiwillige Aufgaben nutzen. Dies scheint
zunächst ganz besonders für den Kulturbereich
gültig zu sein, da dessen Aufgabenerfüllung
nicht durch Gesetze und Verordnungen überge-
ordneter Instanzen geregelt ist (Gau 1990).
Allerdings gilt diese Aussage bisher nur be-
grenzt: Beispiele – und erst recht positive – für
funktionierende PPPs in der Kultur sind in
Deutschland noch selten. Das Thema berührt
jedoch direkt die grundlegende und bereits aus-
führlich öffentlich diskutierte Frage danach, ob
Kultur grundsätzlich als Aufgabe der öffentli-
chen Hand begriffen werden soll.

Untersucht man die speziellen Gegebenhei-
ten im lokalen Kulturbereich, zeigt sich jedoch,
dass sich ‚Government‘, die traditionelle Form
des Regierens durch Institutionen des öffentli-
chen Sektors, durch ‚Governance‘ aus der lo-
kalen Arena in der Kulturfinanzierung bisher
nicht hat verdrängen lassen: Politik und Ver-
waltung spielen nach wie vor eine zentrale Rol-
le in der kommunalen Kulturpolitik. Gover-
nance-Strukturen sind als Erweiterung zu be-
greifen. In lokalen Entscheidungsprozessen ha-
ben allerdings öffentlich-private Partnerschaf-
ten sehr an Gewicht gewonnen. Mit der Zunah-
me solcher netzwerkartigen Steuerungsformen
verändern sich die maßgeblichen Modi von lo-
kaler Politik. Ebenso wandelt sich die wohl-
fahrtsstaatlich orientierte lokale Politik zuneh-
mend zu einer Politik, die ihre Ziele dem öko-
nomischen Wettbewerbsdruck und dem Zwang
zur Wettbewerbsfähigkeit aussetzen muss. Die
Veränderungen, die im Kulturbereich mit der
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Modernisierung von Staat und Verwaltung ein-
hergehen, beseitigen Ungleichheiten, schaffen
jedoch auch neue.

Die Rolle der Akteure in den Verflechtungen
ist unterschiedlich. In der öffentlichen Debatte
zur Kulturfinanzierung wird die Rolle privater
Akteure, insbesondere der Privatwirtschaft aber
auch der Zivilgesellschaft, kritisch diskutiert.
Ohne ihr Engagement wären Kunst und Kultur
auf lokaler Ebene nicht mehr vorstellbar. Die
Art der Zusammenarbeit privater und öffentli-
cher Partner funktioniert aus Gründen der je-
weiligen politischen Kultur und der tradierten
informellen Regeln häufig nicht problem- und
reibungslos. Eine Optimierung der Prozesse in
Partnerschaften ist abhängig von der Schaffung
einer gemeinsamen Handlungslogik bzw. der
Akzeptanz des Vorhandenseins unterschiedli-
cher Logiken.

Die geforderte Entwicklung hin zu einem
moderierenden Staat geht wegen der starren
Entscheidungsstrukturen der Institutionen trä-
ge voran. In der Verwaltung ist die politische
Kultur des Umgangs mit Privaten eine andere
(etwa hinsichtlich des Grundsatzes der Gleich-
behandlung), als von den privaten Partnern er-
wartet wird; die Handlungsmodalitäten schei-
nen dadurch festgefahren. Auf der anderen Sei-
te besteht die Möglichkeit, dass sich private
Partner in erster Linie an einer ökonomischen
anstatt an einer gemeinwohlorientierten Ziel-
setzung orientieren, was zu Missverständnis-
sen und Ineffizienzen führen kann, wenn
hierdurch die Erzielung eines Konsens er-
schwert wird.

Eine gestärkte Intervention der Privatwirt-
schaft im Bereich des Politischen gilt trotz aller
Risiken, die in der Privatisierungsdebatte zum
öffentlichen Sektor angeführt werden, als eine
Möglichkeit zur Lösung der gegenwärtigen (so-
zio-)ökonomischen Probleme in Städten. Pri-
vate Akteure des Wirtschaftsbereichs spielen im
Kulturbereich eine größere Rolle als früher.
Zudem wird vor dem Hintergrund des Rück-

zugs des öffentlichen Bereichs auch die traditi-
onell in der Kultur sehr starke und wichtige
Rolle des Ehrenamts weiter betont. Zivilgesell-
schaftliches Engagement entwickelt sich
allerdings nicht von alleine: Hierzu bedarf es
ebenfalls materieller und ideeller Ressourcen der
Unterstützung (Soldt 2005).

Der Wandel der kommunalen Aufgaben-
erfüllung und der Bereitstellung von darauf
bezogenen Ressourcen hat neue Strategien
der Zusammenarbeit unter anderem in PPPs
provoziert und neue Rollen geprägt. Ohne
Zweifel löst dies wiederum weitere Verän-
derungsprozesse aus. Im Zuge der politi-
schen und strukturellen Entwicklungen ge-
winnen PPPs zunehmend an Bedeutung. In-
sofern wird die Diskussion um Chancen und
Risiken solcher Governance-Modelle abseh-
bar anhalten.
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Welche Rolle spielen Drittsektor-Organisatio-
nen in der lokalen Sozial-, Beschäftigungs- und
Quartiersentwicklungspolitik? Am Beispiel Ber-
lin1 wurden die Auswirkungen der jüngsten
Reformen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik und das Bund-Länder-Programm ,Die Sozi-
ale Stadt‘2 untersucht. Die Reformen sehen zu-
nehmend die Aktivierung und Partizipation be-
troffener sozialer Gruppen sowie intermediärer
Organisationen vor. Dabei beeinflussen die vom
Staat zur Verfügung gestellten Instrumente stark
die Arbeitsbedingungen und Handlungspers-
pektiven der freien Träger, etwa durch den Zu-
schnitt des Programms ,Soziale Stadt‘ und die
seit Mitte der 1990er Jahre einsetzende ‚akti-
vierende‘ Sozial(hilfe)politik, die mit Hartz IV
und den ‚Ein-Euro-Jobs‘ ein neues Niveau er-
reicht hat. Sie werfen auch die Frage auf, inwie-
weit die in der Drittsektor-Forschung verbrei-
teten Annahmen über die Stabilität an Gemein-
wohl und sozialer Gerechtigkeit orientierter Werte
noch angemessen sind.

Zunächst wird dargestellt, in welchem Um-
feld Drittsektor-Organisationen heute arbeiten
und wie diese zu bewerten sind. Im nächsten
Schritt werden die Widersprüchlichkeiten und
Dilemmata präsentiert, die sich daraus für die
Organisationen ergeben. Schließlich werden
Schlussfolgerungen für die Gestaltungsmög-
lichkeiten der zivilgesellschaftlichen Politik und
Forschung gezogen.

1 Veränderte Rahmenbedingungen
für freie Träger

Spätestens seit den 1990er Jahren ist eine Ab-
wendung vom keynesianischen Modell der
Unterstützungszahlungen hin zur Arbeitsmarkt-

politik mit Betonung auf Flexibilität zu beob-
achten. Dabei spielten die Kommunen zunächst
eine wichtige Rolle bei der Entwicklung inno-
vativer lokaler Sozial- und Beschäftigungspoli-
tik, um ihre Standortvorteile zu verbessern.

Mit den Hartz-Reformen wurde die deut-
sche Sozialpolitik weiter verändert. Die jüngs-
ten Maßnahmen in der Arbeitsmarkt- und So-
zialpolitik betonen durchweg die Aktivierung
und Partizipation betroffener sozialer Grup-
pen sowie intermediärer Organisationen: Nie
zuvor sind zivilgesellschaftliche Netzwerke,
lokaler Aktivismus und bürgerschaftliches En-
gagement an so prominenter Stelle in politi-
sche Maßnahmen zur Förderung nachhaltiger
(Stadt-)Entwicklung und ökonomischen
Wachstums eingebaut worden. Damit wurden
allerdings auch die Handlungsperspektiven und
Arbeitsbedingungen der freien Träger stark
beeinflusst.

1.1 Auswirkungen auf die Sozial- und
Beschäftigungspolitik

Die meisten (West-)Berliner Träger3 sind aus
den Neuen Sozialen Bewegungen der 1970er
und 1980er Jahre hervorgegangen. Sie sind in
Solidarität mit unterprivilegierten Gruppen ent-
standen und haben für sie und mit ihnen ge-
meinsam Solidaritätsstrukturen aufgebaut.
Nahezu alle Beschäftigungsträger in Berlin, die
im Bereich Sanierung von Häusern tätig sind,
stammen aus der Hausbesetzerbewegung oder
damit in Zusammenhang stehenden Bewegun-
gen. Bereits im Lauf der 1990er Jahre hat sich
der Bereich Vermittlung und (Re-)Integration
von ‚wettbewerbsschwachen‘ Erwerbslosen in
den Arbeitsmarkt als zunehmend wichtigerer
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Aufgabenbereich von Nonprofit-Organisatio-
nen herauskristallisiert.

So entstanden in Berlin verschiedene Mo-
delle und Vertragsbeziehungen innerhalb lokal-
staatlicher Arrangements zur Beschäftigung. Auf
Bezirksebene bildeten sich wechselnde und ganz
unterschiedliche Kooperationsvereinbarungen
zwischen den zwölf Sozialämtern, den sechs
regionalen Arbeitsämtern und privaten Anbie-
tern. Neben verwaltungsinternen und kommer-
ziellen Formen der Vermittlungspraxis haben
sich die gemeinnützigen für die Kommune als
besonders attraktiv herausgebildet. Ihre Stärke
liegt aus Sicht der Verwaltungen in ihren eher
kleinteiligen und auf die Bedürfnisse spezifi-
scher Personengruppen abgestimmten Betreu-
ungs- und Beratungsangeboten. In Berlin be-
dienten sich die Verwaltungen dieses Potentials
bei der Arbeitsvermittlung von Sozialhilfeemp-
fängern seit Mitte der 1990er Jahre vor allem
auf zwei Weisen: zum einen unterstützten sie
den Aufbau von Vermittlungsagenturen in der
Trägerschaft von Nonprofit-Organisationen,
zum andern schlossen sie mit freien Trägern
temporäre Kooperationsvereinbarungen ab.

Die allmähliche Umgestaltung der Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik in den letzten Jahren
bedeutet für die Nonprofit-Organisationen eini-
ge Veränderungen:

a. Es entwickelte sich eine härtere Konkur-
renz zwischen etablierten (eher staatsnahen)
Organisationen und kleineren freien Trägern und
kommerziellen Dienstleistungsunternehmen.

b. Die Effizienzanforderungen stiegen und
die Beschäftigungsförderung wurde zunehmend
einseitig an ‚Arbeit um jeden Preis‘ ausgerich-
tet bei gleichzeitiger Reduzierung sozialpäda-
gogischer Betreuung.

c. Über die Hälfte aller gemeinnützigen Or-
ganisationen mit Festangestellten in Berlin konn-
ten diese Veränderungen – aufgrund einer feh-
lenden Regelförderung und mangelnder Eigen-
mittel – nur über Instrumente des Zweiten Ar-
beitsmarktes finanzieren. Vorwiegend waren

dies Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
und Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM).4

Die seit Januar 2005 statt ABM und SAM in
den Vordergrund tretenden Ein-Euro-Jobs
schmälern diese Möglichkeit für die freien Trä-
ger.

d. Mit der schrittweisen Verschlechterung
der Förderkonditionen von ABM und dem dras-
tischen Rückgang öffentlicher Mittel nahm
bereits vor Hartz IV die Fluktuation von Mitar-
beitern zu. Inzwischen werden die meisten Or-
ganisationen mittel- und langfristig vor Exis-
tenz bedrohende Personalprobleme gestellt. Dies
wird ihre Fähigkeit beträchtlich einschränken,
sich über Professionalisierung stärker für die
Übernahme neuer Aufgabenbereiche zu qualifi-
zieren oder selbständig zusätzliche und innova-
tive Tätigkeits- und Dienstleistungsfelder zu
erschließen ( Eick et al. 2004: S. 151ff.).

Die jüngsten Reformen des deutschen Ar-
beitsförderungsrechts schränken die Existenz-
und Arbeitsbedingungen von freien Trägern
noch weiter ein, ihre Handlungsoptionen in der
Beschäftigungsförderung sind dadurch be-
grenzt. Bisher hat ein großer Teil von ihnen jede
anfänglich kritisierte Verschlechterung der För-
derbedingungen mitgetragen und sich an die
wechselhaften Vorgaben der Verwaltungen zur
Ausgestaltung von Maßnahmen angepasst, auch
wenn sie noch so fragwürdig und kontrapro-
duktiv für die eigenen Unternehmensziele wa-
ren. Inwieweit ihre hohe Anpassungsfähigkeit
nun an Grenzen stößt und sie gezwungen wer-
den, neue Wege zu gehen oder ihre Tätigkeit
einzustellen, wird sich erst in den nächsten Jah-
ren zeigen.

In den ersten Jahren nach der Wiederverei-
nigung betonten die Debatten zur aktiven Ar-
beitsmarktpolitik noch die integrative Funktion
der entsprechenden Instrumente – sowohl für
die Arbeit-Suchenden als auch für die deutsche
Gesellschaft. Davon ist heute kaum mehr die
Rede. Es fehlen einflussreiche Befürworter in
Politik, Medien oder Wissenschaft, die sich
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stark machen für die Verteidigung der traditio-
nellen sozialen Infrastrukturen oder für die Ver-
besserung der regulativen und finanziellen Be-
dingungen, unter denen die Nonprofits arbei-
ten

1.2 Auswirkungen auf die
Quartiersentwicklungspolitik

Quartiersmanagement (QM) soll die ,Abwärts-
spirale‘ sozial benachteiligter Stadtteile mittels
Aktivierung der dort marginalisierten Bevölke-
rungsgruppen aufhalten. Das ‚Soziale Stadt‘-
Programm identifiziert nachbarschaftliche Ver-
netzung und lokales bürgerschaftliches Enga-
gement als essentiell, um Ressourcen und Ener-
gien aus diesen bedrohten Stadtteilen selbst zu
erschließen. Dabei definiert es das hier einge-
schaltete QM als neuen ökonomischen Akteur,
der lokale Arbeitslose und Ausgegrenzte mobi-
lisieren kann, um lokale soziale Bedürfnisse zu
erfüllen.

Die Rolle der intermediären Organisationen
ist hierbei eingeschränkt. Im Unterschied zu frü-
heren Quartiersentwicklungsprogrammen – etwa
der ‚behutsamen Stadterneuerung‘ in den 1980er
Jahren5 – genießen die heutigen QMs eine in-
stitutionell privilegiertere Position, allerdings im
Rahmen eng umschriebener Vorschriften und
komplizierter Genehmigungsverfahren. Sie be-
ziehen ihr Budget großteils aus Mitteln, die sie
nur als Aufträge von der Verwaltung erhalten
können, sind also von einem guten Verhältnis
zu den Auftrag gebenden Verwaltungen abhän-
gig. Da die Beauftragung auf der Basis von
Jahresverträgen erfolgt, müssen die QMs per-
manent vorzeigbare Erfolge organisieren. Folg-
lich werden „konfliktarme, leicht zu realisieren-
de und gut über aussagekräftige Bilder zu kom-
munizierende Vorhaben“ favorisiert (Fritsche/
Bernt 2005: 211). Aktivierung und Armutsbe-
kämpfung finden über eine Vielzahl vergleichs-
weise kleinteiliger Projekte statt, die relativ leicht
umsetzbar und wenig kontrovers sind.
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2 Beispiele aus der Praxis

Sowohl im sozial- und beschäftigungspoliti-
schen als auch im Quartiersentwicklungs-Be-
reich lässt sich die Arbeit der freien Träger auf
einer Palette von ‚good practice‘6 über ‚ambiva-
lent‘ bis ‚bad practice‘ beschreiben. Dabei geht
es nicht darum, einzelne Organisationen als
besonders ‚gute‘ oder ‚schlechte‘ Träger zu
identifizieren, vielmehr wird die Bandbreite ih-
rer Handlungsoptionen exemplarisch ausge-
leuchtet.

minanten Orientierung an der Priorität für jed-
wede Arbeit – an Bildungs- und Qualifizierungs-
maßnahmen festhalten, die heute erheblichen
Einsparungen zum Opfer fallen.

2.2 Ambivalent practice

Weiter verbreitet sind allerdings Aktivitäten und
Programme, die eher als ambivalent practice
einzuschätzen sind, weil mit ihnen gesellschafts-
politisch problematische Implikationen verbun-
den sind. Solche Programme bieten vom An-
spruch her zwar eine Unterstützung für ‚be-
nachteiligte‘ Personengruppen und Quartiere,
forcieren aber strukturell weitere Ausgrenzun-
gen und Prekarisierungen. So kümmern sich
viele Träger einerseits um schwer vermittelbare
Erwerbslose, die andernfalls ignoriert würden,
und schaffen für sie ‚geschützte‘ Beschäfti-
gungsmöglichkeiten, etwa durch spezialisierte
Leiharbeitsfirmen. Gleichzeitig fördern sie da-
mit jedoch prekäre Arbeitsverhältnisse und er-
höhen die Akzeptanz der Bedingungen im Nied-
riglohnsektor. Auch das Engagement von Non-
profit-Organisationen in der lokalen Sicherheits-
und Ordnungspolitik im Rahmen eines präven-
tiven soft policing ist in der Wirkung eher ambi-
valent. Ihre Aktivitäten können zwar zur Stei-
gerung des ‚subjektiven Sicherheitsgefühls‘ für
einen Teil der Bevölkerung beitragen, aber auch
ausgrenzende Folgen für andere Bevölkerungs-
gruppen haben.

Solche Programme mit zwiespältigem Cha-
rakter werden von Trägern wie Berlin macht
mit e.V., die von ‚ihren‘ Leistungsempfängern
in den Wäldern Berlins Müll sammeln lassen,
oder Jugend für ein sauberes Berlin e.V., die
bestimmte Pflanzensorten ausjäten lassen,
durchgeführt8. Dazu gehören aber auch Projek-
te wie der Reinigungs- und Instandsetzungs-
service der Low Tec gGmbH; dort reinigen So-
zialhilfeempfänger (Sitz-)Flächen im öffentli-
chen Raum und entfernen Plakate und unge-
nehmigte Werbung. Bei solchen Projekten geht

2.1 Good practice

Good practice bezeichnet hier solche Ansätze,
die beschäftigungspolitische Projekte mit struk-
turpolitischen, sozialen und kulturellen Ansät-
zen zu ‚ganzheitlichen‘ Planungen unter aktiver
Beteiligung der Quartiersbevölkerung verknüp-
fen. Die in einigen Berliner Quartieren von frei-
en Trägern gegründeten sozialen Stadtteilgenos-
senschaften verweisen auf Möglichkeiten, par-
tizipative Elemente mit beschäftigungs- und
strukturpolitischen Ansätzen im Sinne einer
bottom up-Strategie zu verbinden.7

Ein Beispiel für good practice ist das Kom-
munale Forum Wedding, das sich um eine par-
tizipative Entwicklung ‚benachteiligter‘ Quar-
tiere mit den Bewohnern bemüht. Zu nennen
sind auch Drittsektor-Organisationen wie Gold-
netz e.V. oder die ComboBau gGmbH, die ver-
suchen, Frauen in so genannten ‚Männerberu-
fen‘ oder Leistungsempfänger in zukunftsträch-
tigen Branchen auszubilden und zu beschäfti-
gen.

Damit können sich für die ‚benachteiligte‘
Quartiersbevölkerung wie insgesamt für die
Stadtteile nachhaltige Perspektiven ergeben, die
die Entscheidungskompetenzen im Quartier
konzentrieren, ohne damit den (Lokal-)Staat aus
der Verantwortung für die soziale Infrastruktur
zu entlassen. Daneben gilt als good practice
auch, wenn Träger – trotz einer zunehmend do-
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es vor allem um präventive Maßnahmen zum
Schutz vor ‚Verwahrlosung‘.

2.3 Bad practice

Als bad practice erscheinen Programme und
Projekte, die explizit auf die Schaffung von Nied-
riglohnarbeitsmärkten zielen, ohne dass die Exis-
tenzsicherung der Beschäftigten für Verwaltun-
gen und Nonprofits (noch) eine Rolle spielt.

Allein in Berlin sind etwa 20 Nonprofits im
Bereich Ordnungsdienste tätig (Eick 2003).
Solche Programme tragen häufig dazu bei, aus-
grenzend und kriminalisierend gegenüber Rand-
gruppen zu wirken und tragen repressive Ele-
mente in sich. Die Jahreszeiten gGmbH, ein
1993 von einem kommerziellen Sicherheits-
dienst gegründeter Nonprofit, beschäftigt Ar-
beitslose als so genannte Green Cops zur Best-
reifung von Parkanlagen. Zu den Aufgaben die-
ser uniformähnlich gekleideten ABM-Streifen
gehört es, den Hundeanleinzwang und das Fahr-
radfahrverbot in den Parks durchzusetzen und
des Vandalismus verdächtige Personen der Po-
lizei zu melden. Ein anderes Projekt ist Teil ei-
ner Partnerschaft zwischen dem Schöneberger
Bezirksamt, der Wohnungsbaugesellschaft WIR
und dem Internationalen Bund, die 1999 den
Einsatz von langzeitarbeitslosen Jugendlichen
vereinbarten. Die Jugendlichen werden als uni-
formierter Wachdienst eingesetzt und sollen für
mehr Sicherheit sorgen sowie den Drogenhan-
del verhindern.9

Eine Kooperationsvereinbarung des Sozial-
amts von Treptow-Köpenick mit dem Arbeits-
amt Süd und sechs freien Trägern legte bereits
2000 fest, dass jungen Menschen im Alter zwi-
schen 18 und 25 Jahren „noch am selben Tag,
an dem sie Sozialhilfe beantragen wollen, eine
Beschäftigung anzubieten“ ist.10 Mit der Argu-
mentation, Jugendliche gar nicht erst an Sozial-
hilfe zu gewöhnen, wurde deren Bezug von
vornherein verhindert. Die beteiligten Nonpro-
fit-Kooperationspartner verpflichteten sich im

Rahmen des als innovativ geltenden Projekts
‚Sprungbrett‘, Beschäftigungsmöglichkeiten zu
Niedriglöhnen von rund 425 Euro/Monat anzu-
bieten. Das Ergebnis war, dass in den ersten
zehn Monaten des Jahres sich 50 Jugendliche
(25 Prozent) nicht meldeten und aus dem Hilfe-
bezug ausgeschlossen wurden.

Schon vor Hartz IV ging solche Beschäfti-
gung zu Niedriglöhnen zumeist auf Forderun-
gen der Arbeitsämter zurück. So legte das Ar-
beitsamt Ost im Juli 1999 fest, dass ‚im Rah-
men der Ermessensausübung‘ Erwerbslose bis
zu 20 Prozent unter dem Tarif-Lohn liegende
ABM- und SAM-Entgelte akzeptieren müssen.
Die Träger wurden gezwungen, entsprechende
Maßnahmen anzubieten, andernfalls werde ge-
prüft, „ob eine vergleichbare Maßnahme bei ei-
nem anderen Träger mit geringerem Förderauf-
wand durchgeführt werden kann“ (Arbeitsamt
Ost 1999: 2).

Daneben trug auch der kontinuierliche Rück-
gang von ABM und SAM dazu bei, dass freie
Träger verstärkt Erwerbslose zu Niedriglöhnen
beschäftigten. So nutzte LowTec seit 1999 die
beschäftigungspolitischen Instrumente des Bun-
dessozialhilfegesetzes, um den Rückgang be-
willigter ABM auszugleichen. In diesen Pro-
jekten stand dann weniger die sozial sinnvolle
Tätigkeit im Vordergrund, sondern die Vorbe-
reitung auf Niedriglohnjobs über das IdA-Mo-
dell (Integration durch Arbeit). Das Projekt
Hausmeisterhelfer etwa setzte jugendliche So-
zialhilfeempfänger bis zum Alter von 25 Jahren
im handwerklichen Dienstleistungsbereich ein;
im Projekt Reinigungs- und Instandsetzungs-
service säuberten Sozialhilfeempfänger Ver-
kehrsleitsysteme, Skulpturen und Sitzflächen im
öffentlichen Raum, entfernten Plakate und un-
genehmigte Werbung; im Projekt Parkplatzbe-
treuung überwachen über 50-jährige Sozialhil-
feempfänger den Innenhof des Kreuzberger
Bezirksamtes – jeweils zu Niedriglöhnen.

Ein im Herbst 1999 begonnenes Projekt des
Landesarbeitsamtes Berlin in Zusammenarbeit
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mit dem freien Träger bbw,11 der debis AG und
den Sicherheitsdiensten Gegenbauer und Secu-
ritas arbeitet mit Finanzmitteln aus dem Jugend-
sofortprogramm.12 Auf dem Arbeitsmarkt ‚be-
nachteiligte’ junge Menschen zwischen 18 und
25 Jahren übernehmen Tor-, Wach- und Strei-
fendienste am Potsdamer Platz. Die Programm-
teilnahme ist jedoch nicht mit einem Berufsab-
schluss verbunden, sondern es werden lediglich
Praktikumsverträge abgeschlossen (vgl. Pro-
jektvorschlag 2000: 1), die eher einen Weg in
den Niedriglohn vorzeichnen.

Häufig sind dabei Drittsektor-Organisatio-
nen als Arbeitsmakler tätig, deren Vermittler
selbst nur Beschäftigungsverhältnisse auf der
Basis von SAM oder ABM haben. Sie sollen
Erwerbslosen neben Arbeitsplätzen auf dem re-
gulären Arbeitsmarkt auch eine langfristige Per-
spektive sowie soziale Stabilität geben, obwohl
sie selbst lediglich eine Beschäftigungsperspek-
tive von einem Jahr haben.13 Dazu tritt der öko-
nomische Zwang, quasi ‚um jeden Preis‘ ver-
mitteln zu müssen, wenn das Fortbestehen des
eigenen Unternehmens nicht gefährdet werden
soll.

Zwar gelten in den von freien Trägern ge-
führten Zentren zur Vermittlung von Sozialhil-
feempfängern intern eigentlich festgelegte Lohn-
untergrenzen, doch sind es zunehmend die Ar-
beitgeber, die die Löhne diktieren. Diese mel-
den sich bei den Vermittlungsstellen und stellen
Bedingungen, zu denen sie bereit sind, Erwerbs-
lose zu beschäftigen. Im Hotelgewerbe, auch in
den so genannten Mehr-Sterne-Hotels, lag der
übliche Satz für die Reinigung eines Zimmers
bereits 2001 bei nur 3,66 Euro, Arbeitsvermitt-
lungen berichteten in Interviews, dass sie Ar-
beitsuchende auch zu 0,75 Euro vermittelt ha-
ben.

3 Widersprüche und Dilemmata

Über die hier als bad practice dargestellten Pro-
jekte mag es im Detail unterschiedliche Auffas-

sungen geben. Unstrittig dürfte aber sein, dass
der Ausbau eines Niedriglohnsektors, der kein
für eine eigenständige Lebensführung notwen-
diges Einkommen sichert, die Drittsektor-Or-
ganisationen kaum als „Instanz der Interessen-
vermittlung und gesellschaftlich-sozialen Inte-
gration einer demokratischen Gesellschaft“
(Zimmer/Priller 1997: 262) qualifiziert. Auch
die unter ambivalent practice problematisierten
Programme zeigen Grenzen auf, vor denen
Nonprofits heute stehen, wenn sie gesellschaft-
liche und soziale Integration ‚benachteiligter‘
Gruppen anstreben. Und selbst die Beispiele
von good practice drohen ohne ausreichende
öffentliche Unterstützung oder private Anschub-
finanzierung entweder in eine prekäre Rand-
existenz abgedrängt zu werden oder vom
‚Markt‘ zu verschwinden.

Auch die ‚Soziale Stadt’ setzt für die Praxis
der Träger einen Rahmen, der sowohl für die
Quartiersbevölkerung als auch die intermediä-
ren Organisationen Widersprüche und Grenzen
programmiert. Indem die (häufig recht ad hoc
ausgewählten) Gebiete als „Stadtteile mit be-
sonderem Erneuerungsbedarf“ (vgl. Endnote 2)
definiert werden, beschreibt das Programm ih-
ren wirtschaftlichen Niedergang als soziale und
räumliche Pathologie und konstruiert die Pro-
blemquartiere als scheiternde Quartiere. Damit
werden keineswegs reale Ursachen der
‚Abwärtsspirale‘, adressiert, sondern es wer-
den lokale soziale Symptome des Verfalls auf-
gegriffen und (den Betroffenen) als Ursachen
präsentiert.

Die Rolle der Bewohner besteht beim QM
keineswegs in wirkungsvoller Partizipation an
politischen Entscheidungsverfahren. Vielmehr
sollen durch ihre Beteiligung und Aktivierung
lokale Initiative und Selbsthilfepotentiale mobi-
lisiert sowie lokale Netzwerke entwickelt und
stabilisiert werden (vgl. Klimke 2001:11). Trotz
Planungs-Workshops, Nachbarschafts-Konfe-
renzen und Quartiers-Fonds werden die Ent-
scheidungen meist von Vertretern professionel-
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ler Leistungserbringer dominiert. Spielplätze
wurden saniert, Sport- und Foto-Wettbewerbe
durchgeführt, Ferienprojekte für Schulkinder
organisiert, Ausstellungen zur Lokalgeschichte
erarbeitet – tabu bleiben jedoch Themen wie
Aufwertung und Verdrängung, die fortlaufen-
den Budgetkürzungen, oder die Integration von
Migranten (Fritsche/Berndt 2005).

Die kleinteiligen aber leicht als ‚erfolgreich‘
vorzeigbaren Projekte und die Tabuisierung
schwieriger Themen sind Resultate der prekä-
ren Position des Quartiersmanagements auf dem
Markt für öffentliche Dienstleistungen. Ange-
sichts einer instabilen Auftragslage und der Be-
fristung ihrer Verträge müssen sie mehr Energie
darauf verwenden, gute PR und Sichtbarkeit zu
erzeugen, als darauf, die Quartiersbewohner zu
‚empowern‘ und Armut und ihre Ursachen ef-
fektiv zu bekämpfen.

Der Fokus auf lokale Netzwerke und
konfliktarme Projekte als Lösungsstrategien für
die Probleme der ‚benachteiligten Quartiere‘ ig-
noriert die realen Ursachen ihrer Probleme und
lenkt vom Mangel an realistischen Program-
men ab, die den Quartiersbewohnern zu Jobs
oder Mobilität verhelfen könnten. Die Betroffe-
nen werden letztlich selbst verantwortlich für
ihren ‚Verfall‘ gemacht – als (noch) nicht hin-
reichend ‚aktiv(iert)‘ und ‚zivilgesellschaftlich
engagiert‘.

4 Schlussfolgerungen für Forschung
und Praxis

Die Bandbreite zwischen good und bad practice
verdeutlicht, dass eine Vielfalt von Trägern und
Programmen auf eine Vielzahl unterschiedlicher
Handlungsoptionen verweisen. Allerdings un-
terstreichen die wachsenden Schwierigkeiten
und Herausforderungen, denen sich die Träger
zunehmend ausgesetzt sehen, dass die gemein-
hin in den Dritten Sektor gesetzten Hoffnungen
und Erwartungen – als Interessenvermittler
zwischen Staat und Markt oder als Akteur der

Zivilgesellschaft – deutlich kritischer beurteilt
werden müssen.

Die in der Drittsektor-Forschung vorherr-
schenden Ansätze unterstellen den hier ‚versam-
melten‘ Gruppen und Organisationen nach wie
vor über weite Strecken positive Katalysator-
Funktionen:

a. Wohlfahrtspluralistische Konzepte analy-
sieren die Veränderungen in der Konstellation
der Wohlfahrtsproduktion und kennzeichnen die
freien Träger – in Abgrenzung zu Staat, Markt
und familiären Beziehungen – vor allem durch
ihre Orientierung an den Prinzipien der Frei-
willigkeit, Bedürftigkeit und Solidarität (vgl.
Evers/Olk 1996:23).

b. In Modellen der Bürgergesellschaft er-
freut sich das Sozialkapital-Konzept großer
Beliebtheit. Hier werden lokale Initiativen und
Vereine durch ein hohes Maß an gegenseitigem
Vertrauen und die intensive Nutzung sozialer
Netzwerke charakterisiert (vgl. Mayer 2003).

c. Ansätze von Rifkin (1996) oder Borzaga/
Defourny (2001) schreiben dem Sektor eine
Vorreiterrolle für eine gemeinwirtschaftlich ge-
prägte ‚post-marktwirtschaftliche Ära‘ zu. Sie
benennen als seine typischen Funktionsmerk-
male Solidarität und eine altruistische, auf wech-
selseitiger Hilfe basierende Ausrichtung.

Im hier betrachteten Bereich der Politik ge-
gen soziale Ausgrenzung sind die Drittsektor-
Organisationen heute in eine Politik eingebun-
den, die die unterstellten positiven Funktionen
wohl voraussetzt, sie jedoch gleichzeitig unter-
miniert. Die neue ,aktivierende‘ Sozialpolitik und
die territorial ausgerichteten integrativen QM-
Programme verändern die Beziehung zwischen
lokalem (kooperativen) Staat, Markt, und Zivil-
gesellschaft. Der zentrale Bezug auf (lokal ver-
ankerte) zivilgesellschaftliche Akteure in die-
sen neuen Programmen sowie die Betonung von
‚empowerment‘ und Aktivierung unterstellen,
dass dadurch Markt- und Staatversagen kom-
pensiert werden können: Neben wirtschaftlicher
und sozialer Besserung für die bedrohten Stadt-
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teile folgten auch gesellschaftlicher Zusammen-
halt und demokratische Partizipation.

Allerdings ist in der heutigen sozialpoliti-
schen Realität kaum mehr die Rede von der für
die Gesellschaft und die Erwerbslosen wichti-
gen Integrationsfunktion von beschäftigungs-
fördernden Programmen und Trägern. Die Non-
profit-Organisationen fungieren inzwischen als
verlängerter Arm der Verwaltung bei der Re-
strukturierung der lokalen Sozial- und Beschäf-
tigungspolitik. Gleichzeitig haben sie sich zu
Marktakteuren entwickelt, die mit kommerziel-
len Anbietern bei Beschäftigung und Arbeits-
vermittlung konkurrieren und kooperieren. Sie
finden sich eingebettet in einen zunehmend kom-
petitiven Markt mit zeitlich befristeten und mit
Leistungsquoten versehenen Verträgen. Ihre
Erfolge werden nicht an der sozialen Stabilisie-
rung von Hilfebedürftigen gemessen, sondern
vor allem an Vermittlungsquoten und Einspa-
rungen. In der Beschäftigungspolitik sind heute
Träger vorherrschend, die mit traditionellen und
neuen Programmen subventionierte Arbeitsge-
legenheiten schaffen, welche aber kaum noch
sozialpädagogisch betreut sind. Dazu spüren sie
den Druck, Marktnähe zu demonstrieren, wäh-
rend ihnen zugleich der Zugang zum regulären
Markt verwehrt ist. Bei den seit Hartz favori-
sierten ‚Ein-Euro-Jobs‘ werden ‚Gemeinnützig-
keits-‘ sowie ‚Zusätzlichkeitskriterien‘ jedoch
wesentlich lockerer ausgelegt als beim traditio-
nellen ABM. Dadurch werden besonders in
sozialen und in einigen handwerklichen Berei-
chen immer mehr reguläre Arbeitsplätze von den
subventionierten Ein-Euro-Jobbern verdrängt.

Auch im QM setzen sich eher Träger durch,
die auf dem Markt um Verträge erfolgreich kon-
kurrieren können. Die hier verfolgte Aktivie-
rung der ,Betroffenen‘ läuft entweder auf die
Beteiligung an kleinteiligen Projekten hinaus,
die als schnelle Erfolge präsentiert werden kön-
nen, oder auf Bemühungen zur (Wieder-)Ein-
gliederung in Arbeit – egal ob in der regulären
oder auch in der informellen Ökonomie. Der so

genannten ‚Abwärtsspirale‘ wäre viel eher Ein-
halt zu bieten, wenn Aktivierung und Beteili-
gung auf politische Entscheidungsprozesse ge-
richtet wären – und zwar dort, wo die tatsächli-
chen Ursachen für die Quartiersprobleme ange-
gangen werden können. Das wäre allerdings
eine Ebene oberhalb des Quartiers, wo zum
Beispiel Maßnahmen zur effektiven Kontrolle
von Investitionsentscheidungen und ihren räum-
lichen Auswirkungen sowie Umverteilungen
durchgesetzt werden können. Ohne solche Re-
gulative funktioniert der intrinsische bias der
neuen Standortkonkurrenz stets im Sinne der
Wachstumsregionen.

Träger in beiden Bereichen sind zunehmend
vollauf damit beschäftigt, ihre armen und Ar-
beit suchenden ‚Klienten’ auszubilden, zu ver-
mitteln oder sie in kleinen Quartiersprojekten
zu aktivieren, „anstatt sie politisch zu vertreten,
Lobbying für sie zu betreiben, oder sich in Anti-
Armuts-Bündnissen zu organisieren“, was auch
die Absicht von konservativen Zivilgesell-
schafts-Advokaten ist (wie des hier zitierten
Amerikaners William Schambra, 1998:49).
Ohne gezielte Gegenstrategie mutiert die Arbeit
der freien Träger innerhalb der neuen Armuts-
bekämpfungsregime zu einem Baustein in der
neoliberalen Strategie, die Amin (2004) als ‚bot-
tom-up localism‘ bezeichnet hat. Dabei werden
die verarmten und bedrohten Stadtteile aufge-
fordert, lokale Kapazitäten auszubilden, um sich
für den Standortwettbewerb konkurrenzfähig
zu machen – was allerdings nur über die Akti-
vierung von bürgerschaftlichem Engagement
und grassroots-Partizipation möglich ist. Darin
liegt der Grund, weshalb (sub)lokaler ‚Aktivis-
mus‘ und zivilgesellschaftliches Engagement
heute an so prominenter Stelle in die politischen
Programme zur nachhaltigen Quartiersentwick-
lung und Beschäftigungspolitik eingebaut sind.

Der Dritte Sektor ist also keine autonome,
homogene oder stabile zivilgesellschaftliche
Gegenwelt. Allerdings ist er auch kein flexibel
einsetzbares und von oben einfach steuerbares
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(Arbeitsmarkt-) Instrument. Vielmehr prägen
veränderte gesellschaftliche Wertehaltungen und
der allgemeine ‚Modernisierungsdruck‘ auch
das Selbstverständnis und die Handlungsorien-
tierung von freien Trägern. Dies kann einerseits
zur besseren Durchsetzung und Flankierung
neoliberaler Marktmodelle und autoritärer
Kontrollstrategien führen. Andererseits bergen
die Drittsektor-Organisationen auch weiterhin
das Potenzial in sich, alternative und stärker
bedürfnisorientierte Lebens- und Arbeitsmodelle
politisch zu verteidigen und in der Praxis zu
erproben. Allerdings müsste die Forschung die
Bedingungen, unter denen letzteres möglich ist,
noch viel genauer spezifizieren. Und um die
progressiven Potentiale des Dritten Sektors ef-
fektiv zu nutzen und zu fördern, müssten die
Kommunen den Trends, die aktuell im Dritten
Sektor die Oberhand gewinnen, entgegen steu-
ern und einen Handlungsrahmen für good
practice-Ansätze bereitstellen.

Margit Mayer ist Professorin für nordame-
rikanische und vergleichende Politikwissen-
schaft an der Freien Universität Berlin. E-Mail:
mayer@zedat.fu-berlin.de

Anmerkungen

1Die empirischen Befunde, auf die sich der Bei-
trag bezieht, stammen zum großen Teil aus ei-
ner an der Freien Universität Berlin durchge-
führten DFG-Studie zu Nonprofits in Berlin
und Los Angeles, deren Ergebnisse in Eick u.a.
(2004) veröffentlicht sind.
2Als ein Programmabschnitt der Städtebauför-
derung ist das von Bund und Ländern verein-
barte Programm ‚Stadtteile mit besonderem Er-
neuerungsbedarf – die Soziale Stadt‘ von den
förder- und planungsrechtlichen Restriktionen
des Städtebaurechts gekennzeichnet. Es stellt
primär eine Investitionshilfe des Bundes zur
Städtebauförderung dar, appelliert jedoch
gleichzeitig an Länder, Kreise und Gemeinden,

diese Mittel an weitere Finanzierungsquellen
und Fördergegenstände zu knüpfen, so dass
nicht nur baulich-technische, sondern insbeson-
dere auch die sozialen und ökonomischen, auf
Armutsbekämpfung gerichteten Programmzie-
le erreicht werden können (vgl. Walther 2002;
DIFU 2002). Kommune und Dritter Sektor sol-
len so einen ,kooperativen Staat‘ entwickeln –
allerdings unter strikter staatlicher Aufsicht.
3Abgesehen von vereinzelten Arbeiten zum
Strukturwandel der großen Wohlfahrtsverbän-
de gibt es inzwischen einige wenige empirische
Studien zu beschäftigungspolitisch aktiven Or-
ganisationen (z.B. Birkhölzer/Lorenz 2001;
Braun 2001; Reisch 2001; Bode et al. 2002;
SÖSTRA GmbH 2002).
4Eine Ausnahme bildeten bislang lediglich Ein-
richtungen, die im Bereich der Pflichtaufgaben
wie z.B. der kommunalen Jugendarbeit und in
Teilen des Gesundheitswesen aktiv sind ( Bode/
Graf 1999) oder die wie einige Umweltschutz-
oder Entwicklungshilfeorganisationen über ein
überdurchschnittlich hohes privates Spenden-
aufkommen verfügen.
5Damals waren die eingeschalteten Nonprofit-
Organisationen Sanierungsbeauftragte und Mie-
terberatungen, die aus der Bewegung gegen den
Flächenabriss stammten. Aus dieser Tradition
erwuchsen die auf Quartiersentwicklung spezi-
alisierten Planungsfirmen, die in Berlin bis heu-
te für die Durchführung der Stadterneuerung
sowie das Quartiersmanagement zentral sind
(Bernt 2003).
6Das derzeit hoch gehandelte Konzept von best
practice, wie es in der Bundesrepublik etwa
von der Bertelsmann-Stiftung als Instrumenta-
rium genutzt wird, kann die damit verbundenen
Versprechen, nämlich einen auf Verallgemein-
erbarkeit angelegten Diffusionsprozess ,erfolg-
reicher‘ lokaler Praktiken auszulösen, sicherlich
nicht erfüllen. Das Konzept dient eher der ver-
schärften Konkurrenz der Kommunen unterei-
nander, als dass es gemeinsame Lernprozesse
auslöst, und suggeriert zudem Lösungsansätze
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,aus einem Guss‘. Bei der EU und in anderen
Studien hat sich, diese Kritik antizipierend, der
Begriff good practice etabliert (vgl. Strümpel et
al. 2002; DIfU 2003).
7So etwa im Bezirk Wedding (Quartier Sparr-
platz/Sprengelkiez), wo im Oktober 2000 die
Stadtteilgenossenschaft Wedding für wohnort-
nahe Dienstleistungen eG gegründet wurde
(Achter 2003).
8Die Berliner Bezirksämter lassen Sozialhilfe-
empfangende über gzA finanziert Laub sam-
meln, das mit den Larven der Miniermotte infi-
ziert ist; andere Träger wie ABS Brücke oder
Steremat verpflichten ihre ‚Klientel‘ zu Reini-
gungsdiensten und tragen so auch dazu bei, re-
guläre Arbeitsplätze zu verdrängen.
91999 waren 64 Jugendliche in dem Projekt
beschäftigt. Das Projekt wird aus Mitteln des
Jugendsofortprogramms der Bundesregierung
sowie EU-Mitteln finanziert. Knapp 1,5 Mio.
Euro zahlt das zuständige Arbeitsamt, die Woh-
nungsbaugesellschaft beteiligt sich mit 22.000
Euro.
10Vgl. Der Tagesspiegel vom 2. November 2000:
20.
11Es handelt sich um den gemeinnützigen Bil-
dungsträger der Berlin-Brandenburger Wirt-
schaft, das Bildungswerk der Wirtschaft in Ber-
lin-Brandenburg e.V.
12Das Bundesprogramm JUMP/JUSOPRO
wurde im Jahr 2000 von der Bundesregierung
zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit auf-
gelegt; vgl. Bundesregierung 2001; Bundesins-
titut für Berufsbildung 2000.
13Seit Januar 2004 lediglich sechs Monate, ohne
dass sie dabei einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld bzw. -hilfe erwerben.
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1 Local governance und bürger-
schaftliches Engagement

gesellschaftlicher Integration etwa zwischen der
ostdeutschen und der westdeutschen Bevölke-
rung feststellen zu können oder um unterschied-
liche Integrationsniveaus in Abhängigkeit von
lokalen Kulturen, Milieus oder Traditionen zu
messen.

Das hier entwickelte Integrationskonzept
basiert auf der Annahme, dass die gesellschaft-
liche Integration von Individuen aufgrund struk-
tureller Disparitäten nur vermittelt über soziale
Organisationen möglich ist. Die entsprechen-
den Organisationen und kulturellen Institutio-
nen müssen sich wiederum in die sozialen, po-
litischen und normativen Gegebenheiten der
Gesellschaft einfügen. Individuen selbst kön-
nen sich einer Gesellschaft lediglich assimilie-
ren.

Die Integration ostdeutscher Bürgerinnen
und Bürger in die Bundesrepublik Deutschland
stellt eine besondere Problematik dar. Die sozi-
ale Integration in eine politisch und wirtschaft-
lich radikal veränderte Gesellschaft ist durch
die Transformation politischer und ökonomi-
scher Strukturen und Institutionen erforderlich
geworden, ohne dass zugleich eine territoriale
Veränderung stattgefunden hat. Die grundlegen-
den sozialen Beziehungsnetze zur Familie, zum
engeren und weiteren Wohnumfeld, zum Ar-
beitsumfeld und zu den zum Teil wiederherge-
stellten Kollektivstrukturen sind in der ostdeut-
schen Gesellschaft aufgrund der territorialen
Einheit nach der Vereinigung erhalten geblieben
(Winkler 1999). Der sozialen Integration in die
fortbestehenden sozialen Netzwerke korrespon-
diert jedoch nicht zugleich die Integration in
gesellschaftliche Strukturen, Institutionen und
Werte. Neben den erfolgreichen institutionellen
Transfers ist die Vereinigung möglicherweise

Wolfgang Vortkamp

Integration durch Partizipation
Aktives Bürgerengagement und die Rolle von Vereinen in Ostdeutschland

Politische Gestaltung auf lokaler Ebene gewinnt
seit den 1990er Jahren unter der Bezeichnung
local governance eine neue Aufmerksamkeit.
Globalisierungsprozesse auf der einen sowie
fortschreitende Diversifizierung und Pluralisie-
rung sozialer und kultureller Lebensformen im
Kontext von zunehmend knapper werdenden
Mitteln der öffentlichen Haushalte auf der an-
deren Seite prägen diese Entwicklung entschei-
dend. Wörtlich meint der Begriff lediglich die
Steuerung oder Regierung auf einer regionalen
oder dezentralen Ebene. Darin geht das Kon-
zept der ‚local governance‘ aber nicht auf. Es ist
in seiner gegenwärtigen Bedeutung mit dem
anspruchsvolleren Konzept zivilgesellschaftli-
cher Organisation verbunden, bezieht sich also
auf lokale Steuerung durch die engagierte Bür-
gerschaft. Das zentrale Problem zivilgesell-
schaftlicher Organisationen, bürgerschaftlichen
Engagements und der ‚local governance‘ be-
steht jedoch in der Aktivierung, Integration und
Partizipation der Bürger.

Die herkömmlichen Theorien über die Inte-
grationsleistung von intermediären oder Non-
Profit-Organisationen und Vereinen unterstellen
zumeist eine Kongruenz zwischen der Mitglied-
schaft in sozialen Verbänden und demokratischer
bürgerschaftlicher Gesinnung. Um diese Annah-
me zu überprüfen, ist zunächst ein präziser Be-
griff der Integration erforderlich. Ein operationa-
lisierbarer Begriff, der dazu taugt, im Rahmen
einer empirischen Untersuchung unterschiedli-
che Integrationsniveaus zu messen, existiert
bislang nicht. Ein solcher Begriff ist aber not-
wendig, um differierende Niveaus sozialer und
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als „Transformation ohne Integration“ (Gensi-
cke 1998) erfolgt.

Die konkrete Fragestellung der Untersu-
chung bezieht sich daher auf die Überprüfung
des Zusammenhanges der abhängigen Variable
‚Integration‘ mit den spezifischen Qualitäten und
Positionierungen von Vereinen. Die sozialinte-
grative Wirkung von Vereinen in Ostdeutsch-
land beruht, so die These, möglicherweise we-
niger auf dem Bruch mit der DDR-Vergangen-
heit, sondern vielmehr auf der Verknüpfung von
Strukturen und Mentalitäten, die der DDR-Ver-
gangenheit angehören, mit der institutionellen
und politischen Gegenwart des wiedervereinig-
ten Deutschlands. Demnach beruht sie auf der
alltagskulturellen personellen und organisatori-
schen Kontinuität, die in die Bedingungen der
bundesrepublikanischen Gesellschaft eingebun-
den werden.

Für eine Untersuchung der Integrationsleis-
tung von Vereinen hat sich Ostdeutschland
darüber hinaus angeboten, als hier Kompromiss-
bildungen zwischen einem ‚westlichen‘ Institu-
tionenimport und seiner ‚östlichen‘ lokalen Ein-
bettung zu erwarten waren, so dass der integrati-
onsfördernde Charakter von ganz unterschiedli-
chen Vereinen untersucht werden konnte.

Im Rahmen des Kulturwissenschaftlichen
Forschungskollegs des DFG-Sonderfor-
schungsbereiches ‚Norm und Symbol‘, in dem
die kulturelle Dimension sozialer und politischer
Integration untersucht wird, wurde an der Uni-
versität Konstanz (Lehrstuhl Prof. Dr. Wolf-
gang Seibel) eine empirische Untersuchung über
die Integrationsleistung von Vereinen in Ost-
deutschland exemplarisch in Dessau (Sachsen-
Anhalt) durchgeführt und gefragt, ob Vereine
im heutigen Ostdeutschland einen spezifischen
Beitrag zur sozialen und politischen Integration
ihrer Mitglieder leisten. Im vorliegenden Bei-
trag wird zunächst die Bedeutung von Vereins-
mitgliedschaft für die soziale und gesellschaft-
liche Integration diskutiert und anschließend ein
differenziertes Modell gesellschaftlicher Inte-

gration, wie es im Rahmen des Projektes entwi-
ckelt worden ist, skizziert. Die Darstellung der
konkreten Untersuchung und deren Ergebnis-
se, die die verbreitete Behauptung, die bloße
Vereinsmitgliedschaft habe integrative Effekte,
eindeutig widerlegt, bilden den zweiten und den
Hauptteil des Textes.

2 Integration und Vereins-
mitgliedschaft

Ausgehend von den politikwissenschaftlichen
Konzepten de Tocquevilles (1985/[1835]) und
der soziologischen Perspektive Max Webers
(1988/[1924]) wird bis heute ein Zusammen-
hang von Vereinsmitgliedschaft und demokra-
tischen gesellschaftlichen Strukturen konsta-
tiert. Gegen diesen unterstellten Zusammen-
hang, wie er auch in jüngerer Zeit von Robert
Putnam (1993) behauptet wird, spricht neben
den Ergebnissen der vorliegenden Untersu-
chung auch das Scheitern demokratischer Or-
ganisationen trotz zahlreicher ‚zivilgesellschaft-
licher‘ Organisationen und einer ausgeprägten
Vereinslandschaft in der Weimarer Republik
(Berman 1997).

Gegenwärtig wird die Frage nach den Be-
dingungen und Möglichkeiten von Integration
fast ausschließlich im Kontext von Migration
diskutiert. Die Integration deutscher Bürger in
das deutsche Gemeinwesen wird hingegen
kaum thematisiert, allenfalls in der negativen
Variante als Verlust des sozialen Zusammen-
halts oder als Prozess fortschreitender Desin-
tegration (Heitmeyer 1997). Analog zur Pro-
blematik der Ausländerintegration werden häu-
fig lediglich formale Kriterien wie zum Bei-
spiel die Vereinsmitgliedschaft als Indikator
für Integration herangezogen. Die Reduktion
des Integrationskriteriums auf die bloße Mit-
gliedschaft in gesellschaftlichen Organisatio-
nen (Kunz/Gabriel 2000) ist jedoch für die
Differenzierung unterschiedlicher Integrations-
niveaus und der daraus folgenden Bereitschaft
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zum bürgerschaftlichen Engagement zu for-
mal. Organisationsmitgliedschaft allein stellt
kein geeignetes Kriterium einer differenzier-
ten Analyse dar.

Bis heute fehlt sowohl ein Maßstab, um lo-
kale oder milieu- und kulturspezifisch differie-
rende Integrationsniveaus von deutschen Bür-
gerinnen und Bürgern in die bundesrepublika-
nische Gesellschaft zu messen, als auch ein Ver-
fahren, wie solche Integration befördert oder
hergestellt werden kann. Die Kriterien, die in-
nerhalb der Migrationsdebatte gewonnen wur-
den, sind für den vorliegenden Kontext kaum
brauchbar, weil sie sich überwiegend auf for-
male und objektive Kriterien wie etwa Staatsan-
gehörigkeit, Zugang zu gesellschaftlichen und
sozialen Institutionen und Sprachfähigkeit be-
ziehen. Integration von deutschen Bürgerinnen
und Bürgern wird implizit oder explizit in ihrer
Genese auch den Vereinen zugeschrieben. Bisher
ist allerdings noch kein Nachweis erbracht, dass
die erforderlichen bürgerlichen Qualifikationen
tatsächlich in Vereinen selbst erzeugt werden
(Braun/Hansen 2004). Ebenso könnten diese
Qualifikationen auch die Eintrittsvoraussetzung
für die Individuen in entsprechende Vereine dar-
stellen (Münkler 1997).

Es ist in zweierlei Hinsicht problematisch,
die Integration der Bürgerinnen und Bürger in
ihr Gemeinwesen – eine zentrale gesellschafts-
stabilisierende Ressource – dem freiwilligen
Engagement in Vereinen zu überantworten. Zum
einen hat bürgerschaftliches Engagement kom-
plexe Voraussetzungen, die außerhalb der Ver-
eine liegen, wie die Verfügung über materielle
sowie Bildungs- und Zeitressourcen. Zum an-
deren setzt zivilgesellschaftliches Handeln und
eine entsprechende Integration spezifische Or-
ganisationsstrukturen sowie Normen und Wer-
te voraus, die nicht in Vereinen und ihren sozi-
alen Nischen erzeugt werden. Möglicherweise
gründen die sozialintegrativen Effekte gar nicht
in bürgerschaftlichem Engagement in Vereinen,
sondern sind vielmehr ein Ausdruck eines kom-

plexen Ensembles von Ressourcen, Einstellun-
gen und Werten.

3 Negative Integration

Versteht man unter ‚Zivilgesellschaft‘ nicht
lediglich einen spezifischen gesellschaftlichen
Sektor, sondern definiert die Zivilgesellschaft
über den konkreten intermediären oder Dritten
Sektor hinaus als ein Organisationsprinzip von
Gesellschaft und insbesondere als ein normati-
ves Konzept, dann wird deutlich, dass nicht jede
freiwillige Organisation, nicht jede Form von
sozialem Kapital und nicht jedes Engagement
zugleich auch demokratisch sind. Hierzu be-
dürfen die Organisationen bestimmter interner
demokratischer Strukturen und spezifischer
Normen und Werte, zu denen etwa Gewaltfrei-
heit, Rechtsstaatlichkeit, Partizipation, Gerech-
tigkeit, Pluralität, Toleranz und Wohlfahrt zäh-
len. Erst die reflexive Beziehung konkreter zi-
vilgesellschaftlicher Normen und Werte auf die
gesellschaftlichen Institutionen erlaubt es, de-
ren zivilgesellschaftlichen Charakter festzustel-
len.

Die Integration in Vereinen kann andernfalls
die Teilhabe am (zivil-)gesellschaftlichen Leben
auch verhindern, wenn sich die Organisationen
in Nischen von allgemein gültigen demokrati-
schen Normen und Werten isolieren. Die Ab-
grenzung in Nischen muss jedoch wiederum an
sich kein Problem darstellen, solange bestimm-
te Normen und Werte akzeptiert und Grundlage
des Handelns sind. Kritische oder negative
Orientierungen gegenüber dem gesellschaftli-
chen System können dann – insbesondere in
Zeiten gesellschaftlichen Umbruchs – einen Sta-
bilisierungseffekt darstellen und zur Entstehung
gesellschaftlicher Kohäsion und Integration bei-
tragen, weil in sozialen und gesellschaftlichen
Nischen ein Potential bereitgehalten wird, dass
zur Herausbildung neuer Strukturen und Inte-
grationen beizutragen vermag. Gerade die La-
tenz abweichender Positionen stellt ein Potenti-
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al zur Verfügung, dass die hohe Stabilität de-
mokratischer Gesellschaften ausmacht. Diese
Latenz war, wie Herfried Münkler (1997) aus-
führt, in der DDR nicht vorhanden, was eine
innere Erneuerung verhindert hat. Günther Roth
(1963) und später Dieter Groh (1973) haben
dieses Phänomen als ‚negative Integration‘ be-
zeichnet. Die Wirksamkeit der Prozesse der ‚ne-
gativen Integration‘ beruht dabei, wie Roth und
Groh am Beispiel der SPD im Kaiserreich deut-
lich gemacht haben, vor allem auf der symbo-
lisch vermittelten Einkapselung von politischem
Destabilisierungspotential, das eben auf diese
Weise kultiviert und in Umbruchsituationen ak-
tiviert werden kann. Dies kann in gewisser Hin-
sicht auch für die Integration der Bürgerinnen
und Bürger der ehemaligen DDR in die Bun-
desrepublik gelten, insofern auch hier spezifi-
sche Organisationen existierten und existieren,
die in einem grundlegenden strukturellen oder
ideologischen Konflikt mit der bundesrepubli-
kanischen Gesellschaft stehen, dabei von staat-
licher Seite nicht grundsätzlich unterdrückt, son-
dern partiell integriert werden (Bauer 1995: 86).

Entscheidend für die Integration der Bürger
in die Gesellschaft ist in dieser Hinsicht die so-
zial-kulturelle und politisch-gesellschaftliche
Positionierung der Organisation.

4 Differenziertes Modell gesell-
schaftlicher Integration

Integration wurde im Rahmen der Untersuchung
als ein gestufter und hierarchischer Prozess in-
terpretiert und auf zwei Ebenen differenziert.
Zum einen wird zwischen primärer und sekun-
därer Integration unterschieden, zum anderen
werden passive und aktive Muster sozialer Teil-
habe differenziert.

Primäre Integration findet in konkreten so-
zialen Beziehungen und face-to-face-Kontak-
ten statt und bindet Menschen in lokale Organi-
sationen und spezifische soziale Milieus oder
Subkulturen. Sekundäre Integration bezieht sich

auf abstraktere Prozesse staatlicher und gesell-
schaftlicher Integration und erfolgt durch medi-
ale, symbolvermittelte und institutionelle Kom-
munikation. Hierbei wird die Anbindung an
gesellschaftliche Normen und Werte durch die
Einbindung der Organisationen und Kulturen
vermittelt.

Die Differenzierung von primärer und se-
kundärer Integration gründet im Wesentlichen
in der Unterscheidung des ‚Gegenstandes‘ der
Integration und dies in doppelter Hinsicht. Zum
einen ist hier die Frage gestellt, was integriert
werden soll, zum anderen geht es um den Be-
reich, in den etwas integriert werden soll. Im
Falle der primären Integration sind es einzelne
Individuen, die in eine konkrete soziale Gruppe
oder ein Netzwerk integriert werden und einen
Teil dieser Gruppe bilden. Im Falle der sekun-
dären Integration handelt es sich nicht um ein-
zelne Individuen, sondern um in soziale Grup-
pen oder Organisationen eingebundene Indivi-
duen, die über diese Organisationen in ein ge-
sellschaftliches Ganzes, ein Normen- und Wer-
tesystem, eine gesellschaftliche Rechtsordnung
mehr oder weniger integriert werden. Die se-
kundäre Integration der Individuen in das ge-
sellschaftliche Ganze ist dabei durch die sozia-
len und politischen Positionierungen der Orga-
nisationen, deren Ideologie etc. bedingt.2

Durch die Unterscheidung aktiver und pas-
siver Integrationsmuster können schwach inte-
grative Positionen der bloßen Zustimmung von
aktiven, möglicherweise offensiven Gestal-
tungsansprüchen unterschieden werden. Passi-
ve Integrationsmuster treten typischerweise in
Form bloßer Zustimmung oder Akzeptanz auf.
Die innere Zustimmung und das Bewusstsein,
dem Ganzen zu dienen, ist von Durkheim (1992/
[1893]) als Kriterium der Integration für die
moderne Gesellschaft definiert worden und gilt
daher als notwendiger Indikator gesellschaftli-
cher Integration (Friedrichs/Jagodzinski 1999).
Bloße Zustimmung erweist sich jedoch insbe-
sondere in modernen sozialstaatlichen Wohl-
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standsgesellschaften als zu labil, weil die bloß
passive, möglicherweise über ökonomischen
Wohlstand und soziale Sicherheit induzierte
Zustimmung zur politisch-sozialen Ordnung
(Beckert/Vortkamp 1993) kein geeigneter Indi-
kator für das Ausmaß der Integration und die
Belastbarkeit der inneren Haltungen darstellt.
Aktive Integrationsmuster hingegen beinhalten
nicht nur intentionales, zweckrationales Han-
deln. Sie erlauben es auch, die in modernen,
heterogenen Gesellschaften zwangsläufig be-
stehenden Konflikte zwischen unterschiedlichen
Organisationen und Individuen als integrative
Prozesse zu identifizieren (Simmel 1992/[1908];
Coser 1965).

Als Maßstab zivilgesellschaftlicher Integra-
tion wurden die Kriterien Status, Partizipation,
eine zumindest partielle Zustimmung zu den
bestehenden Normen und Werten, Toleranz und
Konfliktfähigkeit festgelegt. Kombiniert man die
beiden unterschiedlichen Integrationsmuster mit
den Formen aktiver und passiver Teilhabe, er-
gibt sich eine Matrix, die vier idealtypische In-
tegrationsmuster bezeichnet:

Mittels des dargestellten Schemas ist es
möglich, zwischen primärer oder sozialer Inte-
gration in Gruppen und sekundärer oder gesell-
schaftlicher Integration zu unterscheiden.

Personen im Feld I des dargestellten Sche-
mas sind gekennzeichnet durch eine hohe Inte-
gration im Nahbereich ohne die Bereitschaft oder
Fähigkeit zu sozialen Aktivitäten bei gleichzei-
tigen Rückzugs- und Abschließungstendenzen
in den je eigenen Kreis.

Im Feld II ließe sich der klassische sozial-
staatliche ‚Normalbürger‘ verorten, der ein re-
lativ hohes Maß an allgemeiner Zustimmung zu
gesellschaftlichen Normen und Werten auf-
weist, allerdings kaum Aktivitäten für den Er-
halt seines Gemeinwesens unternimmt. Die ge-
sellschaftliche Integration ist möglicherweise
weitgehend durch ökonomischen Wohlstand
bedingt und daher in Zeiten der Krise und bei
konjunkturellen Schwächen wenig belastbar.

Im Feld III würde man den Vereinsmeier
identifizieren, mit hohem Engagement auf der
lokalen Ebene, wohingegen sich im Feld IV der
sozial kompetente, konfliktfähige und engagierte
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zivilgesellschaftliche Bürger findet, der sich im
Zweifelsfall auch gegen bestehende Normen und
Traditionen, beispielsweise in Formen bürgerli-
chen Ungehorsams, und für die Gestaltung sei-
nes Gemeinwesens einsetzt.

5 Integrationsniveaus von Vereins-
mitgliedern in Dessau

Das Untersuchungsdesign der Erhebung ist nach
Vorrecherchen, die sowohl die pragmatische Fra-
ge des Zugangs zum Feld berücksichtigten als
auch eine möglichst hohe Repräsentativität und
spätere Vergleichbarkeit mit anderen Studien
gewährleisten sollte, als Ein-Stadt-Studie ange-
legt. Anhand verschiedener integrationsspezi-
fisch relevanter Kriterien, u.a. der Höhe der
Wahlbeteiligung der letzten Bundestagswahlen,
Landtagswahlen und Kommunalwahlen sowie
der Arbeitslosenquote wurde Dessau mit ca.
85.000 Einwohnern für die Untersuchung aus-
gewählt, da es zum Zeitpunkt der Erhebung im
Jahr 2000 in den genannten Bereichen durch-
schnittliche Werte unter allen ostdeutschen Städ-
te mit mehr als 65.000 Einwohnern aufgewiesen
hat.

Im Rahmen der Untersuchung wurden
zunächst alle 550 in Dessau ermittelbaren Verei-
ne aus dem Vereinsregister sowie aus weiteren
verfügbaren Quellen wie Telefonbüchern und
lokalen Medien erfasst. 480 eingetragene Verei-
ne weist das Vereinsregister auf, weitere 70 Ver-
eine sind in Dessau aktiv, aber an anderen Orten
im Vereinsregister registriert.

Um insbesondere Integrationsleistungen
messen zu können, die aufgrund von sozialem
Kapital, Netzwerkbildung und sozialen Mili-
eus über große Zeiträume entstehen und sich
möglicherweise auch in anderen gesellschafts-
politischen Umwelten in sozialen und gesell-
schaftlichen Nischen erhalten, war es erfor-
derlich, Kontinuitäten in den sozialen Institu-
tionen zu identifizieren, die in die Zeit der
DDR zurückreichen. Vereine in der Form

rechtsfähiger Vereinigungen hat es zwar theo-
retisch auch in der DDR gegeben,3 aber fak-
tisch existierten sie kaum. Allerdings gab es
eine Vielzahl so genannter ‚gesellschaftlicher
Organisationen‘, eingebunden in den Kultur-
bund, den VKSK (Verband der Kleintierzüch-
ter, Siedler und Kleingärtner), den DTSB
(Deutscher Turn- und Sportbund) und in die
VEBs (Volkseigenen Betriebe). Diese Orga-
nisationen haben – was das soziale Kapital
und die Einbindung in lokale Milieus betrifft
– eine dem Verein vergleichbare Funktion er-
füllt. Nach der Wende haben sie sich zumeist
als Vereine etabliert und im Vereinsregister des
Amtsgerichts Dessau, das entsprechend dem
Vereinigungsgesetz vom 21. Februar 1990
angelegt worden ist, eingetragen.

Im Rahmen der Versendung eines Frage-
bogens an alle 550 ermittelten Vereine in Des-
sau konnte die Existenz von 290 aktiven Ver-
einen belegt werden. Die verbleibenden 260
Vereine sind teilweise erloschen, aber im Ver-
einsregister noch nicht gestrichen, passiv oder
nicht bereit gewesen, an der Untersuchung teil-
zunehmen. Von den 290 real aktiven Vereinen
haben sich 208 an der Untersuchung beteiligt.
Diese Vereine wurden mittels eines Fragebo-
gens unter anderem hinsichtlich des Zeitpunk-
tes der ersten Gründung, der Mitgliederzah-
len, der Aktivitätsbereiche und des Institutio-
nalisierungsgrades sowie auch nach möglichen
organisatorischen, personellen oder funktio-
nalen Kontinuitäten befragt. Anschließend
wurden die Vereine unter bestimmten Gesichts-
punkten kategorisiert. Unterschieden wurde
zum einen nach dem Zeitpunkt ihrer ersten
Etablierung sowie zum anderen hinsichtlich
funktionaler und motivationaler Kriterien in
„Organisationen für den Privatzweck“ und
„zivilgesellschaftliche Organisationen“ (Put-
nam 2000; Knoke 1990; Gordon/Babchuk
1959). Aus dieser Unterteilung ergibt sich eine
Matrix mit vier Segmenten, die im folgenden
Schaubild dargestellt ist:
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Die Vereine in Dessau sind in etwa im glei-
chen Verhältnis so genannte Privatzweck-Ver-
eine wie zivilgesellschaftliche Vereine. Allerdings
haben die persistenten Organisationen ein leich-
tes Übergewicht gegenüber den neugegründe-
ten Vereinen. Deutlich dominiert jedoch bei den
persistenten Vereinen die Privatzweckorientie-
rung (75 Prozent – Feld 1), wohingegen bei den
neugegründeten Vereinen der zivilgesellschaft-
liche Charakter überwiegt (84 Prozent – Feld
4). Dies kann als deutlicher Hinweis auf den
Funktionswandel und die Multifunktionalität
von Vereinen in sich verändernden politisch-
sozialen Umwelten verstanden werden, der
zugleich die Frage nach der unterschiedlichen
Integrationsleistung der verschiedenen Vereins-
typen nahe legt. Wenn unterschiedliche Integra-
tionsniveaus in den vier Segmenten nachgewie-
sen werden können, so wäre damit eine bedeu-
tende Abweichung gegenüber den optimisti-

schen Annahmen über den positiven Beitrag zi-
vilgesellschaftlicher Organisationen zur demo-
kratischen politischen Kultur festgestellt.

Um die mögliche Integrationsleistung von
Vereinen festzustellen und zu differenzieren,
wurden von 52 Vereinen aus den vier unter-
schiedlichen Segmenten insgesamt 480 Mitglie-
der mittels eines Fragebogens nach integrati-
onsspezifisch relevanten Kriterien befragt. Als
Vergleichsgruppe wurden 120 Dessauer Bür-
ger, die angegeben haben, nie Mitglied in einem
Verein gewesen zu sein, in die Untersuchung
einbezogen.

Im Rahmen der Untersuchung wurden ne-
ben dem Vereinsfragebogen insgesamt 4.250
Fragebögen an Einzelpersonen verschickt, davon
1.850 an Vereinsmitglieder und 2.400 an Des-
sauer Bürger und Bürgerinnen, die im Rahmen
einer Zufallsauswahl aus dem Einwohnermel-
deamt erhoben worden sind. Der Rücklauf der
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Fragebögen belief sich auf gut 24 Prozent. In
dem Fragebogen wurden 237 Items abgefragt,
aus denen insgesamt 18 Konstrukte gebildet
worden sind, unter anderem. zu den Komple-
xen: primäre Integration, sekundäre Integrati-
on, Aktivitätsprofile, Konfliktbereitschaft, de-
mokratische Einstellung, Autoritarismus, Poli-
tikverdrossenheit, soziale Kompetenz, Vertrau-
en, Bedeutung von Freunden und Familie, Be-
ziehungen zur Nachbarschaft und Vereinsakti-
vität. Die einzelnen Konstrukte setzen sich aus
verschiedenen Indikatoren (zwischen zwei und
zehn) zusammen, die jeweils zwei bis acht Vari-
ablen beinhalten. Das Konstrukt für die primäre
Integration beispielsweise beinhaltet 25 Variab-
len, die in sieben Indikatoren zusammengefasst
sind und sich auf die Anzahl von Freunden,
Bekannten und Familienmitglieder beziehen, mit
denen der Befragte in regelmäßigem Kontakt
steht, die Frequenz der Treffen, die Bedeutung
der Menschen im Umfeld für die eigene Le-
bensgestaltung und die Kommunikationsfre-
quenz. Das Konstrukt für die sekundäre Inte-

gration beinhaltet 24 Variablen in sechs Indika-
toren, die nach der Bedeutung demokratischer
Institutionen, dem Wahlverhalten, dem Stolz auf
bundesrepublikanische Einrichtungen, dem ei-
genen Informationsstandard und nach der Zu-
stimmung zu den Institutionen und Werten der
Bundesrepublik Deutschland fragen.

Alle aggregierten Werte wurden faktoren-
analytisch auf Eindimensionalität, logische Kon-
sistenz, Reliabilität, positive und signifikante
Korrelation überprüft und anschließend um den
Mittelwert Null z-standardisiert.

6 Ergebnisse der Untersuchung

Die Ergebnisse der Untersuchung weisen ein-
deutige Differenzen in den Integrationsniveaus
auf drei verschiedenen Ebenen auf: 1. im Ver-
hältnis der Vereinsmitglieder zu den Nicht-Ver-
einsmitgliedern, 2. in der Unterscheidung der
vier Segmente der Dessauer Vereinslandschaft
und 3. auf der Ebene unterschiedlicher Partizi-
pationsniveaus.
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6.1 Integrationsniveau und Vereins-
mitgliedschaft

Zwischen den Vereinsmitgliedern und den Nicht-
Vereinsmitgliedern zeigen sich deutliche Diffe-
renzen in nahezu allen integrationsspezifisch
relevanten Bereichen.

Nicht-Vereinsmitglieder sind nach den oben
genannten Kriterien weitaus geringer sowohl
primär als auch sekundär integriert als Vereins-
mitglieder.4 Nicht nur im privaten Freizeit- und
Kulturbereich, sondern auch im politischen Be-
reich sind Nicht-Vereinsmitglieder erheblich
weniger aktiv als Vereinsmitglieder. Sie haben
deutlich kleinere soziale Netzwerke, geringere
soziale Kompetenz und sind viel weniger bereit
in gemeinsamen Aktionen Führung und Verant-
wortung zu übernehmen. Es mangelt ihnen an
Nah-Vertrauen ebenso wie an Institutionen-Ver-
trauen und Konfliktbereitschaft. Es zeigt sich,
dass ihre zivilgesellschaftliche Integration deut-
lich geringer ausfällt, was mit einer hohen Poli-
tikverdrossenheit korrespondiert.

tive Effekte auf das Integrationsniveau der Ver-
einsmitglieder hat. Durch diese Ergebnisse
scheinen die optimistischen Annahmen der zi-
vilgesellschaftlichen Funktion von Vereinen
zunächst bestätigt.

6.2 Die vier Segmente der Dessauer
Vereinslandschaft

Differenziert man die unterschiedlichen Vereins-
segmente nach dem oben angegebenen Sche-
ma, ergeben sich indes vier grundverschiedene
Profile in den Integrationsniveaus:

Zunächst fällt auf, dass die Integration auf
der primären Ebene der unmittelbaren face-to-
face Kontakte offensichtlich keineswegs mit ei-
ner Integration auf der sekundären Ebene allge-
mein gesellschaftlicher Zustimmung oder zivil-
gesellschaftlicher Integration korreliert. Daraus
lässt sich folgern, dass Menschen durchaus in
ein soziales Umfeld hoch integriert sein kön-
nen, aber gesellschaftlich weder Zustimmung
noch aktives Engagement für die Gesellschaft
aufzubringen bereit sind und insofern als ge-
sellschaftlich nicht integriert gelten müssen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden,
dass die Vereinsmitgliedschaft eindeutig posi-
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Deutlich wird, dass die hohen Werte aktiver se-
kundärer Integration in hohem Maß mit den
verschiedenen Organisationstypen korrelieren.
Die optimistische Annahme, die Mitgliedschaft
in Vereinen an sich würde zivilgesellschaftliche
und demokratische Werte fördern oder gar ge-
nerieren, kann in dieser Allgemeinheit ganz of-
fensichtlich nicht bestätigt werden. So weisen
zum Beispiel die Mitglieder neugegründeter
Sportvereine und persistenter Sozial- und Kul-
turvereine eine geringere allgemeine Zustim-
mung zum politisch sozialen System auf als
Nicht-Vereinsmitglieder.

Interpretiert man – im Zusammenhang mit
den weiteren verfügbaren Daten – die einzelnen
Segmente, dann lassen sich vier unterschiedli-
che Profile beschreiben.

• Die Mitglieder der ‚Kleingartenvereine‘
können als affirmative Privatisierer bezeichnet
werden. Es handelt sich um arrivierte Besitz-
standswahrer, finanziell gut situiert, mit einem
hohen Bildungsniveau, überwiegend männlich,
zu 37 Prozent Mitglied in einer Partei in der
DDR. Sie haben allenfalls Zustimmung zum
gesellschaftspolitischen System, aber kaum
Bereitschaft, sich aktiv für die Werte und Insti-
tutionen der bundesrepublikanischen Gesell-
schaft einzusetzen. Als klassische ‚Vereinsmei-
er‘ ziehen sie sich weitgehend in ihre sozial-
kulturelle Nische zurück, in der sie allerdings
sehr aktiv und hoch integriert sind. Ihre Zu-
stimmung zum bundesrepublikanischen System
dürfte sich unter sozialen oder wirtschaftlichen
Belastungen als nicht sehr stabil erweisen.

• Die Mitglieder der neugegründeten Privat-
zweckvereine, also vor allem der Sportvereine,
stellen sich als unabhängige Nutzer dar. Sie bil-
den die Gruppe der Staatsverweigerer und der
Politikverdrossenen, die jede politisch Aktivität
verweigern. Mit einem Altersdurchschnitt von
35 Jahren ist es die mit Abstand jüngste Grup-
pe. Sie erbringen den zeitlich größten Aufwand
für den Verein, d.h. sie nutzen dessen Angebote
intensiv und sie haben ausgeprägte familiäre und

freundschaftliche Kontakte. ‚Fun’-orientiert und
unpolitisch, fehlt es ihnen an Vertrauen in alle
Institutionen. Auch für ihren Verein engagieren
sie sich nicht wirklich – sie nutzen ihn. Primär
sind sie sehr gut sozial eingebunden, aber auch
in den privaten Beziehungen und Netzwerken
haben sie keine aktive, gestaltende Rolle, son-
dern sind in einem großen Freundes- und Be-
kanntenkreis überwiegend passiv. Sekundär sind
sie von der Zustimmung zum gesellschaftlichen
System noch weiter entfernt als die Nicht-Ver-
einsmitglieder. Die Vereinsmitgliedschaft scheint
keinen wesentlichen positiven Einfluss auf die
Integration zu haben.

• Ein interessantes Profil weisen die Mit-
glieder der persistenten zivilgesellschaftlichen
Vereine (‚Sozial- und Kulturvereine‘) auf. Sie
können als sozialengagierte Systemverweige-
rer beschrieben werden. Weit unterdurchschnitt-
lich sozial eingebunden, fehlt ihnen jede Zu-
stimmung zum politisch-gesellschaftlichen Sys-
tem. Im Gegensatz zu den unabhängigen Nutz-
ern weisen sie eine sehr hohe politische Aktivi-
tät auf. Es ist die einzige Gruppe mit einem über-
wiegenden Frauenanteil. Zudem ist mit 22 Pro-
zent eine auffallende Präferenz in der politischen
Orientierung für die PDS festzustellen. Im Fall
der persistenten ‚Sozial- und Kulturvereine‘
scheint die Mitgliedschaft die Zustimmung zu
den bundesrepublikanischen Normen und Wer-
ten nicht zu befördern. Die Mitglieder dieser
Vereine ziehen sich weniger in eine private Ni-
sche zurück wie die ‚Vereinsmeier’ aus den
‚Kleingartenvereinen’, sondern sie bilden eher
eine gesellschaftspolitische Nische, in der sie
sehr aktiv sind. Offensichtlich ist die Veranke-
rung im gesellschaftlichen System der ehemali-
gen DDR hier besonders stark ausgeprägt.

• Die Mitglieder der neugegründeten, zivil-
gesellschaftlichen Vereine, die systemintegrier-
ten Aktivisten, sind außergewöhnlich hoch se-
kundär integriert und weisen eine extrem hohe
politische Aktivität auf, die sich allerdings nicht
mit ihrer Vereinsaktivität deckt. Der Verein
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scheint insofern nur eine nebensächliche Ergän-
zung ihres allgemeinen politischen Engagements
zu sein. Erstaunlich gering fällt die Konfliktbe-
reitschaft aus. Das erweckt den Eindruck einer
Überidentifikation mit den gesellschaftlichen
Strukturen und Institutionen. Ihre primäre Inte-
gration und ihre privaten Aktivitäten werden
offensichtlich von ihrem gesellschaftspolitischen
Engagement dominiert. In dieser Gruppe findet
man den engagierten, zivilcouragierten, aktiven
Bürger mit einer hohen bürgerschaftlichen Ge-
sinnung und einem hohen bürgerschaftlichen
Engagement, das sich allerdings gerade nicht,
wie in den kommunitaristischen Theorien ent-
worfen, auf die Nachbarschaft und das soziale
Nahumfeld bezieht.

Die unabhängigen Nutzer der ‚Sportverei-
ne‘ und die Nicht-Vereinsmitglieder weisen
insgesamt weitestgehend analoge Profile auf,
die vor allem von liberalen Vorstellungen, dem
Rückzug in die Privatheit und einem hohen Maß
an Politikverdrossenheit gekennzeichnet sind.
Ein erheblicher Integrationsgewinn aufgrund
der Mitgliedschaft in derartigen Vereinen, die
nach der Wende gegründet wurden und über-
wiegend dem Privatzweck dienen, kann nicht
konstatiert werden.

Festzustellen ist allerdings, dass die Vereins-
aktivitäten der unabhängigen Nutzer weitge-
hend, nämlich zu 72 Prozent über Mitgliedsbei-
träge finanziert werden und nur zu 9 Prozent
über öffentliche Zuschüsse. Dagegen erfolgt in
den anderen drei Segmenten durchschnittlich
nur ein Drittel der Finanzierung über Mitglieds-
beiträge.

Die Mitglieder aller aus der DDR persisten-
ten Organisationen (‚Kleingärtner‘ und ‚Sozi-
al- und Kulturvereine‘) scheinen sich entweder
in private oder in sozial-politische Nischen zu-
rückzuziehen. So sind sie zwar privat und poli-
tisch aktiver als die Nicht-Vereinsmitglieder,
weisen aber zum Teil eine noch geringere Zu-
stimmung zum sozialen und politischen System
der Bundesrepublik auf.

6.3 Unterschiedliche
Partizipationsniveaus

Der Vergleich der Aktivitäts- bzw. Passivitäts-
profile der Vereinsmitglieder legt die Vermu-
tung nahe, dass unterschiedliche Integrations-
niveaus möglicherweise in erheblichem Maß
durch unterschiedliche Aktivitätsniveaus bedingt
sind. Zur Überprüfung dieser Annahme wur-
den die Vereinsmitglieder in drei Gruppen un-
terschiedlicher Partizipationsniveaus differen-
ziert: erstens die ehrenamtlich Tätigen, zweitens
die potentiell Aktiven und drittens die einfachen
Mitglieder. Als ehrenamtlich Tätige sind dieje-
nigen erfasst, die ein Amt oder eine Funktion
im Verein ausüben, unabhängig davon, ob sie
für diese Tätigkeit eine Vergütung oder Auf-
wandsentschädigung erhalten. Unter potentiell
Aktiven werden all diejenigen aufgeführt, die
in Gremien tätig sind, ohne ein Amt inne zu
haben und/oder diejenigen, die bereit wären ein
Amt zu übernehmen.

Es zeigt sich, vergleichend über alle Vereine
betrachtet, dass die hohen Integrationswerte in
der Regel den ehrenamtlich Tätigen geschuldet
sind. Die potentiell Aktiven stellen eine sehr
heterogene Gruppe dar (sehr unterschiedlich
auch innerhalb der verschiedenen Vereinsseg-
mente), wohingegen sich die einfachen Mitglie-
der fast gar nicht von den Nicht-Vereinsmit-
gliedern unterscheiden, sondern im Gegenteil
eine auffällig identische Struktur aufweisen, die
sich nur geringfügig im Niveau unterscheidet.5

Deutlich wird, dass ‚bloße Mitgliedschaft’
in einem Verein, selbst bei den hier untersuch-
ten aktiven Mitgliedern, kaum höhere Integrati-
onswerte hervorbringt als bei den Nicht-Ver-
einsmitgliedern. Im Gegenteil, in den neu ge-
gründeten ‚Sportvereinen‘ und den persisten-
ten ‚Sozial- und Kulturvereinen‘ liegen die In-
tegrationsniveaus der einfachen Mitglieder deut-
lich unter den Werten der Nicht-Vereinsmitglie-
der. Eindeutig positive Integrationsniveaus fin-
det man ausschließlich bei ehrenamtlich Täti-

Integration durch Partizipation



80

gen, bei denen analog auch die Politikverdros-
senheit durchgängig im negativen Bereich liegt.

In allen vier Segmenten liegen, mit unter-
schiedlichem Niveau, die ehrenamtlich Tätigen
im Bereich sekundärer, aktiver Integration durch-
gängig im positiven Bereich. Die zivilgesell-
schaftliche Integration der einfachen Mitglieder
ist hingegen mit Ausnahme der Mitglieder der
‚Projektinitiativen‘ durchgängig im negativen
Bereich anzusiedeln und teilweise noch gerin-
ger als bei den Nicht-Vereinsmitgliedern.

Von besonderem Interesse sind die als sozi-
alengagierte Systemverweigerer bezeichneten
Mitglieder der persistenten ‚Sozial- und Kul-
turvereine‘, die sich offensichtlich in einer sozi-
al-politischen Nische eingerichtet haben. Diffe-
renziert man diese Gruppe nach den Partizipati-
onsniveaus, so erhält man im Bereich sekundä-
rer Integration und allgemeiner Zustimmung zu
gesellschaftlichen Normen und Werten bei den
ehrenamtlich Tätigen die höchsten Werte im
Unterschied zu den potentiell Aktiven und den
einfachen Mitgliedern. Insgesamt weisen die
ehrenamtlich Tätigen damit die zweithöchsten

Werte direkt nach den Mitgliedern der ‚Projekt-
initiativen‘ auf. Die geringste Zustimmung und
die geringste sekundäre Integration von allen
Untersuchten findet man hingegen im selben
Segment, bei den potentiell Aktiven und den
einfachen Mitgliedern der ‚Sozial- und Kultur-
vereine‘.

Offensichtlich leisten insbesondere die ge-
sellschaftlichen Aktivitäten und Auseinander-
setzungen der ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter einen wesentlichen Beitrag zu
deren Integration, wohingegen die passiven
Mitglieder in weitgehender Ablehnung, Wider-
stand und Rückzug verharren. Was sich an die-
ser Stelle abzeichnet, ist zum einen ein erhebli-
ches Maß an Spannung innerhalb der Organi-
sationen und andererseits einen deutlicher Fall
von „negativer Integration“.

7 Resümee

Resümierend kann festgestellt werden, dass die
bloße Mitgliedschaft in Vereinen keinen Hin-
weis bietet auf höhere Integration oder verstärk-
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tes bürgerschaftliches Engagement gegenüber
Nicht-Vereinsmitgliedern. Im Gegenteil, in ver-
schiedenen Bereichen dient die Mitgliedschaft
der Aufrechterhaltung sozial-kultureller oder
politischer Nischen, in denen sich die Mitglie-
der von der sie umgebenden Gesellschaft ab-
schotten. Diese Abschottung kann letztendlich
zu gesellschaftlicher Desintegration führen und
die Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engage-
ment, insofern es über die Eigeninteressen
beispielsweise in Sportvereinen hinausgeht, re-
duzieren.

Die Untersuchung bringt demzufolge zwei
wichtige Befunde hervor, die eine erhebliche
Abweichung gegenüber den optimistischen
Annahmen über den allgemeinen positiven Bei-
trag zivilgesellschaftlicher Organisationen zur
strukturellen Integrationswirkung darstellen:

Erstens ist das Integrationsniveau der Indi-
viduen auf der sekundären oder gesellschaftli-

chen Makroebene abhängig von der sozial-po-
litischen Positionierung der jeweiligen Institu-
tion. Man wird also zukünftig die Generierung
bürgerschaftlichen Engagements nicht mehr den
Vereinen als solchen zuschreiben können, son-
dern wird zwischen unterschiedlichen Vereins-
typen unterscheiden müssen. Ob Vereine zivil-
gesellschaftliche Einrichtungen sind und eine
demokratisierende Funktion haben, wie Putnam
(1993) behauptet hat, liegt demnach ganz we-
sentlich an der politisch-sozialen Verortung der
fraglichen Organisation, ihren Strukturen und
den ihnen zugrunde liegenden Normen und
Werten (vgl. Berman 1997). Zweites und be-
deutenderes Kriterium für die Integration der
Individuen in die Gesellschaft ist aber weniger
die Bereitschaft (wie bei den potentiell Akti-
ven), sondern insbesondere die Tatsache der
Partizipation. Es ist die aktive Handlung und
direkte Teilhabe an den jeweiligen sozialen und
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politischen Prozessen, die integrierend wirken,
und das gilt selbst in systemverweigernden Ni-
schen. Fehlende Partizipation hingegen korre-
liert in hohem Maße mit Politikverdrossenheit.

Ob die Voraussetzungen aktiver Teilhabe und
damit gesellschaftlicher Integration in den Ver-
einen selbst generiert werden, oder ob dieses
Potential von den Einzelnen mit in den Verein
eingebracht wird, lässt sich im Rahmen dieser
Untersuchung nicht entscheiden. Wenngleich
Vereine nach den hier vorliegenden Resultaten
Integration und bürgerschaftliches Engagement
nicht selbst generieren, so bieten sie doch den
unverzichtbaren Raum und die Gelegenheits-
strukturen für partizipatives Handeln. Die För-
derung und Entwicklung bürgerschaftlichen
Engagements, sozialer Integration und der local
governance, so zeigt die Untersuchung, erfor-
dert zu allererst die aktive soziale und politische
Partizipation der Bürgerinnen und Bürger.

Wolfgang Vortkamp (geb. 1954) ist promo-
vierter Soziologe und lebt in Berlin; E-mail:
wolfgang.vortkamp@imail.de.

Amerkungen

1Die Verwendung der Begriffe intermediäre
Organisationen, Non-Profit-Organisationen
oder Dritter Sektor ist in der Literatur unein-
heitlich. Im Wesentlichen beziehen sie sich auf
den selben Gegenstand und werden mehr oder
weniger synonym gebraucht (Anheier/Seibel
1990). Die vorliegende Untersuchung bezieht
sich auf Vereine, die die verbreiteteste Organi-
sationsform im Dritten Sektor darstellt (Zim-
mer 1992: 10). Aus Gründen der Einheitlichkeit
wird im Text daher auch dann von Vereinen die
Rede sein, wenn andere Arbeiten einen der oben
genannten Begriffe verwenden.
2Die hier getroffene Unterscheidung ist nicht
mit der von David Lockwood (1979/[1964])
eingeführten Differenzierung von sozialer Inte-
gration und Systemintegration identisch, da es

bei der Systemintegration in dem Konzept von
Lockwood um die Beziehungen zwischen den
Teilen eines sozialen Systems geht. Gegenstand
der Systemintegration sind daher die sich selbst
regulierenden Teile im Verhältnis zum gesell-
schaftlichen Ganzen, oder wie Lockwood sagt,
das Verhältnis zwischen einer institutionellen
Ordnung und ihrer materiellen Basis.
3‚Verordnung über die Gründung und Tätigkeit
von Vereinigungen’ vom 6.11.1975 (Gesetzes-
blatt Teil I, Nr. 44, 26.11.1975).
4Der geringe Wert in der primären/passiven In-
tegration bei den Vereinsmitgliedern hat seine
Ursache darin, dass aus auswertungstechni-
schen Gründen die Vereinsaktivitäten der Ver-
einsmitglieder nicht enthalten sind.
5Anzumerken ist, dass im Wesentlichen die ak-
tiven Vereinsmitglieder erfasst wurden, da auf-
grund von untersuchungstechnischen Abläufen
die Fragebögen durch die Vereinsvorstände an
die Mitglieder verteilt worden sind. 70 Prozent
der Befragten bezeichnen sich daher auch selbst
als aktive Mitglieder. Würde man die eher pas-
siven Mitglieder einbeziehen, würde die gerin-
ge Differenz zu den Nicht-Vereinsmitgliedern
vermutlich entfallen.
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1 Das Weltsozialforum als Vorbild

Die Idee, dass der neoliberalen Globalisierung
nur mit einer breiten Allianz kritischer Akteure
zu begegnen sei, fand schon in den ‚intergalak-
tischen Treffen‘ ihren Ausdruck, zu denen die
mexikanischen Zapatisten 1996 und 1997 zivil-
gesellschaftliche Gruppen aus aller Welt einlu-
den. Mit dem ersten Weltsozialforum 2001 in
Porto Alegre wurde diese Idee wieder aufge-
nommen und ein Ort geschaffen, der Alternati-
ven zur herrschenden Politik sichtbar machen
sollte. Von Porto Alegre breitete sich die Fo-
rumsidee in die ganze Welt aus. Die positiven
und mobilisierenden Erfahrungen in den Foren
auf globaler und kontinentaler Ebene führten
dazu, dass das „Idealmodell der Annäherung in
der Vielfalt“ (Pleyers 2004) auch auf lokaler
Ebene angestrebt wurde.1 Drei Ideen aus der
Charta, die das Selbstverständnis des Weltsozi-
alforums beschreibt, sollen Ausgangspunkt sein,
um einen Blick auf die lokalen Sozialforen in
Deutschland zu werfen.2

Christoph Haug/Simon Teune/Mundo Yang

Von Porto Alegre nach Berlin
Lokale Sozialforen in Deutschland

Von diesen Punkten ausgehend soll im Fol-
genden rekonstruiert werden, wie die Sozialfo-
rumsidee in Deutschland aufgenommen wurde
und wie der globale Widerstand gegen neolibe-
rale Politik auf lokaler Ebene umgesetzt wird.
Dabei lassen sich drei Fragen formulieren: Wel-
che Konstellation von Akteuren hat sich in den
lokalen Foren gebildet? Inwiefern werden loka-
le Probleme in einen globalen Kontext gestellt?
Und welche Rolle spielt das Spannungsverhält-
nis zwischen einer Ausrichtung als offenem
Raum oder handelndem Akteur?

Der Blick auf kleinräumige Entwicklungen
wie die lokalen Sozialforen ist deshalb viel ver-
sprechend, weil lokale Netzwerke das Rückgrat
sozialer Bewegungen bilden (Roth 1994). Als
„institutionelles, identitätsstiftendes Gefüge“
(ebd.: 414) sind sie die Voraussetzung für Mo-
bilisierungen und individuelle Zugehörigkeit.
Dementsprechend suchen die Globalisierungs-
kritiker im alltäglichen Umgang der Menschen,
in ihren Kämpfen und Erfahrungen, den Hebel
für eine Mobilisierung. Dabei werden Bewe-
gungsthemen, je nach lokalen Traditionen und
Gelegenheitsstrukturen, sehr unterschiedlich
aufgenommen. Deutlich ist jedoch, dass lokale
und globale Politik zwei untrennbar miteinander
verflochtene Handlungsfelder sind, insofern
globale Bedingungen zugleich der Ausgangs-
punkt und das Produkt lokaler politischer Maß-
nahmen sind.

2 Bedingungen lokaler Bewegung

Für die globalisierungskritischen Bewegungen
waren zwar die Auseinandersetzungen um in-
ternationale Institutionen und Regierungstref-
fen identitätsstiftende Schlüsselerlebnisse.

• Die Charta betont die Diversität und Gleich-
berechtigung der Akteure, die in Sozialfo-
ren zusammenkommen (Artikel 9).

• Die Charta hat einen thematischen Bezug:
Sie definiert Sozialforen als Orte, an denen
sich Widerstand gegen die neoliberale Glo-
balisierung sammelt (Artikel 1).

• Die Charta formuliert das organisatorische
Ideal eines offenen Raumes, in dem gleichbe-
rechtigte Akteure aufeinander treffen, ohne
Entscheidungen zu treffen oder Erklärungen
in aller Namen zu verfassen (Artikel 6). Das
schließt allerdings nicht aus, dass sich im Rah-
men des Forums Bündnisse bilden, die als
ein Akteur gemeinsam handeln (Artikel 7).
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Nach dieser Phase, emblematisch bezeichnet
durch die Protestereignisse in Seattle und Ge-
nua, konzentrierte man sich jedoch darauf,
Globalisierungskritik auf lokaler Ebene um-
zusetzen.

Dass sich mit dem Prozess der Globalisie-
rung die Bedingungen für lokales Engagement
gerade in Städten verändert haben, hat unter
anderen Margit Mayer (2003) gezeigt. In der
städtischen Politik hat ein Paradigmenwechsel
eingesetzt, der sich auf drei Feldern nieder-
schlägt: einer kompetetiven Stadtentwicklung,
die in erster Linie darauf ausgerichtet ist, be-
wegliches Kapital anzulocken; einer  Erosion
lokaler sozialstaatlicher Substanz, d.h. vor al-
lem die Abkehr von sozialfürsorgerischen An-
sätzen und schließlich eines Wandels des Staats-
verständnisses hin zu Governance-Arrange-
ments, in denen die Ressourcen nicht-staatli-
cher Akteure genutzt werden sollen und der Staat
bei der Lösung von Problemen moderierend und
aktivierend wirkt.3

Mit diesen Entwicklungen städtischer Poli-
tik wiederholen sich in den „global cities“ (Sas-
sen 1996) weltweit bestehende Ungleichheiten
in urbanem Maßstab. Folgerichtig wird die Kri-
tik der globalisierungskritischen Bewegungen
auch im Mikrokosmos der Städte artikuliert; die
Gründung lokaler Sozialforen ist Teil dieses
Prozesses.

3 Sozialforen in Deutschland

Die Entwicklung lokaler Sozialforen verläuft in
Deutschland, wo die meisten Gründungen in
die Jahre 2003 und 2004 fallen, langsamer als
in anderen Ländern.4 Bislang fehlt eine genaue
Bestandsaufnahme lokaler Foren. Deshalb be-
ziehen wir uns auf 40 lokale und 12 regionale
Initiativen, die im Internet sichtbar sind.5 Nicht
alle sind in gleichem Umfang aktiv; einige dürf-
ten ihre Gründung nur um kurze Zeit überlebt
haben, weil die anfängliche Energie abnahm oder
interne Konflikte auftraten.

Als gemeinsame Basis berufen sich viele
Foren auf die Charta des Weltsozialforums.
Nehmen wir also die einleitend erwähnten Punkte
aus dieser Charta auf.

Die Sozialforen verstehen sich als Orte des
Austauschs verschiedenster Akteure über tradi-
tionell bestehende Grenzen hinweg. Dies zeigt
sich auch an der grundsätzlichen Offenheit der
lokalen Foren. Die einzigen Gruppen, die in
Deutschland explizit ausgeschlossen werden,
sind Parteien sowie Vertreter einer rechtsradi-
kalen Globalisierungskritik mit rassistischen,
nationalistischen und antisemitischen Positio-
nen.

In den lokalen Sozialforen sind drei verschie-
dene Gruppen von Akteuren aktiv. Die wohl
größte, moderate Strömung umfasst Gruppen
um Attac, Kirchen und Gewerkschaften sowie
aus der Friedens-, Frauen- und Ökobewegung.
Dazu kommen Selbsthilfegruppen und kultu-
relle Initiativen. Eine zweite Strömung versam-
melt das radikale, spontaneistische Spektrum,
das zum Teil aus der autonomen Bewegung her-
vorgegangen ist und die Selbstbeschreibung
‚postautonom‘ verwendet. Die dritte Gruppe,
die wohl den kleinsten Teil der Sozialforumsbe-
wegung ausmacht, bilden schließlich trotzkisti-
sche und kommunistische Zirkel. Grundsätzli-
che ideologische Konflikte zwischen diesen drei
Gruppen, aber auch unterschiedliche Politikan-
sätze sind der Grund für eine Entmischung der
Akteure in einigen Foren. Vor allem dort, wo
postautonome Gruppen stark vertreten sind,
nämlich in einigen Großstädten, scheinen sich
die Foren zu homogenisieren. Dieser Prozess
vollzieht sich entweder im Aufbau paralleler
Strukturen oder sie setzt schleichend ein, indem
Unzufriedene den Treffen fernbleiben.6

Im Selbstverständnis lokaler Sozialforen
wird in den meisten Fällen ein expliziter Bezug
zu globalen Auseinandersetzungen hergestellt.
Das beherrschende Thema ist allerdings die na-
tionale Politik der Sozialkürzungen. In 9 von
52 Fällen wird überhaupt nicht auf das Sozial-
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forumsmodell von Porto Alegre verwiesen. Hier
dient der Name ‚Sozialforum‘ lediglich als zug-
kräftiges Etikett für ein sozialpolitisches Akti-
onsbündnis. An vielen Orten waren die Hartz-
Gesetze offensichtlich der Auslöser, ein Sozial-
forum ins Leben zu rufen. Sie werden – wie die
Privatisierung öffentlicher Leistungen – als Teil
der neoliberalen Umstrukturierung angesehen.
Die lokalen Initiativen reagieren darauf mit Ak-
tionen wie Bürgerbegehren oder der „Agentur-
schluss“-Kampagne, bei der Arbeitsämter in
dutzenden Städten belagert oder besetzt wur-
den. Auch Beratungen für Betroffene der Kür-
zungen werden vielerorts angeboten.

Viele lokale Sozialforen versuchen, in Ver-
anstaltungen das Wissen über globale Proble-
me zu vertiefen. Über die Kritik am Bestehen-
den hinaus weisen die Foren auf Alternativen
zur neoliberalen Politik hin: Im Sozialforum

Elbe-Saale z.B. sollen alternative Entwürfe in
einer Vielzahl von Veranstaltungen sichtbar wer-
den. Auch die Verbesserung der demokratischen
Substanz von Politik wird von lokalen Foren
eingeklagt. So wird in Wuppertal die Möglich-
keit eines partizipativen Haushaltes diskutiert,
wie er in Porto Alegre bereits Realität ist.7

Die Frage, wie ein lokales Sozialforum ge-
staltet werden soll, also die Spannung zwischen
Raum und Akteur, ist das Thema anhaltender
Diskussionen. Kann die Idee von Porto Alegre
beibehalten werden, dass im Forum keine Ent-
scheidungen gefällt werden, oder positioniert
sich das Forum als handelnder Akteur in der
lokalen Politik? Die Versuche, das Forumsmo-
dell umzusetzen, fallen sehr unterschiedlich aus:
Das Sozialforum Passau ist ein eingetragener
Verein mit gewähltem Vorstand, das regionale
Sozialforum Elbe-Saale dagegen eine ideelle
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Klammer für eine Vielzahl dezentraler Veran-
staltungen. Der Großteil der Foren sieht monat-
liche Plena vor; andere – wie die überregiona-
len Foren – finden in großen Abständen als
Kongress statt. Mit Blick auf diese bundeswei-
ten Tendenzen soll die Analyse der „Initiative
für ein Berliner Sozialforum“ (im folgenden
BSF) zeigen, wie die Umsetzung eines lokalen
Sozialforums konkret aussehen kann und wel-
che Probleme dabei entstehen.

4 Das Berliner Sozialforum –
zwischen Raum und Akteur

Der Blick auf das Berliner Beispiel erscheint
aus mehreren Gründen aufschlussreich. Im BSF
ist das postautonome Spektrum – anders als in
den meisten deutschen Sozialforen – stark ver-
treten. Zudem ist Berlin hoffnungslos verschul-
det und schwer von Sozialabbau betroffen. Hier
scheint jene neoliberale Re-Strukturierung ide-
altypisch verkörpert, die die Grundlage für die
Einbeziehung des Lokalen in die Globalisie-
rungskritik bildet. Schließlich verdeutlichen die
internen Diskussionen um ‚Raum‘ oder ‚Ak-
teur’ die Hindernisse beim Aufbau lokaler Sozi-
alforen.

Die Gründung des BSF im März 2003 fällt
in den Zeitraum, in dem sich die ersten Sozial-
foren in Deutschland bildeten. Auch hier waren
die positiven Erlebnisse deutscher Aktivisten
auf dem Europäischen Sozialforum in Florenz
2002 ausschlaggebend gewesen. Aktive des
Berliner stadtpolitischen Bündnisses ‚Sozialer
Ratschlag‘ sahen die Möglichkeit, über den
Kreis einschlägiger Szenepersönlichkeiten hin-
aus politisch zu arbeiten. So forderte der Grün-
dungsaufruf, „die global diskutierten Probleme
auf eine Ebene runterzubrechen, die sie für die
Mehrheit der Menschen sichtbar und erfahrbar
macht“ (Berliner Sozialforum 2005). Das BSF
sollte die selbst diagnostizierte Zersplitterung
der Linken überwinden. Ziel war es, statt einer
aktionsorientierten Organisation oder der her-

kömmlichen Kampagnenbündnisse einen Raum
für nicht-hierarchische Vernetzungen zu schaf-
fen. Trotz intensiver Bemühungen verfügt das
BSF nicht über eigene Räumlichkeiten. Büro,
Arbeitsgruppen und das monatlich stattfinden-
de Plenum sind auf verschiedene, nur zeitweise
nutzbare, Räume in der Stadt verteilt.

Die Berliner Linke zeichnet sich seit jeher
durch Spaltungen und ideologische Graben-
kämpfe aus. Dass sich dennoch ein breites Spek-
trum politischer Akteure von Grünen, Gewerk-
schaftsvertretern über Repräsentanten der PDS
bis hin zu (post-)autonomen Gruppen8 im BSF
zusammenfand, ist ein Indiz dafür, dass das
Bedürfnis stärkerer Zusammenarbeit innerhalb
der Linken selbst dort existiert, wo eingefahre-
ne fundamentale und bis in die persönlichen
Beziehungen reichende politische Konflikte an-
dauern.

Die Teilnehmerzahl stieg in einer Hochpha-
se auf etwa 80 und liegt derzeit regelmäßig bei
20 bis 30. Unter den Teilnehmenden waren an-
fangs unorganisierte genauso wie organisierte
Personen. Allerdings beobachteten viele das
Geschehen nur vorübergehend oder verstanden
sich nicht als aktiver, tragender Teil des Sozial-
forums. Die Kontinuität wird heute durch 8 bis
10 Einzelpersonen gewährleistet, die sich
schwerpunktmäßig im BSF engagieren.

Wie in anderen großstädtischen Sozialforen
zeigt sich auch in Berlin eine Tendenz zur Ent-
mischung der Akteure. Bahn und Haberland
(2004) haben die Entwicklung des BSF von
März 2003 bis August 2004 nachgezeichnet und
eine Homogenisierung des politischen Spek-
trums festgestellt, die sich entlang eines Konf-
likts über das Selbstverständnis des Sozialfo-
rums vollzog. Während die kommunistische und
trotzkistische Linke das Sozialforum als Akteur
verstand, der zu klassischen Massendemonst-
rationen mobilisiert, verteidigte die postautono-
me Linke die Idee des Sozialforums als Diskus-
sionsraum und setzte bei punktuellen Aktionen
eher auf unkonventionelle Protestformen.

Von Porto Alegre nach Berlin
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Schließlich zogen sich Teile der stärker an Or-
ganisierung orientierten trotzkistischen Grup-
pen aus dem BSF zurück, engagierten sich im
gewerkschaftsnahen ‚Berliner Bündnis gegen
Bildungs- und Sozialraub‘ und gründeten spä-
ter die Berliner Wahlalternative Soziale Gerech-
tigkeit (WASG).

Derzeit ist das BSF mehrheitlich von post-
autonomen Linken im Alter von etwa 30 bis 50
Jahren geprägt. Zwar besteht Einigkeit darüber,
weitere Akteure für das BSF gewinnen zu wol-
len; eine dauerhafte Zusammenarbeit etwa mit
MigrantInnen, Kirchengemeinden oder Stadt-
teilinitiativen konnte jedoch noch nicht erreicht
werden.

Die lokale Globalisierungskritik des BSF
wird in zahlreichen Diskussionsveranstaltun-
gen, Workshops und Protestaktionen nach außen
getragen. Das Protestrepertoire umfasst dabei
Großdemonstrationen ebenso wie Blockaden,
Besetzungen und kleinere Aktionen. Bislang
liegt der Fokus des BSF auf den sozialen Miss-
ständen in Berlin. Es wendet sich gegen die
Sozialreformen als neoliberale Politik der ‚Pro-
duktion von Armut‘ und der ‚massenhaften Ver-
elendungen‘. Arbeitsschwerpunkte sind bislang
die rot-grünen Arbeitsmarktreformen, die Kür-
zungen an den Universitäten und die Einfüh-
rung von Studiengebühren, die Abschaffung des
Sozialtickets für den öffentlichen Nahverkehr
sowie die mangelhafte Verwaltung und der Leer-
stand öffentlicher Gebäude. Überlokale Themen
wie die Entschuldung ärmster Länder oder die
Einführung einer Devisentransaktionssteuer
stehen dagegen nicht im Vordergrund. Die po-
litischen Aktionen des BSF zielen entsprechend
auf lokale und nationale Adressaten. So wurde
gegen den SPD-Parteitag im Juni 2003 oder
den Doppelhaushalt des Berliner Senats im
März 2004 demonstriert. Die Proteste ergrei-
fen Partei für die Menschen vor Ort, wie die
Forderung nach einem verbilligten Nahver-
kehrsticket für Arbeitslose und Sozialhilfeemp-
fänger zeigt.

Neben konkreten Forderungen werden aber
auch sozialpolitische Alternativen propagiert. So
stieß das von Grottian, Narr und Roth (2003)
vorgelegte Konzept einer sozialen Grundsiche-
rung, das die Anerkennung sozial engagierter
Arbeit einschließt, im Plenum des BSF auf weit-
gehenden Konsens. Allerdings gelang es bislang
nicht, solche weitergehenden Überlegungen ei-
ner breiteren Öffentlichkeit außerhalb des Be-
wegungsspektrums bekannt zu machen (vgl.
Bahn/Haberland: 69f).

Wenngleich der Konflikt um Raum und Ak-
teur durch das Abwandern einer Gruppe an
Bedeutung verloren hat, bleibt die grundlegen-
de Problematik erhalten. Viele im BSF Aktive
plädieren für eine vorsichtige Ausbalancierung
beider Prinzipien. Das BSF müsse „Wege fin-
den, wie es selbst in soziale Konflikte in der
Stadt interveniert, punktuell Akteur ... ist, ohne
die Fokussierung auf politische Klärung und
Verständigung innerhalb der Linken einem tat-
sächlichen oder vermeintlichen Handlungsdruck
zu opfern“ (Ohne Autor 2004: 3). Die Umset-
zung dieses Balanceakts ist jedoch aus zwei
Gründen im Rahmen eines kontinuierlichen lo-
kalen Sozialforums schwieriger als auf großen,
zeitlich begrenzten Foren: Zum einen erlaubt
dort die Vielzahl von Einzelveranstaltungen ei-
nen stärker themenbezogenen Austausch, bei
dem linke Identitätspolitik in den Hintergrund
treten kann. Ein Weg, diese Erkenntnis auf lo-
kaler Ebene umzusetzen, ist die Einrichtung the-
menbezogener Arbeitsgruppen im BSF. Zum
anderen ist auf eventartigen Sozialforen die un-
mittelbare Konsensorientierung reduziert, so
dass im Rahmen eines unverbindlichen Aus-
tauschs Zuhören und voneinander Lernen er-
leichtert werden. Auch in regelmäßigen Plena
könnte die Aufhebung des Zwangs zur kurz-
fristigen Einigung eine positive Wirkung ent-
falten.

Die bisherige Entwicklung im BSF kontras-
tiert deutlich mit dem Ideal einer Einheit in der
Vielfalt. Der Gedanke liegt also nahe, dass sich

Christoph Haug/Simon Teune/Mundo Yang
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das Potenzial der Sozialforumsidee auch auf
lokaler Ebene vor allem in Form von Großver-
anstaltungen entfalten kann. Tatsächlich plant
die ‚Initiative für ein Berliner Sozialforum‘
derzeit ein erstes größer angelegtes Berliner
Forum für Herbst 2005, zusätzlich zu den mo-
natlichen Treffen der Initiative.9 Ein erstes Vor-
bereitungstreffen im Juni ergab reges Interesse
auch bei Gruppen, die sich sonst nicht am BSF-
Plenum beteiligen. Auch wenn die Berliner Ini-
tiative schon heute de facto als Sozialforum ver-
standen wird, bleibt also mit der Perspektive
punktueller größerer Veranstaltungen die Hoff-
nung auf eine breite Vernetzung der Globalisie-
rungskritiker erhalten.

5 Schluss

Der Blick auf lokale Sozialforen in Deutsch-
land hat gezeigt, dass die Idee des Weltsozial-
forums vielgestaltig auf lokale Verhältnisse
übertragen wird. Die unterschiedlichen Akteu-
re, die sich dabei zusammenfinden, scheinen
in vielen Fällen in fundamentale Konflikte ver-
wickelt zu sein. Dabei spielen das Selbstver-
ständnis des Forums, die politische Sozialisa-
tion der Teilnehmer oder ideologische Diffe-
renzen eine Rolle. Homogenisierung und De-
mobilisierung sind häufig die Konsequenz –
und lassen die Foren damit in Widerspruch zu
der ursprünglichen Idee einer Einheit in Viel-
falt geraten.

Einen starken Schub erhielt die Forumsbe-
wegung durch die Mobilisierung gegen die So-
zialkürzungen. Im Zuge der Hartz IV-Proteste
interessierten sich vielerorts Menschen, die zuvor
politisch nicht aktiv waren, für die Sozialforen.
Die Frage liegt deshalb nahe, welche Auswir-
kungen ein nachlassendes Interesse an diesem
Thema hätte. Kann das Engagement konsoli-
diert und die Brücke zu globalen Entwicklun-
gen geschlagen werden?

Unklar bleibt auch, wie sich die lokalen So-
zialforen organisatorisch entwickeln. Am Berli-

ner Beispiel wurde gezeigt, auf welche Proble-
me und Grenzen kontinuierlich tagende Foren
stoßen. Ob diskontinuierliche Formen besser
geeignet sind, um sich dem Idealmodell des
Sozialforums anzunähern und die Zusammen-
arbeit auf lokaler und regionaler Ebene zu för-
dern, bleibt zu untersuchen.

Von Porto Alegre nach Berlin

Christoph Haug, Simon Teune und Mundo
Yang arbeiten im Rahmen des Projektes Demo-
cracy in Europe and the Mobilization of Society
am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialfor-
schung über globalisierungskritische Bewegun-
gen.

Anmerkungen

1Die Bezüge auf Weltsozialforum (WSF) und
Europäisches Sozialforum sind allerdings nicht
nur positiv. Basisdemokraten und radikale Lin-
ke beklagen die Dominanz einiger Funktionäre
und den Auftritt linkspopulistischer Politiker auf
dem WSF. Auf dem ersten WSF außerhalb Por-
to Alegres in Mumbai und auch auf dem Euro-
päischen Sozialforum in London hat es bereits
separate Treffen der Forumskritiker gegeben.
Gerade vor dem Hintergrund dieser Kritik setz-
ten Basisdemokraten vielerorts große Hoffnun-
gen in die lokalen Sozialforen.
2Eine deutsche Version der Charta findet man
auf der Internetseite des Sozialforums in
Deutschland: http://www.dsf-gsf.org/prinzipi-
en/index.html
3Mayer weist darauf hin, dass durch diese Pro-
zesse eine ambivalente Gelegenheitsstruktur für
Bewegungsakteure entstanden ist. Indem staat-
liche Aufgaben von Trägern aus dem dritten
Sektor übernommen wurden, hat ein Teil der
städtischen Bewegungen die geschilderte Ent-
wicklung mit getragen, dabei aber auch größe-
ren Einfluss auf staatliche Politik erhalten (May-
er 2003: 286-291).
4Auch das erste nationale Sozialforum im Juli
diesen Jahres in Erfurt fand vergleichsweise spät
statt.



90

5Natürlich gibt es darüber hinaus Aktivitäten.
Ostdeutsche Städte z.B. sind in der Zusammen-
stellung unterrepräsentiert.
6So hat sich in Hamburg die „Initiative Ham-
burger Sozialforum“ neben dem „Hamburger
Sozialforum“ gebildet; in Berlin und Köln do-
minieren postautonome Linke die Foren, wäh-
rend andere Gruppen Bündnisse gegen die So-
zialreformen gebildet haben.
7Bei diesem Beteiligungsmodell können die
Bürger von Porto Alegre zu großen Teilen über
die Investition öffentlicher Gelder bestimmen
(Herzberg 2002).
8Unter den aktiven Gruppen waren: Für eine
linke Strömung (F.e.l.S.), Antifaschistische Lin-
ke Berlin (ALB), Internationale Sozialistische
Linke (ISL), Linksruck, Sozialistische Alterna-
tive (SAV), PDS, Linke Gewerkschafter, Er-
werbsloseninitiativen aus Ver.di und GEW, Ini-
tiative Anders Arbeiten, Erbwerbslosenkreis,
Anti-Hartz-Bündnis, Das Aktionsbündnis
ACT!, Attac, Anti-Atom-Plenum, Frauenforum,
Internationale Freundschaft/Solidarität (Bahn &
Haberland 2004: FN 67).
9Das nach diesem Modell im Juni veranstaltete
1. Bremer Sozialforum wurde von der Berliner
Initiative positiv aufgenommen.

Literatur

Bahn, Evelyn/Haberland, Marius 2004: Pro-
jektbericht: „Initiative für ein Berliner Sozialfo-
rum“. Berlin: Freie Universität. http://
www.socialforum-berlin.org/downloads/
041201_studie_sozialforum.pdf

Berliner Sozialforum  2005: Für eine Sozia-
le Stadt. Für ein Berliner social forum. http://

www.mphase.net/wiki/index.php?F%FCr%
20ein%20Berliner%20socialforum.

Grottian, Peter/Narr, Wolf-Dieter/Roth, Ro-
land 2003: Es gibt Alternativen zur Repressan-
da 2010! http://www.socialforum-berlin.org/
downloads/repessanda_lang.pdf

Herzberg, Carsten 2002: Der Bürgerhaus-
halt von Porto Alegre. Münster: LIT Verlag.

Köhler, Bettina/Wissen, Markus 2003: Glo-
calizing Protest: Urban Conflicts and Global
Social Movements. In: International Journal of
Urban and Regional Research, Jg. 27. Heft 4,
942-951.

Mayer, Margit  2003: Lokale Politik und
Bewegungen im Kontext der Globalisierung.
In: Scharenberg, Albert/Schmidtke, Oliver
(Hg.), Das Ende der Politik? Globalisierung und
der Strukturwandel des Politischen. Münster:
Westfälisches Dampfboot,  277-300.

Ohne_Autor 2004: Produktives Missver-
ständnis. http://www.socialforum-berlin.org/
downloads/artikel_ak040202.rtf

Pleyers, Geoffrey 2004: The Social Forums
as an Ideal Model of Convergence. In: Interna-
tional Social Science Journal, Jg. 56. Heft 182,
507-17.

Roth, Roland 1994: Lokale Bewegungsnetz-
werke und Institutionalisierung von neuen so-
zialen Bewegungen. In: Neidhardt, Friedhelm
(Hg.), Öffentlichkeit, öffentliche Meinung, so-
ziale Bewegungen. Opladen: Westdeutscher
Verlag, 413-36.

Sassen, Saskia 1996: Metropolen des Welt-
markts. Die neue Rolle der Global Cities. Frank-
furt am Main/New York: Campus.

Christoph Haug/Simon Teune/Mundo Yang



91

FORSCHUNGSBERICHT
...................................................................................................................................

Der Anteil der über ABM und § 19 BSHG fi-
nanzierten Stellen lag insgesamt bei 28%. Im
Sozialbereich war er mit 33% am höchsten,
insbesondere durch Gruppenmaßnahmen bei
Bildungsträgern, aber auch im Kultur- und
Sportbereich hatten diese Maßnahmen einen
Anteil von 12% an der Stellenanzahl. Zuvorderst
ABM fungierten für kleinere Einrichtungen
oftmals als Basis zur Etablierung und Erhaltung
einer hauptamtlichen Struktur, für größere Ein-
richtungen als Basis für Qualifizierungsmaß-
nahmen und zugleich als Kofinanzierungsmit-
tel für Projektförderungen durch die EU und
das Land. Die Instrumente der Arbeits- und
Beschäftigungsförderung hatten damit – obwohl
als individuelle Zielgruppenförderung konzipiert
– faktisch einen erheblichen Anteil am Erhalt
sozialer und kultureller Infrastruktur als Gan-
zer. (Kotlenga et al. 2004: 16f)

2.2 Möglichkeiten der Substituierung
öffentlicher Mittel?

Angesichts des anhaltenden Rückgangs öffent-
licher Mittel auf kommunaler, Landes- und Bun-
desebene v.a. durch die Einschränkung ,Frei-
williger Leistungen‘ stellt sich die Frage nach
Substituierungsmöglichkeiten durch Verkaufs-
und Gebührenerlöse, Spendenakquise und
Sponsoring. In der Untersuchung wurden die
bisherigen quantitativen Anteile dieser Mittel am
Gesamtbudget erfasst, zum anderen nach Ent-
wicklungen in diesem Bereich gefragt. Als ,re-
levant‘ und damit ausbaufähig wurde ein Anteil
von mindestens 10% am Jahresbudget festge-
legt.

Verkaufserlöse und Gebühren
Von allen befragten Organisationen zusammen
hatten 37% gemäß der o.g. Festlegung relevan-
te Verkaufserlöse. Im Sportbereich waren dies
62% der in die Auswertung eingegangenen Ver-
eine; unabhängig von der Höhe des Jahresbud-
gets verfügten sie meist über Gastronomieerlö-
se in relevanter Größenordnung. Im Kulturbe-

Gemeinnützige Organisationen und
lokale Beschäftigungspolitik

1 Einleitung
Die hier vorgestellte Untersuchung wurde im
Rahmen von ‚instruments & effects‘1, einem
durch den Europäischen Sozialfonds geförder-
ten und mittlerweile abgeschlossenen Projekt,
durchgeführt. Vorrangiges Ziel des Gesamtpro-
jekts war, Modelle für eine langfristige Stabili-
sierung des Dritten Sektors zu entwickeln. Als
Grundlage dafür wurden im Jahr 2003 Organi-
sationen2 aus den Bereichen Soziales, Kultur
und Sport mit Interviews und Fragebögen zu
Finanzierung und Beschäftigungssituation in
den Bezugsjahren 2002/2003 befragt. Unter den
in die Auswertung eingegangenen Organisatio-
nen3 befanden sich insbesondere solche, die im
Kontext neuer sozialer Bewegungen (nsB) bis
in die 1990er entstanden sind.

2 Rahmenbedingungen
gemeinnütziger Organisationen

2.1 Finanzierung und Beschäftigung
Auf der Grundlage einer von Bauer und Betzelt
(2000: 22f) entwickelten Kategorisierung wur-
den alle befragten Organisationen in Finanzty-
pen eingeteilt. 48% waren demnach überwie-
gend, d.h. zu mehr als 55% über öffentliche
Mittel4 finanziert, im sozialen Bereich konnten
62% der Organisationen dieser Kategorie zuge-
rechnet werden, 37% waren es im Kulturbe-
reich; Sportvereine waren hier nicht vertreten
(Kotlenga et al. 2004a: 10f). Wichtigste Mittel-
geber bei den öffentlichen Mitteln waren die
Kommune und die Bundesanstalt für Arbeit
(BA). Vor allem die Instrumente der Arbeits-
und Beschäftigungsförderung (ABM/SAM,
Maßnahmen nach §19 BSHG) hatten eine gro-
ße Bedeutung. Die Auswertung für 53 Vereine
ergab 414 sozialversicherungspflichtige und
geringfügige(10%) Beschäftigungsverhältnisse.

Pulsschlag
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reich hatten 45% der Organisationen relevante
Erlöse, allerdings nur Organisationen mit ei-
nem Budget von mindestens 30.000 Euro, wel-
ches eine minimale hauptamtliche Struktur er-
möglicht. Hingegen konnten nur 27% der be-
fragten Organisationen im Bereich Soziales ei-
nen 10%igen Anteil mit Gebühren- und Ver-
kaufserlösen erwirtschaften. Hier waren aus-
nahmslos Einrichtungen vertreten, die über ein
Budget von mindestens 100.000 Euro verfüg-
ten (Kotlenga et al. 2004a: 12f).

Private Fremdmittel
Private Fremdmittel5 hatten insgesamt eine ge-
ringe und in absoluten Zahlen gesehen sogar
rückläufige finanzielle Bedeutung. Die Inter-
viewpartnerInnen berichteten vom Rückgang
der Spendenbereitschaft im Allgemeinen und
kontinuierlicher Spenden im Besonderen.6 Ei-
nen relevanten Anteil von 10% hatten diese
Mittel bei 23% der Einrichtungen. Die Akqui-
se gelang eher im Sport- und Kulturbereich als
im Sozialbereich, wobei eine kontinuierliche
und persönliche Kontaktpflege sich als not-
wendige Voraussetzung erwies. Diese war je-
doch für kleinere Organisationen ohne eine
kontinuierliche hauptamtliche Basis nur in
Ausnahmefällen leistbar(Kotlenga et al. 2004a:
12,21).

Freiwilliges unbezahltes Engagement
Die Bedeutung und Veränderung des freiwilli-
gen unbezahlten Engagements für die Arbeit von
und in Vereinen war ebenfalls Gegenstand der
Befragungen. Insbesondere in den Vereinen, die
im Zusammenhang mit nsB entstanden sind und
nach wie vor themenanwaltschaftlich tätig, blieb
trotz einer noch bis zur Jahrtausendwende an-
haltenden Professionalisierung die bezahlte Be-
schäftigung eng mit unbezahltem Engagement
verbunden. Bei vielen dieser Vereine basierte
die Arbeit bislang auf häufigen Übergängen
zwischen verschiedenen Beschäftigungsformen
engagierter ,Schlüsselpersonen‘, die zwischen

ABM- und Projektfinanzierung, Honorararbeit
und unbezahlter ehrenamtlicher Arbeit bei gleich-
zeitigem Bezug von Transferleistungen wech-
selten. Durchgängig verwiesen die befragten
MitarbeiterInnen zum einen auf die in der Ten-
denz abnehmende Engagementbereitschaft und
die damit verbundenen Schwierigkeiten, neue
Engagierte zu gewinnen, zum anderen auf das
zunehmend diskontinuierliche Engagementver-
halten der Aktiven. Als Gründe für diese Verän-
derungen wurden der wachsende Druck durch
veränderte Studienbedingungen und die Arbeits-
marktsituation bei gleichzeitig restriktiverer Ver-
gabe von Transferleistungen genannt (Kotlen-
ga et al. 2004a: 14f).

Angesichts dessen war für viele Vereine ein
hauptamtlich unterstützter organisatorischer
Kern notwendig, um neue Aktive zu gewinnen
und die zunehmend projektbezogenen Einzel-
aktivitäten koordinieren zu können. Dieser ba-
sierte in kleinen Vereinen oftmals auf öffentlich
geförderter Beschäftigung. Die Einschränkung
der Förderinstrumente in den Bezugsjahren zog
daher negative Dominoeffekte, auch für das frei-
willige Engagement und insbesondere in den
hiervon stark getragenen Vereinen nach sich
(Kotlenga et al. 2004a: 18).

2.3 Fazit
Insgesamt wurde deutlich, dass die Möglich-
keiten, durch Verkauf von Produkten und
Dienstleistungen oder die Einwerbung von pri-
vaten Fremdmitteln verstärkt Einnahmen zu er-
zielen, in den Bereichen Soziales, Kultur und
Sport sehr unterschiedlich und v.a. im Bereich
Soziales eingeschränkt sind. Zwar gaben sämt-
liche der in diesem Sinne ‚erfolgreichen‘ Or-
ganisationen an, dass der Anteil dieser Mittel
in den letzten Jahren gestiegen sei und damit
Rückgänge im Bereich der öffentlichen Mittel
teilweise ausgeglichen werden konnten. Dies
ist allerdings nur in wenigen Fällen gelungen
und – mit Ausnahme der Sportvereine – war
bei den befragten Organisationen eine durch

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 3/2005



93

öffentliche Mittel gewährleistete kontinuierli-
che Sockelfinanzierung von Personal die
Grundlage für den Auf- und Ausbau eines Ge-
schäftsbereichs bzw. erfolgreicher Einwerbung
privater Fremdmittel (Kotlenga et al. 2004b:
13f).

Auch die Substituierung bezahlter Beschäf-
tigung durch unbezahltes Engagement erscheint
vor dem Hintergrund der Untersuchung weder
wünschenswert noch möglich. Vielmehr erwies
sich, dass freiwilliges Engagement zunehmend
auf eine hautamtlich unterstützte Infrastruktur
angewiesen ist.

In Auseinandersetzungen über die zukünfti-
ge Finanzierung und Verortung gemeinnütziger
Organisationen sollten daher die Funktion öf-
fentlicher Mittel als Sockelfinanzierung, die
Abhängigkeit der verschiedenen Finanzquellen
untereinander sowie die unterschiedlichen Fi-
nanzierungsstrukturen in Abhängigkeit von den
Tätigkeitsbereichen stärkere Beachtung finden.
Eine bloße Gegenüberstellung von ,Staatsab-
hängigkeit‘ auf der einen, Eigenmittelerwirt-
schaftung und ‚Bürgergesellschaft‘ auf der an-
deren Seite7, verkennt die faktische Bedeutung
öffentlich geschaffener ,Ermöglichungsstruktu-
ren‘ für die Nutzung anderer Ressourcen. Die-
se Ermöglichungsstrukturen betreffen sowohl
die Ebene der Organisationen selbst als auch
die der einzelnen darin tätigen AkteurInnen, die
von einer zunehmenden Prekarisierung der Le-
bensverhältnisse betroffen sind (Kotlenga et al.
2004b: 15).

Ausgehend von den Ergebnissen der Be-
standsaufnahme wurden Vorschläge zur Stabi-
lisierung des Dritten Sektors formuliert, die auf
die kommunale Förderung (Basisfinanzierung,
Kofinanzierungs- und Bürgschaftsfonds, pla-
nungssichere Vergabepraxis), die Schaffung ei-
ner trägerübergreifenden Kommunikations-,
Informations- und Projektberatungsstruktur
sowie die Gestaltung von lokaler Beschäfti-
gungspolitik abzielen.(ausführliche Darstellung:
Kotlenga et al. 2004b)

3 Sozialpolitische
Gestaltungsmöglichkeiten

In den letzten Jahren wurden Handlungsspiel-
räume gemeinnütziger Organisationen und da-
rin tätiger Aktiver deutlich eingeschränkt. So
berichteten fast alle der an der Untersuchung
beteiligten Einrichtungen von Arbeitsverdich-
tung; diese ergab sich aus der Notwendigkeit,
aus immer mehr Quellen und verbunden mit
wachsenden Anforderungen Mittel für die Auf-
rechterhaltung des ‚Basisbetriebs‘ akquirieren
zu müssen. In der Folge blieben weniger Res-
sourcen für Organisationsentwicklung, Vernet-
zungs- und Lobbyarbeit mit anderen Organisa-
tionen übrig (Kotlenga et al. 2004a: 15f).

Vor dem Hintergrund der hier vorgestellten
empirischen Ergebnisse wird im Folgenden der
Frage nachgegangen8, inwieweit Dritt-Sektor-
Organisationen Einflussmöglichkeiten auf die
Gestaltung ihrer Rahmenbedingungen haben,
v.a. im Kontext beschäftigungspolitischer ‚Re-
formen‘. Am Beispiel der ‚1-Euro-Jobs‘ (Ar-
beitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschä-
digungen gemäß § 16 SGB II, kurz MAE) soll
verdeutlicht werden, dass die aktuellen Um-
strukturierungen eine stärker sozialanwalt-
schaftlich gestaltende Rolle des Dritten Sektors
herausfordern und zugleich erschweren.

Die analog zum alten BSHG ausgestaltete
Maßnahme ist nicht neu, wurde allerdings stark
ausgeweitet und ersetzt in der Praxis andere In-
strumente der Beschäftigungsförderung. Mit
den sozialrechtlichen9 Arbeitsgelegenheiten
wurde ein Instrument zur zentralen Integrati-
onsmaßnahme, welches zuvor v.a. zur Prüfung
der Arbeitsbereitschaft im Vorfeld einer an-
schließenden arbeitsrechtlichen Beschäftigungs-
maßnahme eingesetzt wurde. Wie oben darge-
stellt, hatten auch bislang Beschäftigungsför-
derinstrumente einen erheblichen Anteil an der
Finanzierung von Vereinsarbeit und Aktivitäten
– oftmals als ‚dauerhaft prekäre‘ Sockelfinan-
zierung einer organisatorischen Infrastruktur.
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Viele Vereine sehen sich angesichts nicht
mehr geförderter ABM/BSHG19-Stellen und
Zivildienststellen sowie mangelnder Alternati-
ven gezwungen, ,1-Euro-Jobs‘ zu schaffen, um
als Einrichtung weiter zu bestehen. Bei den Dis-
kussionen um die ,Hartzreformen‘ im letzten
Jahr wurde deutlich, dass viele gemeinnützige
Organisationen die Ausweitung dieser Maßnah-
men und eine aktive Beteiligung an deren Um-
setzung ablehnen. Kritisiert wurden der poten-
tielle Zwangscharakter unter Androhung von
Leistungskürzung, die Aufgabe professioneller
und ethischer Standards in der Integrationsar-
beit, mangelnde Perspektiven für Betroffene,
die Abwertung der Arbeitsfelder, die drohende
Verdrängung bezahlter Beschäftigung und die
Instrumentalisierung als Kontrollinstanz (vgl.
Völker 2004).

Unter relativ guten Bedingungen für Er-
werbslose und Träger (Freiwilligkeit, relativ
hohe Aufwandsentschädigung und Trägerpau-
schale) ging die Ausweitung der MAEs Ende
2004 in die Erprobungsphase10. Diese fungier-
ten als politische Türöffner und stehen seit In-
krafttreten des SGB II Anfang 2005 zur Dispo-
sition lokaler Aushandlungsprozesse.11

Mit der Einführung der MAEs fallen die
sozialanwaltschaftliche Rolle gemeinnütziger
Organisationen und die Vertretung von Organi-
sations- bzw. individuellen Interessen tenden-
ziell auseinander. Eine Reflexion über die damit
einhergehenden Widersprüche12 scheint zumin-
dest auf Ebene der Organisationen kaum noch
stattzufinden. Die Widersprüche verbleiben viel-
mehr bei den einzelnen MitarbeiterInnen oder
werden als Integrationsverpflichtung gegenü-
ber Erwerbslosen umgedeutet.(Kröger 2005;
Burbach 2005)

Trotz der beschriebenen ,Zwangslage‘ der
Organisationen war und ist die starke Auswei-
tung dieses Workfare-Instruments nicht ohne
die Mitwirkung der ,Gesamtheit‘ gemeinnützi-
ger Träger durch- und umsetzbar. Die Möglich-
keiten der einzelnen Organisationen, sich nicht

zu beteiligen, sind angesichts der existentiellen
Abhängigkeit von Beschäftigungsförderung
allerdings gering.

Um eine Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen zu erreichen wären zum einen stärkere
Kooperationsbeziehungen unter den Dritte-Sek-
tor-Organisationen erforderlich – auf Basis ei-
ner Reflexion von Gemeinsamkeiten, Beson-
derheiten und einer sozialanwaltschaftlichen
Profilschärfung. Mit einem deutlicheren Profil
könnte zum anderen eine stärkere zivilgesell-
schaftliche Unterstützungsbasis in Verbindung
mit einer über NutzerInnen, Aktive und einzel-
ne Organisationen hinausgehenden Öffentlich-
keit ermöglicht werden; ohne UnterstützerIn-
nen wird ein erfolgreiches Eintreten für verbes-
serte Rahmenbedingungen unwahrscheinlich.
Eine Auseinandersetzung über die eigene ge-
sellschaftliche Rolle wäre nicht zuletzt angesichts
der Verortung des Dritten Sektors innerhalb des
ordnungspolitischen Rahmens der EU für die
Erbringung von Dienstleistungen erforderlich
(Klute 2005).

4 Chancen durch Regionalisierung?
In der politikwissenschaftlichen Literatur über
Multi-Level- und Regional Governance wer-
den regionalen Politiknetzwerken als weichen
Formen der Steuerung unter Einbeziehung aller
relevanten, insbesondere auch zivilgesellschaft-
lichen AkteurInnen, eine größere Problemlö-
sungskompetenz zugeschrieben. Begründet
wird diese mit der verbesserten Nutzung und
Erweiterung des erforderlichen Wissens und mit
Demokratisierungspotentialen durch Sozialka-
pitalbildung (Pohn-Weidinger 2003: 15f). Die
Bundesregierung hat mit dem SGB II den kom-
munalen Ebenen weitgehende Gestaltungsspiel-
räume zugewiesen, u.a. bei der Ausgestaltung
von Zielen und Instrumenten lokaler Beschäfti-
gungsförderung.13 Diese obliegt den örtlichen
Trägern der Leistungen des SGB II, d.h. den
Arbeitsgemeinschaften (ARGE) aus BA und
Kommune bzw. den optierenden Kommunen.
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Die Einbeziehung anderer AkteurInnen ist v.a.
durch einen Beirat vorgesehen, dessen Struktur
und Kompetenzen ebenfalls nicht gesetzlich fi-
xiert wurden.

Die stärkere Regionalisierung von Beschäf-
tigungspolitik wirft die Frage auf, welche Chan-
cen sozialpolitischer Einflussnahme sich für
zivilgesellschaftliche AkteurInnen, insbeson-
dere auch gemeinnützige Organisationen (in
ihrer Doppelfunktion als Leistungserbringer
und Sozialanwälte) ergeben und in welchen
Stufen des Politikprozesses15 sie genutzt wer-
den können. Dies ist insbesondere in Hinblick
auf Optionskommunen relevant, die im Unter-
schied zu den ARGE-Kommunen (in denen
die lokalen Behörden der BA zwar mit kom-
munalen VertreterInnen kooperieren müssen,
aber gleichzeitig Teil einer Bundesbehörde sind)
auf lokaler Ebene allein für die Leistungen des
SGB II verantwortlich sind. Das kommunale
Optionsmodell wurde von vielen lokalen be-
schäftigungspolitischen Akteursnetzwerken
insbesondere aufgrund langjähriger Koopera-
tionen und Partnerschaften angestrebt. Poten-
tiell bieten diese ‚erprobten Netzwerke’ sowie
die eindeutig lokalisierten Entscheidungskom-
petenzen des Optionsmodells Anknüpfungs-
punkte für mehr Einfluss- und Gestaltungs-
möglichkeiten seitens gemeinnütziger Organi-
sationen. V.a. in der Phase der Politikentwick-
lung ist möglicherweise das Mobilisierungs-
potential für oder gegen bestimmte sozialpoli-
tische Weichenstellungen größer als in Bezug
auf eine zentral gesteuerte Bundesbehörde.
Andererseits liegen mit der kommunalen Opti-
on die kommunale institutionelle Förderung
von gemeinnützigen Organisationen und die
Ausgestaltung und Vergabe der Instrumente
der Beschäftigungsförderung bei einem Ent-
scheidungsträger. Das Prinzip ‚Leistungen aus
einer Hand‘ gilt damit auch für gemeinnützige
Organisationen und kann mit stärkeren Zu-
griffsmöglichkeiten verbunden sein. Die
bereits von einigen Kommunen angekündigte

Reduktion von Peronalkostenanteilen im Rah-
men institutioneller Förderungen mit Verweis
auf die Möglichkeiten von MAEs veranschau-
lichen die darin liegenden Gefahren (Sievers
2004; Burbach 2005). Neben der Frage der
Gestaltungsmöglichkeiten wird sich als ent-
scheidend erweisen, wie diese von den Orga-
nisationen genutzt werden und inwieweit eine
Partizipation im Sinne sozialanwaltschaftlichen
Handelns über die Vertretung von Organisati-
onsinteressen hinaus gelingen kann.

Ungeachtet dessen stellt sich aus Perspekti-
ve demokratiepolitischer Erwägungen (Pohn-
Weidinger 2003: 11) mit einer dezentralisierten
Ausgestaltung des SGB II durch lokale Netz-
werke möglicherweise die Schaffung unglei-
cher Lebensverhältnisse als die Kehrseite einer
stärkeren lokalen Beeinflussbarkeit dar. Sie geht
mit dem Abbau von allgemeinverbindlichen und
individuell einklagbarer Rechte einher. Welche
Leistungen wem zustehen könnte zunehmend
eine Frage des Wohnortes in Abhängigkeit von
lokalen Netzwerkstrukturen und Machtverhält-
nissen werden.

Sandra Kotlenga, wissenschaftliche Mitar-
beiterin bei zoom e.V. – Gesellschaft für pros-
pektive Entwicklungen. Kontakt: S.Kotlenga@
prospektive-entwicklungen.de

Anmerkungen
1Das Projekt wurde in Trägerschaft der Stadt

Göttingen (Beschäftigungsförderung) gemein-
sam mit zoom – Gesellschaft für prospektive
Entwicklungen e.V. und der Bildungseinrich-
tung BUPNET durchgeführt. Weitere Informa-
tionen sowie die zitierten Texte sind unter
www.instrumentsandeffects.de verfügbar.

2Die Erstellung des Gesamtsamples relevan-
ter Organisationen erfolgte nicht über das Ver-
einsregister, sondern über öffentlich verfügba-
re Informationen der Stadt, der Organisationen
und ihrer Netzwerke; nach außen ‚inaktive‘ Ver-
eine sind daher nicht erfasst.

Pulsschlag



96

3Bis auf zwei ,soziale Betriebe‘ (gemäß ei-
nes niedersächsischen Förderprogramms) wa-
ren alle befragten Organisationen gemeinnützi-
ge Vereine.

4Zuwendungen, Leistungsentgelte, Maßnah-
mefinanzierungen von Bund, Ländern, Gemein-
den, BA, Versicherungsträgern und EU.

5Stiftungsmittel, Sponsormittel und Spenden
6So berichteten zwei im kirchlichen Bereich

entstandene Vereine von einer gelungenen Um-
stellung der Finanzierung einer hauptamtlichen
Stelle von ABM auf Spendenfinanzierung. Die-
ses Modell sei mittlerweile jedoch durch die
von einigen Spendern vorgenommene Um-
wandlung dauerhafter in Einmalspenden unsi-
cher.

7Beispielhaft Daniel Dettling zur ‚aktiven
Bürgergesellschaft‘.

8 Grundlage für die hier formulierten Ein-
schätzungen ist die Auswertung von Internetfo-
ren und Informationssammlungen zum Thema
‚1-Euro-Jobs‘ (www.arbeitnehmerkammer.de,
www.labournet.de) sowie Auswertungen von
themenbezogenen Diskussionsveranstaltungen
im Rahmen des Göttinger Sozialforums unter
starker Beteiligung gemeinnütziger Träger.

9Im Unterschied zu arbeitsrechtlichen Ver-
hältnissen mit entsprechenden Rechten für Ar-
beitnehmerInnen werden die Bedingungen
vom Träger der Leistungen nach SGB II fest-
gelegt.

10Für ArbeitslosenhilfeempfängerInnen ge-
mäß § 198 SGB III.

11Der Gesetzgeber hat der lokalen Ebene
weitreichende Gestaltungsmacht bei der kon-
kreten Ausgestaltung und Umsetzung des SGB
II und seiner Instrumente zugewiesen, vgl. Kap.
4.

12Davon zeugen Erklärungen vieler Organi-
sationen zur Einrichtung von MAEs unter Wah-
rung von Mindeststandards bei grundsätzlicher
Kritik an den Hartzgesetzen (z.B. DGB et al.)

13Dass im Bereich Beschäftigungsförderung
nun vorwiegend sozialrechtliche Arbeitsgele-

genheiten eingesetzt werden, obliegt kommu-
nalen Entscheidungen; im SGB II werden sie
nachrangig hinter der Schaffung von Qualifi-
zierungs- und arbeitsrechtlichen Arbeitsgelegen-
heiten aufgeführt.

15Problemwahrnehmung, Agendasetting,
Politikentwicklung und Implementation (vgl.
Pappi 1995: 33)
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FORSCHUNGSBERICHT
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Vereine, lokale Politik und
Demokratie

1 Einleitung
Im vergangenen Jahrzehnt sind bürgerschaftli-
ches Engagement, soziale Bewegungen, der
Nonprofit-Sektor und Zivilgesellschaft zu fes-
ten Größen in der Politikwissenschaft gewor-
den. Diese Entwicklung fügt sich in den Trend
eines allmählichen ‚Cultural Turn‘ (Schwab-
Trapp 2002: 19) in den Sozialwissenschaften
ein: die Mikro- und Mesoebene politischer Kul-
tur, Alltagskommunikation und bürgerschaftli-
cher Selbstorganisation gewinnen gegenüber der
Makroebene politischer Systeme und Instituti-
onen als Erklärungsfaktor für gesellschaftlichen
Wandel an Bedeutung.

Auch Vereine rücken im Zusammenhang
dieser Debatten zunehmend ins Blickfeld der

Politikwissenschaft: Sie sind in Deutschland die
verbreitetste Form institutionalisierter bürger-
schaftlicher Selbstorganisation und von vielfäl-
tiger funktionaler Relevanz für das Gemeinwe-
sen. Es wird von mehreren hunderttausend ein-
getragenen Vereinen, Tendenz steigend, ausge-
gangen (Zimmer 1996: 94; Zimmer 2005); hin-
zu kommen viele nicht-selbständige Ortsverei-
ne als Verbandsgliederungen, nicht-eingetrage-
ne Vereine und vereinsähnliche Strukturen.

Dieser Beitrag soll verschiedene Aspekte zur
bislang bruchstückhaften empirischen Vermitt-
lung zwischen demokratietheoretischer Zivilge-
sellschaftsdebatte und Vereinen bzw. Assoziati-
onen als den oft mit Zivilgesellschaft identifi-
zierten Akteuren beitragen. Diese werden
zuweilen mit hohen normativen Erwartungen in
Hinblick auf demokratieförderliche Wirkungen
ihrer Arbeit belegt. Zunächst werden verschie-
dene analytische Perspektiven auf die funktio-
nale Relevanz von Vereinen in Rahmen von ‚Zi-
vilgesellschaft‘ dargestellt (Kap. 2).

Empirisch untermauert werden können eini-
ge dieser Aspekte durch Ergebnisse der Befra-
gung ‚Vereine in Münster‘ (Zimmer/Hallmann
2005). Eine überblicksartige Darstellung der
lokalen Vereinslandschaft (Kap. 3) führt zu dem
Schluss, dass es den ‚typischen Verein‘ nicht
gibt. Wie sich gezeigt hat, betrachten sich je-
doch nicht wenige Befragte auch als politische
Akteure. Welche Vereine sind dies, inwieweit
und in welcher Form mischen sie sich in lokale
politische Auseinandersetzungen ein (Kap. 4)?
Abschließend wird für eine weitergehende qua-
litative Untersuchung des konflikttheoretischen
Aspektes zivilgesellschaftlicher Aktivität mit-
tels diskursanalytischer Verfahren plädiert. Im
Kontrast zur meist quantitativen Methodik der
Einstellungs- und Partizipationsforschung kann
so die kollektive und prozesshafte Dimension
politischer Kultur hervorgehoben und zugleich
über den meist institutionalistischen Zuschnitt
der Politikfeld- und Governance-Forschung hi-
nausgegangen werden (Kap. 5).
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2 Zivilgesellschaft und bürgerschaftli-
che Selbstorganisation

Die Rede von der Zivilgesellschaft ist in-
zwischen in allen politischen Lagern, in den
Erklärungen von Regierungen und auf den Feuil-
letonseiten der Zeitungen zum Alltagsgeschäft
geworden. Verbunden mit dem hier gezeichneten
(Zerr-)Bild ist oft eine normative Überhöhung
des engagierten Bürgers und des Nonprofit-
Sektors: es wird der Eindruck erweckt, dass sie
geradezu selbstlos gesellschaftlich nützliche
Leistungen erbringen und quasi interessenlos
Wahrheit und Unbestechlichkeit verkörpern.
Diese Bemühungen haben allzu oft und zu of-
fensichtlich legitimatorischen Zweck und ver-
schleiern die Ambivalenz und Konflikthaftig-
keit dessen, was als Zivilgesellschaft bezeich-
net wird (Frankenberg 2003; Klein 2001: 261ff;
Haug 2003).

Eine kritische Revision dieser Vorstellungen
von Zivilgesellschaft – die Ausdruck einer em-
pirisch völlig unvermittelten demokratietheore-
tischen Debatte sind (vgl. Heins 2002: 9) – soll-
te „reale Zivilgesellschaft“ (Roth 2003: 61) in
der kritisch-materialistischen Tradition1 des
Begriffs als heterogene, interessengeleitete, ver-
machtete und keinesfalls staatsfreie Sphäre der
Auseinandersetzung über politisch legitimes
Handeln und jeweils gültige Deutungen sozia-
ler Wirklichkeit auffassen (Kößler/Melber 1993:
81). Bürgerschaftlichen Selbstorganisationen als
wesentlichen, aber keineswegs einzigen, Ak-
teuren in diesen Auseinandersetzungen kann
jedoch aus verschiedenen Perspektiven beson-
dere demokratietheoretische Relevanz zugewie-
sen werden (Alexander 2001: 9ff; Haug 2003:
852f; Heins 2002: 81ff):
• Sie stellen Aggregate oder Verdichtungen

sowie Artikulationsbasis bürgerschaftlicher
Teilhabeansprüche, Interessen, Motivationen,
Werte und Normen in einem intermediären
Raum zwischen gesellschaftlicher Basis und
politischem Gemeinwesen dar (vgl. Lauth
2003: 43ff).

• Sie nehmen politische Sozialisations- und
Integrationsfunktionen gegenüber dem In-
dividuum wahr und könnten somit als eine
Art „Schule der Demokratie“ (Zimmer 1996:
65) fungieren, indem sie neben Solidaritäts-
beziehungen demokratische Handlungsnor-
men und politisches Urteilsvermögen aus-
bilden (Rödel/Frankenberg/Dubiel 1989:
166ff, Heins 2002: 85).

• Die Praxis der Machtgenerierung in der Zi-
vilgesellschaft als Dimension von Öffent-
lichkeit ist im Unterschied zu Staat und Markt
primär kommunikativ bzw. beruht auf Arti-
kulations- und Überzeugungsfähigkeit. Bür-
gerschaftliche Assoziationen intervenieren in
Politik und bilden politisches Bewusstsein
heraus. Sie müssten dabei nicht nur in der
Lage sein, den gegebenen Zustand als Man-
gel demokratischer Kultur zu kritisieren,
sondern auch zu seiner Veränderung beitra-
gen bzw. motivieren können (Honneth 1994:
82).

• Sie existieren jedoch nicht im luftleeren
Raum, sondern sind mit ihrem institutionel-
len Kontext in vielfältiger Weise verfloch-
ten: Als Kooperationspartner der Öffentli-
chen Hand etwa sind Vereine und Verbände
oft finanziell abhängig und Effizienzanfor-
derungen der Leistungserbringung im öffent-
lichen Auftrag unterworfen (Evers 1992).

Zivilgesellschaft als politische Öffentlichkeit
bildet somit eine wesentliche Möglichkeitssphä-
re bürgerschaftlicher Einflussnahme. Hiermit
gehen jedoch auch strukturelle Probleme und
Grenzen, etwa in Form gesetzlicher Rahmenbe-
dingungen, vermachteter Einflusskanäle und
Medienoligarchien, einher.

Ein Hauptanliegen der Befragung ‚Vereine
in Münster‘ war es, Vereine als wesentliche
Akteure der Sphäre bürgerschaftlicher Selbst-
organisation – und somit potenziell auch in zi-
vilgesellschaftlichen Auseinandersetzungen –
auch auf ihre politische Selbstverortung und
Aktivität zu befragen.
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3 Die Vereinslandschaft in Münster
Das Projekt ‚Vereine in Münster‘ hatte zum Ziel,
alle in Münster eingetragenen Vereine zu erfas-
sen und schriftlich zu befragen. Die Befragung
wurde von März bis Juni 2004 mittels eines 14-
seitigen Fragebogens durchgeführt, der fast aus-
schließlich geschlossene Fragen aus den Berei-
chen Struktur, Arbeitsweise, Finanzierung, Mit-
arbeit Probleme und Einschätzungen umfasste.
Von knapp 1900 gültigen Adressen erhielt das
Forschungsteam unter Leitung von Prof. Dr.
Annette Zimmer 913 auswertbare Fragebögen
(48%) zurück, jedoch waren hierunter rund 100
nicht in Münster eingetragene Vereine oder un-
selbständige Verbandsgliederungen2. Wir schät-
zen aufgrund der erhaltenen Rückmeldungen,
dass es mindestens 1600 in Münster eingetra-
gene und aktive Vereine gibt. Somit kommt in
Münster (280.000 Einwohner) ein Verein auf
weniger als 200 Einwohner.

Die Struktur der Münsteraner Vereinsland-
schaft lässt sich wie folgt charakterisieren:
• Knapp 45% der befragten Vereine können

als überwiegend3 freizeitorientiert eingestuft
werden: Sport-, Kultur-, Hobby- und
Brauchtumsvereine. 35% gehören zum Be-
reich soziale Daseinsvorsorge und Infra-
struktur: Soziale Dienstleistungen, Gesund-
heitswesen, Bildung und Forschung. Zu die-
sem Spektrum gehören u.a. viele Elterniniti-
ativen, Selbsthilfegruppen und Förderverei-
ne. Das verbleibende gute Fünftel bildet ein
sehr heterogenes Spektrum von Gruppen,
die als gemeinsamen Nenner bestimmte The-
men, Gruppen oder Weltanschauungen ver-
treten, etwa in den Bereichen Wirtschaft,
Umwelt, Religion, Internationales und Men-
schen- bzw. Bürgerrechte. Somit ist min-
destens jeder zweite Verein nicht primär zum
Zweck der Geselligkeit, Freizeitgestaltung
oder Pflege kultureller Identität gegründet
worden.

• Nach verschiedenen Größenkriterien ist
jeweils eine klare Mehrheit der Vereine als

klein zu bezeichnen. Rund 60% der Befrag-
ten haben unter 100 Mitglieder. Ebenso vie-
le verfügen über weniger als 10.000 Euro
Jahresetat und bleiben somit klar unter der
Schwelle, die zumindest prekäre Professio-
nalisierung erlaubt. 73% arbeiten ohne be-
zahlte Beschäftigte, rund 80% haben neben
dem Vorstand und der Mitgliederversamm-
lung keine weiteren Entscheidungsgremien.
Somit kann eine klare Mehrheit als einfach
strukturiert bezeichnet werden.

• 97 lokal tätige Vereine, oder gut 15% derer,
die Auskünfte zu ihren Finanzen gegeben
haben, finanzieren sich zu über 50% aus öf-
fentlichen Quellen. 45% derjenigen, die
darüber Auskunft gegeben haben, erhalten
in irgendeinem Umfang öffentliche Zuschüs-
se, davon 107 mindestens 10.000 Euro im
Jahr. Der größte Anteil fließt in den Bereich
Soziale Dienste, daneben kleinere, aber
durchaus relevante Anteile in die Bereiche
Bildung, Gesundheit, Kultur und Sport,
wobei in beiden letzteren ein breite Streuung
auf viele Vereine zu verzeichnen ist.

Von 913 Antwortenden haben 729 einen klaren
Lokalbezug, die übrigen arbeiten schwerpunkt-
mäßig auf regionaler oder überregionaler Ebe-
ne. Im Folgenden wird nur auf die Angaben
ersterer rekurriert, somit fallen insbesondere die
für eine Verwaltungsstadt typischen regionalen
Wirtschafts- und Berufsverbände sowie solche
Vereine heraus, die eher ‚zufällig‘ gerade in
Münster eingetragen sind.

4 Vereine als lokale politische
Akteure

Die Ergebnisse der Befragung hinsichtlich der
strategischen Ausrichtungen und Arbeitsweisen
der Vereine ergeben ein hochkomplexes Bild.
Kaum ein Verein sieht sich als Nur-Interessen-
organisation oder Nur-Dienstleister, vielmehr
vereint ein Großteil mehrere Dimensionen. Eine
deutliche Mehrheit von rund 70% sieht sich als
stark mitgliederorientiert an, doch lediglich ein
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Drittel aller Vereine ist als ‚Mitgliederorganisa-
tion-pur‘ zu charakterisieren, bei denen Interes-
senvertretung, Dienstleistung oder Fördertätig-
keit klar von untergeordneter Bedeutung sind.
Dieser Typus ist deutlich umrissen: Er umfasst
rund zwei Drittel der Brauchtums-, Freizeit und
Sportvereine. Recht trennscharf ist zudem die
Gruppe der Fördervereine beschreibbar, wel-
che mit rund 25% an der Gesamtheit vertreten
sind und in den Bereichen Bildung und Sozia-
les gehäuft auftritt. Jeder Vierte aus dieser Grup-
pe betrachtet sich auch in hohem Maße als Inte-
ressenvertretung, die übrigen sind zumeist als
‚Förderverein-pur‘ zu bezeichnen, mit eher ge-
ringer Mitglieder-, Dienstleistungs- oder Lob-
byingorientierung. Anders die Gruppe der
Dienstleister: Von 40%, die sich als zielgrup-
penorientierte Dienstleister verstehen, sind die
allermeisten multifunktional. Fast jeder Dienst-
leister sieht sich auch in hohem Maße als Inter-
essenvertretung für Mitglieder, als Selbsthilfe-
einrichtung, oder als Themen- oder Gruppen-
anwalt.

Unter dem Strich betreibt eine gute Hälfte
aller Befragten vor allem oder als einen wesent-
lichen Aspekt Lobbyarbeit bzw. Interessenver-
tretung. Diese teilen sich in drei etwa gleich
große Gruppen auf: Ein Drittel betreibt im we-

sentlichen Interessenvertretung für die Mitglie-
der, ein weiteres als Themen- oder Gruppenan-
wälte, und für das letzte Drittel ist beides von
Bedeutung. Nur 83 befragte Vereine sind je-
doch als ‚Interessenvertretung-pur‘ anzusehen,
die deutliche Mehrheit sieht eine andere Orien-
tierung, etwa Dienstleistung, gemeinschaftliche
Mitgliederaktivitäten oder Fördertätigkeit als
gleich- oder vorrangig an.

Eine weitere Fragenbatterie enthielt drei
Items, die sich auf die Art und Weise der politi-
schen Außenorientierung des Vereins beziehen
(vgl. Tab.1).

Jeweils rund ein Drittel findet sich in den
Aussagen zumindest teilweise wieder, insge-
samt ordnet sich eine knappe Hälfte einer der
Aussagen positiv zu, während lediglich ein gu-
tes Fünftel der Befragten als eindeutig politisch
ambitioniert gelten kann: Für sie trifft zumindest
eins der drei Items voll zu.

Nach Bereichen aufgeschlüsselt, ergibt sich
folgendes Bild: Freizeit-, Brauchtums- und
Sportvereine haben zu über 70% keinerlei und
nur zu einer ganz kleinen Minderheit ein deutli-
ches Sendungsbewusstsein dieser Art. An-
sonsten ist nur der Bereich Bildung und For-
schung, geprägt durch viele Fördervereine,
mehrheitlich (60%) politisch abstinent. Neben

Tabelle 1

Politische Aktionsformen trifft voll zu trifft teilweise zu

Wir beschäftigen uns mit konkreten 11,7% 21,2%
(lokal-)politischen Konflikten und tragen
unsere Meinung dazu in die Öffentlichkeit

Wir propagieren gesellschaftliche Perspektiven 13,9% 15,6%
oder Handlungsansätze, die über den Horizont
der aktuellen Reformdebatten hinausgehen

Wir beteiligen uns zuweilen an politischen 11,0% 19,7%
Kampagnen, Aktionen oder Initiativen
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einem Mittelfeld in den Bereichen Kultur, Sozi-
ales und Gesundheit (gut 50%) stechen einige
kleinere Bereiche mit deutlichen Mehrheiten
politisch aktiver Vereine hervor.

Zur Erfassung der politischen Aktivität wur-
den die Vereine daneben zu ihren Positionen
hinsichtlich vorgegebener Themenbereiche –
von Sozialreformen über Globalisierung, Krieg,
Bürgerrechte bis hin zu Ökologie – befragt. Das
Ergebnis zeigt ein ähnliches Bild der politischen
Zweiteilung: Eine knappe Hälfte gab an, sol-
cherlei Positionen zu vertreten, die bereichs-
weise Verteilung unterscheidet sich nur punktu-
ell von obigen Befunden: Rund 80% der Sport-
und Brauchtumsvereine kreuzten durchweg nein
an. Neben Umwelt, Internationales und Bür-
gerinteressen ist hier auch Gesundheit in der
Spitzengruppe vertreten. Im Vergleich zur vor-
herigen Frage fallen Kulturvereine deutlich zu-
rück, während der Bereich Freizeit zum Mittel-
feld aufschließt.

5 Schlussfolgerung

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass eine
beträchtlicher Anteil der lokal tätigen Vereine –
in Münster geschätzt eine hohe dreistellige Zahl
– sich politisch in der Öffentlichkeit artikuliert
bzw. auf kommunaler Ebene politischen Ein-
fluss zu nehmen versucht. Ein großer Teil die-
ser Vereine ist in Tätigkeitsbereichen aktiv, die
aktuell großes Konfliktpotenzial bergen und die
zentralen Zukunftsfragen und Spaltungslinien
der Gesellschaft berühren: Soziale Sicherungs-
systeme und Gesundheit, Bildung, Ökologie,
Bürgerrechte und Wirtschaft. In diesen Feldern
ist eine breite und plurale zivilgesellschaftliche
Infrastruktur vorhanden. Viele dieser Vereine
beschäftigen sich mit Fragen, die auch unter der
normativen Zielsetzung einer qualitativ an-
spruchsvollen Demokratie in der Zivilgesell-
schaftsdebatte hohe Relevanz besitzen.

Um demokratisierende Potenziale bürger-
schaftlicher Aktivität auszuloten, wie sie etwa

von der ‚neorepublikanischen‘ oder ‚radikalde-
mokratischen‘ Debatte (Klein 2001: 378ff) er-
hofft werden, sollte der Horizont politikwis-
senschaftlicher Analysen weiter gesteckt wer-
den. Nicht nur die institutionellen Vorausset-
zungen einer pluralen und partizipativen Zivil-
gesellschaft – Freiheitsrechte und soziale Grund-
sicherung, Zugang zu Bildung und Information
sowie ausreichende Zeitressourcen, die nicht mit
ökonomischer Reproduktion ausgefüllt sind
(Frankenberg 1994: 219ff; Demirovic 1991: 47)
–, sondern wesentlich auch Aspekte der ‚politi-
schen Kultur‘ der Sphäre zivilgesellschaftlicher
Konfliktaustragung sind zu erfassen. Hierzu
zählen etwa die Art und Weise der Auseinander-
setzung wie auch die strukturellen Rahmenbe-
dingungen, unter denen verschiedene Akteure
um vorherrschende Deutungen von Wirklich-
keit oder die Gültigkeit von Wissensordnungen
Einfluss nehmen.

Sowohl auf Basis anspruchsvoller Demo-
kratiemodelle wie auch aus der hegemonietheo-
retischen Perspektive Gramscis fällt der Sphäre
bürgerschaftlicher Selbstorganisation die zen-
trale Aufgabe zu, sowohl herrschende Deutungs-
und Legitimationsmuster und diesen zugrunde-
liegende Menschenbilder und Demokratiever-
ständnisse zu reflektieren und ggf. als Mangel
demokratischer Kultur zu kritisieren, als auch
alternative gesellschaftliche Perspektiven zu
entwickeln und als Veränderung im Alltagsbe-
wusstsein oder der politischen Kultur zur Gel-
tung zu bringen.

Dies erfordert einen Forschungsansatz, der
über die meist auf individuelle Einstellungen
gerichtete Werteforschung wie auch über die oft
institutionalistisch auf Verfahren und Institutio-
nen politischer Entscheidungsfindung be-
schränkte Governance-Forschung (Schwab-
Trapp 2002: 20; Nullmeier 2001: 278) hinaus-
geht: Ein diskursanalytisches Verfahren, wel-
ches Diskurs als kommunikative Machtpraxis
versteht, könnte hierfür – ggf. ergänzt durch
andere Verfahren zur Analyse nicht-diskursiver
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Rahmenbedingungen – eine geeignete Grund-
lage sein (Nullmeier 2001). Durch die Kon-
frontation einer normativen Demokratietheorie
mit Diskursanalyse als explizit materialistisch
begründeter Kulturanalyse (Jäger 2004: 116,
149ff.) können differenzierte, mit gängigen Ide-
alisierungen kontrastierende, Bilder einer ‚poli-
tischen Kultur der Zivilgesellschaft‘ gezeichnet
werden. Diskursanalytische Verfahren können
genutzt werden, um normative Ambivalenzen
im Prozess zivilgesellschaftlicher Auseinander-
setzung anhand der Anwendung sprachlich-
symbolischer Codes der In- und Exklusion, der
Legitimation und Kritik sozialer Praxen und
Sachverhalte offen zu legen, diskursive Positio-
nen, Koalitionen und Strategien und schließlich
kollektive Orientierungsrahmen unterschiedlicher
Akteure bzw. Akteursspektren herauszuarbeiten
und bürgerschaftliche Aktivität innerhalb ihres
Kontextes lokaler Öffentlichkeit und Politik aus
einem neuen Blickwinkel zu betrachten.

Thorsten Hallmann promoviert am Institut
für Politikwissenschaft der WWU Münster zum
Thema ‚Lokale zivilgesellschaftliche Auseinan-
dersetzungen‘ und ist Stipendiat der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung. Kontakt: Thorsten.Hallmann
@uni-muenster.de

Anmerkungen
1 Diese fußt wesentlich auf dem Werk Anto-

nio Gramscis, der als erster Zivilgesellschaft
(società civile) von bürgerlicher Gesellschaft
(società borghese) in der Tradition Hegels wie
Marx‘ analytisch trennt. Ist letztere vor allem
die Sphäre des Privaten und des Wirtschafts-
bürgers, wird in ersterer in einem von Markt
und Staat weitgehend autonomen Aushand-
lungsprozess ‚kulturelle Hegemonie‘ hergestellt.
Hierin liegt die Möglichkeit, soziale Ordnung
auch unter weitgehendem Verzicht auf unmittel-
bare Zwangsmittel herzustellen. Zivilgesellschaft
bildet somit einen Stabilitätsfaktor bürgerlich-
liberaler Staaten, könnte aber auch in verschie-

dener Hinsicht als Ausgangspunkt einer nach-
liberalen oder demokratisch-sozialistischen Ge-
sellschaftsordnung betrachtet werden (vgl.
Heins 2002: 31ff., 69, Haug 2003).

2 Zur Samplegewinnung vgl. Zimmer/Hall-
mann 2005: 5f. Das sehr ungepflegte Vereins-
register erwies sich als unterschätztes Problem.

3 Vorgegeben waren 16 Tätigkeitsbereiche
und ein offenes Feld, wobei ein Haupttätigkeits-
feld und bis zu zwei Nebentätigkeitsfelder an-
gegeben werden konnten. Die Zuordnungen zu
den Großgruppen beruhen auf den Haupttätig-
keitsfeldern.
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ANALYSE
...................................................................................................................................

Kommunen und die Entdeckung
des ‚unterschätzten Bürgers‘1

Die Kommunen sind der zentrale Ort für bür-
gerschaftliches Engagement, das sich zum größ-
ten Teil auf lokale Belange bezieht. Wie das
Schlagwort ‚think global act local‘ verdeutlicht,
muss ‚große Politik‘ dabei nicht außen vor blei-
ben. Es lohnt sich, beim Bürgerengagement in
den Kommunen genauer hinzuschauen, denn
man merkt dabei noch einmal, wie vielgestaltig
es ist:
• Gemeinden in Deutschland sind zu Recht

stolz auf ein blühendes Vereinsleben; wer
dabei nur an Feuerwehr und Fußballverei-
ne, an traditionelle ‚Vereinsmeierei‘ denkt,
sollte noch einmal hinschauen: Ob Skater-
Clubs oder Familienzentren, es gibt auch hier
eine neue Generation von Engagement und
Vereinen.

• Bürgerstiftungen haben in den letzten Jah-
ren viel von sich reden gemacht; sie sind
nicht nur ein wichtiger Unterstützungsfak-
tor für lokale Projekte, sondern machen auch
deutlich, was das oft gedankenlos gebrauchte
Adjektiv ‚bürgerschaftlich‘ meint: aus der
Betroffenheit und dem Stolz der Zugehörig-
keit zu einer Bürgerschaft (hier: der lokalen)
heraus aktiv zu werden.

• Neben Freizeit, Geselligkeit und Kultur hat
die Hilfe für andere im sozialen Bereich,
insbesondere durch Einrichtungen der Wohl-
fahrtsverbände und kirchlicher Träger, eine
wichtige Rolle; hier ist nicht nur Platz für
mehr als eine Million Engagierte, sondern
die Verbände und Kirchen tragen auch fi-
nanziell viele lokale Einrichtungen mit.

Jenseits der klassischen Vereinsförderung durch
Zuwendungen, Kofinanzierungen, Ehrungen
und Ähnliches, haben kommunale Politik und
Verwaltung in den letzen Jahrzehnten ihr Re-
pertoire an Formen der Nutzung und Förde-
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rung von bürgerschaftlichem Engagement er-
heblich erweitert:
• In sozialen Brennpunkten (etwa angesichts

von Gewalt oder Drogen) werden runde
Tische eingerichtet.

• In kommunalen Versorgungsbereichen wie
z. B. der Kindertagesstättenbetreuung ist die
Förderung von Elternengagement (Kinder-
läden und Krippen) selbstverständlich ge-
worden.

• Städte und Gemeinden nutzen und för-
dern bisweilen auch Freiwilligenagentu-
ren, Selbsthilfekontaktstellen oder Seni-
orenbüros – eine neuartige Infrastruktur
für Engagement und gemeinschaftliche
Selbsthilfe (ein Punkt, der in diesem Be-
richt noch besonders hervorgehoben wer-
den soll).

• Kooperative Planungskonzepte und ‚Public
Private Partnerships‘ suchen nicht nur, die
Wirtschaft und gut organisierte Interessen
für Zukunftsprojekte zu engagieren; sie kön-
nen in vielen Fällen auch oder sogar in erster
Linie auf die Bürger und auch kleinteiligere
kulturelle und soziale Initiativen zielen; Bür-
gerforen engagieren sich für Stadtentwick-
lung, Netzwerke bringen mit Unterstützung
kommunaler Stadtteilmanager soziale Initia-
tiven und Wirtschaftsvertreter für die Rege-
neration von besonders bedrohten Stadttei-
len zusammen (so das Konzept des Bundes-
programms ‚Soziale Stadt‘).

• Bei den Verwaltungsreformen der letzten
Jahre ging es zwar vor allem um ein effekti-
veres Management kommunaler Dienstleis-
tungen – aber wer den Bürger als Kunden
nicht zu respektieren lernt, wird ihn auch als
engagierten Mitgestalter nicht ernst nehmen.

• Bürgerengagement meint schließlich auch,
die Politik nicht nur den ‚Profis‘ zu überlas-
sen – Bürgerentscheide, Beiräte, ehrenamt-
liche Mitarbeit in Ausschüssen und Kom-
missionen sind Teil des kommunalpoliti-
schen Alltags.

Trotzdem, um das, was man vielfach zusam-
menfassend als das Projekt ‚Bürgerkommune‘
bezeichnet hat, ist es ruhig geworden. In der
zweiten Hälfte der 1990er Jahre hatte diese Vi-
sion einen unerwarteten und spektakulären Auf-
schwung genommen. Heute melden die Kom-
munen ‚Land unter‘. Sie versuchen mit den noch
vorhandenen Mitteln notdürftig ihre Pflichtauf-
gaben und staatlichen Auftragsangelegenheiten
zu erfüllen oder stehen gar unter Haushaltsvor-
behalt. Nicht zuletzt die Unternehmenssteuerre-
form des Jahres 2000 hat auch vormals reiche
Kommunen, wie z.B. München, in eine Finanz-
misere gestürzt. Heute scheint es keine Spiel-
räume mehr für freiwillige Aufgaben, selbstge-
wählte Vorhaben und auch für Investitionen in
Bürgerengagement zu geben. Der Rotstift re-
giert in einer Weise, dass vielerorts der Kernbe-
stand kommunaler Selbstverwaltung und loka-
ler Sozialpolitik in Gefahr gerät. Auf der Suche
nach noch verbleibenden Kürzungsmöglichkei-
ten müssen oft freien Trägern die Zuwendun-
gen gestrichen werden, obwohl die Politiker,
die sich dazu gezwungen sehen, vom hohen
Nutzen dieser Einrichtungen überzeugt sind.

Das Projekt ‚Bürgerkommune‘ hat aber auch
deshalb an Bedeutung verloren, weil auf den
großen Reformbaustellen der letzten Jahre – von
der Agenda 2010 über die Föderalismus-Kom-
mission bis zur Gemeindefinanzreform – enga-
gierte Bürgerschaft als Reformfaktor keine Rolle
spielte.

Allerdings scheint sich damit auch eine im
politischen Raum häufig vorgebrachte Befürch-
tung nicht zu bestätigen: Eine systematische Nut-
zung von Bürgerengagement als Ausfallbürge
beim Rückbau öffentlicher Leistungen findet
nicht statt, auch wenn es genügend Beispiele
gibt, in denen Bürgergruppen und Vereine z. B.
Schwimmbäder weiterführen oder Museen of-
fen halten. Die Gründe können vielfältig sein,
aber eine zentrale Rolle spielt es wohl, dass Po-
litik und Verwaltung Bereitschaft zum freiwilli-
gen Engagement in der Bürgerschaft für nicht

Forschungsjournal NSB, Jg. 18, 3/2005



105

ernsthaft ‚belastbar‘ halten. Eher vertraut man
auf monetäre Anreize und Zwangsmittel: Bei
der Schaffung von Ein-Euro-Jobs für gemein-
nützige kommunale Aufgaben im Rahmen von
Hartz IV ist bei den Protagonisten auf zentraler
Ebene, aber auch bei  den Vertretungen der Kom-
munen wie dem Deutschen Städtetag nicht
einmal Diskussionsgegenstand, dass womög-
lich viele der avisierten Tätigkeiten, wie z. B.
Kindern vorzulesen oder älteren Menschen zur
Hand zu gehen, besser und sinnvoller durch
freiwilliges Engagement zu leisten wären. Auf-
merksamkeit findet allein die mögliche Verdrän-
gung von regulärer Beschäftigung durch die neue
Billigkonkurrenz.

Andere Gründe für die eher bescheidene
Rolle, die ‚Kommunen in Not‘ dem Bürgeren-
gagement zumessen, mögen mit dessen sperri-
gem Eigensinn zu tun haben. Da ist auf der
einen Seite die sicherlich nicht unberechtigte
Befürchtung, dass Bereitschaft zu Mitarbeit und
die Erwartung der Engagierten, auch mitreden
zu können, viel miteinander zu tun haben. Bür-
gerbeteiligung macht das Entscheiden und Ver-
walten noch komplizierter, so das Vorurteil.
Grundlos ist diese Vermutung nicht. Denn im
Unterschied zu einkaufbaren Dienstleistern lässt
sich Engagement nicht fraglos dahin dirigieren,
wo Kommunalverwaltungen es vor allem gern
in Anspruch nehmen würden. Zwischen den
Aufgaben, die Kommunalverwaltungen gerne
an ihre Bürger abgeben würden, und den Fel-
dern, die auf das Interesse von Engagementbe-
reiten treffen, klaffen oft Welten. Die bevorzugt
angebotene Grünpflege z. B. rangiert bei den
Bürgern auf dem letzten Rang.

Angesichts solcher Widerstände und Wid-
rigkeiten ist die Gefahr also nicht zuerst die
Verplanung der Bürger als Lückenfüller, son-
dern vor allem, dass die Chance verpasst wird,
die Belastbarkeit und die Produktivität bürger-
schaftlichen Engagements in Zeiten des Spar-
zwangs auch nur zu erproben. Als Arbeitneh-
mer, Konsumenten und Steuerzahler mögen sich

Bürger heute überfordert fühlen. Als Mitglieder
der lokalen Bürgerschaft werden sie gegenwär-
tig unterschätzt und unterfordert.

Trotz dieser fehlenden Resonanz in den ge-
genwärtigen Agenden zur Krisenbewältigung
und Erneuerung bleibt das Engagement der
Bürgerinnen und Bürger so bemerkenswert,
dass es auch mediale Aufmerksamkeit findet.
Das gilt z. B. für Bereiche wie die ‚Tafel‘-Initi-
ativen  oder Hospiz-Gruppen. Nicht in das Zerr-
bild einer Gesellschaft von Ichlingen passt auch
die nachweislich hohe Beteiligungsbereitschaft
von ganz verschiedenen Seiten – Sozialträgern,
Schulen und ihren Leitern, örtlichen Hausbesit-
zern, Jugendlichen und ausländischen Kultur-
vereinen bei den weiter laufenden Programmen
zur ‚Sozialen Stadt‘. Dies gilt übrigens auch für
beeindruckende Bürgerinitiativen in benachtei-
ligten Stadtquartieren Ostdeutschlands.

Merklich ruhiger geworden ist es hingegen
bei der Politik- und Verwaltungsreform. Diese
Feststellung trifft auch für Effekte zu, die sich
aus der direkt-demokratischen Anreicherung der
Kommunalverfassungen in den 1990er Jahren
durch Bürgerbegehren/Bürgerentscheide sowie
die Direktwahl der Bürgermeister ergeben.
Immerhin scheint der repräsentative Machtzu-
wachs der politischen Parteien auf kommunaler
Ebene gebremst. Die nächste Runde von Bür-
germeisterwahlen, wo das Konzept ‚Bürgerkom-
mune‘ zumindest zu wahlkämpferischen Zwe-
cken wiederbelebt wird, kommt bestimmt.

Weniger sichtbar als zu Zeiten, wo dies Mode
war, aber doch mit gewisser Nachhaltigkeit,
wirkt lokal weiter, was durch mehr als dreißig
Reformnetzwerke in der zweiten Hälfte der
1990er Jahre angestoßen wurde: Versuche, mehr
Engagement in den Kommunen durch landes-
und bundesweite Vernetzung zu stärken. Weder
die Empfehlungen des Netzwerkes CIVITAS,
getragen von der Bertelsmann Stiftung und dem
Verein Aktive Bürgerschaft, noch die Praxis-
handbücher des Netzwerks ‚Kommunen der
Zukunft‘, an dem auch die Hans-Böckler-Stif-
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tung und die Kommunale Gemeinschaftsstelle
(KGSt) beteiligt waren, sind zu Selbstläufern
geworden, die das kommunale Terrain quer
durch die Republik umgekrempelt hätten. Die
Netzwerke selbst haben zum Teil aufgehört zu
existieren, weil Träger und Finanziers die För-
derung eingestellt haben. Aber auch diese vorü-
bergehende Reformbewegung mit wenig öffent-
licher und medialer Sichtbarkeit erreichte doch
mehrere hundert, vielleicht auch tausend Ge-
meinden, die mittlerweile bürgerschaftliches
Engagement zur ‚Chefsache‘ gemacht haben.
Dort gibt es u. a. kommunale Agenturen für
bürgerschaftliches Engagement (Freiwilligen-
agenturen, Selbsthilfe-Kontaktstellen, Senioren-
büros etc.), Räume und Infrastruktur für Initia-
tiven, Lotsen für Engagementbereite in der Kom-
munalverwaltung, Internetbörsen für Engagier-
te und Hilfesuchende und eine öffentliche An-
erkennungskultur. Mehr als dreißig Kommu-
nen experimentieren mit einer partizipativen
Haushaltsplanung und einige wenige, wie Viern-
heim und Heidelberg, haben sogar lokale De-
mokratiebilanzen erstellt, die helfen sollen, die
Kluft zwischen Bürgerschaft und Kommunal-
politik sowie -verwaltung zu verringern. Dass
Rathäuser – wie in Nürtingen – nicht nur in Bür-
gerhäuser umbenannt werden, sondern auch in
größerem Umfang den engagierten Bürgern zur
Verfügung stehen, dürfte jedoch ebenso selten
sein, wie der Versuch, in der Ausbildung von
Kommunalbediensteten eine obligatorische Sta-
tion bei Vereinen und Initiativen zu verankern.

Auch die landespolitischen Initiativen zur
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements
haben deutlich zugenommen. Waren es im ver-
gangenen Jahrzehnt noch vor allem Baden-
Württemberg und Nordrhein-Westfalen, die
durch entsprechende Programme und Netzwer-
ke hervortraten, so gibt es heute in zahlreichen
Bundesländern interessante Ansätze zur Enga-
gementförderung (z. B. in Rheinland-Pfalz die
Initiative ‚Das Ehrenamt – gut für alle‘), die
auch der kommunalen Ebene zugute kommen.

In der regionalen Verteilung bürgerschaftlich
orientierter Reforminitiativen scheint es dabei
nicht nur das oft bemühte Ost-West-, sondern
auch ein Nord-Süd- Gefälle zu geben. In Ba-
den-Württemberg hat der ‚BE-Prozess‘, so das
dort häufig anzutreffende Kürzel für die politi-
sche Förderung freiwilligen Engagements, die
Landkreise erreicht. Einzelne Städte wie z.B.
Freiburg oder Landkreise wie der Landkreis
Rastatt haben beeindruckende Initiativen in ei-
ner Vielzahl von Lebensbereichen vorzuweisen
und dieses Engagement teilweise auch geför-
dert. In Bayern ist auch die Dorferneuerungs-
politik eng an die Mitwirkung der lokalen Be-
völkerung geknüpft.

Punktuellen, zum Teil auch finanziell bemer-
kenswerten Rückhalt erhält lokales bürgerschaft-
liches Engagement weiterhin vor allem dort, wo
klar ist, dass ohne es Politikversagen program-
miert ist. Wohl auch deshalb wird im Gegensatz
zur allgemeinen Stimmungslage Bürgerengage-
ment gerade in schwierigen sozialen Situatio-
nen (z. B. benachteiligten Stadtquartieren), für
heikle politische Felder (Rechtsextremismus)
und für beteiligungsferne Bevölkerungsgrup-
pen (Jugendliche, sozial Schwache, Migranten)
gefordert und gefördert. Hier sorgen denn auch
zahlreiche Programme und Wettbewerbe der
Länder, des Bundes und der Europäischen Uni-
on für Unterstützung: EU-Projekte wie, Lokales
Kapital für Soziale Zweck (LOS) geben vor
allem kleinen Initiativen, die auch vor Ort oft
durch den Rost der Förderungspolitik fallen,
unbürokratische finanzielle Unterstützung;  Pro-
gramme des Bundes gegen Rechtsextremismus
und Gewalt (civitas, entimon und xenos) fördern
Engagement und Zivilcourage; für die sonst
recht verschiedenen Integrations-Programme
wie ‚Soziale Stadt‘, den laufenden Wettbewerb
‚Integrative Kommunen‘ des Bundesinnenmi-
nisteriums und der Bertelsmann-Stiftung, aber
auch deren Projekt ‚Mit-Wirkung!‘ (das die
Beteiligung speziell von Kindern und Jugend-
lichen in den Kommunen fördern will), gilt
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durchweg, dass Engagement und Bürgerbetei-
ligung ein zentrales Förder- und Erfolgskriteri-
um sind. Alles in allem bieten diese Programme
und das von ihnen geförderte Spektrum an Pro-
jekten und Engagement eine Fülle von Anschau-
ungsmaterial, das möglicherweise auch dazu
führen könnte, zu überdenken, was wir eingangs
feststellten: das Vor-Urteil von Politik und Ver-
waltung von der ‚geringen Belastbarkeit‘ des
heutigen Bürgerengagements.

Aus der kurzen Lageskizze zur Situation der
Kommunen lassen sich auch einige Empfeh-
lungen für Bürger und Politik herleiten:
1. Netzwerke, Wettbewerbe, gute Beispiele und

Benchmarks tragen nicht automatisch zur
Weiterverbreitung bei, sondern ihre Ausstrah-
lung ist stark von politischen Konjunkturen
abhängig. Solange die große Politik den
‚Menschen im Lande‘ als engagierten Bür-
gern nur wenig zutraut und sie als solche in
den verschiedenen Szenarien und Agenden
zur Modernisierung und Erneuerung denn
auch nicht ‚fördert und fordert‘, bleibt der
Wert aller sonstigen Einzelprogramme und
Maßnahmen sehr begrenzt.

2. Es gilt, die Erfahrungen mit Bürgerengage-
ment in schwierigem Umfeld auszuwerten,
um zu sehen, wie weit die Ressource
‚Engagement‘ trägt und wo ihre Grenzen
liegen. Dies ist auch notwendig um der
Gefahr zu begegnen, Beteiligungseliten zu
protegieren und durch Engagementförderung
neue Ungleichheiten zu erzeugen.

3. Wer mehr Bürgerkommune will, muss für
bessere Rahmenbedingungen der Kommu-
nalpolitik insgesamt streiten. Gerade bei den
beabsichtigten Finanz- und Strukturreformen
(z.B. des Föderalismus) gilt es zu berück-
sichtigen, was sie für aktive Bürgerschaft-
lichkeit bedeuten.

4. Politik und Verwaltung sollten mehr als bisher
die Vielfalt des Engagements und seinen Ei-
gensinn zur Kenntnis nehmen und für des-
sen Anerkennung auch dann sorgen, wenn

der überregionale Nachrichtenwert absinkt.
Nicht zufällig gehören Informationen über
lokale Engagementmöglichkeiten – neben
Räumlichkeiten und Infrastruktur – zu den
begehrtesten Leistungen, die sich Bürger von
ihren Kommunen wünschen.

Adalbert Evers und Roland Roth

Anmerkung
1 Ende 2004 erschien der Bericht ‚Deutsch-

land Aktiv‘, mit dem der Deutsche Sparkassen-
und Giroverband eine kurze und auf Breiten-
wirkung orientierte Berichterstattung über Ent-
wicklungen im Bereich des bürgerschaftlichen
Engagements gestartet hat. Der etwa 50 seitige
Bericht mit den Schwerpunkten: Jung und Alt
mit Engagement verbinden, Vereine und Stiftun-
gen, Kommunen, Corporate Citizenship, Bür-
gerschaftliches Engagement und Arbeitswelt,
Schauplätze bürgerschaftlichen Engagements –
Hilfe und Pflege im Alter, Schulen, Kultur – ist
kostenlos zu beziehen über partner@buerger-
engagement.de. Die Texte wurden im wesentli-
chen von einer Kernredaktion (Adalbert Evers,
Gisela Jakob, Thomas Olk), zum Teil unter Mit-
arbeit weiterer Kolleginnen und Kollegen erar-
beitet. An einem Punkt gab es mit dem Beirat
(mehrheitlich besetzt von Spitzenverbänden der
Städte, Kreise und Gemeinden) einen Dissens,
der nicht überwunden werden konnte: beim Ka-
pitel über die Kommunen.

Dieses nicht erschienene Kapitel fand die
Redaktion des Forschungsjournals veröffentli-
chenswert – weniger wegen evtl. Spekulatio-
nen darüber, was darin als nicht tragbar angese-
hen worden sein mag, als wegen seiner zentra-
len These: dieselben Kommunen, die sich über
zuwenig Bürgerengagement beklagen, zeigen
selbst nur sehr wenig Engagement bei seiner
Einforderung und Unterstützung. Nicht die um-
fängliche Organisation und Nutzung von Enga-
gement als Ersatz für den Ausfall sozial-staatli-
cher Leistungen ist das vorrangige Problem,
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sondern vielmehr das Zögern der Politik, sich
auf den ‚aktiven Bürger‘ überhaupt ernsthaft
einzulassen.

Die Redaktion
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FORSCHUNGSBERICHT
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Wie Engagement soziale
Ausgrenzung reproduziert

Sozial Benachteiligte engagieren sich nicht!
Oder doch? Auf jeden Fall spielen sie in den
wissenschaftlichen und politischen Diskussi-
onen um bürgerschaftliches Engagement, Zi-
vilgesellschaft und neue soziale Bewegungen
kaum eine Rolle. Zumeist werden sie als Ob-
jekte, für die man sich einsetzt, selten jedoch
als Akteure gesehen. Eine Ausnahme bildet die
Diskussion um die Krise der Erwerbsgesell-
schaft, bei der ‚sinnvolle‘ – und nicht bis we-
nig bezahlte – Tätigkeiten für Arbeitslose als
Bewältigungsstrategie, zur Weiterqualifizie-
rung und zum Wiedereinstieg in den Arbeits-
markt instrumentalisiert werden. Selten han-
delt es sich dabei jedoch um eigensinnige, ge-
sellschaftskritische Tätigkeiten. In ähnlicher
Weise scheint das bürgerschaftliche Engage-
ment von und für sozial Benachteiligte Ein-
sparpotentiale im Kontext des Umbaus des
Sozialstaates und angesichts knapper öffentli-
cher Kassen zu versprechen.

Nicht nur in der Theorie, auch in der Empi-
rie ist das Engagement von sozial benachteilig-
ten Bevölkerungsgruppen unterrepräsentiert.
Statistische Erhebungen belegen, dass sich Ar-
beitslose, Menschen mit geringem Einkommen
und niedrigen formalen Bildungsabschlüssen
weniger engagieren als Erwerbstätige mit höhe-
ren Einkommen und höheren formalen Bil-
dungsabschlüssen (vgl. Gensicke 2001; Erling-
hagen/Rinne/Schwarze 1999). Zur Erklärung
dieser Zusammenhänge lassen sich unterschied-
liche Zugänge finden. Die zur Zeit am häufigs-
ten gebrauchte Erklärung besagt, dass die für
das Engagement notwendigen Ressourcen mit
steigenden Schul- und Berufsabschlüssen so-
wie Einkommen und Erwerbsarbeit zunehmen.
So verlangt Engagement z.B. nach organisato-
rischen und kommunikativen Fähigkeiten. Es
bedarf der Bereitschaft, auf fremde Menschen
zuzugehen oder für ein Projekt Verantwortung
zu übernehmen. Insbesondere sozial benachtei-
ligte Bevölkerungsgruppen würden sich dieser
Argumentation zufolge weniger engagieren,
weil ihnen die dafür notwendigen Ressourcen
fehlen. Dieser Zugang sucht also die Ursache
für das fehlende Engagement bei denjenigen,
die sich nicht engagieren.

Das Forschungsprojekt
Die hier vorgestellte Dissertation (publiziert:
Munsch 2005) analysiert das Engagement sozial
benachteiligter Bevölkerungsgruppen demgegen-
über in einem größeren Zusammenhang. Aus der
Literaturanalyse wird zunächst deutlich, dass die
Diskussion um bürgerschaftliches Engagement
weitgehend von einem eindimensionalen Blick
geprägt ist, der von mittelschichtorientierten For-
men von Engagement ausgeht, welche zumeist
in Organisationen wie Vereinen und Verbänden
stattfinden. Die vielfältigen, oft wenig institutio-
nalisierten Formen von Solidarität und Protest
sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen wer-
den kaum wahrgenommen. Demgegenüber geht
die Studie von einer rekonstruktiven Perspektive
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aus, deren Ziel es ist, den Sinn bürgerschaftli-
chen Engagements vor dem Hintergrund der je-
weiligen Lebenslage zu rekonstruieren.

Konkreter Ausgangspunkt ist die Gemein-
wesenarbeit eines Stadtteilhauses in einer mit-
telgroßen Kleinstadt in Ostdeutschland. Ihr Ziel
ist es, ein symmetrisches Engagement der Be-
wohnerInnen der verschiedenen Milieus eines
Stadtteils mit hoher Arbeitslosigkeit zu aktivie-
ren und zu unterstützen. Aus der aktivierenden
Befragung (vgl. Hinte/Karas 1989) ergeben sich
zwei sehr unterschiedliche Gruppen, die sich in
den drei Jahren der wissenschaftlichen Beglei-
tung regelmäßig engagieren. Die eine Gruppe,
die AG Stadtteilfest, organisiert jährlich ein gro-
ßes Stadtteilfest. An ihr beteiligen sich v.a. er-
werbstätige BewohnerInnen, welche im Stadt-
teil eine wichtige Position, z.B. als Geschäfts-
inhaberin, Lehrer oder Vereinsvorsitzender, ein-
nehmen. In der anderen Gruppe engagieren sich
BewohnerInnen, welche seit der Wende, mit
Ausnahme von ABM-Stellen, fast die ganze Zeit
arbeitslos sind, über niedrige Schulabschlüsse
verfügen und im Stadtteil einen eher ‚schlech-
ten Ruf’ haben. Sie sind v.a. von ihrer Erwerbs-
losigkeit sowie der erniedrigenden und undurch-
sichtigen Behandlung auf dem Arbeits- und dem
Sozialamt betroffen und versuchen, diese Situ-
ation zu bewältigen und zu ändern.

Die Forschungsmethode
Diese beiden Gruppen wurden drei Jahre lang
über teilnehmende Beobachtungen begleitet und
miteinander verglichen. Das zu Grunde liegen-
de Forschungskonzept einer sozialpädagogi-
schen Ethnografie orientiert sich zum einen an
Aktionsforschung, da die engagierten Gruppen
und die GemeinwesenarbeiterInnen in ihrer Ar-
beit unterstützt und mit letzteren zusammen auch
geforscht wurde. Diese Involvierung in die Ent-
wicklung der Praxis und die gemeinsamen Aus-
wertungen der Daten trugen wesentlich zum
Erkenntnisgewinn bei, ein Prozess der über
Forschungstagebücher regelmäßig reflektiert

wurde. Die Beobachtungsprotokolle wurden
zum anderen in Anlehnung an die Grounded
Theory (vgl. Strauss 1998) ausgewertet, da dies
die Generierung einer Theorie ermöglicht. So
wurden aus den jeweiligen Beschreibungen Be-
griffe1 herausdestilliert, welche das Geschehen
zusammenfassen, und diese Begriffe wurden
miteinander zum noch zu beschreibenden Kon-
zept der Effektivitätsfalle verbunden. Ergänzt
wurde der pragmatische Forschungsansatz der
Grounded Theory durch denjenigen einer kriti-
schen Ethnografie, welche nicht nur fragt, was
ist, sondern auch, was sein könnte (vgl. Tho-
mas 1993) und im Sinne einer ‚Ethnologie der
Ausgrenzung‘ (vgl. Knecht 1999) kulturelle
Formen der Ausgrenzung beschreibt.

Ergebnisse
Durch die ethnografische Beschreibung und an-
schließende Analyse der AG Stadtteilfest wird
deutlich, wie sehr das Engagement in dieser Grup-
pe von Erwerbsarbeit geprägt ist. Die Bewohne-
rInnen haben nicht viel Zeit, und diese wollen sie
effektiv einsetzen. Dazu engagieren sie sich in ei-
ner bestimmten Form, der effektiven Planung,
welche sie u.a. von ihrer Erwerbsarbeit her ken-
nen. Das bedeutet in diesem Zusammenhang, dass
in kurzer Zeit viele Beschlüsse bezüglich der Pla-
nung des Festes getroffen werden. So werden
verschiedene Vorschläge vorgestellt, was bei dem
nächsten Fest angeboten werden soll. Es wird z.B.
darüber diskutiert, ob es genügend Angebote für
Jugendliche gibt, ob es einen Eisstand geben oder
wie lange das Fest dauern soll. Die jeweiligen
Vorschläge werden in Bezug auf ihre Vor- und
Nachteile diskutiert, ausgearbeitet, gegeneinander
abgewogen und schließlich beschlossen oder ab-
gelehnt. Zum Schluss werden Aufgaben benannt
und von einzelnen BewohnerInnen oder Gruppen
übernommen. Die Redebeiträge sind zumeist kurz
und präzise. Wenn zu lange diskutiert wird, ohne
dass es zu einem Beschluss kommt, werden die
TeilnehmerInnen der AG Stadtteilfest oft unge-
duldig. Insgesamt bietet diese Gruppe den
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TeilnehmerInnen auch einen Rahmen, in dem sie
ihre Position im Stadtteil öffentlich darstellen und
festigen können.

Der Gesprächskreis, bei dem es um Arbeits-
losigkeit und den Umgang auf dem Arbeits-
und dem Sozialamt geht, könnte demgegenüber
zunächst ineffektiv erscheinen. Die Bewohne-
rInnen stehen oft lange vor und nach dem ge-
planten Termin zusammen und erzählen sich von
ihrem Leben. Wenn ein Treffen mit VertreterIn-
nen des Arbeitsamtes geplant werden soll, er-
zählen sie sehr ausführlich von ihren Erlebnis-
sen dort, oft immer und immer wieder die glei-
chen Geschichten. Erst bei näherer Analyse wird
deutlich, was dieses Engagement im positiven
Sinn bedeutet. Vor  dem Hintergrund der durch
Arbeitslosigkeit erzwungenen Verhäuslichung
bietet es eine Möglichkeit, unter die Leute zu
kommen und etwas sinnvolles zu tun. Es ist eine
Gruppe, in der man sich kennt und durch per-
sönliche Erzählungen die vielen schwierigen
Erlebnisse bewältigen kann. Gleichzeitig wird
deutlich, wie schwer es ist, im Zusammenhang
mit Arbeitslosigkeit und mit dem Umgang in
den Ämtern etwas zu ändern und konkrete Er-
folge zu erzielen. Wenn sich die BewohnerIn-
nen aus dem Gesprächkreis mit VertreterInnen
des Arbeitsamtes treffen, können sie es sich in
ihrer Abhängigkeit von diesen nur sehr schwer
erlauben, ihrem Frust Ausdruck zu verleihen.

Immer wieder versuchen BewohnerInnen
aus dem Gesprächskreis, sich in der AG Stadt-
teilfest und in Stadtteilkonferenzen zu engagie-
ren. Meistens jedoch haben sie das Gefühl, nicht
mitreden zu können. Eine von ihnen beteiligt
sich trotzdem über längere Zeit an der AG Stadt-
teilfest. Die Analyse der Interaktionen zwischen
ihr und den anderen BewohnerInnen verdeut-
licht, wie eng diese Gruppe an den Engage-
mentmodus der effektiven Planung gebunden
ist und wie dadurch das Engagement dieser
Bewohnerin als störend erlebt wird. Obwohl
dies niemals artikuliert wird, wird es dennoch
auf sehr subtile Weise kommuniziert und führt

bei der engagierten Bewohnerin zu Frustratio-
nen, welche immer wieder mit einer Gemein-
wesenarbeiterin bearbeitet werden müssen. So-
wohl ihr als auch anderen BewohnerInnen aus
dem Gesprächskreis ist es dabei jeweils wich-
tig, dass ihr Engagement von den anderen Be-
wohnerInnen gebraucht und dies auch deutlich
gemacht wird. Insgesamt zeigt die Analyse die-
ser Interaktionen zwischen BewohnerInnen ver-
schiedener Milieus, dass sich Menschen vor
allem unter ‚Gleichgesinnten‘ engagieren und
Engagement von sozialer Benachteiligung be-
troffene Menschen keinesfalls nur integriert,
sondern tendenziell eher weiter ausschließt.

Auf den jährlich stattfindenden Stadtteilfesten
scheint das gemeinsame Engagement von Bewoh-
nerInnen verschiedener Milieus viel einfacher.
Neben dem Kuchenstand der Kirchgemeinde steht
z.B. ein Stand, an dem sich langzeitarbeitlose Be-
wohnerInnen engagieren und daneben derjenige
eines Gewerbetreibenden. Zumeist engagieren sich
die BewohnerInnen aus dem Gesprächskreis ei-
nen ganzen Tag lang sehr selbständig an ihrem
Stand und dies ist eine anstrengende Tätigkeit, für
die sie Anerkennung bekommen, auf die sie stolz
sein und von der sie später erzählen können. Auch
bietet sie durch die Kundenkontakte viele Gele-
genheiten der Interaktion mit anderen Bewohne-
rInnen und die Möglichkeit, zusammen mit ande-
ren etwas in einem größeren Zusammenhang zu
tun. Die Reibungs- und Konfliktlosigkeit dieses
gemeinsamen Engagements sind jedoch dadurch
bedingt, dass das Engagement vor allem nebenei-
nander und nicht in direkter Interaktion stattfindet
und die potentiellen Konflikte zwischen diesen
Gruppen nicht thematisiert werden.

Aus der Zusammenführung der verschiede-
nen Facetten der ethnografischen Analyse ergibt
sich das Konzept der Effektivitätsfalle. Dieses be-
sagt zunächst, dass durch die einseitige Fokussie-
rung auf Effektivität, d.h. auf das schnelle Errei-
chen eines Zieles, BürgerInnen ausgegrenzt wer-
den, welche sich nicht in der vorgegebenen Form
einer effektiven Planung engagieren wollen oder
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können. Zum zweiten bedeutet die Effektivitätsfal-
le, dass der Wunsch nach kurzfristigen Erfolgen
dazu verleiten kann, sich nicht für schwierige The-
men zu engagieren, deren Bearbeitung viel Zeit,
Geduld und Frustrationstoleranz verlangen. The-
men, die mit Armut und Arbeitslosigkeit, d.h. mit
gesellschaftlicher Ungleichheit zusammenhängen,
sind solche schwierigen Themen. Da sie existenti-
ell betreffen, müssen sie im Rahmen des Engage-
ments zunächst bewältigt werden, was einer ef-
fektiven, schnellen Bearbeitung entgegensteht.
Schließlich verführen die Erfolge beim tätigen
Engagement z.B. beim Stadtteilfest dazu, sich zu
fragen, wieso sich BewohnerInnen unterschiedli-
cher Milieus in engerer Interaktion zusammen en-
gagieren sollten, insbesondere in Formen, bei de-
nen viel geredet wird, wenn dies v.a. zu Konflik-
ten und Ausgrenzungsprozessen führt. Obwohl
in gemischten Gruppen Personen mit weniger Res-
sourcen tendenziell ausgeschlossen werden und
wenig Beteiligungschancen haben, kann jedoch
nur durch gemeinsames Engagement und die da-
mit verbundenen Konflikte ein Verständnis für
unterschiedliche Lebensbedingungen und damit
ein Stück Integration verwirklicht werden.
Ansonsten droht die Gefahr, dass sozial benach-
teiligte BewohnerInnengruppen mit ihrem Enga-
gement auf ihre benachteiligten Gruppen und Stadt-
teile beschränkt und die gesellschaftlichen Struk-
turen, die ihrer sozialen Benachteiligung zugrunde
liegen, ausgeblendet bleiben. Die Effektivitätsfalle
weist also auf das Spannungsfeld zwischen der
Integration und Beteiligung sozial benachteiligter
BewohnerInnen und der Effektivität von Engage-
ment hin, wenn Gemeinwesenarbeit die Lebens-
bedingungen in den Stadtteilen verbessern und
dabei die BewohnerInnen beteiligen und positive
Erlebnisse durch Beteiligung schaffen will. Von
Bedeutung ist der Hinweis auf die Effektivitätsfal-
le heute vor allem vor dem Hintergrund knapper
Finanzen, welche viele Projekte dazu zwingen,
über schnelle Aktivierungserfolge zu beweisen,
dass sie sich rentieren.

Theoretische Einbettung
Deutlich wurde im Rahmen dieser Studie, dass
Engagement immer vor dem Hintergrund der
jeweiligen Lebenslage verstanden werden muss.
Je nach Lebenslage ergeben sich unterschiedli-
che soziokulturell und ökonomisch eingebettete
Formen und Vorstellungen von, Ansprüche und
Bedürfnisse an Engagement. Aus den sozial-
ökonomisch geprägten Lebensverhältnissen er-
geben sich für bestimmte Menschen Ressour-
cen, die in gesellschaftliche Mitgestaltung ein-
gebracht werden können, während bei anderen
vor allem der Stress im Vordergrund steht, vor
dem Hintergrund mangelnder sozialer Sicher-
heit handlungsfähig zu bleiben und die eigene
Existenz und gegebenenfalls die der Familie zu
sichern. Vor diesem Hintergrund wird deutlich,
dass Engagement nach sozialpolitischen Rah-
menbedingungen verlangt, welche soziale Si-
cherheit ermöglichen. Denn erst wenn sich
Menschen nicht mehr um ihre eigene Existenz
sorgen müssen, werden Ressourcen frei für ein
darüber hinausgehendes Engagement. In die-
sem Sinne fordern verschiedene Initiativen und
Verbände ein garantiertes Existenzgeld für alle.
Sie reagieren damit auf die Deregulierung des
Sozialstaates und erinnern daran, dass er „so-
wohl Aufgabe als auch Bedingung demokrati-
scher Gestaltungsprozesse ist“ (Böhnisch/Ar-
nold/Schröer 1999: 319).

Die zu einer bestimmten Zeit gegebenen Le-
bensbedingungen allein reichen jedoch nicht aus,
um das Engagement verschiedener Bevölke-
rungsgruppen zu verstehen. Vielmehr ergibt sich
sein Sinn erst in Verbindung mit biografischen
Erfahrungen. Gisela Jakob hat in diesem
Zusammenhang den Begriff der biografischen
Passung geprägt. Er besagt „dass die Rahmen-
bedingungen und Anforderungen eines Enga-
gements zu den individuellen, biografischen
Voraussetzungen und Erwartungen an eine ge-
meinwohlorientierte Tätigkeit ‚passen‘ müssen.
Ein Engagement kommt nur dann zustande,
wenn mit der Übernahme einer Aufgabe Bezü-
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ge zur eigenen Biografie hergestellt werden kön-
nen“ (Jakob 2003). Diese biografische Passung
betrifft dabei sowohl die Formen als auch die
Themen des Engagements. Engagement kann
also als eine biografisch erlernte Bewältigungs-
form biografisch wichtiger Themen verstanden
werden. Wofür man sich engagiert und ob es zu
Engagement als Bewältigungsform kommt,
hängt also von biografischen Erfahrungen ab.
Dabei ist nicht nur wichtig, welche Formen von
Engagement erlebt und angeeignet wurden, son-
dern auch, ob die Erfahrung dominiert, durch
eigene Initiative etwas erreichen zu können oder
nicht. Engagement ist dabei eingebettet in die
jeweilige Lebenslage als ,erfahrene Ressourcen‘
zur individuellen Lebensgestaltung vor dem
Hintergrund sozialökonomisch bestimmter Le-
bensverhältnisse. Aus dieser Lebenslage erge-
ben sich auch die spezifischen Interessen am
Engagement.

Die Reproduktion gesellschaftlicher Aus-
grenzungsprozesse im Bereich des bürgerschaft-
lichen Engagements funktioniert sowohl über die
Formen als auch über die Themen des Engage-
ments sozial benachteiligter Bevölkerungsgrup-
pen. Formal ist die Diskussion bürgerschaftli-
chen Engagements eng durch institutionell ge-
bundene Formen, z.B. in Vereinen und Verbän-
den geprägt. Das Engagement in diesen Organi-
sationen setzt jedoch einen ganz bestimmten
Umgang mit Sprache voraus. Aufgaben sind in
Ämter und Zuständigkeiten zusammengefasst,
die eine regelmäßige und planbare Verfügbarkeit
verlangen. Menschen, die zum größten Teil ne-
ben dem Engagement keine persönliche Bezie-
hung zueinander haben oder sich vor ihrem En-
gagement nicht kannten, arbeiten auch jenseits
von persönlicher Sympathie für einen bestimm-
ten, eingegrenzten Zweck zusammen. Und
schließlich findet ein solches Engagement oft in
Räumen statt, zu denen sozial ausgegrenzte Be-
völkerungsgruppen wenig Zugang haben. Diese
aufgeführten Merkmale von Engagement wer-
den als selbstverständlich angenommen und in

der aktuellen Literatur nicht hinterfragt. Diese
Selbstverständlichkeit verschließt jedoch nicht nur
den Blick für andere Formen von Engagement,
die somit nicht wahrgenommen und damit nicht
geschätzt werden, sie schließt auch Bevölkerungs-
gruppen aus, die sich in dieser festgelegten Art
nicht beteiligen können oder wollen, da sie auf-
grund ihrer biografischen Erfahrungen oder Mi-
lieuzugehörigkeit nicht mit diesem Rahmen ver-
traut sind, negative Erfahrungen damit verbin-
den oder andere Rahmenbedingungen für ihr En-
gagement bevorzugen.

In der hier beschriebenen Studie wird des-
wegen dafür plädiert, die Diskussion um bür-
gerschaftliches Engagement stärker von dem
organisationellen Rahmen zu lösen. Sie mag
durch diese Öffnung komplexer werden, sie
könnte dadurch jedoch eine kulturell eindimen-
sionale und damit ausschließende Sichtweise
überwinden.

Auch wird kritisch hinterfragt, ob die organi-
sationelle Anbindung wirklich eine Öffentlichkeit
und damit einen Zugang zum Engagement für alle
BewohnerInnen bedeutet. Postuliert wird vielmehr
in Anlehnung an die feministische Diskussion (vgl.
Holland-Cunz 1994), dass das dem politischen
und bürgerschaftlichen Engagement zu Grunde
liegende Verständnis von Öffentlichkeit die Le-
bensbezüge sozial benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen als private verdeckt. Das männlich zuge-
schriebene Ideal des Aktivbürgers, der sich, frei
von der Sorge um das tägliche Leben, im Rahmen
öffentlicher Strukturen engagieren kann, grenzt
Frauen und Männer aus, welche in dieser Sorge
um eine gesicherte Existenz gefangen bleiben.

Thematisch spielen die Armut und Arbeits-
losigkeit zu Grunde liegenden gesellschaftlichen
Strukturen bei der politischen Diskussion um
bürgerschaftliches Engagement kaum eine Rol-
le. Mielke (2001: 708) skizziert so „eine Debat-
te zur Bürgergesellschaft, in der die zentralen
Kategorien des politischen Konflikts und der
politischen Gegner keine Rolle spielen“. Und
Lothar Böhnisch und Wolfgang Schröer (2002:
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77) beschreiben die Bürgergesellschaft sogar
als eine „Ansammlung überschaubarer und be-
friedeter Oasen inmitten des digitalen Kapita-
lismus“, (...) deren gesellschaftliche Gestalt
lediglich in ihren sozialphilosophischen Köp-
fen lebt.“ Insofern ist eine Repolitisierung bür-
gerschaftlichen Engagements dringend gefor-
dert. In diesem Sinne könnte eine stärkere An-
knüpfung der Diskussion um bürgerschaftli-
ches Engagement an diejenige um neue soziale
Bewegungen und Zivilgesellschaft als demo-
kratietheoretische Konzepte sinnvoll sein, da
diese beiden Ansätze sich kritisch auf gesamt-
gesellschaftliche Zusammenhänge beziehen. Die
Partizipation sozial benachteiligter Bevölke-
rungsgruppen spielt jedoch in keinem dieser
beiden Bereiche eine wesentliche Rolle. Hier
besteht noch Diskussions- und Handlungsbe-
darf, wobei ein stärkerer Austausch mit der So-
zialpädagogik und der Gemeinwesenarbeit mit
ihren Kenntnissen über die Lebenslagen und
die Unterstützung (i.S.v. Empowerment, nicht
von Entmündigung!) sozial benachteiligter Be-
völkerungsgruppen sinnvoll wäre.

Chantal Munsch, Dr. phil, ist Post-doc Sti-
pendiatin am Institut für Sozialpädagogik, So-
zialarbeit und Wohlfahrtswissenschaften der TU
Dresden. Kontakt: chantal.munsch@mailbox.tu-
dresden.de

Anmerkung
1 Diese Begriffe sind im Folgenden kursiv

gesetzt
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ANALYSE
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Der IWF und die Finanzkrisen in
Argentinien und Südkorea

Schwere Finanzkrisen, die sich in dem Verfall der
Währung, hochschnellender Auslandsverschul-
dung und Bankenzusammenbrüchen äußern und
die Arbeitslosigkeit und Armut rapide ansteigen
lassen, sind kein neues Phänomen. Schon in den
frühen achtziger Jahren setzte – ausgelöst durch
die Hochzinspolitik der USA – eine internationale
Verschuldungskrise ein, welche die Machtverhält-
nisse in den Nord-Süd Beziehungen zugunsten
der reichen Länder verschob. Es begann die Ära
der ‚Strukturanpassung‘, d.h. die im Interesse der
Gläubiger betriebene und über den IWF durchge-
setzte Deformation von Wirtschaft und Gesell-
schaft der verschuldeten Entwicklungsländer.

Ein neuer Krisenzyklus setzte Mitte der
neunziger Jahre ein, der nacheinander Mexiko
(Ende 1994), die ostasiatischen Schwellenlän-
der (1997/98), Russland (1998/99), Brasilien
(1999), die Türkei (2000/01) sowie schließlich
auch Argentinien und Uruguay (2001/02) er-
fasste. In der Dissertation ‚Forcierte Deregulie-
rung, Finanzkrisen und Denationalisierung in
Schwellenländern‘1 werden beide Krisenperio-
den systematisch miteinander verglichen, wo-
bei versucht wird, eine globale politökonomi-
sche Erklärung von Finanzkrisen in Schwellen-
ländern anhand von zwei Fallstudien (Argenti-
nien und Südkorea) zu überprüfen. Dabei ste-
hen folgende Fragen im Mittelpunkt: Bestehen

systematische Zusammenhänge zwischen neo-
liberalen Reformen und Finanzkrisen? Welche
Rolle spielte externer Druck bei der Umsetzung
neoliberaler Reformen in Argentinien und Süd-
korea? Wie agierte der Internationale Währungs-
fonds im Vorfeld der Krisen und wie ist sein
Krisenmanagement zu bewerten? Haben Fi-
nanzkonzerne aus den Industrienationen von den
Krisen profitiert?

Zusammengefasst: Gibt es einen systemati-
schen Zusammenhang zwischen neoliberalen
Reformen, Finanzkrisen und dem Vordringen
ausländischer Konzerne in die Märkte der kri-
senbetroffenen Schwellenländer?

Neoliberale Reformen
und Finanzkrisen
Gibt es systematische Zusammenhänge zwischen
neoliberalen ‚Reformen‘ der Finanzmärkte und
des Kapitalverkehrs und Finanzkrisen? Analysiert
man die Entwicklung in Argentinien und Südko-
rea, so kann der Schluss gezogen werden, dass
die Liberalisierung des Kapitalverkehrs in beiden
Fällen zu einer Akkumulation kurzfristiger Zah-
lungsverpflichtungen geführt hat, was entschei-
dend zu den Krisen beitrug.

So hatte die argentinische Militärdiktatur 1977
ein umfassendes Deregulierungsprogramm unter-
nommen, in dessen Zuge die Zinsen dereguliert
und die Finanzmärkte für ausländische Investoren
geöffnet wurden. Im selben Jahr erreichte die
Wachstumsrate der kurzfristigen Auslandsver-
schuldung mit weit über 150 Prozent einen ersten
Höhepunkt. Auch die erneute Deregulierung der
argentinischen Finanzmärkte und des Kapitalver-
kehrs ein Jahrzehnt später hatte fatale Folgen –
allerdings brach die Krise erst nach einigen Jahren
aus, da der IWF seinen ‚Musterschüler‘ bis zum
bitteren Ende mit Krediten gestützt hat.

In Südkorea wurde ab 1993 ein umfassendes
Programm der Deregulierung und Liberalisierung
verfolgt, welches im Vorfeld des Beitritts zur
OECD mit dem Foreign Exchange Reform Plan
von 1994 bei gleichzeitiger Deregulierung des ein-
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heimischen Finanzmarktes seinen Höhepunkt er-
reichte. Im selben Jahr stieg die kurzfristige Aus-
landsverschuldung ebenfalls um über 150 Pro-
zent an, was nicht nur den Schuldendienst in die
Höhe trieb sondern auch zu einem wachsenden
Missverhältnis zwischen kurzfristigen Verbind-
lichkeiten und Devisenreserven führte.

Während Länder wie Chile, Malaysia oder auch
China, die den Kapitalverkehr kontrollier(t)en, von
den Krisenerscheinungen also kaum tangiert wur-
den, sind Schwellenländer wie Argentinien, die
bereits sehr früh umfassende neoliberale Refor-
men der Finanzmärkte und des Kapitalverkehrs
unternommen haben, auch besonders heftig von
Krisen erschüttert worden.

Forcierte Deregulierung?
Die Frage, ob Schwellenländer wie Argentinien
und Südkorea durch externen Druck zu neolibera-
len Reformen gezwungen wurden, ist nicht so
eindeutig zu beantworten. Schließlich hatten Teile
der einheimischen Eliten (und der Mittelschicht)
ebenfalls ein großes Interesse an der Deregulie-
rung der Finanzmärkte und des Kapitalverkehrs
sowie an der Privatisierungspolitik: So kann man
feststellen, dass sowohl die mit der argentinischen
Militärdiktatur 1976-1983 als auch die mit Regie-
rung Menem 1989ff. verbundenen Kreise in er-
heblichem Umfang von den neoliberalen ‚Refor-
men‘ profitiert haben, indem sie die damit verbun-
denen erweiterten privaten Bereicherungsmöglich-
keiten (Finanzspekulation, illegale Aneignung von
Staatsvermögen) in großem Umfang nutzten. Was
die neoliberale Politik der neunziger Jahre in Ar-
gentinien betrifft, so muss ferner berücksichtigt
werden, dass diese anfänglich auf große Zustim-
mung in der argentinischen Bevölkerung stieß, da
die feste Kopplung der argentinischen Währung
an den US-Dollar zur Überwindung der Proble-
me der Hyperinflation beitrug.

In Südkorea waren es dagegen in erster Linie
die einheimischen Großkonzerne (chaebols), die
im Vorfeld der Krise auf eine Deregulierung dräng-
ten, da sie mit Hilfe ausländischer Kredite eine

stärkere Unabhängigkeit von staatlichen Vorga-
ben und Direktiven zu erreichen suchten.

Die These des
‚Wall Street-Treasury-IMF Complex‘
Trotz dieser Einschränkungen spricht vieles für
die Ausgangsthese, nach der Finanzkrisen vom
Internationalen Währungsfonds ausgenutzt wur-
den, um neoliberale ‚Reformen‘ im Interesse der
USA bzw. des ‚Wall Street-Treasury Complex‘
zu erzwingen. So hat die argentinische Fallstudie
illustriert, auf welche Weise das Thema Schulden-
erlass an die Forderung nach Privatisierung und
Verkauf argentinischer Unternehmen geknüpft
wurde. Gleiches gilt für Südkorea, wo es dem
IWF im Zuge der Krise gelungen ist, einen wirt-
schaftspolitischen Kurswechsel zu erzwingen, auf
den die USA schon lange gedrängt hatten.

Für die weitergehende These, nach der der IWF
durch seine Politik direkt zu den Finanzkrisen bei-
getragen hat, ließen sich ebenfalls Indizien finden,
darunter:
• die Politik im Vorfeld der Asienkrise, als der

IWF den kurzfristigen Liquiditätsengpass
verschärfte, indem er durch alarmierende
Berichte zur Höhe der koreanischen Devi-
senreserven zur Verunsicherung ausländischer
Investoren beitrug, wobei die Kapitalflucht
erst endete, nachdem man von Südkorea weit-
gehende Konzessionen erzwungen hatte;

• die enge Kooperation zwischen Mitarbeitern
des IWF und dem Finanzministerium der Mi-
litärregierung 1976-1982 in Argentinien, wor-
aus sich schließen lässt, dass der IWF an der
Konzeption der neoliberale Schocktherapie, die
in die Krise führte, erheblichen Anteil hatte;

• der neoliberale Sparkurs, der Argentinien im Vor-
feld der Krise von 2001 aufgezwungen wurde.

Die Rolle von EU und WTO
Allerdings reicht es nicht aus, den Blick aus-
schließlich auf die USA und den internationa-
len Währungsfonds zu richten, wenn man die
Frage aufwirft, wer neoliberale Reformen in
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Schwellenländern erzwingt. Außer den USA
drängen nämlich auch die Staaten der EU auf
neoliberale ‚Reformen‘ in Entwicklungsländern
– wobei sich die EU zur Durchsetzung ihrer
Interessen stärker der Welthandelsorganisation
WTO bedient.

Vergleichbares gilt für die Frage, wer von
den Finanzkrisen in Schwellenländern profitiert
hat. Zwar sind es vor allem US-amerikanische
Investmentbanken wie Goldman Sachs, Morgan
Stanley oder Merril Lynch, die als Berater und
Investoren bei krisenbedingten Fusions- und
Übernahmeprozessen zum Zuge kommen, die
Fallstudien haben aber gezeigt, dass auch zahl-
reiche europäische Konzerne Finanzkrisen in
Schwellenländern genutzt haben, um sich dorti-
ge Banken (und Unternehmen) anzueignen.

Fazit
Zum Abschluss möchte ich auf einen zentralen
Widerspruch aufmerksam machen, der in jeder Stra-
tegie der forcierten Deregulierung enthalten ist: Je
offener und unverblümter die Durchsetzung egois-
tischer Interessen erfolgt, desto stärker ist häufig
auch der Widerstand gegen eine derartige Politik.
Belege für diese These findet man derzeit im Irak –
aber auch die Ereignisse der Asienkrise lassen sich
hier anführen: Schließlich haben die zahlreichen
Finanzkrisen sowie das verfehlte Krisenmanage-
ment des IWF wesentlich dazu beigetragen, dass
der sogenannte Washington Consensus zunehmend
in Frage gestellt und Alternativen zur neoliberalen
Weltordnung gesucht werden. So ist es kein Wun-
der, dass die sogenannte globalisierungskritische
Bewegung im Zusammenhang mit der Asienkrise
einen enormen Aufschwung erfuhr (Man denke an
die Gründung von Attac 1998 in Frankreich).
Schließlich werden die mit den Krisen verbunde-
nen sozialen Umwälzungsprozesse früher oder spä-
ter dazu führen, dass sich politische Koalitionen
formieren, die für eine Abkehr von neoliberalen
Politikkonzepten eintreten – am Beispiel der argen-
tinischen Entwicklung seit der Krise von 2001/02
lässt sich dies schön illustrieren.

Lydia Krüger ist Politologin und Soziologin
und arbeitet als Finanzmarktexpertin bei Weltwirt-
schaft, Ökologie und Entwicklung WEED e.V.
Anmerkung

1 Die Dissertation ‚Forcierte Deregulierung,
Finanzkrisen und Denationalisierung in Schwel-

lenländern‘ von Lydia Krüger ist kürzlich im Peter
Lang Verlag erschienen.

CALL FOR PAPERS
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Reformen des Sozialstaates wider
die Gesellschaft?

Workshop des AK Soziale Bewegungen am
28.09.2006 in Münster auf dem 23. wissenschaft-
lichen Kongress der Deutschen Vereinigung für
Politische Wissenschaft (DVPW) ‚Staat und Ge-
sellschaft – fähig zur Reform?’ (Münster, vom 25.
bis 29.September 2006).

Der deutsche Wohlfahrtsstaat wird in den öffentli-
chen Debatten der letzten Jahre als ein renovie-
rungsbedürftiger Bau behandelt, bei dem an allen
Fundamenten zugleich gearbeitet wird. Die Re-
formen der Renten-, Kranken- oder Arbeitslosen-
versicherung, der Armuts-, Beschäftigungs- und
Arbeitsmarktpolitik werden dabei häufig mit der
Unvermeidbarkeit gesellschaftlicher Wandlungs-
prozesse begründet, wie z.B. mit der zunehmen-
den Überalterung der Gesellschaft, den schrump-
fenden Staatseinnahmen oder der lahmenden Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft. Diese
Argumentation mag der Einführung dieser Refor-
men zugearbeitet haben, einer Implementation und
Konsolidierung aber fehlt zusehends der gesell-
schaftliche Konsens. Widerstreitende Interessen
belasten die Strukturen konsensdemokratischer
Willensbildung immer deutlicher, wie auch die
öffentlichen Proteste die demokratische Legitima-
tion des Regierungshandelns derart in Frage stell-
ten, dass der Ruf nach Neuwahlen unvermeidbar
wurde. Zugleich grassiert das öffentliche Unbe-
hagen, dass die Reform des Wohlfahrtsstaates nur
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Teil einer allgemeinen neo-liberalen Umwertung
der Gesellschaft sei, die von einer unkontrollier-
ten Globalisierung der Märkte angestoßen wird
und durch den europäischen Integrationsprozess
in das Mark des nationalen Wohlfahrtsstaates ein-
dringt. Globalisierungskritik, Euroskeptizismus
und Proteste gegen den sozialpolitischen Kahl-
schlag finden hier einen gemeinsamen Bezugs-
punkt für die Thematisierung gemeinsamer Posi-
tionen und die Mobilisierung bzw. Organisierung
politischen Protests.

Der Workshop möchte sich mit der Bewe-
gungsdynamik auseinander setzen, die von diesen
veränderten politischen Rahmenbedingungen und
Reformbestrebungen in Gang gesetzt wurde. In
diesem Zusammenhang ergibt sich eine Reihe von
Fragestellungen, die während dieser Veranstaltung
dargelegt und diskutiert werden sollen. Einerseits
wird zu fragen sein, inwiefern sich die Position
und Rolle der verschiedenen sozialen Bewegungs-
akteure (z.B. Arbeitslose, Frauen, MigrantInnen,
Gewerkschaften usw.) durch die Reformen des
Sozialstaates verändert haben. Hat der aktivieren-
de und ermöglichende Staat die demokratischen
Partizipations- und Gestaltungsrechte der Bürger
und ihrer privaten Assoziationen stärken können?
Welchen Effekt hat das staatliche Interesse am bür-
gerschaftlichen Engagement und an der Sozial-
wirtschaft auf die politischen Aufgaben und Ge-
staltungsräume von Nonprofit- und Nichtregie-
rungsorganisationen ausgeübt? Welche demokra-
tiepolitische Bilanz lässt sich der rot-grünen Bun-
desregierung attestieren, sobald wir auch Themen
der Bürgerrechtspolitik, der inneren Sicherheit oder
der Migrationspolitik mit berücksichtigen? Gibt
es bei den Bewegungsakteuren Verlierer oder
Gewinner, und in welcher Weise entstehen koo-
perative oder kompetitive Beziehungsmuster zwi-
schen den Akteuren?

Andererseits liegt nun eine Vielzahl von Pro-
testen und Mobilisierungswellen vor, die in einem
gewissen Zusammenhang gesehen und analysiert
werden können: Aktionen gegen sozialstaatliche
Reformen (z.B. Hartz I-IV), Euromärsche der

Arbeitslosen und prekär Beschäftigten, Proteste
gegen die Europäische Verfassung im Vorlauf der
nationalen Referenda sowie Aktionen der Globa-
lisierungskritiker bei den G8-Treffen u. v .a. m.
Hier ist zu fragen, ob bei allen Protesten eine ähn-
liche anti-neoliberale Haltung zum Tragen kommt,
die in der Verteidigung des nationalen Wohlfahrts-
staates einen positiven Identifikationspunkt fin-
det. Des Weiteren ist zu klären, ob sich Querver-
bindungen und Kontinuitäten mit Blick auf Akti-
ons- und Organisationsformen, Trägerschichten
und Programme nachzeichnen lassen. In diesem
Zusammenhang wäre auch zu klären, ob viele die-
ser Proteste einer in der Bewegungsforschung lang
gehegten Vermutung zuwiderlaufen, dass eine
Mobilisierung und Organisierung sozial Margi-
nalisierter eher unwahrscheinlich ist. Oder spielen
hier eher gewandelte politische Gelegenheitsstruk-
turen und kommunikative Thematisierungs- und
Rahmungsformen eine Rolle?

Auf Grund der Workshop-Thematik erbit-
ten wir nicht nur Vorträge zum deutschen Fall.
Ausdrücklich begrüßt werden auch Studien aus
dem europäischen und außereuropäischen Aus-
land, Länder vergleichende Untersuchungen und
Vorträge zur europäischen und/oder globalen
Ebene. InteressentInnen werden gebeten, bis
zum 31.12.2005 Themenvorschläge in Form
eines einseitigen Exposés an die folgenden Spre-
cher des Arbeitskreises zu schicken:

Christian Lahusen, Kontakt:
christian.lahusen@sowi.uni-bamberg.de

Ansgar Klein, Kontakt: ansgar.klein@snafu.de

oder postalisch an:
PD Dr. Christian Lahusen
Otto-Friedrich-Universität Bamberg
Fakultät SOWI
Lichtenhaidestr. 11
D-96052 Bamberg

Pulsschlag
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Deutsches Sozialforum
In Erfurt fand vom 21.-24.07.05 das erste nati-
onale deutsche Sozialforum statt. Damit griffen
die Veranstalter die Idee des seit 2001 jährlich
in Porto Alegre stattfindenden Weltsozialforums
auf. In fast 350 Diskussionsrunden, Workshops,
Filmbeiträgen und Lesungen setzten sich rund
3000 TeilnehmerInnen mit aktuellen Problemen
auseinander und suchten nach alternativen Lö-
sungsstrategien. Thematische Schwerpunkte
waren unter anderem ‚Menschenrechte und
politische Teilhabe‘, ‚Menschenwürde in der
Arbeitswelt‘, ‚Alternativen zur neoliberalen
Globalisierung‘ und ‚Zukunft der EU‘. Zentrale
Themen waren die Sozialkürzungen und die
Hartz-Gesetzgebung. Eine Dokumentation der
Ergebnisse der Veranstaltungen und Arbeits-
gruppen ist im Internet einzusehen unter
www.sozialforum2005.de. Zum Abschluss der
viertägigen Veranstaltung wurde unter dem Titel
‚Wir haben Alternativen – eine andere Welt ist
möglich!‘ eine gemeinsame ‚Erklärung der Ver-
sammlung sozialer Bewegungen‘ veröffentlicht.
Diese ist ebenfalls im Internet zugänglich.

Please do disturb!
Unter dem Motto ‚Please do disturb!‘ fand im
April diesen Jahres in Hannover eine Konfe-
renz zur Partizipation von Jugendlichen statt.
Eine Bandbreite von Aktiven aus Jugendorga-
nisationen ebenso wie nicht organisierte Jugend-
liche, Jugendarbeiter, Wissenschaftler sowie
Politiker berichteten über ihre Erfahrungen und
Vorstellungen in und von Jugendarbeit. Zum
Abschluss der Tagung haben die mehr als 120
Teilnehmer aus 28 europäischen Ländern die
‚Erklärung von Hannover zur Partizipation
Jugendlicher‘ verabschiedet. In dieser Dekla-
ration werden Empfehlungen für eine Stärkung
der Beteiligung von Jugendlichen in ihrem
unmittelbaren gesellschaftlichen Umfeld
ausgesprochen. Die Deklaration ist auf deutsch
und englisch zu finden unter
www.jugendpolitikineuropa.de/themen/partizi-

pation/news-168.html, weitere Informationen
gibt es unter www.pdd.youthinaction.de.

Grimme Online Award 2005
Der diesjährige Grimme-Preis für publizistische
Qualität im Netz geht an die Webseite ‚Jugend-
opposition in der DDR‘. In der Kategorie ‚Wis-
sen und Bildung‘ wurden Internet-Angebote
ausgezeichnet, die einen Beitrag für gesellschaft-
liche Bildung, Beratung und Aufklärung leis-
ten. Die Internetpräsenz von ‚Jugendoppositi-
on in der DDR‘ ist eine Koproduktion der Ro-
bert-Havemann-Gesellschaft e.V. und der Bun-
deszentrale für politische Bildung, die verschie-
dene Oppositionsbewegungen von Jugendlichen
in der DDR darstellt, Hintergründe aufzeigt und
diese Darstellungen mit Originaldokumenten
bereichert. Die Jury lobte vor allem die akribi-
sche und überzeugende Aufarbeitung eines
bisher wenig beleuchteten Themas.
Kontakt: www.jugendopposition.de, www.
grimme-online-award.de.

Studiengang Nachhaltige Entwicklung
Das Institut Mensch Gesellschaft Umwelt der
Universität Basel bietet ab dem Wintersemester
2005/06 einen interdisziplinären Masterstudi-
engang ‚Sustainable Development‘ an. Dieser
Studiengang soll natur-, sozial- und geisteswis-
senschaftliche Perspektiven der Nachhaltigkeits-
problematik vereinen und stark praxisorientiert
sein. AbsolventInnen wird der Titel ,Master of
Arts and Science in Sustainable Development‘
verliehen.
Info: www.programm-mgu.ch/de/home.html.

Broschüre für lokales Engagement
In der neuen Publikation ‚Lokales Engagement
in NRW und weltweit‘ stellt die agenda transfer
– Agentur für Nachhaltigkeit GmbH Beispiele
gelungener Zusammenarbeit von Bürgern und
Stadtverwaltungen in Nord und Süd, Ost und
West zusammen. Die Erfahrungen partnerschaft-
licher Zusammenarbeit deutscher Kommunen
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mit anderen Ländern werden aufgezeigt und
sollen zum Ausbau von Nord-Süd-Partnerschaf-
ten motivieren. Gegen eine Schutzgebühr von 3
Euro kann die Publikation bei agenda transfer
bestellt werden.
Kontakt: agenda transfer - Agentur für Nach-
haltigkeit GmbH, Tel.: (0228) 604 61-0, eMail:
versand@agenda-transfer.de.

Bürgerhaushalt I
Das durch die Weltsozialforumsstadt Porto Aleg-
re bekannt gewordene Verfahren eines Bürger-
haushaltes wird auch in deutschen Kommunen
ausprobiert. Der Berliner Bezirk Lichtenberg hat
jetzt ein Bürgerhaushaltsverfahren für 2007 ge-
startet. Der Haushaltsentwurf soll verständlich
dargestellt und das Haushaltsverfahren transpa-
rent gestaltet werden. Dazu sollen ab Herbst 2005
Bürgerversammlungen stattfinden, in denen der
Haushalt öffentlich diskutiert und den Bürgern
die Möglichkeit gegeben wird, aktiv in die Haus-
haltsplanung einzugreifen. Eine genauere Erläu-
terung der Verfahren bietet der Bezirk Lichten-
berg unter www. berlin.de/ba-lichtenberg. Wei-
tere Informationen finden sich auf der Homepa-
ge der „Arbeitsgruppe Bürgerhaushalt Berlin“,
einem Zusammenschluss von Akteuren und AGs,
die sich für die Einführung von Bürgerhaushal-
ten einsetzen. Kontakt: www.buergerhaushalt-
berlin.de.

Bürgerhaushalt II
Zu Bürgerhaushalten in Großstädten hat die Bun-
deszentrale für politische Bildung eine Broschü-
re herausgegeben. Darin werden verschiedene
Verfahren dargestellt und anhand anschaulicher
Beispiele praxisnah erklärt. Die Broschüre ist als
PDF-Dokument erhältlich unter: www. bpb.de

Bericht Toleranz und Demokratie
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau-
en und Jugend hat den zweiten Zwischenbericht
des Aktionsprogramms ‚Jugend für Toleranz und
Demokratie – gegen Rechtsextremismus, Fremden-

feindlichkeit und Antisemitismus‘ veröffentlicht. In
diesem Aktionsprogramm sind über 3600 Projekte
und Maßnahmen vereinigt, die sich für ein friedli-
ches und gewaltfreies Zusammenleben einsetzen.
Der Bericht gibt einen Überblick über den Stand
der Evaluation und die Ergebnisse der beiden Pro-
grammteile ‚ENTIMON – gemeinsam gegen Ge-
walt und Rechtsextremismus‘ und ‚CIVITAS –
initiativ gegen Rechtsextremismus in den
neuenBundesländern‘.Kontakt: www.bmfsfj.de/
RedaktionBMFSFJ/Abteilung5/Pdf-Anlagen.

Interkulturelles Internet
Die Akademie für Interkulturelle Studien (AIS)
hat ein neues Internetportal geschaffen, welches
als Schnittstelle zwischen Anbietern und Nach-
fragenden interkultureller Dienstleistungen fun-
gieren soll. Das Portal richtet sich an Interes-
sierte aus Bildungseinrichtungen, Universitä-
ten und Unternehmen.
Kontakt: www.interkulturelles-portal.de.

EU-Journalistenpreis
Dieses Jahr wird zum zweiten Mal der Journa-
listenpreis ‚Für Vielfalt. Gegen Diskriminie-
rung‘ der Europäischen Union vergeben. In den
zwei Kategorien ‚Print- und Onlinejournalis-
mus‘ und ‚Fotojournalismus‘ sollen herausra-
gende journalistische Beiträge geehrt werden,
die die Öffentlichkeit für das Thema Diskrimi-
nierung sensibilisieren. Bewerbungsschluss ist
der 31.12.2005.
Kontakt: www.stop-discrimination.info.

Neues Zeitungsprojekt
Mit dem Themenschwerpunkt ‚Herrschaftsfrei-
es Wirtschaften‘ ist das neue Zeitungsprojekt
‚Fragend voran…‘ gestartet. Von einem losen
Netz unterschiedlicher Gruppen und Einzelper-
sonen ins Leben gerufen, setzt sich das Projekt
zum Ziel, in einem offenen Diskussionsprozess
eine „Verbindung von Widerstand und Vision,
von Aktion und Utopie, von Theorie und Pra-
xis“ zu schaffen. Die jeweils mit einem themati-
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schen Schwerpunkt ausgestatteten Hefte sollen
mehrmals pro Jahr in unregelmäßigen Abstän-
den erscheinen. Der Themenschwerpunkt der
Nullnummer begibt sich auf die Suche nach ei-
ner Wirtschaftsordnung, die weder auf Markt-
gesetze noch auf den Staat oder eine andere zen-
trale Steuerungsinstanz gegründet ist. Weitere
bisher geplante Themenschwerpunkte sind ‚Er-
nährung ohne Herrschaft‘, ‚Psychatriekritik‘,
‚Horizontale Gesellschaft‘ und ‚Gesellschaft
ohne Strafe‘. Die Zeitschrift kann einzeln be-
stellt, aber auch im Abonnement bezogen wer-
den. Die erste Ausgabe kann als PDF-Doku-
ment kostenfrei herunter geladen werden unter
www.fragend-voran.de.vu.
Kontakt: Projektwerkstatt, Ludwigstr. 11, 35447
Reiskirchen-Saasen. Tel.: (06401) 903 28-3,
Fax: (06401) 903 28-5, eMail: fragend-
voran@projektwerkstatt.de.

Ostdeutsche Geschichte I
Kulturstaatsministerin Christina Weiss hat eine
Expertenkommission einberufen, die ein Kon-
zept für einen Geschichtsverbund ‚Aufarbei-
tung der SED-Diktatur’ erarbeiten soll. Zu der
zehnköpfigen Expertengruppe gehört auch Ul-
rike Poppe, Beiratsmitglied des Forschungsjour-
nals. Die Ergebnisse der Kommission werden
Ende Oktober in einem Symposium ‚15 Jahre
Deutsche Einheit – 15 Jahre Aufarbeitung‘ in
Berlin vorgestellt und diskutiert.

Ostdeutsche Geschichte II
Umstritten ist eine Stellungnahme des Willy-
Brandt-Kreises zum künftigen Umgang mit den
Stasiakten. Die Unterzeichner der Stellungnah-
me, unter anderem Friedrich Schorlemmer, Os-
kar Negt, Günter Grass und Egon Bahr, kritisie-
ren eine mögliche Neuausrichtung der Behörde
für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes
der ehemaligen DDR auf die Aufarbeitung der
DDR-Geschichte. Die Behörde habe „mit ihrer
bisherigen Arbeit bewiesen, dass sie für diese
Arbeit ungeeignet“ sei. Als Gründe werden eine

politische Zweckbestimmung der Behörde, aus-
gerichtet auf eine Delegitimierung der DDR, und
dementsprechend eine selektive Geschichtsschrei-
bung benannt. So würden emanzipatorische Ele-
mente der DDR-Vergangenheit ebenso wie re-
pressive Elemente der BRD-Geschichte konse-
quent ausgeblendet und so „das Bild der DDR
als eines reinen Unrechtsstaates“ kolportiert.
Dementsprechend setzen sich die Unterzeichner
für eine differenzierte Aufarbeitung von Ge-
schichte und die Überführung der Stasi-Akten
unter die Obhut des Bundesarchivs ein.
In einer Replik auf diese Erklärung widerspre-
chen zahlreiche ehemalige Aktivistinnen und
Aktivisten der Bürgerbewegung, darunter Tom
Sello von der Robert-Havemann-Gesellschaft
oder Bärbel Bohley, dieser Sichtweise. Nicht
die so genannte Birthler-Behörde, vielmehr die
Forschungs- und Forschungsförderungsland-
schaft selbst seien verantwortlich für „die der-
zeitigen Darstellungen und Interpretationen der
DDR-Geschichte“. Ebenso verhindere die bun-
desdeutsche Archivgesetzgebung eine genaue-
re Aufarbeitung der Geschichte des westdeut-
schen Staates, da nicht nur geheimdienstliche
Akten, sondern auch die der Bundesregierung
nur schwer zu nutzen seien. Eine Kritik, wie die
des Willy-Brandt-Kreises, fördere dementspre-
chend nicht eine tatsächliche geschichtliche Auf-
klärung, sondern trage vielmehr zur Ausbrei-
tung neuer „Irrationalismen und Dolchstoßle-
genden“ bei.
Die jeweiligen Stellungnahmen sind im Internet
einzusehen unter: www.brandt-kreis.de/Aktu-
elles/Stasi-Unterlagen.htm und www.havemann-
gesellschaft.de/info207.htm.

Langfristige Förderung für Bewegungen
Die ‚Bewegungsstiftung‘ hat mit der so genann-
ten ‚Basisförderung‘ eine neue Förderstrategie
entwickelt. Mit dieser Förderart sollen Bewe-
gungsorganisationen über mehrere Jahre unter-
stützt werden. Ziel dieser langfristigen Koope-
ration ist nicht die Umsetzung einzelner Projek-
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te, sondern das Erreichen gemeinsam ausge-
handelter mittelfristiger politischer und organi-
satorischer Ziele. Die bewilligten Gelder können
von den Organisationen flexibel eingesetzt wer-
den und ermöglichen damit eine zeitgerechte Re-
aktion auf aktuelle Themen und Ereignisse.
Kontakt: Bewegungsstiftung, Artilleriestr. 6,
27283 Verden. Tel.: (04231) 957 540, Fax:
(04231) 957 541, www.bewegungsstiftung.de.

Lobbykontrolle I
Mit ‚LobbyControl‘ ist eine neue Initiative ge-
gründet worden, die über Einflussnahme auf
Politik und Öffentlichkeit und über gesellschaft-
liche Machtstrukturen informieren will. Mit kon-
tinuierlicher und systematischer Aufklärungsar-
beit soll über Aktivitäten von wirtschaftsnahen
Denkfabriken, PR-Agenturen, Kampagnen, Netz-
werken und Lobbygruppen berichtet werden. So
will LobbyControl Impulse für mehr Transpa-
renz und eine demokratische Kontrolle der Ein-
flussnahme auf Politik und Öffentlichkeit liefern.
Kontakt: www.lobbycontrol.de/blog, eMail:
u.mueller@lobbycontrol.de.

Lobbykontrolle II
Auf europäischer Ebene setzt sich eine neue
zivilgesellschaftliche Koalition für mehr Trans-
parenz und verpflichtende Verhaltensregeln für
Lobbyisten ein. Die ‚Alliance for Transparency
and Ethics Regulation‘ (ALTER-EU) fordert in
ihrem Gründungsstatement eine stärkere Kon-
trolle von Lobbytätigkeiten und ein Ende des
privilegierten Zugangs von Wirtschaftsinteres-
sen zu Entscheidungsträgern auf europäischer
Ebene. Unterstützt wird ALTER-EU von mehr
als 140 NGOs, Gewerkschaften und Wissen-
schaftlern, aber auch von einzelnen Lobby- und
PR-Agenturen.
Kontakt: www.alter-eu.org.

Softwarepatente‘. Am Tag der Abstimmung des
EP über eine EU-Softwarepatentrichtlinie – diese
wurde abgelehnt – wurde ein großes Transpa-
rent entrollt, auf dem aus einzelnen Porträts von
Demonstranten der Schriftzug ‚no e-patents‘
gebildet wurde. Die Porträts wurden im Zuge
einer Online-Demonstration gesammelt, zu der
campact! (www.campact.de) und attac
(www.attac.de) gemeinsam aufgerufen hatten.
Mit fast 5000 Online-TeilnehmerInnen kann die
Aktion durchaus als Erfolg bezeichnet werden.
Dagegen ist eine Online-Demonstration, die eine
Blockade von Webseiten zum Ziel hat, strafbar.
So entschied das Frankfurter Amtsgericht im
Streit zwischen der Lufthansa und der Initiative
‚Libertad!‘. Es wertete den Aufruf der Initiative
zur Blockade der Lufthansa-Webseite als Nöti-
gung und damit einen dementsprechenden Ein-
satz des Computers als Form physischer Ge-
walt. Der im Jahre 2001 angestrengte Protest
von Libertad! richtete sich gegen die Beteili-
gung der Lufthansa an Abschiebungen und soll-
te, durch gleichzeitigen massenhaften Zugriff,
eine Verlangsamung des Lufthansa-Servers er-
wirken. Tatsächlich wurde erreicht, dass die
Lufthansa-Webseite für ca. acht Minuten nicht
mehr zugänglich war. Im daraufhin angestreb-
ten Verfahren wurde der Inhaber der Domain
www.libertad.de zu einer Strafe von 900 Euro
verurteilt. Dass eine solche rechtliche Beurtei-
lung dieses Demonstrationsaufrufes durchaus
schwierig und umstritten ist, zeigt nicht nur die
lange Verfahrensdauer, sondern auch zahlrei-
che Versuche der Staatsanwaltschaft, durch ei-
nen Kompromiss einen Prozess zu vermeiden.

Informationsfreiheitsgesetz
Das Informationsfreiheitsgesetz kann nach der
Zustimmung durch den Bundesrat nun wie ge-
plant am 01.01.2006 in Kraft treten. Damit kön-
nen Bürger ab diesem Zeitpunkt Einsicht in Ver-
waltungsakten nehmen oder Kopien dieser Un-
terlagen beantragen. Zwar gibt es einige Aus-
nahmeklauseln, durch die Verwaltungen die Ein-

Online-Demo
Mit einer Aktion vor dem Europäischen Parla-
ment endete am 6. Juli die Kampagne ‚Stoppt
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sicht verweigern können. Dennoch wird das
Gesetz auch vom ‚Bündnis von Journalisten-
und Bürgerrechtsgruppen zur Durchsetzung der
Informationsfreiheit‘ ausdrücklich begrüßt. Das
Gesetz mache den Weg frei für eine effektive
Beteiligung der Bürger an Entscheidungspro-
zessen und sei ein wichtiges Instrument der In-
formationsbeschaffung für journalistische Tä-
tigkeiten, so eine gemeinsame Presseerklärung
des Bündnisses aus Netzwerk Recherche, Deut-
scher Journalisten-Verband, Deutsche Journa-
listinnen- und Journalisten-Union in ver.di,
Transparency Deutschland und Humanistische
Union. Die Presserklärung kann eingesehen
werden unter www.humanistische-union.de/
print.php?sid=233.

Ratgeber Freiwilliges Engagement
‚Freiwilliges Engagement – aber wo?‘ lautet der
Titel einer Broschüre des BMFSFJ. Sie soll
Interessierten an einem Freiwilligen Sozialen
oder Freiwilligen Ökologischen Jahr erste Ori-
entierungen und Kurzinformationen geben. Der
Ratgeber kann im Internet unter http://
www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Broschue-
renstelle/Pdf-Anlagen/Freiwilliges-Engage-
ment-Flyer,property=pdf.pdf herunter geladen
werden.

Erweiterte Bürgerbeteiligung
In einem ‚erweiterten Bürgerbeteiligungsverfah-
ren‘ hat die Stadt Freiburg im Breisgau interes-
sierte Bürgerinnen und Bürger in die Neuauf-
stellung des Flächennutzungsplanes einbezogen.
Mit Hilfe von bürgerschaftlichen Arbeitsgrup-
pen wurde den Beteiligten die Möglichkeit zur
vertiefenden Diskussion und zur Abgabe von
Empfehlungen gegeben. Die Ergebnisse seien
durchaus positiv: So habe man eine qualitative
Verbesserung des Entwurfes erreicht und
gleichzeitig die Akzeptanz des Flächennutzungs-
planes in der Bevölkerung gesteigert, so die Stadt
in einer Stellungnahme. Weitere Informationen

und Kontakt: www.freiburg.de, eMail:
anette.schubert@stadt.freiburg.de.

Otto Brenner Preis
für kritischen Journalismus
Die Otto Brenner Stiftung – eine Fördereinrich-
tung der IG Metall – wird erstmalig den Otto
Brenner Preis zum Thema „Kritischer Journa-
lismus – gründliche Recherchen statt bestellter
Wahrheiten“ verleihen. Prämiert werden Beiträ-
ge, die für einen kritischen Journalismus vor-
bildlich und beispielhaft sind und für demokra-
tische und gesellschaftspolitische Verantwortung
stehen. Das politische Leitmotiv des Gewerk-
schafters lautete: „Nicht Ruhe und Unterwür-
figkeit gegenüber der Obrigkeit ist die erste
Bürgerpflicht, sondern Kritik und ständige de-
mokratische Wachsamkeit.“ Es sollen journa-
listische Beiträge ausgezeichnet werden, die
Themen aufgreifen, die in den Medien sonst zu
kurz kommen, aber für die Bürger und Arbeit-
nehmer von großer Bedeutung sind.
Der Otto Brenner Preis ist mit insgesamt 20.000
Euro dotiert. Es werden die drei besten einge-
reichten Beiträge ausgezeichnet und drei Re-
cherche-Stipendien vergeben. Für Nachwuchs-
Journalisten aus Schüler- und Jugendzeitungen,
aus Videogruppen oder anderen Projekten gibt
es einen Newcomer-Sonderpreis. Teilnehmen
und vorgeschlagen werden können alle Journa-
listinnen und Journalisten, die für Printmedien,
Hörfunk, Fernsehen und Internet-Publikationen
arbeiten. Der Jury gehören Sonia Mikich (Re-
daktion Monitor), Heribert Prantl (Süddeutsche
Zeitung), Harald Schumann (Der Tagesspiegel),
Dr. Volker Lilienthal (epd-medien) sowie Ver-
waltungsratsmitglieder der Otto Brenner Stif-
tung an. Die Preisverleihung findet im Rahmen
der diesjährigen Jahrestagung der Otto Brenner
Stiftung am 23./24. November 2005 in Berlin
statt. Die detaillierten Ausschreibungs- und Be-
werbungsunterlagen können unter www.otto-
brenner-stiftung.de  abgerufen werden. Einsen-
deschluss ist der 15. Oktober 2005.
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REZENSIONEN
...................................................................................................................................

Schrittweise Annäherung an die
Lokale Governance
Schreibt man eine Sammelrezension über die
aktuellen Erscheinungen aus der deutschspra-
chigen Wissenschaftsgemeinde zum Thema ‚Lo-
cal Governance‘, wird schnell klar, dass das
Thema neu sein muss. Geht man von den bei-
den Begriffen ‚lokal‘ und ‚Governance‘ aus,
und will man den Rückgriff auf englische Her-
ausgeber vermeiden, wird das Angebot relativ
klein. Allerdings gibt es einige spannende Sam-
melbände.

Reforming Local Government
Eine erste Auseinandersetzung mit Governance-
Konzepten auf lokaler Ebene unternahmen Nor-
bert Kersting und Angelika Vetter 2003 mit ih-
rem Sammelband ‚Reforming Local Govern-
ment in Europe‘. Der Band enthält 14 nationale
Fallstudien aus West- und Mitteleuropa, sowie
einen einführenden und einen zusammenfassen-
den Beitrag. Ausgangspunkt ist die Feststellung,
dass in nahezu allen westeuropäischen und al-
len Transformationsstaaten Reformen der Kom-
munalverwaltung und ihrer Kompetenzen lau-
fen. Die dazugehörigen Diskurse, so Vetter/
Kersting in der Einführung (13), werden weit-
gehend von einer Wettbewerbs- und Manager-
Rethorik geprägt, während die demokratische
Dimension lokaler Politik größtenteils ausge-
blendet sei. Die Autoren der einzelnen Beiträge
sollen nun untersuchen, inwieweit diese demo-
kratische Dimension bei den Reformen in den
einzelnen Ländern berücksichtigt wird. Als
Grundlage hierzu stellen Vetter/Kersting ein ana-
lytisches Konzept vor, welches die Maßnah-
men in ‚Reforms of the Local Administration‘
und ‚Local Political Reforms‘ unterteilt (15).
Unter den ersteren fassen die Autoren neben
‚territorial Reforms‘, wie beispielsweise die
Einführung neuer ‚Government Layers‘, vor
allem management-orientierte Reformansätze,

die durch die Einführung wettbewerblicher Ele-
mente die Steigerung von Effizienz und Effekti-
vität in der Verwaltung erreichen sollen. In der
zweiten Kategorie ‚Local Political Reforms‘
wird zwischen der direkten Partizipation der
Bürger, etwa durch Einführung der Direktwahl
des Bürgermeisters, und Veränderungen in Be-
zug auf das repräsentative System unterschie-
den. Hierunter findet sich unter anderen die Ein-
führung neuer ‚Governance Structures’. Als
Beispiel nennen sie ‚Advisory Boards‘, ‚Neigh-
bourhood Councils‘ und ‚Forums‘, in denen
private und öffentliche Akteure zusammenge-
führt werden.

Insbesondere der Artikel von Helen Sulli-
van über die ‚Local Government Reforms in
Great Britain‘(39) geht auf die Einführung der-
artiger Governance-Strukturen ein. Sie erklärt
die Entstehung des Begriffs ‚Local Governance‘
und macht deutlich, dass mit dem Labour-Wahl-
sieg 1997 in Großbritannien quasi ein Paradig-
menwechsel vollzogen wurde, als sich das Leit-
bild des ‚enabling government‘ durchsetzte (43).
‚Enabling Government‘ meint hier eine Kom-
munalverwaltung, die private Akteure als gleich-
berechtigte Kooperations-Partner bei der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben mit einbezieht. Da-
mit ging dieses Konzept in einem wesentlichen
Punkt über die Philosophie des New Public
Management (NPM) hinaus, die den Bürger
hauptsächlich auf seine Rolle als ‚Konsument’
beschränkte. Die Effektivitätsreform, so Sulli-
van, sollte nun durch die eine entsprechende
‚Legitimitätsreform‘ ergänzt werden. Allerdings
fällt hier Sullivans Beurteilung der bisherigen
Ergebnisse durchaus kritisch aus (60).

Mit Blick auf den gesamten Band lässt sich
feststellen, dass bezüglich des Informationsge-
halts über Local Governance die Artikel sehr
unterschiedlich sind. Die einzelnen Autoren be-
handeln entsprechend des grundlegenden Ana-
lyse-Rahmens Phänomene ‚lokaler Governance‘
als eine von vielen Reformmaßnahmen. Dem-
entsprechend setzen sich einige Autoren ein-
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gehender als andere gerade mit diesem Aspekt
auseinander. Im abschließenden Kapitel des Ban-
des versuchen Kerstin/Vetter, das auszugleichen:
Anhand der Beiträge und einer mit den Autoren
durchgeführten Befragung vergleichen sie die
demokratieorientierten Reformmaßnahmen in den
verschiedenen europäischen Ländern. Dabei stel-
len sie fest, dass die systematische Einführung
neuer Governance-Strukturen europaweit noch
in den Anfängen steckt. Allerdings sind in allen
untersuchten Ländern erste Maßnahmen und Pi-
lotprojekte zu finden (335).

Der stark verwaltungs- beziehungsweise
politikwissenschaftlich geprägte Band kann vor
allem Einsteigern in die Diskussion um die Re-
form lokale Verwaltung in West- und Mitteleur-
opa empfohlen werden. Der Leser erfährt viel
über die historischen Grundlagen der jeweili-
gen administrativen Kompetenzen und Pflich-
ten der lokalen Ebene, und wird mit den gene-
rellen Leitlinien der verschiedenen Reformpha-
sen vertraut gemacht. Bezüglich des engeren
Fokus Local Governance bietet der Band immer
noch einiges an Information. Da Local Gover-
nance jedoch nicht allein im Fokus der Beiträge
steht, sondern ein Merkmal demokratischer
Reform unter vielen ist, bleibt sie in einigen
Artikeln zugunsten anderer Aspekte unberück-
sichtigt.

Dynamics of Place
Vom Aufbau her ähnlich, wenn auch mit ande-
rem empirischen und analytischen Zuschnitt ist
ein Band von Hubert Heinelt und Daniel Küb-
ler mit dem Titel: ‚Metropolitan Governance.
Capacity, Democracy and the Dynamics of
Place‘. Auch hier handelt es sich um einen Sam-
melband, der von den Herausgebern mit einer
Darstellung des analytischen Rahmens einge-
leitet wird. Zentrale Fragestellung ist wie vor
dem Hintergrund einer immer weniger gegebe-
nen Deckungsgleichheit von administrativen
Gebieten und funktionalen Räumen der Aufbau
von ‚governance capacity‘ in Metropolen be-

ziehungsweise Metropol-Regionen geleistet
wird. Dabei, so Kübler/Heinelt, soll eine Pers-
pektive eingenommen werden, die insbesondere
die demokratische Qualität der Metropolen-Go-
vernance berücksichtigt (16). Dieser Aspekt
wird dadurch spannend, dass Metropolen meh-
rere und in der Regel sehr unterschiedliche Kom-
munen umfassen, wobei die demokratische Ent-
wicklung funktionalen Aspekten untergeordnet
wird. Drei Dinge erachten Kübler/Heinelt als
zentral für diese Perspektive: Erstens die Be-
rücksichtigung aller an der Metropolitan Go-
vernance beteiligten Akteure, und nicht nur die
Konzentration auf die Verwaltung (und sie be-
treffende Reformen), zweitens den Einbezug der
örtlichen Gegebenheiten beziehungsweise ‚Dy-
namics of Place‘ im Bereich demokratisches
System und drittens im Bereich Zivilgesellschaft
(22). Daraufhin folgen neun Beiträge aus Nord-
amerika und Europa. Einige Autoren konzent-
rieren ihre Fallstudie auf eine bestimmte Metro-
pole, während andere generellere Aussagen zur
Entwicklung von Metropolen eines ganzen Lan-
des machen. Unabhängig davon nehmen sie
vergleichsweise intensiv Bezug auf den analyti-
schen Rahmen der Herausgeber. Die Herausge-
ber fassen die Ergebnisse der Beiträge in einem
Schlusskapitel zusammen, wobei sie ein Resul-
tat herausarbeiten, dass im ursprünglichen Rah-
menkonzept noch keine Rolle gespielt hat: die
Bedeutung von ‚Territorial Political Leaders-
hip‘ für Metropolitan Governance-Konzepte
(191). Des Weiteren, so die Herausgeber, muss
auf lokaler Ebene von der Idee eines für alle
geltenden Best Practice Modells Abstand ge-
nommen werden. Die ‚Dynamics of Place‘ sind
so entscheidend, dass sich selbst innerhalb des-
selben Staates abhängig von örtlichen Gege-
benheiten unterschiedliche lokale Governance-
Strukturen ausbilden können (193).

Im Vergleich zum älteren Band von Kerstin/
Vetter werden die nichtstaatlichen Akteure deut-
licher berücksichtigt. Dennoch ist eine starke
Konzentration auf staatliche Strukturen bezie-
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hungsweise Akteure bemerkbar. Die Zusam-
mensetzung und Eigenschaften der zivilgesell-
schaftlichen Akteure werden kaum als eigen-
ständiger Punkt in Relation zur Metropolitan
Governance gesetzt. Nichts desto Trotz bietet
sich hier für den an ‚Local Governance‘ inter-
essierten Leser die Gelegenheit, sich aus inter-
nationaler Perspektive mit aktuellen Entwick-
lungen im Bereich demokratisches und effizi-
entes Regieren in Kommunen übergreifenden
Metropolregionen auseinander zu setzen. Man
kann davon ausgehen, dass diese Perspektive
vor dem Hintergrund zunehmender Verstädte-
rung und ‚Agglomeration‘ in Zukunft an Be-
deutung gewinnen wird.

Leadership and Governance
Ebenfalls unter Mitwirkung von Hubert Hei-
nelt ist noch ein weiteres einschlägiges Buch
erschienen. Michael Haus, Hubert Heinelt and
Murray Stewart: ,Urban Governance and De-
mocracy. Leadership and Community Involve-
ment‘. Wie schon der Titel nahe legt, knüpft es
inhaltlich teilweise an den vorher beschriebe-
nen Band an. Das Buch ist der erste von zwei
Bänden zu einem EU-finanzierten Forschungs-
projekt. In diesem Projekt wurde in neun Län-
dern anhand von 18 Städtefallstudien untersucht,
inwieweit sich die Aspekte von ‚Leadership‘
und ‚Community Involvement‘ gegenseitig er-
gänzen. Auch dieses Buch ist ein Sammelband,
jedoch muss angemerkt werden, dass hier der
‚klassische komparatistische Aufbau‘, theoreti-
sche Einleitung plus territoriale Fallstudien plus
knappes Fazit, vermieden wurde. Vielmehr sind
die Beiträge thematisch orientiert. In den ersten
drei Beträgen wird das grundlegende Analyse-
konzept vorgestellt, wobei sich der zweite Bei-
trag stärker auf Legitimationsfragen aus der
Akteursperspektive konzentriert, während der
dritte unter Anwendung von Ostroms ‚Instituti-
onal Analysis and Development Framework‘
(41) insbesondere auf die Bedeutung und Ent-
wicklung von den Regeln abzielt, die die Hand-

lungen der Akteure bestimmen. Die restlichen,
deutlicher empirisch fundierten Beiträge grei-
fen nun bestimmte Aspekte aus diesem Rah-
menkonzept heraus. Besonders interessant, und
vergleichsweise umfangreich ist ein Vergleich
aller Fallstudienstädte in Hinsicht auf ihre demo-
kratischen Strukturen, finanziellen Spielräume
und die Stärke der lokalen Zivilgesellschaft (65).
Weitere Themen sind unter anderem neue verti-
kale Governance-Strukturen im Zuge fortschrei-
tender Europäisierung (144), die Legitimations-
potentiale von Bürgerbeteiligung (221) und Go-
vernance in der städtischen Raumplanung (236).

Für den an ‚Local Governance‘ interessier-
ten Leser bietet dieser Band eine Fülle von In-
formationen. Hervorzuheben ist vor allen Din-
gen das vergleichsweise weit fortgeschrittene
analytisches Rahmenkonzept, das versucht, die
akteurszentrierten wie auch für die strukturel-
len Variablen sinnvoll miteinander zu verbin-
den. Darüber hinaus werden konkrete Grundla-
gen zur Operationalisierung herausgearbeitet
(62). An einigen Punkten sind die Überlegun-
gen zur Integration der beiden analytischen
Konzepte sicherlich noch weiter zu führen, Bei-
spielweise bei der Definition und Erfassung in-
formeller Regeln (44f). Dennoch ist eine der
Stärken des Bandes, dass die konzeptionellen
Überlegungen in den einzelnen Beiträgen auf
empirische Fälle angewendet werden. So wer-
den die theoretischen und methodischen Grund-
lagen für den Leser gut zugänglich gemacht.
Darüber hinaus lassen sich einige sehr schöne
Beispiele für angewandte Komparatistik finden.
Neben den theoretischen Inhalten bietet der
Band eben durch die empirisch basierten Unter-
suchungen auch Wissen aus dem Forschungs-
feld, weniger von territorialem, sondern eher
thematischem Zuschnitt.

Wettbewerb, Kooperation, und PPPs
Einen anderen Ansatz verfolgen Maria Oppen,
Detlef Sack und Alexander Wegener, die in ih-
rem Band ‚Abschied von der Binnenmoderni-
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sierung?‘ die Kommunen im Spannungsfeld
zwischen Wettbewerb und Kooperation sehen.
Auch dieses Buch ist ein Herausgeberband. Die
neun Beiträge lassen sich in zwei Kategorien
einteilen: Die ersten beschäftigen sich mit theo-
retischen Grundlagen für die Betrachtung und
Analyse von Governance-Reformen in Kom-
munalverwaltungen. Die zweite Hälfte der Auf-
sätze konzentriert sich auf eines dieser neuen
Governance-Phänomene: Die Public Private
Partnerships (PPP).

Wie Oppen/Sack im einleitenden Aufsatz
ausführen, sehen sie die Reformen der deut-
schen Kommunalverwaltung noch zu sehr mit
der Binnenperspektive und der Einführung wett-
bewerbsorientierter Verfahren beschäftigt, die
sie im Zuge der NPM-orientierten Verwaltungs-
reformen initiiert haben. Zwar hat sich auch in
Deutschland mit der rot-grünen Koalition das
Gewicht hin zum ‚aktivierenden Staat‘, der mit
privaten Akteuren bei seiner Aufgabenerfüllung
kooperiert, verschoben (16). Allerdings seien
die darin liegenden Potentiale weder in der Pra-
xis noch in der Theorie ausreichend beachtet.
Hierbei geht es den Autoren nicht darum, den
wettbewerbsorientierten NPM-Ansatz gegen
den kooperationsorientierten Governance-An-
satz auszuspielen. Vielmehr wollen sie anhand
empirischer Beispiele aufzeigen, wie sich diese
beiden Leitmotive wechselseitig beeinflussen.
Sie verweisen darauf, dass gerade die ‚Moder-
nisierungspraktiker‘ (19) einen Mix von Instru-
menten entwickeln, in denen hierarchische Ele-
mente in Kombination mit Wettbewerbs- und
Kooperationsformen zu finden sind. Die Erfas-
sung solcher ‚hybride(r) Steuerungsarrange-
ments‘ (20) sei eine der Stärken der Gover-
nance-Perspektive, die allerdings kritische As-
pekte nicht ausblenden darf. Die These einer
‚Entmachtung‘ des Staates weisen sie als empi-
risch nicht begründet zurück. Vielmehr sei auch
das Gegenteil denkbar: Werden gemeinschaftli-
che Aufgaben unter Partizipation einer Vielzahl
von Akteuren bewältigt, wächst die Verantwor-

tung der zentralen Vermittlungs- und Koordina-
tionseinheit, also des politischen Entscheidungs-
zentrums der Kommune (19). Im Anschluss an
die Einführung folgt ein Beitrag über die An-
wendung mikropolitischer Organisationskon-
zepte als Methode zur Untersuchung von Ver-
waltungsreformen aus akteurszentrierter Pers-
pektive. Inwieweit sich die Kommunen gene-
rell wettbewerblichen Maßnahmen geöffnet ha-
ben, ist Gegenstand zweier weiterer Beiträge,
einmal mit internationaler (53), und einmal mit
nationaler Perspektive (71).

Hier knüpfen die Beiträge an, die sich auf
die PPPs konzentrieren. Mit jeweils anderer
Fragestellung beziehungsweise anderem Poli-
tikfeld im Mittelpunkt untersuchen sie Struk-
tur, Prozesse und Wirkung dieses Governance-
Instruments, wobei unter anderem die Ebene
der konkret betroffenen Verwaltungsmitarbei-
ter einbezogen wird (179).

Im Vergleich mit den anderen Bänden ist die-
ses Buch wesentlich stärker auf die deutsche
Situation bezogen, und stärker organisations-
soziologisch ausgerichtet. Die Prozesse auf
Mikroebene, zum Beispiel, ob und wie Akteure
neue Normen akzeptieren, oder wie sie neue
Verfahren erlernen(32, 41), nehmen einen we-
sentlich breiteren Raum ein als in den vorheri-
gen Bänden. Darüber hinaus ist dies der einzige
Band, der sich konkret auf ein bestimmtes Phä-
nomen neuer Governance konzentriert. Zwar
wird nicht deutlich gemacht, warum gerade die-
se Form der Kooperation staatlicher und priva-
ter Akteure so in das Zentrum einiger Beiträge
gestellt wird, und es ließe sich fragen, ob der
Titel des Bandes diesem Umstand Rechnung
tragen sollte. Aber unabhängig davon sind nicht
zuletzt diese Beiträge für den Leser von heraus-
ragendem Interesse. Hier wird ‚Local Gover-
nance‘ auf der konkreten Ebene individueller
Akteure untersucht, und erst so die tatsächliche
Wirkung auf die Betroffenen erfassbar.

Stefan Niederhafner, Berlin.
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den Flughafen und damit der Verzicht auf Ar-
beitsplätze war für die rot-grüne Landesregie-
rung nicht attraktiv.

Die Landesregierung wählte zunächst einen
anderen Weg: die Einsetzung eines Mediations-
verfahrens. Im Diskurs sollten die Argumente
aller relevanten Akteure gesammelt, geprüft und
gegeneinander abgewogen werden, um schließ-
lich zu einer konsensuellen Entscheidung zu
kommen. Die Einrichtung eines aufwändigen
und teuren Mediationsverfahrens schien eine
angemessene Reaktion auf die verfahrene Situ-
ation.

Wie wird mit Mediation regiert?
Anna Geis hat in ihrer Studie „Regieren mit
Mediation“ dieses Verfahren untersucht. Dabei
beschränkt sie sich nicht auf die Betrachtung
und normative Bewertung des eigentlichen Ver-
fahrens, sondern bezieht die Vorgeschichte und
Entstehung in ihre Analyse genauso mit ein wie
die Aufnahme der Ergebnisse. Die Mediation
wird im Rahmen der politischen Restriktionen
und Akteurskonstellationen gesehen, was den
Reiz der Studie ausmacht. Die Autorin fragt,
„wie mit dem Mediationsverfahren regiert wur-
de“ (21), und das unter den erschwerten Bedin-
gungen einer konfliktreichen Vorgeschichte.

Geis klärt einführend ihre zentralen Kon-
zepte: einerseits den Begriff des Regierens und
andererseits das Konzept der Mediation. Sie
ordnet das Mediationsverfahren in den Politik-
prozess ein als Verhandlungssystem, reflexive
Institutionalisierung, innovatives Beteiligungs-
verfahren und informelles Verwaltungshandeln.
Damit sind bereits die Anknüpfungspunkte be-
nannt, an denen das Mediationsverfahren Teil
unterschiedlicher Aspekte von Regieren wird.
Nach einer Erläuterung der Verfahrensregeln
sowie damit einhergehender Schwierigkeiten,
widmet sich Geis dem Frankfurter Verfahren
selbst. Dies geschieht, dem Anliegen einer Kon-
textanalyse entsprechend, einschließlich der
Vorgeschichte. Die Autorin erinnert zunächst

Regieren hinter einem
Diskursverfahren
Der Konflikt um die Startbahn West am Frank-
furter Flughafen steht für eine davor und später
nie gesehene Eskalation. Ein Landesminister und
zwei Polizisten fanden im Laufe der Auseinan-
dersetzung den Tod. Selbst während der hitzi-
gen, teils gewalttätigen Proteste gegen die Atom-
energie in Deutschland ist es nicht zu einer Es-
kalation ähnlichen Ausmaßes gekommen.

Mediation statt Absage
Die Startbahn West ist Geschichte, schmerzli-
che Geschichte, gerade in der betroffenen
Rhein-Main-Region. Um so alarmierender war
die Ankündigung der Betreibergesellschaft des
Frankfurter Flughafens Fraport (früher FAG),
sich um einen weiteren Flughafenausbau zu
bemühen. Es hätte eine einfache Antwort auf
dieses Ansinnen gegeben. Die hessische Lan-
desregierung in Person von Ministerpräsident
Holger Börner hatte nach dem Konflikt um die
Startbahn West zugesagt, für den Frankfurter
Flughafen werde kein Baum mehr gefällt. Die
Deklarierung der angrenzenden Wälder als
„Bannwald“ war die juristische Umsetzung die-
ser Zusage. Doch eine solch klare Absage an
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an die Ereignisse um die Startbahn West. Das
damals erlittene Trauma wirft seinen Schatten
auf die neue Diskussion. Zur Begründung des
Mediationsverfahrens ist der negative Bezug auf
die Historie unmittelbar einleuchtend: „Nicht
mehr so wie damals“.

Schwächen des Verfahrens
In ihrer ausführlichen Deskription der Ereig-
nisse beschäftigt sich Geis mit der Einrichtung,
dem Ablauf des Verfahrens und schließlich der
öffentlichen Rezeption der Ergebnisse. Beson-
dere Aufmerksamkeit erhalten die Schnittstel-
len des Verfahrens: seine Einsetzung und die
Reaktionen auf die erarbeiteten Vorschläge. Hier
liegen insbesondere Schwächen des Frankfur-
ter Verfahrens. Ein durch die Landesregierung
nach unklaren Kriterien besetzter „Gesprächs-
kreis Flughafen“ machte entscheidende Vorga-
ben: Die Mediatoren und die Teilnehmer des
Verfahrens wurden vorab bestimmt. Das Ideal
einer Mediation sieht anders aus. Zudem ver-
weigerten die Bürgerinitiativen und Umwelt-
verbände ihre Teilnahme. Damit ging das Ver-
fahren bereits mit erheblichem Ballast an den
Start.

Im Verlauf des Frankfurter Verfahrens wur-
den wissenschaftliche Gutachten und politische
Einschätzungen eingeholt und schließlich – wenn
auch unter erheblichen Schwierigkeiten – kon-
krete Vorschläge erarbeitet, das Mediationspa-
ket. Es sieht Maßnahmen zum Lärmschutz und
ein Nachtflugverbot vor, aber auch den Ausbau
des Flughafens.

Willkommene Selbstbindung der
Politik
Der Aufnahme dieser Vorschläge, also der zwei-
ten Schnittstelle, gilt wiederum das intensive
Interesse der Autorin. Obwohl sich unmittelbar
nach Veröffentlichung des angeblich konsensu-
ellen Mediationsergebnisses die Parteien davon
distanzieren, bindet sich die Politik daran. Geis
weist darauf hin, dass es sich um eine willkom-

mene Selbstbindung handelt, kann so doch die
Last der Legitimation von einer eigenen hoch
kontroversen Entscheidung auf das Mediations-
verfahren abgeschoben werden. Das Buch
schließt mit einer Einschätzung der Wirkungen
des Verfahrens und, daneben gestellt, allgemein
theoretischen Überlegungen zur Bedeutung von
Leitideen, Wissen und Vertrauen für politische
Entscheidungen.

Geringe Bindung der Akteure
Die Beschränkungen des Diskursverfahrens als
Politikinstrument werden in dem Buch anschau-
lich. Die Bindungswirkung der teilnehmenden
Akteure an die Ergebnisse des Verfahrens ist
gering. Gegen das Genehmigungsverfahren zum
Bau der neuen Landebahn werden betroffene
Gemeinden klagen und die Star Alliance, als
hauptsächlich betroffene Fluggesellschaft, wehrt
sich gegen das Nachtflugverbot, obwohl beide
Akteure im Verfahren eingebunden waren. Die
Erfolge des Verfahrens sind daher mäßig. Die
öffentliche Diskussion wurde sicherlich früh
angeregt und die Akteure profitieren von der
umfangreichen wissenschaftlichen Expertise.
Die Entscheidung über den Flughafenausbau
ist damit aber immer noch kontrovers, die Ver-
waltungsgerichte werden sich über Jahre mit
dem Ausbau beschäftigen und ob nach all die-
sen Verfahren – wenn dann ein Ausbau be-
schlossen ist – nicht doch noch in erheblichem
Umfang protestiert wird, ist derzeit unklar.

Grenzen von Regieren durch Mediation
Anna Geis legt eine spannende und flüssig ge-
schriebene Einzelfallstudie zum Frankfurter
Verfahren vor – dem nach Geis’ Darstellung zu
Recht die Eigenschaft eines Mediationsverfah-
rens abgesprochen wurde. Das Buch ist lehr-
reich, weil es an einem konkreten Beispiel die
Möglichkeiten und vor allem die Grenzen von
Regieren mit Hilfe einer Mediation deutlich
macht. Die Betrachtung der Schnittstellen ist
dafür die geeignete Perspektive.
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Die Autorin zieht für ihre Darstellung um-
fangreiches Material heran und hat auch Inter-
views geführt, wobei Anzahl und Gesprächs-
partner leider nicht genannt werden. Damit bleibt
unklar, auf welcher Basis die Informationen
zusammen getragen wurden. Gravierender ist
aber, dass die Eigeninterpretation der Akteure
nur selten zur Sprache kommt – und dann meist
basierend auf Veröffentlichungen. Eine syste-
matische qualitative Befragung hätte hier nahe
gelegen, um Situationsdeutungen und Strategi-
en besser erheben zu können. Die Frage der
Akzeptanz der Verfahrensergebnisse durch die
Akteure hätte so geklärt werden können – ver-
mutlich mit niederschmetterndem Ergebnis. Dies
hätte aber zu einer etwas anderen Studie ge-
führt, die möglicherweise aufgrund der Promi-
nenz und Brisanz des Falles ebenfalls lohnend
wäre.

Jochen Roose, Berlin
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zepte Zivilgesellschaft und Sozialkapital geeig-
net sind, den wachsenden Integrationsproble-
men zu begegnen, die durch neue soziale Un-
gleichheiten und kulturelle Unterschiede verur-
sacht werden. Der Band ist in drei Teile geglie-
dert. Die ersten beiden Abschnitte widmen sich
einer theoretischen und konzeptionellen
Auseinandersetzung und Weiterentwicklung der
Begriffe Zivilgesellschaft und Sozialkapital, die
im empirischen dritten Teil anhand der Frage
diskutiert werden, ob ethnische Gemeinschaf-
ten „Parallelgesellschaften“ oder „Brücken zur
Integration“ darstellen.

Differenzierung des
Begriffs Zivilgesellschaft
Die Operationalisierung und Differenzierung
des Begriffs Zivilgesellschaft und die konzepti-
onelle Weiterentwicklung bilden den Schwer-
punkt der Beiträge des ersten Teils des Bandes.
Dabei wird durchgängig betont, dass die Be-
deutung der Zivilgesellschaft für die Demokra-
tie von vielen verschiedenen Faktoren abhängt.
So unterstreicht Detlef Pollack in seinem Bei-
trag die Ressourcenabhängigkeit bürgerlichen
Engagements. Die integrative Vermittlungs-
funktion der Zivilgesellschaft hängt demnach
von spezifischen Gelegenheitsstrukturen ab.
Der Autor unterscheidet zwischen einer vorpo-
litischen, geselligen und einer politischen Zivil-
gesellschaft der Verbände und Assoziationen,
die zwischen Staat und Gesellschaft vermittelt.
Zwar plädiert Pollack für die Entwicklung eines
nicht-normativen Konzepts von Zivilgesell-
schaft, hält seinen Anspruch aber selbst nicht
ein. Am Beispiel der Kommunen in Ostdeutsch-
land zeigt Alexander Thumfart, dass trotz ver-
fasster Möglichkeiten bürgerschaftlicher Parti-
zipation kulturelle und sozialisierte Wertewel-
ten und Deutungsmuster einer politischen Inte-
gration entgegenstehen. Auf der Ebene der trans-
nationalen Zivilgesellschaft zweifelt Volker Heins
an der Übertragbarkeit der westlichen Konzep-
tion von Zivilgesellschaft auf andere Länder.

Zivilgesellschaft ohne
undifferenzierte Euphorie
In den 1990er Jahren wurden die Begriffe Zi-
vilgesellschaft und Sozialkapital aufgrund ihrer
vermeintlichen Demokratiepotentiale als Allheil-
mittel für soziale und politische Integration  an-
gesehen. Mittlerweile werden auch die Schat-
tenseiten wie die Bildung von Gangs, Korrupti-
on und politischer Filz in den Blick genommen.
Die Autoren in dem Sammelband, dessen Bei-
träge auf Ergebnisse des Kongresses „Demo-
kratie und Sozialkapital – die Rolle zivilgesell-
schaftlicher Akteure“ zurückgehen, untersuchen
in einer kritischen Auseinandersetzung mit den
gängigen Ansätzen, ob und in wieweit die Kon-
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Insofern argumentiert der Autor, dass es keine
globale Zivilgesellschaft gibt, dass sie aber von
transnationalen NGOs als „notwendige Illusi-
on“ aufrecht erhalten wird. Auf die Gefahren
einer undifferenzierten, positiven Verwendung
des Zivilgesellschaftsansatzes weist Roland
Roth in seinem innovativen Beitrag hin. So zeigt
er anhand des Vereins- und Assoziationswe-
sens während des Kaiserreichs und der Weima-
rer Republik die Schattenseiten der Zivilgesell-
schaft auf.

Soziales Kapital und
Demokratiezuwachs
Den Stand der bundesrepublikanischen Debat-
te zu Robert Putnams Thesen zum Zusammen-
hang zwischen Sozialem Kapital und Demo-
kratiezuwachs spiegeln die Beiträge des zwei-
ten Teils des Buches wider. Kristine Kern kriti-
siert die prominenten Thesen und weist darauf
hin, dass der Teilnahme an Netzwerken ein
Selbstrekrutierungsprozess vorausgeht. Vertrau-
en wird nicht in Netzwerken gebildet, sondern
ist eine Voraussetzung der Teilnahme an ihnen.
Auch kritisiert sie die Einteilung von Netzwer-
ken in „bonding“, also in Netzwerke festigende
Bindungen innerhalb einer gesellschaftlichen
Gruppe, und „bridging“, wo Assoziationen die
Kluft zwischen verschiedenen gesellschaftlichen
Gruppen überbrücken. Dieses Konzept hat für
sie nur geringe Erklärungskraft. Jan Delhey und
Kenneth Newton untersuchen die Voraussetzun-
gen sozialen Vertrauens anhand einer internati-
onal vergleichenden Studie. Ihr Fazit lautet, dass
soziales Vertrauen in verschiedenen Gesellschaf-
ten durch verschiedene Faktoren (individuelle,
sozioökonomische, rechtliche) und dass Netz-
werke keineswegs unbedingt die Bildung von
sozialem Vertrauen fördern müssen. Kai-Uwe
Hellmann stellt unter Bezugnahme der Theori-
en von Simmel, Luhmann, Durkheim unter an-
deren fest, dass Putnams Konzept nur auf den
Mirkoebenenbereich bezogen werden kann.
Anhand des Beispiels Russland zeigt Hellmann,

dass zwischenmenschliches Vertrauen in Pri-
märgruppen in Zeiten schwindenden
Systemvertrauens zunimmt. Peter Henning
Feindt diskutiert Putnams Thesen anhand eines
Mediationsverfahrens zur Hamburger
Drogenpolitik Ende der 1990 Jahre. Das Beispiel
verdeutlicht, dass nicht jedes Netzwerk
automatisch positive, demokratische und
demokratisierende Effekte produziert, sondern
auch zur Exklusion artikulations- und
konfliktschwacher Interessen führen kann
(Cliquenbildung).

Netzwerke von MigrantInnen
Im dritten Abschnitt des Buches wird am Bei-
spiel der Netzwerke von MigrantInnen in
Deutschland der Zusammenhang zwischen zi-
vilgesellschaftlichem Engagement, Sozialkapi-
tal und sozialer und politischer Inklusion bezie-
hungsweise Exklusion diskutiert. Von beson-
derem Interesse ist dabei die Frage, ob ethni-
sche Organisationen wirklich zu Parallelgesell-
schaften führen oder ob sie eher Brücken der
Integration bilden. Die Beiträge bestätigen im
Hinblick auf die vorangegangenen Diskussio-
nen die vorliegenden Ergebnisse. Jürgen Fijal-
kowski stellt in seiner theoretischen Einleitung
fest, dass der Integrationseffekt von den Zielen
der Organisationen und der ethnischen Eliten
sowie den Reaktionen des Umfelds abhängt.
Valentin Rauer untersucht die Selbst- und
Fremdbewertung von migrationsspezifischem
Soziakapital. Dabei gelangt der Autor zu dem
Ergebnis, dass der Grad der öffentlichen Re-
präsentation nicht per se die Inklusion oder Ex-
klusion einer Organisation wiedergibt. Die bei-
den letzten Beiträge des Bandes beschäftigen
sich mit der individuellen Ebene. Claudia Diehls
schlussfolgert, dass eine Beteiligung in ethni-
schen Organisationen nur dann der politischen
Integration von MigrantInnen förderlich ist,
wenn sie an eine Beteiligung in einheimischen
Organisationen gekoppelt ist. Maria Berger,
Christian Galonska und Ruud Koopmans wei-
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sen nach, dass MigrantInnen, die in deutschen
Organisationen aktiv sind, politisch besser in-
tegriert sind.

Blindstellen bleiben
Die Beiträge geben den gegenwärtigen Stand
der sozialwissenschaftlichen Auseinanderset-
zung zu Zivilgesellschaft, Sozialem Kapital und
Demokratie wieder und sind dabei entspannend
frei von allzu undifferenzierter Euphorie. Leider
weisen sie dieselben Blindstellen auf, die in der
gängigen Debatte auch zu finden sind. Das Er-
gebnis der Diskussionen, dass unter bestimm-
ten Bedingungen Sozialkapital und Zivilgesell-
schaft inklusiv beziehungsweise exklusiv wir-
ken kann, bleibt vage und unspezifisch, wenn
die Relationalität der Kategorien Ethnie, Gen-
der, Klasse nicht oder nur am Rande berück-
sichtig wird. Auch bleibt die Frage offen, in-
wieweit die spezifischen Gelegenheitsstruktu-
ren, die die Integrationsleistung von Zivilge-
sellschaft und Sozialem Kapital fördern sollen,
sich unterschiedlich auf verschiedene gesell-
schaftliche Gruppierungen in Abhängigkeit zu
den oben erwähnten Kategorien auswirken.

Martha Czosnowski, Berlin.
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Zeitungsberichte seit 1870, die hier analysiert
werden. Neben Streiks sind das auch hohe Kran-
kenstände, die dann in den Medien auftauchen,
wenn die Arbeitgeberschaft sie thematisiert.

Man könnte Silver und der WLG natürlich
vorwerfen, daß eine Beschränkung auf die Dis-
kursebene „Medien“ nur begrenzt tauglich sei,
um eine Geschichte der Arbeiterunruhen zu
schreiben, aber dies ist, so Silver, die Ebene,
auf der die höchste Vergleichbarkeit möglich ist
und: Machbarkeit ist (leider) immer auch ein
wissenschaftliches Kriterium.

Im Kontext sozialer Bewegungen ist es not-
wendig, hier darauf zu verweisen, daß Silver
keineswegs politisch motivierte oder bewusste
Proteste analysiert, die etwa ein gewisses Ziel
hätten oder sich durch eine kollektive Identität
definierten: Silver rekurriert im Marxschen Sinne
auf ein strukturelles Kapitalverhältnis und da-
mit auch auf eine strukturelle Arbeitermacht, die
für sie die „geschichtsmächtige“ darstellt.

Das Kapital „repariert“
Silver analysiert im Laufe ihrer Forschungen
sogenannte „fixes“, die deutschen Übersetzer
sind wegen der Vielfältigkeit der Bedeutungen
bei dem englischen Begriff geblieben: „fix“ ist
sowohl eine notdürftige Reparatur, die aufgrund
von „labor unrest“ nötig wurde, wie aber auch
eine zeitlich begrenzte Manifestierung des Zu-
stands des Kapitals und des Kapitalismus. Die-
se „fixes“ können auch als Fluchtbewegungen
vor Arbeiterunruhe(n) verstanden werden, die
aber immer auch neue Arbeiterunruhe(n) zur
Folge haben.

Im einzelnen entdeckt Silver vier solcher „fi-
xes“, den räumlichen, den organisatorischen,
den „product fix“ und den „financial fix“. Der
räumliche fix erscheint nicht schwer zu fassen,
es handelt sich um die sogenannte „Kapital-
flucht“, die bei Silver begründet liegt in einer
Flucht vor starker Arbeitermacht, also der Macht,
eine starke Verhandlungsbasis als auch ein Droh-
potential durch Organisierung und Streik zu

Die Ruhe vor dem Sturm?
Arbeiterunruhe(n), im englischen „labor unrest“,
sind es, die die US-amerikanische Professorin
über den Zeitraum von 1870 bis heute analysiert.
Die Daten, die Silver untersucht, sind von der
von ihr mitgegründeten „World Labor Group“
(WLG), einem globalen Forschungsprojekt, zu-
sammengetragen worden. Es handelt sich um
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haben. Als nächsten großen räumlichen fix sieht
Silver die Abwanderung nach China. China ist
für sie damit auch die nächste große ökonomi-
sche Macht, die ihr zufolge die Hegemonie der
USA ablösen könnte. Darüber lässt sich strei-
ten. Das Kapital exportiert aber nie nur sich
selber, sondern die Arbeiterunruhen gleich mit.

Der organisatorische oder auch technologi-
sche „fix“ kann aktuell mit dem Wandel vom
Fordismus zum Postfordismus und vom Key-
nesianismus zum Neoliberalismus beschrieben
werden. Dazu gehört die Umstrukturierung von
Sozialverträgen und Entwicklungspolitik, mithin
Hartz IV, wie aber auch Automatisierung der
Produktion oder aber der „Toyotismus“, das
Einführen „flacher“ Hierarchien. Auch dieser
fix hat eine relevante Rückwirkung auf die Ar-
beiter- und Arbeitsmacht: Stehen millionen-
schwere „Reservearmeen“ im Hintergrund,
schwächt dies diese Macht. Werden flache Hie-
rarchien eingeführt, führt dies zu stärkerer in-
nerbetrieblicher Konkurrenz, eventuell aber
auch zu einem Bewußtsein über die eigenen
Kompetenzen, das über die Arbeitsorganisation
hinausführt.

Der „product fix“, den Silver analysiert, stellt
die Kapitalflucht in andere Produktionszweige
und Industrien dar. Historisch macht Silver die-
sen am Beispiel des Wechsels einer relevanten
Textilindustrie zu einer relevanten Automobil-
industrie deutlich. Zur Zeit findet ein ähnlicher
Wechsel in den Dienstleistungssektor statt. Als
rein ökonomischer Hintergrund ist die mangeln-
de Akkumulation in einem Produktionszweig
zu betrachten, die zum Ausweichen einen ande-
ren Sektor führt.

Der „financial fix“ letztendlich ist der Rück-
zug an die Börsen, wo die Arbeitermacht nur
schwer hinkommt. Keineswegs nur, weil dort
eben keine Produktion stattfindet, sondern auch,
weil Arbeiter mit Aktien an ihren Arbeitsplatz
gebunden werden. Während die anderen drei
fixes durchaus üblich sind, ist der financial fix
Ausdruck einer Krise: Das Kapital zieht sich in

diesen Momenten aus Produktion und Handel
zurück und erzeugt „Bubbles“ (wie etwa den
„Neuen Markt“), um begrenzt ökonomische
Gewinne zu erzielen. Diese Strategie ist aber
nur zeitlich begrenzt möglich.

Denn diese „Reparaturen“, insbesondere der
„financial fix“ hätten ihrer Grenzen, so Silver:
Momentan seien dies soziale Krisen, eine über-
steigerte Selbstsucht der Arbeitgeber und die
Krise der Weltmacht USA, die sich in einer kurz-
fristigen Stärkung manifestiere, langfristig sich
aber als ein letzter Strohhalm durch Querfinan-
zierungen erweisen würde.

Arbeitermacht und Krieg
Silvers Untersuchung hat überraschenderweise
ergeben, dass sowohl nach dem Ersten wie auch
nach dem Zweiten Weltkrieg Arbeiterunruhen
besonders gehäuft auftauchten – ein Ergebnis,
das aus eurozentrischer Sicht erst mal erstaunt,
im globalen Maßstab aber verständlich wird, da
diese Unruhen insbesondere  an der Peripherie
stattfanden.

Hier kommt Silver auf ein für sie relevantes
Thema: Arbeitermacht und Krieg. Militär und
Rüstungsindustrie sind ihr zufolge Konstanten,
die bisher keine „fixes“ nötig hatten. Der fix
besteht vielmehr im Führen eines Krieges, der
auch Disziplinierungsmuster aufweist und
Streiks unter dem Hinweis auf die nationale Si-
cherheit autoritär unterbindet.

Somit sieht Silver in den Folgen des 11.
September 2001 eine ihrer zentralen Thesen
untermauert: Die Entfaltung der Arbeiterbewe-
gung(en) ist in hohem Maße eingebunden in die
Dynamik von Krieg und Weltpolitik.

Wandel der Arbeitermacht
Die fixes und damit verbundenen Verschiebun-
gen in der Arbeitermacht führen global dazu,
daß diese nicht mehr beim traditionellen „In-
dustrieproletariat“ liegen, sondern sich eine neue
Arbeitermacht herausbildet, die oftmals bei Mi-
granten und bei Frauen liegt – zum Beispiel in
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der Transportbranche oder im Dienstleistungs-
bereich. Im Gegensatz zu früheren Publikatio-
nen resultiert daraus für Silver im vorliegenden
Band allerdings keine prinzipielle Stärkung der
Arbeitermacht. Es darf ihr wissenschaftlich zu
Gute gehalten werden, dass sie die Zukunft im
Dunkeln lässt und nicht aus historischen Er-
kenntnisses Konsequenzen für die Zukunft zieht.

Organisationen wie „Justice for Janitors“ in
den USA oder aber auch die zunehmende Or-
ganisation von Transportarbeitern in der IWW
(Industrial Workers of the World) scheinen die-
se letzte These zu unterstützen. Die großen, tra-
ditionellen Gewerkschaften dagegen scheinen
diese Entwicklung nahezu völlig verschlafen zu
haben. Selbst wenn sich aus dem Analysierten
keine Voraussage für die Zukunft sozial-ökono-
mischer Bewegung ableiten lässt, so macht Sil-
ver doch deutlich, daß diese nicht statisch im
Industriesektor zu finden sein wird.

Torsten Bewernitz, Münster
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wird von den meisten Autorinnen durch Bezug-
nahme auf die wichtigsten Vertreter und Vertre-
terinnen der jeweiligen Disziplinen ein interdis-
ziplinärer Ansatz hergestellt. Sehr spannend liest
sich der Ausgangspunkt der Herausgeberinnen,
die Frage nach dem Verhältnis von Wissen, Wis-
senschaft und Geschlecht. Von Braun und Ste-
phan versuchen auf Einteilungen in ‚harte Fä-
cher‘, wie den Naturwissenschaften und ‚weib-
lichen‘ Geisteswissenschaften zu verzichten, in-
dem elf Themenfelder vorgestellt werden: Iden-
tität (Claudia Breger), Körper (Irmela Marei Krü-
ger-Fürhoff), Reproduktion (Bettina Mathes),
Sexualität (Heike Jensen), Gewalt/Macht (Chris-
tine Künzel), Globalisierung (Heike Jensen),
Performanz/Repräsentation(Dagmar von Hoff),
Lebenswissenschaften (Kerstin Palm), Natur/
Kultur (Astrid Deuber-Mamkowsky), Sprache/
Semiotik (Antje Hornscheidt) und Gedächtnis
(Claudia Öhlschläger). Im Anschluss werden fünf
aktuelle Theorien als Abgrenzung beziehungs-
weise Überschneidungen genannt: Postmoderne
(Dorothea Dornhof), Queer (Sabine Hark), Post-
colonial (Gaby Dietze), Media (Katrin Peters)
und Cultural Studies (Claudia Benthien und Hans
Rudolf Velden). Nach welchen Kriterien Model-
le und Theorien ausgesucht werden und andere
nicht, wird nicht immer offen dargelegt.

Ansatz der symbolischen
Geschlechterordnung
Die beiden Herausgeberinnen verzichten in ih-
rer Einleitung auf eine erneute Abhandlung, wie
es von der Frauenforschung zu den gender stu-
dies gekommen ist. Ihr Ansatz zur symbolischen
Geschlechterordnung ist eine sehr ambitionier-
te, stark theologisch aufgeladene Einführung bis
hin zum „heiligen Gen“. Aber auch wissensthe-
oretische Überlegungen bilden den Anfang des
Buches. Es folgen die einzelnen Beiträge. Da ist
zunächst das Feld der Identität. Claudia Breger
bescheinigt, dass Identität ein zentraler Aspekt
ist, und somit auch an den Anfang eines solchen
Überblicks gehört. Nach einer Begriffsgeschich-

Gender-Theorien neu geordnet
Über Gender-Theorien ist in den vergangenen
Jahren viel gesagt und geschrieben worden, allzu
oft jedoch unter Missachtung interdisziplinärer
Aspekte. Das Erfolgsteam Christina von Braun
und Inge Stephan haben nach ihrem Sammel-
band „Gender Studien – eine Einführung“ nun
ein Theorien-Handbuch vorgelegt, das sich er-
neut mit Gendertheorien beschäftigt, allerdings
diesmal Themenfelder anstelle konkreter Diszi-
plinen vereint.

Interdisziplinärer Ansatz
Innerhalb dieser Themenfelder, die zu zentralen
Konzepten der Geschlechterforschung zählen,
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te, die bei den meisten Beiträgen den Anfang
bilden, gibt sie eine Übersicht über Identitätsthe-
orien von Beauvoir, über die Suche nach Identi-
tät der neuen Frauenbewegung bis hin zum Post-
strukturalismus. Auf die ‚französischen Beson-
derheiten‘ wird ebenso hingewiesen, wie die
wichtigsten Vertreter und Vertreterinnen genannt.
Sie kommt  zu dem Schluss, dass kollektive Iden-
titäten, so wie wir sie bis jetzt kannten, ihre klas-
sische Form verlieren werden. Globalisierung
und Flexibilisierung führen zu neuen Identitäten,
durchzogen von Brüchen und Wandeln.

Kaum eigene Interpretation
So wie Bregers Artikel sind die meisten Fel-
der aufgebaut. Nach einer kurzen Übersicht
folgt die Nennung der wichtigsten Vertreter
und Vertreterinnen. Es gibt kaum eine eigene
Interpretation oder Nachzeichnung der wis-
senschaftlichen Differenzen, die in Konzep-
ten wie ‚Körper‘ ja doch heftig auf wissen-
schaftlichem Boden ausgefochten wurden.
Und wie es in Sammelbänden meistens der
Fall ist, sind nicht alle Artikel gleich gut. Die
Kulturwissenschaftlerin Bettina Mathes stellt
zu ihrem Komplex ‚Reproduktion‘ am An-
fang die Frage, ob Medien ein Geschlecht
haben. Die Frage verspricht viel, leider wird
man beim Weiterlesen enttäuscht. Die Repro-
duktion eines Buchstabens, in diesem Falle
dem ‚a‘ ist nicht das, was man erwartet. Ak-
tuelle Diskussionen um die Debatte um Re-
produktion bleiben unerwähnt.

Heike Jensen hingegen fragt in ihrem Arti-
kel nach den Aspekten der Geschlechteransätze
in der Diskussion um Globalisierung. Nach ei-
ner Begriffsbestimmung und einem kurzen The-
orienüberblick, die sehr klar strukturiert und gut
verständlich sind, kommt sie zu dem Schluss,
dass es wichtig sei, an der Kategorie ‚Frau‘
festzuhalten, Männer sich aber auch endlich
umfassend an geschlechtersensibler Erfor-
schung der Globalisierung beteiligen. Jensens
Aufsatz ist ein auffallend positiver, der sich

sowohl als kurze Übersicht als auch als Nach-
schlagemöglichkeiten eignet.

Bei Christine Künzel fällt auf, dass sie, ob-
wohl ihr Aufsatz mit Macht/ Gewalt betitelt ist,
das Konzept der Macht zugunsten der Diskus-
sion um Gewalt hinten über fallen lässt.

Kein Handbuch der Theorien
Insgesamt bleibt das Buch hinter seinem eige-
nen Anspruch zurück, ein Handbuch der Theo-
rien zu sein. In der Gesamtschau fällt auf, dass
in zwei Dritteln aller Texte die Theorie Judith
Butlers mal ausführlicher, mal weniger ausführ-
lich beschrieben, Einzug gehalten hat. Fazit könn-
te daher auch sein: Ohne Butler, egal wie man
zu ihren Theorien steht, geht es nicht mehr. Auch
wenn einige Texte als nicht zufrieden stellend
bewertet werden, ist das Handbuch der Gen-
der-Theorien „Gender@Wissen“ ein praktisches
Werk, um die wichtigsten Vertreter und Vertre-
terinnen nachzuschlagen und einen groben Über-
blick zu erhalten.

Stephanie Schmoliner, Flensburg
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Mythos vom aktivistischen
Künstler hinterfragen
Als im Zuge der Unruhen während der Pariser
Commune 1871 die Vendôme-Säule gestürzt
wurde, fiel ein Symbol des Militarismus und
der Vertikalität schlechthin. Dass der Maler
Gustav Courbet für seine mutmaßliche Beteili-
gung am Säulensturz später eine Geldstrafe auf-
gebrummt bekommen hatte, führte unter ande-
rem zum Mythos vom aktivistischen Künstler.

Für den Kunsttheoretiker Gerald Raunig fiel
1871 allerdings weder der Aktivismus mit der



135

Kunst, noch brachen gesellschaftliche Hierar-
chien zusammen. Der Künstler Courbet ließ
während der Commune sein malerisches Schaf-
fen ruhen und betätigte sich eher kulturpolitisch.
Und die Säule fiel keineswegs in einer sponta-
nen Massenaktion als vielmehr aufgrund eines
bürokratischen Beschlusses. Raunig macht sich
auf die Suche nach Beispielen, in denen das
Nach- und Nebeneinander von künstlerischer
Praxis und politischem Aktivismus durch eine
permanente Überlappung ersetzt wird.

Beispielreichen Weg beschritten
In dem gerade erschienenen vierten Band der
vom ‚European Institute for Progressive Cultu-
ral Policies‘ (eipcp) herausgegebenen Schrif-
tenreihe ‚republicart‘ tut er dies auf der Grund-
lage einer poststrukturalistischen Revolutions-
theorie. Unter dem Titel ‚Kunst und Revoluti-
on. Künstlerischer Aktivismus im langen 20.
Jahrhundert‘ spannt er einen Bogen von der
Pariser Commune bis zu den Antiglobalisie-
rungsprotesten in Genua 2001. Auf einem bei-
spielreichen Weg durch diese Zeitspanne disku-
tiert der Autor die verschiedenen, auch von den
künstlerischen Avantgarden vorgenommenen
Verknüpfungen von Kunst und Politik. Das re-
volutionäre Theater um Sergej Eisenstein und
Sergej Tretjakov in der Sowjetunion finden
dabei ebenso Beachtung wie der Wiener Aktio-
nismus. Auch den in den vergangenen Jahren
so viel besprochenen Situationisten werden neue
Aspekte abgewonnen, indem sie als Übergang
„von der Kunstmaschine zur revolutionären
Maschine“ interpretiert werden.

Bausteine der
revolutionären Maschine
In Anlehnung an Gilles Deleuze, Felix Guattari
und Antonio Negri besteht die revolutionäre
Maschine aus drei Komponenten: Widerstand,
Insurrektion (Aufstand) und konstituierender
Macht. Im Gegensatz zu dem, was das Wort
vermuten ließe, ist die revolutionäre Maschine

gerade nicht mechanisch gedacht, sondern als
fließendes Ineinanderübergehen von Diskursen,
Personen, Orten und Ereignissen. Entgegen
anderer Revolutionsvorstellungen plädiert Rau-
nig für ein zeitliches und normatives Nebenein-
ander von Widerstand, Insurrektion (Aufstand)
und konstituierender Macht. Damit ist sicherlich
einiges gewonnen: Der Weg zur Revolution ist
nicht mehr vorgezeichnet. Es gibt also auch kei-
ne Abweichler mehr - und überhaupt ist sie kein
alles entscheidendes Moment, sondern ein lang-
wieriger, komplizierter Prozess. Sie endet nicht
in der Ergreifung der Staatsmacht, sondern ei-
gentlich gar nicht. Konstituierende Macht be-
deutet: Organisationsmodelle einrichten und
verwerfen, mit Subjektivierungsweisen experi-
mentieren, sich zeitweise der Entstehung neuer,
festgefügter Strukturen verweigern.

Grundsätzliche Umwälzung
durch Kunst
Nun tut es sicherlich gerade dem Kunstfeld ganz
gut, mal wieder mit dem Begriff der Revolution
konfrontiert zu werden. Während in der Pro-
duktwerbung heutzutage ständig irgendwelche
Revolutionen angekündigt werden, spielt die
Vorstellung der grundsätzlichen Umwälzung im
spätestens seit der documenta X (1997) wieder
politisierten künstlerischen Feld kaum eine Rol-
le. Auch der Umstand, dass Raunig fast gänz-
lich auf die Besprechung von Kunstwerken ver-
zichtet, dürfte die gesellschaftliche Dimension
kultureller Praxis angemessen in der Vorder-
grund rücken. Raunig gibt sich also auch mit
denjenigen Künstler-Stars gar nicht erst ab, die
in den vergangenen Jahren mit radikalen politi-
schen Inhalten die Museen bespielt haben.

Grenze zwischen Ästhetik und Kunst
verschwimmt
Im Mittelpunkt seiner Betrachtung der Gegen-
wartsszenerien steht die VolxTheaterKarawane.
Diese Gruppe von globalisierungskritischen
Aktivisten und Aktivistinnen ist durch die Ver-
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haftung einiger ihrer Mitglieder bei den Protes-
ten von Genua im Sommer 2001 zu größerer
Bekanntheit gelangt. In ihren Aktionen sieht
Raunig ein Zusammengehen von Gesellschafts-,
Institutionen- und Selbstkritik, das ihm als künst-
lerisch-politische Praxis par excellance er-
scheint. Die Grenze zwischen ästhetischen und
politischen Praktiken verschwimme, ohne dass
sie in einem großen Akt der proklamierten Auf-
lösung zertrümmert würde. So hatten es die
meisten Avantgarden des 20. Jahrhunderts vor
und landeten schließlich doch beim Nach- und
Nebeneinander.

Raunig zieht mit seiner Schwerpunktsetzung
also auch im eigenen Schaffen die Konsequen-
zen aus dem Scheitern der kulturellen Avantgar-
den. Indem er das künstlerische Feld verlässt
und sich den Akteuren sozialer Bewegungen
widmet, richtet er den Blick auf transversale
Mikropraktiken. Das sind solche, die quer zu
hierarchischen und zwanghaft kommunikativen
Handlungs- und Organisationsformen liegen.
Das ist interessant, weil ungewöhnlich. Aller-
dings votiert er damit auch gegen die Möglich-
keit, aus dem kulturellen Feld heraus spezifi-
sche Effekte im Feld der Macht zu zeitigen.
Ästhetischen Ausdrucksformen wird keine ei-
gene Wertigkeit zugesprochen. Aber nicht nur
künstlerische Arbeiten, sondern auch Diskurse
oder Ideologien werden im kulturellen Feld pro-
duziert. Sie sind letztlich auch entscheidend
dafür, ob sich jemand für eine Revolution be-
geistern kann oder nicht. Raunig spricht sich
gemäß seiner theoretischen Vorgabe ausdrück-
lich gegen einen ‚Kampf der Intellektuellen um
Hegemonie‘ aus und plädiert stattdessen für eine
Abkehr von den medialen Schaukämpfen. In
dieser Verweigerungshaltung gegenüber der
Kommentatorenrolle im Spektakel liege der
‚Schlüssel zur Veränderung‘. Abgesehen davon,
dass auch jene Strategien, die sich im Anschluss
an Herbert Marcuses Vorschlag der ‚großen
Weigerung‘ emanzipatorischer Politik widme-
ten, nicht die aller erfolgreichsten waren: Wirk-

sam verweigern kann sich nur, wer bereits über
ein gewisses Maß an Anerkennung verfügt. Nur
Prominente können sich wie seinerzeit Wolf-
gang Neuss fragen: Wie werde ich unbekannt?

Erinnern an vergessenes Engagement
Auch Raunig verzichtet nicht darauf, die ge-
schilderten künstlerischen Bewegungen jeweils
in ihren sozialen Kontext einzubetten und ruft
damit nicht zuletzt auch heute längst vergesse-
nes Engagement wieder in Erinnerung. Um
künstlerische Praktiken aber als Teil der Ausei-
nandersetzung innerhalb gesellschaftlicher Kräf-
teverhältnisse zu werten, hätte es vielleicht et-
was mehr des Rückgriffes auf Louis Althusser
und etwas weniger jenem auf Deleuze bedurft.
Ein anschlussfähiger poststrukturalistischer
Vorschlag jedenfalls ist gemacht. Was mit ihm
anzufangen ist, wird sich wohl zeigen. Die Ven-
dôme-Säule steht schließlich längst wieder.

Jens Kastner, Wien

Besprochene Literatur
Raunig, Gerald 2005: Kunst und Revolution.
Künstlerischer Aktivismus im langen 20. Jahr-
hundert. Wien: Turia + Kant.
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JÜRGEN SCHMITT

„Wer plant hier für wen . . .?“
Feldforschung in der Interaktionsgemeinde
eines ostdeutschen Prozesses der Stadtteil-
arbeit.
Wiesbaden: VS Verlag 2004.

Jürgen Schmitt legt mit seiner Studie zur Stadt-
teilarbeit im Chemnitzer Viertel Brühl-Nord eine
interessante Fallstudie vor. Zwar hält er sich rund
100 Seiten lang mit teilweise redundanten Erläu-
terungen zum theoretischen Hintergrund der Ar-
beit auf, kommt dann aber doch zu spannenden
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Erkenntnissen aus der eigenen praktischen Ar-
beit. Er schildert anschaulich die Schwierigkei-
ten, westdeutsche Standards aus der Stadtteilar-
beit auf die neuen Bundesländer und die dortigen
Mentalitäten zu übertragen. Dies erscheint umso
schwieriger, als die Stadtteilarbeit auch noch den
EU-Normen des Förderprogramms „Urban II“
unterlag. „Wer plant hier für wen?“ ist dabei die
Schlüsselfrage. Das „Wer?“ konzentrierte sich
auf einen kleinen Kreis aus Aktiven im Stadtteil
und Vertretern der Stadtverwaltung, die sich zu-
nehmend professionalisierten. So war Bürger-
beteiligung zwar erwünscht, aber nur so weit,
wie die von diesem kleinen Kreis geplanten Pro-
jekte nicht im Kern gefährdet wurden. Beim „für
wen“ kristallisierte sich heraus, dass dieser inne-
re Planungskreis vor allem die Interessen von
Minderheiten wahrnehmen wollte, allerdings als
Stellvertreter, also ohne die Minderheiten selbst
wirklich zu Wort kommen zu lassen. Dies macht
Schmitt an zwei Beispielen deutlich: der Gestal-
tung eines öffentlichen Platzes, auf dem sich vor
allem Wohnungslose trafen und der Anlage eines
Boltzplatzes, der gleichzeitig als Treffpunkt für
Jugendliche diente. Schmitt zeigt mit seiner Ar-
beit die Chancen, aber auch die Grenzen auf, an
die das Konzept der Zivilgesellschaft in Ost-
deutschland stößt.
Karin Urich, Mannheim.

�

KÖTTIG, MICHAELA

Lebensgeschichten rechtsextrem
orientierter Mädchen und junger
Frauen
Biographische Verläufe im Kontext der
Familien- und Gruppendynamik.
Gießen: Psychosozial-Verlag 2004.

Analysen des bundesdeutschen Rechtsextremismus
gruppieren sich, vor allem wenn sie Einstellungs-
und Verhaltsmuster Jugendlicher beziehungsweise
junger Erwachsener zum Gegenstand haben, im
wesentlichen um zwei Pole. Entweder werden ent-

sprechende Phänomene über Zugänge zu Biogra-
phien und Lebenswelten erschlossen, oder aber über
ihre genuin politische Dimension. Der Göttinger
Sozialwissenschaftlerin Michaela Köttig gelingt es
in ihrer qualitativ-empirischen Studie, beide Pers-
pektiven miteinander zu verbinden.

Köttigs Forschungsinteresse richtet sich auf
den Einfluss, der biographischen Erfahrungen bei
der Entwicklung rechtsextremer Orientierungen
und Handlungspotenziale zukommt. Zu diesem
Zweck rekonstruiert sie – auf Basis mehrmonati-
ger teilnehmender Beobachtungen – Interaktions-
prozesse in einer rechten Jugendclique und führt
biographisch-narrative Interviews mit rechtsex-
trem orientierten Mädchen und jungen Frauen
durch, wobei sich die Auswertung des empiri-
schen Materials durch ein hohes Maß an gesell-
schaftswissenschaftlicher Kontextualisierung aus-
zeichnet. Die Autorin vermag überzeugend her-
auszuarbeiten, in welch hohem Maße das politi-
sche Engagement der von ihr untersuchten Mäd-
chen und Frauen mit deren jeweiliger Lebens- und
Familiengeschichte verknüpft sind. Köttig begeht
dabei nicht den Fehler, fremdenfeindliche Einstel-
lungen und rechtsextreme Handlungsweisen in
politischer Hinsicht zu ‚relativieren‘. Ihre Studie
schärft vielmehr den Blick für eine Dimension,
die in Analysen politischen Engagements häufig
vernachlässigt wird – und das nicht nur in Unter-
suchungen zum Rechtsextremismus.
Oliver Geden, Berlin

�

HEINRICH-BÖLL-STIFTUNG

Handreichung für
Bewegungsarchive
Online-Veröffentlichung seit Juli 2004 unter
www.boell.de

Bei einem Workshop der Heinrich-Böll-Stiftung
im Februar 2003, bei dem etwa 40 Archive,
Bibliotheken und andere Dokumentationsstel-
len der sozialen Bewegungen zusammenkamen,
wurde die Idee zu einer Handreichung für Be-
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wegungsarchive geboren. Sie soll Archiven
eine Hilfestellung bieten, trotz knapper Res-
sourcen fachlich professionell zu arbeiten.
Denn in vielen dieser Einrichtungen sind Eh-
renamtliche ohne einschlägige Ausbildung als
Archivare oder Bibliothekare engagiert. Umso
schwieriger ist es für diese interessierten Laien,
graue Literatur und Materialien, die keiner kla-
ren Aktenüberlieferung unterliegen, richtig ein-
zuordnen. Außerdem haben diese alternativen
Einrichtungen in der Regel ein anderes Selbst-
verständnis und eine andere Art, mit Archiva-
liengebern und Nutzern umzugehen. Dennoch
müssen hier natürlich Spielregeln eingehalten
werden.

So beschäftigt sich die Handreichung nach
einem Kapitel über die Bedeutung der Bewe-
gungsarchive zunächst mit der archivischen
Bearbeitung von institutionellen Aktenführun-
gen, Nachlässen und persönlichen Sammlun-
gen. Dann folgt ein Bibliothekskapitel. An-
schließend geht es um Materialien wie Fotos,
Plakate, Videoaufnahmen und ähnliches. Um
Archivmaterial für den Nutzer zu erschließen,
gibt es Hinweise zu Schlagwortkatalogen und
Thesauri. Schließlich nehmen Rechtsfragen
einen großen Raum ein, bezogen auf den Er-
werb und die Nutzung von Archivalien und
natürlich bezogen auf den Urheberschutz und
die persönlichen Rechte der vorkommenden
Personen. Da Archive der sozialen Bewegun-
gen in der Regel auch öffentlich wirksam wer-
den wollen, gibt ein Kapitel „Tipps zur Bil-
dungsarbeit“. All diese Angebote sind jedoch
nur zu realisieren, wenn die Archive auch über
eine finanzielle Ausstattung verfügen. Deshalb
schlägt die Handreichung ein einfaches Quali-
tätsmanagement vor, damit das Einwerben von
Drittmitteln leichter fällt. Abgerundet wird die
Handreichung durch ein Glossar mit Fachbe-
griffen.

Karin Urich, Mannheim
HAN, PETRUS

Soziologie der Migration
Erklärungsmodelle – Fakten – Politische
Konsequenzen– Perspektiven.
Stuttgart: Lucius & Lucius, 2. ergänzte und über-
arbeitete Auflage 2004.

Zur Zeit leben in der Bundesrepublik 14 Millionen
Menschen mit Migrationshintergrund. Lebensla-
gen sowie kulturelle, religiöse und politische Ori-
entierungen dieses Bevölkerungsanteils seien sehr
heterogen, erklärte die Integrationsbeauftragte der
Bundesregierung im Juni 2005, „Multikulturalität
ist eine Tatsache, Integration ist eine Aufgabe.“

Dieser Band leistet eine selektive und gleich-
zeitig umfassende Einführung in „migrationssozi-
ologische Zusammenhänge“(4). Hans Anspruch
ist es, Praktikern, die im Bereich der Integration
von Migranten arbeiten, zugeschnittenes „pro-
blemorientiertes Fachwissen“(2) zu vermitteln.
Theoretische Ansätze zur Situation der Zuwande-
rer in der Bundesrepublik bettet er ein in einschlä-
gige Migrationstheorien und die Analyse globaler
Entwicklungen, wobei er sich am Modell der
„Push und Pull-Faktoren“(16) orientiert.

Im Kontrast zu einem ausschließlich als kul-
turelle ‚Toleranz‘ verstandenen, auf einer
„geistige(n) Haltung der Gleichgültigkeit und des
Desinteresses“ (373) basierenden Multikultura-
lismus, sieht Han in der strukturellen Integration
der Migrantinnen und Migranten eine der drän-
gendsten gesellschaftspolitischen Aufgaben der
Bundesrepublik. Nur soziökonomische Integra-
tion könne  Gefahren von Ethnisierung und eth-
nischer Mobilisierung in einer pluralistischen
deutschen Gesellschaft abwenden. Eine gesell-
schaftsübergreifende „Bewusstseinsänderung“
(373) der Anerkennung von Pluralität und Diffe-
renz sei nur auf der Basis einer Gewährung lega-
ler, politischer und sozialer Bürgerrechte für die
Bevölkerung mit Migrationshintergrund möglich.
Leider wird Han hier – gerade aus der Perspekti-
ve der Sozialarbeit – nicht konkreter: Beispiels-
weise wird das Problem einer bislang geschei-
terten Integration junger Migrantinnen und Mig-
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ranten im Bereich von Bildung und Ausbildung
nicht angesprochen.

Beginnend mit Begriffsklärungen und Mig-
rationstheorien (Kapitel 1), wird auf die struk-
turellen Ursachen weltweiter Migrationsbewe-
gungen eingegangen (Kapitel 2). Theorien zur
Verarbeitung der Migration fokussieren psy-
chosoziale Aspekte (Kapitel 3), gefolgt von
Analysen zur Marginalisierung der Zugewan-
derten auf Gruppenebene (Kapitel 4). Abschlie-
ßend werden unterschiedliche Ansätze des Mul-
tikulturalismus  sowie Theorien der Integration
behandelt. Mit einer kritischen Diskussion des
Multikulturalismuskonzepts für die Bundesre-
publik endet der Band (Kapitel 5).

Anja Löwe, Berlin
�

Newsletter Bewegungsforschung
Das Forschungsjournal Neue Soziale Bewegun-
gen möchte künftig in einem Newsletter einen
Überblick über laufende Forschungsvorhaben
zum Bereich Neue Soziale Bewegungen infor-
mieren. Deshalb sind alle Forscher, Studenten
und Forschungseinrichtungen aufgerufen, ent-
sprechende Projekte an das Forschungsjournal
zu melden. Sie werden dann auf der Internet-
Seite des Forschungsjournals (www.fjnsb.de)
veröffentlicht.

Benötigt werden folgende Angaben: 1. Titel
des Vorhabens, 2. Zeitraum, auf den sich das
Projekt bezieht, 3. Name und Anschrift des Be-
arbeiters, 4. Name und Anschrift der Instituti-
on, an der die Arbeit entsteht, 5. Name und An-
schrift des Betreuers, 6. Art und Stand der Ar-
beit (Abschlussarbeit, Projekt, Dissertation etc.),
7. Laufzeit des Forschungsvorhabens, 8. Art
der Finanzierung.

Diese können per Post (Karin Urich, Hoher
Weg 15, 68307 Mannheim oder per E-Mail
(DrKarinUrich@aol.com) an die Rubrikverant-
wortliche übermittelt werden.
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Brigitte Geißel, Zivilgesellschaft und Local Governance: Good Fellows?
FJ NSB 3/2005, S. 19-28
Der Beitrag informiert über aktuelle Debatten und empirische Studien zur Beteiligung von zivilge-
sellschaftlichen Akteuren bei lokalen Governance-Prozessen. Arbeiten zu unterschiedlichen Län-
dern, Themen und Beteiligungsmodellen bieten erstaunlich ähnliche Ergebnisse: Insgesamt zeich-
net sich eine relative Desillusionierung ab. Als Erfolg versprechend erwiesen sich erstens norma-
tive Vorgaben ‚von oben‘(international, supranational, national), zweitens die Bereitstellung von
Infrastruktur, drittens ein hohes Niveau an lokalem Soziakapital und viertens ein überschaubares
Problem, von dem viele zivilgesellschaftliche Akteure betroffen waren.

Brigitte Geißel, Civil society and local governance: good fellows? FJ NSN 3/2005, pp 19-28
The article provides an overview of current debates and empirical studies on the participation of
civil society actors in processes of local governance. Studies on different countries, topics and
participation models show strikingly similar results: Disillusionment on the part of local actors is
widespread. Successful processes were characterized by four factors: firstly international, supra-
national and/or national participative norms, secondly the supply of institutional arrangements for
participative processes, thirdly a high level of local social capital and fourthly problems with a low
complexity and a high personal concern for the actors.

Annette Zimmer, Vom Ehrenamt zum Bürgerschaftlichen Engagement. Einführung in den Stand
der Debatte, FJ NSB 3/2005, S. 29-38
Bürgerschaftliches Engagement als Top-Thema der Sozialwissenschaften wird aktuell vorrangig
von der ‚Angebotsseite‘ der Engagierten behandelt, während die ‚Nachfrageseite‘ der Organisati-
onen sowie der Governance-Strukturen, in die das Engagement einbettet ist, bisher eher ausgeblen-
det sind. Der vorliegende Beitrag geht auf den Bedeutungsunterschied zwischen Ehrenamt und
bürgerschaftlichem Engagement ein, wobei die lange Tradition des Rekurses auf ehrenamtliche
Tätigkeit im Kontext gemeindlicher Selbstverwaltung behandelt wird. Daran anschließend wird
bürgerschaftliches Engagement in seinem Facettenreichtum und in seiner unterschiedlichen Funk-
tionswahrnehmung von Seiten der Bürger und Bürgerinnen diskutiert.

Annette Zimmer, From honorarity to civic engagement. An introduction to the debate, FJ NSB 3/
2005, pp. 29-38
Civic engagement has become a hot issue in the political debate in Germany. However, empirical
studies analyse the topic primarily by focusing on the ,supply-side‘ of civic engagement, whereas
the ,demand-side‘ consisting of voluntary organisations and specific embeddedness or governance
structure are hardly taken into consideration. The article draws our attention to the fact that the shift
from honorarity (Ehrenamt) to civic engagement (bürgerschaftliches Engagement) constitutes a
significant semantic change in Germany. Honorarity looks back upon a long history of embedded-
ness in public administration and community self-governance. Civic engagement in contrast to
honorarity is a multifaceted term encompassing many meanings, functions and role identifications.

Abstracts
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Adalbert Evers, Mehr als Regulierung. Zur Rolle kommunaler Politik und Verwaltung am Bei-
spiel der Kindertagesstätten, FJ NSB 3/2005, S. 39-47
Auch in der lokalen Planung sozialer Dienste  gibt es eine starke Tendenz, zu versuchen, durch die
Einrichtung einer Kombination von Marktmechanismen und ergänzender Regulationen Subsyste-
me zu schaffen, bei denen Politik und Verwaltung lediglich von Fall zu Fall einige Parameter zu
ändern haben. Am Beispiel der Kindertagesstättenpolitik in den Städten Frankfurt und München
wird gezeigt, dass von Politik und Verwaltung mehr gefordert ist – kooperative  und aktivierende
Politiken gegenüber einer Vielzahl von Partnern. Für die Entwicklung politischer Handlungsmög-
lichkeiten kommt es nicht nur auf die richtigen Anreize und institutionellen Arrangements an,
sondern vor allem auch auf die Pflege des sozialen Kapitals an entsprechenden Kompetenzen,
Einstellungen und Vertrauenskapital.

Adalbert Evers, More than regulation. On the role of local authorities – The example of day-care
centers, FJ NSB 3/2005, pp 39-47
In local social service planning there is as well a strong tendency, to try by implementing a
combination of market mechanisms and complementary regulatory arrangements to create subsys-
tems, where policy and administration have only to intervene casually in order to change this or that
parameter. Taking the example of child care policies in the cities of Frankfurt and Munich the article
demonstrates that policy and administration have to do more: facing a plurality of different partners
they must develop a cooperative and activating policy. Developing acting capacity does not only
presuppose the right incentives and institutional arrangements but above all as well to cultivate the
social capital of corresponding competences, attitudes and trust.

Lilian Schwalb, Wer und wohin steuert die lokale Kulturpolitik? Public Private Partnerships in
der Kulturfinanzierung, FJ NSB 3/2005, S. 48-57
Die Entwicklung hin zu abnehmenden öffentlichen Geldern für traditionell staatlich getragene
lokale Kulturinstitutionen und -projekte in Deutschland geht einher mit neuen Formen kooperativer
Arrangements: Akteure des privaten Sektors werden in den politischen Prozess eingeschlossen.
Die Beziehungen zwischen BürgerInnen, PolitikerInnen, der Verwaltung, Unternehmen und Dritt-
Sektor-Organisationen ändern sich. Der Beitrag diskutiert einen Ansatz zur Erklärung der Koope-
rationen lokaler Akteure, aktueller Formen lokalen Regierens und ihrer Konsequenzen am Beispiel
des Kulturbereichs.

Lilian Schwalb, Governance and public private partnerships in the field of culture and the arts, FJ
NSB 3/2005, pp 48-57
The development of diminishing public resources for formerly state-aided local cultural institutions
and projects in Germany comes along with new forms of cooperative arrangements: Actors of the
private sector are included in the political process. The relationship between the citizens, the public
representatives, the administration, enterprises and third sector organisations is changing. The
paper is attempting to discuss an approach to the explanation of local actors’ cooperation, to current
forms of local governance and  their consequences in the field of culture and the arts.
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Margit Mayer, Drittsektor-Organisationen in der Politik gegen soziale Ausgrenzung. Neue Part-
ner der Verwaltung? FJ NSB 3/2005, S. 58-68
Jüngste Reformen in der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sowie das Bund-Länder-Programm ,Die
Soziale Stadt‘ sehen die Aktivierung und Partizipation betroffener sozialer Gruppen sowie interme-
diärer Organisationen vor. Die damit staatlicherseits zur Verfügung gestellten Instrumente beein-
flussen die Arbeitsbedingungen und Handlungsperspektiven der freien Träger. Sie konkurrieren
nun in einem Markt um Verträge und sind gleichzeitig mit restriktiveren Förderbedingungen kon-
frontiert. An Hand von Ergebnissen aus einer empirischen Studie zu Berlin leuchtet der Beitrag die
Handlungsoptionen der freien Träger unter diesen Bedingungen aus und problematisiert vor die-
sem Hintergrund zentrale Annahmen der Drittsektor-Forschung.

Margit Mayer, Third sector organisations in policy against social exclusion. New partners of the
public administration? FJ NSB 3/2005, pp 58-68
Recent reforms in German labour market and social policies and the new federal-state program ,The
Social City‘ emphasize the activation and participation of the targeted social groups as well as of
intermediary organizations. The instruments provided by the new programs impact the working
conditions and options of the nonprofits, which now have to compete in a market for contracts and
face, at the same time, more restrictive funding conditions. Building on the findings of a Berlin
empirical study, the article explores the options open to them under these conditions and uses the
findings to challenge some central assumptions in third sector research.

Wolfgang Vortkamp, Integration durch Partizipation. Aktives Bürgerengagement und die Rolle
von Vereinen in Ostdeutschland, FJ NSB 3/2005, S. 69-83
Zivilgesellschaft und local governance sind gleichermaßen auf die Aktivitäten und die Partizipation
der Bürgerinnen und Bürger angewiesen. Bürgerschaftliches Engagement setzt jedoch eine spezi-
fische Integration der Beteiligten voraus. Den Vereinen, die als das institutionelle Zentrum der
Zivilgesellschaft gelten, wird eine zentrale Rolle bei der Integration und der Genese einer bürger-
schaftlichen Gesinnung zugeschrieben. Im skizzierten Forschungsprojekt wurden die spezifischen
Integrationsleistungen von Vereinen in Ostdeutschland untersucht. Entscheidendes Kriterium ge-
sellschaftlicher Integration, so zeigen die Ergebnisse, ist nicht, wie optimistische Theorien anneh-
men, die bloße Mitgliedschaft in Vereinen. Sie ist vielmehr entscheidend von der sozial-politischen
Positionierung der jeweiligen Organisationen und deren Strukturen abhängig. Insbesondere korre-
liert mit einer hohen Integration aber vor allem die aktive Partizipation der ehrenamtlich Tätigen im
Vereinswesen.
Nicht nachgewiesen werden konnte im Rahmen dieser Untersuchung, dass Integration in den
Vereinen selbst entsteht.

Wolfgang Vortkamp, Integration through participation. Active civil engagement and the role of
voluntary organisations in East Germany, FJ NSB 3/2005, pp. 69-83
Civil society and local governance fundamentally rely on the active participation of citizens and
therefore, on their integration. Voluntary organizations, the so called institutional heart of civil
society, are considered to play a vital role in citizenship building. Therefore, one would expect
members of voluntary organizations to be well integrated on a social level. Using data from
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voluntary organizations of an East German city, research shows that this does not necessarily have
to be the case. The results of the described survey demonstrate that, contrary to more optimistic
theories, mere membership in voluntary organizations is not sufficient to foster societal integration.
The survey concludes that the structure of voluntary organizations, their social standing and poli-
tical affiliations all influence how well citizens are integrated. Most important, however, is the
active participation of their honorary members. The parameters of the survey could not prove
whether integration itself is initiated inside voluntary organizations.

Christoph Haug, Simon Teune, Mundo Yang, Von Porto Alegre nach Berlin. Lokale Sozialfo-
ren in Deutschland, FJ NSB 3/2005, S. 84-90
Die Autoren zeichnen in ihrem Beitrag die Umsetzung der Sozialforumsidee auf lokaler Ebene in
Deutschland nach. Obwohl die in Deutschland entstandenen Foren durchaus unterschiedlich sind,
lassen sich grundlegende Konflikte zwischen der ursprünglichen, auf das Weltsozialforum in Porto
Alegre zurückgehenden Idee und den lokalen Foren aufzeigen. Diese werden anhand des Beispiels
der ‚Initiative für ein Berliner Sozialforum’ herausgearbeitet. Hierzu zählen vor allem die Homoge-
nisierung der Akteursgruppen und die Art der Positionierung der Foren in der lokalen Politik.
Lokale Sozialforen in Deutschland haben überdies stark von den Protesten gegen die Hartz-Refor-
men profitiert und konnten den daraus entstehenden Mobilisierungsschub durch das Aufgreifen
lokaler Themen nutzen. Offen bleibt allerdings, ob es den Foren gelingt, die Brücke zu globalen
Entwicklungen zu schlagen und damit das Engagement zu konsolidieren.

Christoph Haug, Simon Teune, Mundo Yang, From Porto Alegre to Berlin. Local social forums
in Germany, FJ NSB 3/2005, pp. 84-90
In their article the authors describe the translation of the idea of a social forum to the local level.
Although the local social forums in Germany differ in many ways, basic conflicts to the original
idea stemming from the World Social Forum in Porto Alegre can be determined. Recurring to the
example of the ,Initiative for a Social Forum in Berlin‘ (‚Initiative für ein Berliner Sozialforum‘)
these conflicts are shown. They include the developing homogeneity of the groups of actors and the
way of positioning of the forum itself in the sphere of local politics. The local forums in Germany
have also profited from the protests against the so-called Hartz-reforms; by concentrating on local
issues the forums have been able to use the mobilization induced by the reforms. It is yet undecided
whether the forums will manage to also work on global issues and by this help to consolidate the
commitment.

Sandra Kotlenga, Rahmenbedingungen und Gestaltungsmöglichkeiten gemeinnütziger Organi-
sationen in der lokalen Beschäftigungspolitik, FJ NSB 3/2005, S. 91-96
Ausgehend von den Ergebnissen einer Untersuchung über Finanzierungsstrukturen und Beschäf-
tigungssituation von gemeinnützigen Organisationen befasst sich die Autorin mit den sozialpoliti-
schen Rahmenbedingungen der Arbeit und Aktivitäten dieser Organisationen sowie mit den Aus-
wirkungen der aktuellen beschäftigungspolitischen Umstrukturierungen. Im Fokus stehen dabei
Vereine aus den Bereichen Soziales, Kultur und Sport. Abschließend werden Gestaltungsmöglich-
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keiten gemeinnütziger Organisationen im Kontext einer stärker regionalisierten Beschäftigungspo-
litik ausgelotet.

Sandra Kotlenga, General conditions and options of non-profit-organisations in the local emplo-
yment policy, FJ NSB 3/2005, pp. 91-96
Within the ESF-funded project ,instruments and effects‘ a study on financing structures and the
employment situation in non-profit organizations has been realized. Based on these findings the
author discusses the socio-political context of work and activities in these organisations and the
effects of the present reforms of employment policy. Finally, the scope of action of non-profit-
organizations will be explored in the context of a more regionalized employment policy.

Thorsten Hallmann, Vereine, lokale Politik und Demokratie, FJ NSB 3/2005, S. 97-102
Inwieweit fördern Vereine Demokratie und nehmen als zivilgesellschaftliche Akteure Einfluss auf
die lokale Politik? Die erste Gesamterfassung der Vereinslandschaft einer Stadt zeigt, dass in
Münster tatsächlich ein Großteil der Vereine entlang gesellschaftspolitisch absehbarer Konfliktlini-
en tätig ist. Obschon in diesen Themenfeldern eine zivilgesellschaftliche Infrastruktur besonders
ausgebaut ist, sollte sich die Einschätzung demokratisierender Potenziale bürgerschaftlicher Akti-
vitäten nicht auf eine Untersuchung der institutionellen Vorrausetzungen der Zivilgesellschaft be-
schränken. Demgegenüber erscheint ein Blick auf die politische Kultur vor Ort ergiebiger. Daher
plädiert der Autor für eine verstärkte Konzentration auf die Sphäre zivilgesellschaftlicher Konflikt-
austragung und bürgerschaftlicher Selbstorganisation sowie für eine verstärkte Einbeziehung dis-
kursanalytischer Verfahren.

Thorsten Hallmann, Associations, local politics and democracy, FJ NSB 3/2005, pp 97-102
This article elaborates on the extent to which associations – one of the main forms of institutiona-
lized self-organisation of citizens – foster democracy and influence local policies. With data from
the first comprehensive study of all associations within a certain city, the article shows that the main
share of associations is in fact working along social policy cleavages. However, even if there is a
remarkable civil society infra structure in certain policy fields, an institutional approach on civil
societies’ activities cannot give an adequate insight in their potentials for democratization. A closer
look on the local democratic culture is needed. Against this backdrop, the article concludes that the
institutional approach should be combined with the methods of qualitative discourse analysis, in
order to obtain a better understanding of the real political impacts of associations in the various
processes of civil society deliberations.
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